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Vorwort

Das MEMORANDUM 2012, das Ende April auf einer Pressekonfe-
renz in Berlin der Öffentlichkeit vorgelegt wurde, gliedert sich wie in 
den vergangenen Jahren in zwei Teile:

I. 	 Die Kurzfassung wurde bis Ende März von über 1.000 Wirtschafts-
wissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern, Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern durch ihre Unterschrift unterstützt.

II. 	Die Langfassung enthält ausführliche Erläuterungen und Begrün-
dungen für die Kurzfassung. An der Vorbereitung und Ausarbei-
tung war ein großer Kreis von Wirtschaftswissenschaftlerinnen und  
-wissenschaftlern aktiv beteiligt. Auf zwei Wochenendtagungen der 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik wurden die Grund-
positionen erarbeitet und diskutiert und von einer Endredaktion 
Mitte Februar in die vorliegende Fassung gebracht.

*   *   *

Mehr Informationen über die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts­
politik sind im Internet zu finden (www.alternative-wirtschaftspolitik.
de). Dort finden sich eine Liste aller Publikationen der Gruppe, Einla-
dungen zu Tagungen, aktuelle Veröffentlichungen einzelner Mitglieder 
der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik sowie Termine und 
Einladungen.

Kontaktanschrift:
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik
Postfach 33 04 47
28334 Bremen
E-Mail: memorandum@t-online.de
Internet: www.alternative-wirtschaftspolitik.de
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1 	 Konjunktur, Arbeitsmarkt und „Schuldenbremse“: 
	 gravierende Fehlentwicklungen 

1.1 	 Zwischen Stagnation und Rezession

Überrascht vom schnell einsetzenden und vor allem unerwartet kräf-
tigen Aufschwung nach der Weltwirtschaftskrise, hatten die großen 
Wirtschaftsforschungsinstitute bis zur Mitte des vergangenen Jahres 
ihre zunächst pessimistischen Wachstumsprognosen revidiert. Am 
Ende beliefen sich die Wachstumsprognosen für 2011 auf bis zu vier 
Prozent. Auch 2012 sollte sich der Aufschwung nach den Prognosen 
der meisten Institute weiter fortsetzen. Für dieses Jahr wurde – etwa 
in der Gemeinschaftsdiagnose der führenden deutschen Wirtschafts-
forschungsinstitute vom Frühjahr 2011 – ein weiteres Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) von zwei Prozent prognostiziert. Damit 
unterstützen die Institute die zweckoptimistische Einschätzung des 
ehemaligen Wirtschaftsministers Brüderle, der Deutschland bereits im 
Herbst 2010 einen anhaltenden XXL-Aufschwung bescheinigte.

Von der herrschenden Politik wurden derartige positive Zukunfts
einschätzungen gerne aufgegriffen und weiter bestärkt, bestätigten sie 
doch die verfolgte Richtung eines grundsätzlichen „Weiter so!“. So 
konnten auch Debatten um die Wachstumsschwäche Deutschlands 
in der Zeit von 2000 bis 2005, also vor der Krise, erstickt werden. 
Inzwischen deutet sich aber schon wieder eine gesamtwirtschaftliche 
Abkühlung an. Die Institute erwarten für 2012 nur noch eine Zunah-
me des BIP von 0,9 Prozent bis zu einer Abnahme von 0,1 Prozent. In 
Worst-Case-Szenarien wird auch ein noch erheblich stärkerer Einbruch 
nicht ausgeschlossen.

Die starke Exportorientierung macht die deutsche Ökonomie ex-
trem abhängig von der wirtschaftlichen Entwicklung in anderen Län-
dern. Die Weltwirtschaftskrise 2009 hatte Deutschland deshalb be-
sonders stark getroffen. Auch die schnelle Erholung nach der Krise ist 
nicht ohne die wirtschaftliche Belebung in vielen Staaten zu verstehen. 
Jetzt ist es vor allem die Krise in der Eurozone, die die wirtschaftlichen 
Aussichten für Deutschland eintrübt. Sogar eine Rezession ist nicht 
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auszuschließen. Die zurückhaltende Reallohnentwicklung und die Un-
gleichverteilung von Einkommen und Vermögen in Deutschland sind 
maßgeblich für die derzeitige Situation verantwortlich. In der Vergan-
genheit hatte beides erheblich zur Stärkung der Exportorientierung der 
deutschen Wirtschaft beigetragen; parallel dazu wurde die Binnenwirt-
schaft geschwächt.

Wie ausführlich in den MEMORANDEN der Arbeitsgruppe Al­
ternative Wirtschaftspolitik der letzten Jahre dargelegt, ist die Export
orientierung in Deutschland für die weltweite Finanz- und Wirtschafts-
krise mitverantwortlich. Zwischen 2000 und 2011 stieg der reale Wa-
renexport Deutschlands um rund 78 Prozent. 2011 erreichte er ein 
Volumen von 1,06 Billionen Euro. Im gleichen Zeitraum legte das reale 
Bruttoinlandsprodukt nur um knapp 13 Prozent zu. Warenexporte sind 
dabei ein Merkmal zunehmender internationaler Arbeitsteilung und 
wachsender wirtschaftlicher Verflechtung. Sie sind für sich genommen 
noch kein Problem. Höchst problematisch wird es allerdings, wenn ein 
Land ständig mehr Waren und Dienstleistungen aus- als einführt. Einem 
solchen Exportüberschuss steht spiegelbildlich das gleich große Defizit 
anderer Staaten gegenüber. Seit der Einführung des Euro weist Deutsch-
land einen erheblichen Überschuss auf, der sich seit 2002 in jedem Jahr 
auf mehr als 80 Milliarden Euro beläuft. 2011 betrug der Überschuss 
sogar ca. 133 Milliarden Euro. Dieser permanente Überschuss bedeutet, 
dass Deutschland über einen längeren Zeitraum gesamtwirtschaftlich 
nicht über, sondern unter seinen Verhältnissen gelebt hat.

Die deutschen Leistungsbilanzüberschüsse bedingen eine Verschul-
dung der Staaten, gegenüber denen Deutschland Exportüberschüsse er-
zielt. So kommt es zwischen den Ländern zu wirtschaftlichen Ungleich-
gewichten. Die Staaten mit Importüberschüssen müssen sich immer 
stärker bei den Exportüberschussländern verschulden. Im Jahr 2010 
betrugen allein die Nettoforderungen der deutschen Banken gegenüber 
dem Ausland (Banken und Nichtbanken) 960 Milliarden Euro. 

Die Abkehr von der Exportorientierung und der damit verbun-
denen Erzielung hoher Leistungsbilanzüberschüsse ist eine wichtige 
Voraussetzung für die Bewältigung der europäischen Krise. Die deut-
sche Bundeskanzlerin Angela Merkel sieht dies aber dezidiert anders. 
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Bereits im März 2009 formulierte sie die Leitlinien ihrer Politik, an 
denen sie bis heute festhält: „Ein generelles Umsteuern der deutschen 
Volkswirtschaft lehne ich ab. Mein Ziel ist, dass das Land Exportwelt-
meister bleibt.“ 

Entsprechend der vorherrschenden Ideologie wurde die positive Ent-
wicklung der Jahre 2010 und 2011 vor allem mit der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit, der grundsätzlich „gesunden“ wirtschaftlichen 
Basis und der Leistungsstärke der deutschen Ökonomie in Verbindung 
gebracht. Diese Interpretation verhindert, die Grenzen dieser Entwick-
lung zu erkennen. Die Wachstumsstärke der vergangenen beiden Jahre 
wäre ohne die nationalen wie internationalen Konjunkturprogramme 
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undenkbar gewesen. Es wird langfristig auch kaum möglich sein, stän-
dig wachsende Exportüberschüsse zu erzielen. Als Wachstumstreiber 
sind solche Überschüsse – wie die Krise 2009 gezeigt hat und wie die 
aktuelle Entwicklung zu zeigen droht – mit erheblichen Risiken behaf-
tet. Eine Kompensation der außenwirtschaftlichen Impulse kann nur 
in einer Stärkung der Binnennachfrage liegen, da der Außenhandel als 
Wachstumstreiber aufgrund der international aufgelaufenen Verschul-
dungssituation tendenziell nicht mehr wie in der Zeit vor der Krise zur 
Verfügung steht.

Für eine derartige Kompensation wurden bislang allerdings nicht 
die richtigen Weichen gestellt. Statt Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Binnennachfrage stärken, wurde über lange Zeit das Gegenteil getan. 
Statt etwa einen gesetzlichen Mindestlohn in Deutschland einzuführen, 
den öffentlichen Dienst zur beispielgebenden „Lohnlokomotive“ zu 
machen und die Lohnbremsen der Agenda 2010 zu korrigieren, wur-
den umfassende Kürzungspakete – euphemistisch als „Sparpakete“ 
bezeichnet – geschnürt, die die Binnennachfrage weiter unter Druck 
setzen. Damit aber nicht genug: Die so ausgestaltete deutsche Wirt-
schaftspolitik wird inzwischen als Vorbild für die gesamte Europäische 
Union gepriesen. 

Dies ist ein unverantwortliches und auch ökonomisch nicht halt-
bares Handeln. Sollte Deutschland als größte Volkswirtschaft in der EU 
weiter den Weg einer schwachen Lohnentwicklung gehen und damit 
hinsichtlich des Anstiegs der Lohnstückkosten das Schlusslicht inner-
halb der Union bleiben, so würden die Länder mit Leistungsbilanzdefi-
ziten wie Griechenland, Portugal, Spanien, Italien und Frankreich dau-
erhaft nicht in der Lage sein, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. 
Sie müssten dann, da in der Währungsunion keine Abwertungen zur 
Korrektur der Wechselkurse möglich sind, ihre Lohnstückkosten deut-
lich senken. Das ginge kurzfristig nur durch massive Lohnsenkungen. 
In der Folge würden dann aber die Binnennachfrage und das Wachstum 
weiter einbrechen. Zudem würden unter solchen Bedingungen notwen-
dige strukturelle Reformen extrem erschwert. 
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1.2 	 Prekärer Aufschwung am Arbeitsmarkt

Der Arbeitsmarkt hat in Deutschland im Jahr 2011 von einer unge-
wöhnlichen Konstellation profitiert: Das Wirtschaftswachstum war 
für bundesdeutsche Verhältnisse mit drei Prozent ausgesprochen hoch; 
die Produktivitätsentwicklung je Erwerbstätigenstunde blieb dagegen 
mit 1,3 Prozent recht schwach. Nach dem kräftigen Einbruch in der 
Krise 2009 hat sich die Produktivität damit noch längst nicht wieder 
erholt, obwohl das Bruttoinlandsprodukt wieder das Vorkrisenniveau 
erreicht hat. Die Beschäftigungsschwelle liegt folglich relativ niedrig.

Angesichts der aus Beschäftigungssicht günstigen makroökono-
mischen Konstellation war der Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen 
um 541.000 (1,3 Prozent) auf 41,09 Millionen eher gering. Außer 
Kalendereffekten im Jahr 2011 war die verlängerte Arbeitszeit dafür 
verantwortlich. Das Arbeitsvolumen stieg um 1,6 Prozent. Die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist mit 2,4 Prozent sogar 
stärker gestiegen als die Zahl der Erwerbstätigen.

Die Arbeitslosenquote (der „registrierten Arbeitslosigkeit“) bezogen 
auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen betrug 2011 7,9 Prozent 
(2010: 8,6 Prozent). Das ist im Vergleich zu den letzten Jahren zwar 
ein deutlicher Rückgang, aber an der seit Mitte der 1970er Jahre be-
stehenden Massenarbeitslosigkeit ändert es nichts. 

Auch die Unterbeschäftigung nach den Berechnungen der Bundes
agentur für Arbeit (BA) ist rückläufig. 2011 belief sie sich noch auf 
4,152 Millionen Personen (ohne Kurzarbeit). Damit ist die Unter
beschäftigung stärker zurückgegangen als die „registrierte Arbeitslo-
sigkeit“. Grund dafür ist der weitere Abbau der aktiven Arbeitsmarkt-
politik. Diese entlastet den Arbeitsmarkt inzwischen kaum noch. Als 
Instrument zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit ist sie von der Politik 
inzwischen weitgehend aufgegeben worden. 

Von einer Vollbeschäftigungssituation ist Deutschland mit 3,1 Mil-
lionen „registrierten Arbeitslosen“ bzw. 4,1 Millionen Unterbeschäf-
tigten im Januar 2012 weit entfernt. Arbeitslosigkeit bleibt der größte 
soziale Missstand in diesem Land, zumal auch in den höheren Zahlen 
der Unterbeschäftigung nicht die gesamte Beschäftigungslücke erfasst 
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wird. So fehlen alle Personen, die sich in der so genannten „Stillen 
Reserve“ befinden, sich also aus unterschiedlichen Gründen nicht als 
arbeitssuchend gemeldet haben, obwohl sie gerne arbeiten würden. 

In der Zeit zwischen 2000 und 2011 hat es einen Anstieg der Er-
werbstätigenzahlen (abhängig Beschäftigte plus Selbstständige) von 
39,4 Millionen auf 41,1 Millionen, also um 1,7 Millionen Erwerbs-
tätige oder um 4,3 Prozent gegeben. Das ist der höchste Stand in der 
Geschichte der Bundesrepublik. Möglich wurde diese scheinbare Er-
folgsgeschichte aber nur durch eine Verkürzung der Arbeitzeit unter 
prekären Bedingungen, wie sie durch die Hartz-Reformen erreicht wur-
de. Die jahresdurchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigen ging 
von 1.471 Stunden (2000) auf 1.414 Stunden (2011) zurück, also um 
3,9 Prozent.

Das gesamte Arbeitsvolumen aber nahm von 2000 bis 2011 nur 
marginal um 0,3 Prozent zu. So wurden im Jahr 2000 insgesamt 
57,9 Milliarden Arbeitsstunden in Deutschland geleistet, 2011 waren 
es 58,1 Milliarden Stunden. Dahinter verbergen sich allerdings erheb-
liche konjunkturelle Bewegungen. Bis 2005 ging das Arbeitzeitvolu-
men massiv zurück und erreichte mit 55,8 Milliarden Stunden seinen 
bisher geringsten Wert. In den Aufschwungjahren 2006 bis 2008 und 
2010/2011 stieg es dagegen an. Im Jahr 2011 war das Arbeitsvolumen 
erstmals größer als im Jahr 2000. 

Die Prekarisierung der Erwerbsarbeit bleibt auch im Aufschwung 
das vorherrschende Problem auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Ein As-
pekt ist dabei die wachsende Zahl von Teilzeitbeschäftigten. Von 2000 
bis 2011 hat die Zahl der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer von 25,7 Millionen auf 23,9 Millionen oder um 7,0 Pro-
zent abgenommen. Dagegen hat die Zahl der Teilzeitbeschäftigten von 
9,6 Millionen auf 12,6 Millionen oder um 31 Prozent zugenommen. 
Von den Teilzeitbeschäftigten suchen dabei rund zwei Millionen – zu-
meist Frauen – eine Vollzeitstelle, finden bzw. bekommen aber keine. 
Die Prekarisierung zeigt sich jedoch auch bei den inzwischen 7,4 Millio-
nen Mini-Jobs, die häufig mit Niedrigst- und Armutslöhnen verbunden 
sind. Inzwischen arbeiten 6,5 Millionen abhängig Beschäftigte oder jede 
bzw. jeder Fünfte für Niedriglöhne unter 8,50 Euro brutto je Stunde. 
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Gut eine Million Beschäftigte bekommen sogar einen Bruttostunden-
lohn von weniger als fünf Euro. Im Jahr 2010 gab es rund 1,4 Millio-
nen Menschen in Deutschland, deren zu geringes Arbeitseinkommen 
durch Hartz IV aufgestockt werden musste. Das waren 4,4 Prozent 
mehr als 2009, 4,7 Prozent mehr als 2008 und 13,5 Prozent mehr 
als 2007. Zudem haben Leiharbeit, Werkverträge und Befristungen 
die Einkommen und Lebensperspektiven massiv verschlechtert. Jeder 
zweite neu abgeschlossene Arbeitsvertrag basiert inzwischen auf einem 
befristeten Arbeitsverhältnis.
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Die stark ansteigende Zahl von Selbstständigen um mehr als zehn 
Prozent zwischen 2000 und 2011 ist wesentlich auf eine wachsende 
Zahl von Einzelunternehmern mit dem Status von „Scheinselbststän-
digen“ zurückzuführen. 

Obwohl der Arbeitsmarkt nach wie vor durch Massenarbeitslosig-
keit geprägt ist, wird von Arbeitgeberseite mit Unterstützung aus Poli-
tik, Wissenschaft und Medien eine breite Debatte über fehlende Fach-
kräfte geführt. Ausgehend von Problemen der Arbeitgeber, in einzelnen 
Teilarbeitsmärkten (regional und nach Qualifikationen) freie Stellen zu 
besetzen, wird auf einen allgemeinen Fachkräftemangel geschlossen. 
Defizite auf Teilarbeitsmärkten lassen sich beispielsweise durch Qua-
lifikationsmaßnahmen – hier sind klagende Unternehmen oft selbst in 
der Verantwortung – beheben. Für einen allgemeinen Fachkräftemangel 
gibt es dagegen keine wissenschaftlichen Befunde. So widerlegte das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) empirisch die Be-
hauptung, es gebe einen akuten und umfassenden Fachkräftemangel. 
Auch die Bundesagentur für Arbeit kommt zu einem negativen Ergeb-
nis: „Die Entwicklung der Vakanzzeit und die Relation von Arbeits
losigkeit zu gemeldetem Stellenangebot in 2011 erlauben es nicht, von 
einem generellen Fachkräftemangel zu sprechen. Auf 100 gemeldete 
Stellen für sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
kamen immer noch 689 Arbeitslose.“ Zudem weisen die Ergebnisse 
des IAB-Betriebspanels nicht auf einen besonderen Fachkräftemangel 
hin. Darüber hinaus spricht die aktuelle Lohnentwicklung eindeutig 
dagegen. Läge an den Arbeitsmärkten tatsächlich eine Verknappung 
vor, so müsste ein entsprechend starker Lohnanstieg festzustellen sein. 
Dies ist aber nicht der Fall. 

1.3 	 „Schuldenbremse“ führt zum Sparzwang

Die im Juni 2009 ins Grundgesetz geschriebene „Schuldenbremse“ 
ist ein großer wirtschaftspolitischer Fehler. Diese „Schuldenbremse“ 
zwingt den Bund und die Länder unter der Voraussetzung nicht stei-
gender Steuereinnahmen zum Abbau von Staatsausgaben, insbeson-
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dere bei den Beschäftigten bzw. Personalaufwendungen und im Sozial-
bereich. Von einer solchen Kürzungspolitik sind auch die Kommunen 
betroffen. Der Bund muss bis 2016 das Ziel einer Begrenzung der 
öffentlichen Kreditaufnahme auf 0,35 Prozent des nominalen Brutto-
inlandsprodukts erreicht haben. Den Bundesländern und in der Folge 
den Kommunen ist es darüber hinaus ab 2020 verboten, überhaupt 
noch Kredite aufzunehmen. Ein Stabilitätsrat aus Vertreterinnen und 
Vertretern des Bundes und der Länder soll die Einhaltung der Konso-
lidierungsregeln überwachen. 

Eine über den Abbau von Staatsausgaben erfolgende Einhaltung 
der „Schuldenbremse“ wird die binnenwirtschaftliche Nachfrage re-
duzieren. Der Einsatz der „Schuldenbremse“ erwiese sich im Übrigen 
selbst unter dem Gesichtspunkt der Haushaltskonsolidierung als völlig 
ineffizient. Massive Sparmaßnahmen würden mittel- und unmittelbar 
erhebliche Nachfrage- und damit fiskalische Einnahmeverluste nach 
sich ziehen. Die in den Artikeln 109 und 115 des Grundgesetzes veran-
kerten Ausnahmeregelungen von der „Schuldenbremse“ würden per-
manent wirksam werden; die Ausnahme würde zur Regel. Letztlich 
lägen die realisierten staatlichen Defizitquoten trotz oder besser wegen 
der „Schuldenbremse“ mittel- und langfristig höher als ohne sie. In der 
Folge und in Kombination mit dem erheblich niedrigeren Niveau des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts wäre in diesem Fall auch mit einem 
erheblichen Anstieg der Bruttostaatsschuldenquote zu rechnen, die 
heute bei gut 80 Prozent liegt. Darüber hinaus verhindert die „Schul-
denbremse“ die Finanzierung langfristiger Zukunftsinvestitionen, die 
nachfolgenden Generationen zugute kommen. Die „Schuldenbremse“ 
wird auch nicht dazu beitragen, über sinkende Zinssätze die privaten 
Investitionen zu stärken, im Gegenteil: Da durch den Abbau von Staats-
ausgaben die binnenwirtschaftliche Nachfrage reduziert wird, ist eher 
mit einem Rückgang der Investitionen zu rechnen. Auch wachsende 
Exportüberschüsse sind auf Dauer kein Ausweg.

Alles in allem ist die „Schuldenbremse“ ökonomisch und fiska-
lisch unsinnig und schädlich. Sie ist letztlich nichts anderes als der 
Ausdruck des unveränderten neoliberalen Marktfundamentalismus. 
Ihre Einführung demonstriert, dass defizitfinanzierte Staatsausgaben 
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nicht als ein reguläres und legitimes wirtschaftspolitisches Instrument 
akzeptiert werden. 

Die im Grundgesetz implementierte „Schuldenbremse“ ist härter 
ausgestaltet als die in der Vergangenheit von der Bundesrepublik mehr-
fach verfehlten EU-Stabilitätskriterien, die die Nettokreditaufnahme 
auf drei Prozent und die Gesamtschulden auf 60 Prozent des nominalen 
Bruttoinlandsprodukts begrenzen. Die in der Verfassung dabei vorge-
sehene konjunkturelle Komponente ist unpräzise und wirkt tendenziell 
prozyklisch. Im Abschwung verschlechtert die „Schuldenbremse“ daher 
die Handlungsfähigkeit zum entschiedenen konjunkturellen Gegen-
steuern. 

Um finanzschwachen Bundesländern in Deutschland die Anpas-
sung an die Nullverschuldung zu erleichtern, werden zwischen 2011 
und 2019 insgesamt 7,2 Milliarden Euro an Finanzmitteln (jährlich 
800 Millionen Euro) zur Verfügung gestellt. Etliche Bundesländer 
werden nach Auslaufen dieser Hilfen im Jahr 2020 jedoch nicht in 
der Lage sein, einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. Vor diesem 
Hintergrund ist bereits heute abzusehen, dass das gesamte Vorhaben 
der „Schuldenbremse“ kläglich scheitern, aber bis dahin viel Unheil 
anrichten wird. 

2 	 Zunehmende Verteilungsprobleme

Die Fokussierung auf Wettbewerbsfähigkeit ist eine wesentliche 
Grundkonstante der deutschen (Wirtschafts-)Politik. Sie hatte bereits 
in den 1980er Jahren mit der Standortdebatte ihren Ausgangspunkt. 
Mit dem Zusammenbruch des sozialistischen Lagers, dem Maastricht-
Vertrag, der Einführung des Euro und der Agenda 2010 wurde diese 
Grundausrichtung in den letzten Dekaden weiter verschärft. Instru-
mente dafür sind: die Senkung von Steuern und Abgaben, die Pri-
vatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge und die Deregulierung 
des Arbeitsmarktes. Zugleich wurden die Gewerkschaften von den 
einzelnen Regierungen mehr oder weniger deutlich dazu aufgefordert, 
auf erhebliche Lohnerhöhungen zu verzichten, um somit vermeintlich 
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für mehr Beschäftigung zu sorgen. Schutzmaßnahmen für die Beschäf-
tigten wurden mit der Begründung eingeschränkt, mehr Flexibilität 
(für die Arbeitgeber) auf dem Arbeitsmarkt ermuntere die Unterneh-
mer, mehr Arbeitsplätze zu schaffen.

Die politisch gewünschte Lohnmäßigung und das Mehr an Flexi-
bilität (für die Unternehmer) hatte gravierende verteilungspolitische 
Folgen: Unternehmen sowie Gutverdienerinnen und Gutverdiener 
wurden begünstigt, Beschäftigte, Arbeitslose sowie Transferempfän-
gerinnen und -empfänger wurden und werden weiter belastet. Die 
internationale Standortkonkurrenz und die Renditekonkurrenz der 
Finanzmärkte begünstigte weiter steigende Gewinne. Die Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen betrugen 644 Milliarden Euro 
im Jahr 2011. Sie sind damit seit dem Jahr 2000 um 49,9 Prozent gestie-
gen. Dagegen wuchsen die Arbeitsentgelte lediglich um 18,8 Prozent. 
Nach dem neoklassischen Lehrbuch müsste ein solcher Gewinnanstieg 
zu mehr Investitionen und damit zu Wachstum und Arbeitsplätzen 
führen. Tatsächlich ist der Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am 
Bruttoinlandsprodukt von 21,5 Prozent im Jahr 2000 auf 18,2 Prozent 
im Jahr 2011 gesunken.

Die Verteilung des Volkseinkommens zwischen Kapital und Arbeit 
zeigt sich in der Entwicklung der Gewinn- und Lohnquoten. Von 2000 
bis 2007 hat es einen dramatischen Absturz der Lohnquote gegeben. In 
der Krise stieg sie wieder etwas an – denn Gewinne „reagieren“ schnel-
ler auf eine Krise als Löhne, was automatisch zu einem statistischen 
Anstieg der Lohnquote führt. Trotzdem blieb der Anteil der Gewinne 
am Volkseinkommen vergleichsweise groß: Auf dem Krisentiefpunkt 
2009 lag er immer noch höher als 2003. Eine Trendumkehr bei der 
Verteilung ist deshalb aus der Entwicklung der Verteilungsrelation seit 
2008 nicht zu erkennen. 

Die schwache Entwicklung der Lohnquote hat verschiedene Ur-
sachen. Da in die Quote die Lohnsumme einfließt, spielt erstens die 
Beschäftigungsentwicklung eine Rolle. Das über viele Jahre sinkende 
Arbeitsvolumen, das von 2000 bis 2011 faktisch stagnierte, hat den 
Anstieg der Lohnsumme begrenzt. 

Zweitens ist es den Gewerkschaften unter den oben beschriebenen 
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gesellschaftlichen Rahmenbedingungen immer seltener gelungen, Ta-
rifabschlüsse zu vereinbaren, die den kosten- und verteilungsneutralen 
Spielraum ausschöpfen. Dieser so genannte verteilungsneutrale Spiel-
raum zeigt, um wie viel Prozent die Löhne steigen können, ohne die 
Verteilung des Volkseinkommens zwischen Kapital und Arbeit zu ver-
ändern. Der verteilungsneutrale Spielraum setzt sich aus dem Anstieg 
der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität und der Preisentwick-
lung der privaten Konsumausgaben zusammen. Im Durchschnitt der 
Jahre 2000 bis 2007 lagen die Tarifabschlüsse um 1,1 Prozent unter 
dem neutralen Verteilungsspielraum. 

Der dritte Einflussfaktor sind die zurückbleibenden Effektivlöhne. 
Bei einer abnehmenden Tarifbindung der Beschäftigten und einer mas-
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siven Deregulierung und Prekarisierung des Arbeitsmarktes kommt 
es zu einer negativen Lohndrift. Die tatsächlich gezahlten Löhne und 
Gehälter weichen immer stärker von den tariflich vereinbarten ab. Sin-
kende bzw. stagnierende Löhne erhöhen aber auch die Gewinnspannen 
der Unternehmen.

Die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen sind je-
doch nicht nur in der Primärverteilung zwischen Kapital und Arbeit 
die Gewinner. Im Gegensatz zu den Einkommen abhängig Beschäftigter 
wurden sie durch massive Steuersenkungen seit den 1990er Jahren 
erheblich begünstigt. So profitieren sie zusätzlich bei der Sekundärver-
teilung. Insbesondere hohe Einkommen und große Vermögen wurden 
deutlich entlastet. Bis 1989 betrug der Spitzensteuersatz bei der Ein-
kommensteuer 56 Prozent, bis 1998 noch 53 Prozent. Heute liegt er bei 
42 Prozent (aktuell bei 45 Prozent für Einkommen ab 250.000 Euro 
pro Jahr) (jeweils zuzüglich Solidaritätszuschlag). Die Vermögensteuer 
wurde ausgesetzt, und Vergünstigungen bei der Erbschaftssteuer wur-
den eingeführt. Die Körperschaftsteuer, die von Kapitalgesellschaften 
zu entrichten ist, liegt jetzt nicht mehr bei 40, sondern bei 15 Prozent 
(zuzüglich Solidaritätszuschlag). Für Kapitaleinkünfte gilt nicht mehr 
der persönliche Steuersatz, sondern ein einheitlicher Satz von 25 Pro-
zent, was faktisch dazu führt, dass Kapitaleinkünfte geringer besteuert 
werden als viele Arbeitseinkommen.

Aus Einkommen entsteht durch Sparen Vermögen. Aus hohen Ein-
kommen entsteht Vermögen, welches wiederum Kapitaleinkommen 
generiert. Das Nettovermögen (Vermögen nach Abzug aller Schulden) 
der privaten Haushalte in Deutschland belief sich im Jahr 2009 auf 
9,7 Billionen Euro. Dazu zählen das Geldvermögen, Immobilien und 
das Produktivkapital. Allein das Nettogeldvermögen betrug im Jahr 
2010 fast 3,4 Billionen Euro. Dabei ist das Vermögen noch ungleicher 
verteilt als das Einkommen. Nach Erhebungen des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW) aus dem Jahr 2007 besitzen die 
reichsten 30 Prozent der Deutschen (älter als 17 Jahre) über 90 Prozent 
des Gesamtvermögens und die reichsten zehn Prozent über 60 Prozent. 
Seit dem Jahr 2000 hat die ungleiche Verteilung der Vermögen weiter 
zugenommen. 



memorandum 2012

26

Die wachsende Kluft bei der Vermögensverteilung zeigt sich 
auch bei der Entwicklung der Zahl der Euro-Vermögensmillionäre 
in Deutschland. Mit 829.000 Millionären erreichte diese laut dem 
D.A.CH Vermögensreport 2011 der Liechtensteiner Valluga AG im 
Jahr 2010 einen neuen Rekord. Die Millionäre verfügten im Jahr 2010 
über ein Gesamtvermögen in Höhe von rund 2.200 Milliarden Euro 
(ohne eigengenutzte Immobilien), was einem Anstieg um 8,8 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr entspricht. Im Schnitt konnten Millionäre in 
Deutschland seit 2003 ihr Vermögen um acht Prozent pro Jahr steigern, 
Milliardäre sogar um zehn Prozent. Die seit 2008 tobende Finanzkrise 
hat am Trend der immer reicher werdenden Superreichen nichts geän-
dert, im Gegenteil, sie hat ihn sogar beschleunigt.

Zur wachsenden Ungleichverteilung des Vermögens hat auch die 
steuerliche Privilegierung der Reichen beigetragen, nicht zuletzt durch 
die Aussetzung der Vermögensteuer seit 1997. Kaum ein Land erzielt bei 
den vermögensbezogenen Steuern (Grund-, Vermögen-, Erbschaft- und 
Schenkungs- sowie Vermögensverkehrsteuern) so geringe Einnahmen 
wie Deutschland – laut OECD betrug deren Anteil am Bruttoinlands-
produkt im Jahr 2009 0,9 Prozent. Das ist gerade mal die Hälfte des 
damaligen Durchschnitts der OECD-Länder (1,8 Prozent) und rund 
ein Drittel des der EU-27 Länder (2,6 Prozent). Die Auswirkungen der 
fatalen und wachsenden Ungleichheit bei Einkommen und Vermögen 
werden im folgenden Abschnitt beschrieben.

3 	 Epizentrum Finanzmärkte und ungelöstes Eurochaos

Im Zuge der Bewältigung der internationalen Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise sind weltweit die Ausgaben der öffentlichen Haushalte 
gestiegen. Alle Industrieländer haben Maßnahmen zur Rettung von 
Banken unternommen. Darüber hinaus wurden weltweit riesige Kon-
junkturprogramme aufgelegt, um den realwirtschaftlichen Einbruch 
abzumildern. Zwangsläufig haben Bankenrettungsschirme in vielen 
Ländern zu einer deutlichen Steigerung der Staatsverschuldung bei-
getragen. Eine weitere Bankenkrise nennenswerten Ausmaßes würde 
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diese Probleme weiter verschärfen. Dabei sind die Spannungen im 
Finanzsektor weder in Deutschland noch auf der europäischen und 
schon gar nicht auf der internationalen Ebene beseitigt. 

Eine zentrale Ursache ist die seit über 30 Jahren weltweit betriebene 
neoliberale Wirtschaftspolitik. Diese Politik führt zu einer Umvertei-
lung der arbeitsteilig erwirtschafteten Wertschöpfungen von den Ar-
beits- zu den Besitzeinkommen. In vielen Ländern verfielen unter dem 
neoliberalen Regime die Lohnquoten und stiegen die Gewinnquoten. 
Bei zurückbleibender Nachfrage führte dies nicht zu vermehrten In-
vestitionen in die Realwirtschaft, vielmehr speiste die überschüssige 
Liquidität die Finanzmärkte. Die zunehmende Privatisierung der Al-
tersvorsorge spülte weitere Milliarden auf den Finanzmarkt.

Verstärkt wurde diese Entwicklung durch eine starke Deregulierung 
der Finanzmärkte. Dadurch wurde es möglich, dass im Finanzsektor 
für Vermögende zeitweise Renditen erwirtschaftet werden konnten, 
die weit über den realwirtschaftlichen Zuwachsraten lagen. All das 
hat sich auch nach der Krise kaum geändert. Daher bleibt der Finanz-
sektor das Epizentrum krisenhafter Entwicklungen. Durchgreifende 
Reformen wurden bislang vermieden. Vielmehr wird versucht, durch 
kleinere Reparaturen das Vorkrisensystem zu stabilisieren. Der fehlende 
Veränderungswille im Finanzsektor zeigt sich auch bei der Besetzung 
von Vorstands- und Aufsichtsratsposten. Obwohl es hier im Zuge der 
Finanzmarktkrise zu massiven Neubesetzungen kam, wurde an der 
männlichen Monokultur in den Spitzengremien der Unternehmen fest-
gehalten. 

Auch heute kommt es bei bestimmten Anlagegütern wie Immo-
bilien und Edelmetallen zu einer Vermögenspreisinflation. Der in der 
Ökonomie bekannte Herdentrieb ist nach wie vor zu beobachten. Fi-
nanzinvestoren spekulierten inzwischen auf die Pleite verschuldeter 
Euro-Länder. Für einzelne Euro-Staaten schießen die Zinsen für die 
Refinanzierungen der Staatsschulden in die Höhe. Zusätzlich angeheizt 
wird dies durch die Ratingagenturen, die schon bei der Entstehung der 
internationalen Finanzmarktkrise 2008/2009 eine unrühmliche Rolle 
gespielt haben. Seit dem Ausbruch der Krise erweist sich die Politik 
als unfähig, ihr Primat gegenüber den Finanzmärkten zur Geltung zu 
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bringen. Folglich treiben entfesselte Finanzmärkte und die Ratingagen-
turen die Politik vor sich her. Dabei gilt: Ohne einen tief greifenden 
Umbau der Finanzmärkte ist auch die aktuelle Eurokrise nicht in den 
Griff zu bekommen.

Europa befindet sich in der größten Integrationskrise seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges. Noch ist unklar, ob und wie der Euro als 
Gemeinschaftswährung von 17 Staaten diese Krise überleben wird. Die 
Fehlkonstruktion der europäischen Verträge erschwert ein sinnvolles 
Krisenmanagement. Die europäischen Staatschefs versuchen seit zwei 
Jahren ohne Erfolg, die Krise der Eurozone einzudämmen. 

Seit das Desaster zu Beginn des Jahres 2010 mit der Verschärfung 
der Finanzierungsbedingungen für griechische Staatsanleihen seinen 
Anfang nahm, reiht sich ein Krisengipfel an den nächsten. Das Krisen-
management war bisher zögerlich und zeigte keine klare Linie. Bislang 
beruhigten die Ergebnisse der einzelnen Gipfel die „Märkte“ besten-
falls kurzfristig. Das Risiko von staatlichen Finanzierungskrisen und 
Staatsbankrotten steigt. 

Inzwischen sollen nach dem Willen der EU-Regierungschefs die 
europäischen Banken darauf vorbereitet werden, Abschreibungen auf 
Staatsanleihen der Krisenstaaten vornehmen zu können. Zu diesem 
Zweck sollen sie ihre Kernkapitalquote auf neun Prozent erhöhen. 
Dies erfordert einen zusätzlichen Kapitalbedarf von über 100 Mil-
liarden Euro, was für einige Banken bedeutet, erneut auf öffentliche 
Finanzhilfen zurückgreifen zu müssen, um einer Pleite zu entgehen. 
Eine Stabilisierung der Märkte ist damit nicht verbunden.

Hat schon das Krisenmanagement der EU die akuten Finanzie-
rungsprobleme einiger Staaten bisher nicht lösen können, so geht 
die langfristige Strategie erst recht am Kern des Problems vorbei. Im 
Winter 2011 entwarfen Bundeskanzlerin Merkel und der französische 
Staatspräsident Sarkozy ein neues Regelwerk für die nationalen Finanz
politiken im Euroraum. Von Griechenland bis Frankreich soll es nun 
nationale „Schuldenbremsen“ geben. Das jährliche konjunkturberei-
nigte Staatsdefizit darf 0,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts nicht 
übersteigen. Dies stellt eine massive Verschärfung des Stabilitätspaktes 
von 1997 dar. Das neue Regelwerk zwingt die Eurostaaten zu hohen 
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Ausgabenkürzungen und/oder Steuererhöhungen. Aus der geplanten 
Stabilitätsunion droht eine Stagnationsunion zu werden. Die zunächst 
in Deutschland implementierte „Schuldenbremse“ ist damit zu einem 
neuen Exportprodukt geworden. Nur Großbritannien und Tschechien 
beteiligen sich innerhalb der EU-27 vorläufig nicht am Fiskalpakt. Ir-
lands Regierung will noch prüfen lassen, ob die irische Bevölkerung 
diesem Abkommen in einem Referendum zustimmen muss.

Das Problem der Ungleichgewichte im Euroraum wird damit nicht 
gelöst, im Gegenteil: Schon jetzt führt das rigorose Spardiktat die Krisen
länder in die Rezession und zu sozialen Katastrophen. In Spanien und 
Griechenland z.B. liegt die Jugendarbeitslosigkeit mittlerweile bei na-
hezu 50 Prozent. Mit zurückgehender Wirtschaftsleistung sinken auch 
die Steuern, während die Schulden steigen. In der Krise ist zudem die 
Chance gering, dass die Wettbewerbsfähigkeit der Krisenländer steigt. 
Zwar sinken die Löhne, aber auch die Investitionen gehen zurück.

4 	 Alternative Wirtschaftspolitik 

Die Forderungen der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
liegen seit Jahren vor. Zentrales Ziel ist die Überwindung der Ar-
beitslosigkeit, die weder von selbst noch durch die demografische 
Entwicklung verschwinden wird. Letztlich geht es aber um ein viel 
größeres gesellschaftliches Projekt ökonomischer Gestaltung, das die 
Bändigung der Finanzmärkte, die Überwindung der Eurokrise, einen 
leistungsfähigen und ausreichend finanzierten öffentlichen Sektor und 
den ökologischen Umbau der Gesellschaft beinhaltet, um nur einige 
Ziele zu nennen. Es geht also um einen anderen, sozial-ökologischen 
Entwicklungspfad jenseits eines neoliberal organisierten, finanzmarkt-
getriebenen Kapitalismus. Die Forderungen der Arbeitsgruppe Alter­
native Wirtschaftspolitik sind deshalb unverändert aktuell. Im Detail 
wurden sie in verschiedenen MEMORANDEN ausgeführt.

Die Forderungen der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli­
tik umfassen ein öffentliches Ausgaben- und Umbauprogramm, eine 
Arbeitszeitverkürzung, Regulierungen zur Eindämmung der Finanz- 
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und Eurokrise, ein Steuerkonzept und die Demokratisierung der Wirt-
schaft.

4.1 	 Öffentliches Investitions-, Beschäftigungs- 
	 und Umbauprogramm starten

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik fordert ein öffent-
liches Investitions-, Beschäftigungs- und Umbauprogramm im Umfang 
von 110 Milliarden Euro jährlich. 75 Milliarden Euro davon sind für 
öffentliche Investitionen vorgesehen. Schwerpunktinvestitionen sind: 
das Bildungssystem, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, eine 
Energiewende zur Stärkung alternativer Energiequellen, der Städte-
bau, das öffentliche Verkehrsnetz sowie die soziale Infrastruktur. Diese 
Ausgabenpolitik würde zwar dafür sorgen, dass die Staatsausgaben 
stärker wachsen als die Gesamtwirtschaft. Infrastrukturinvestitionen 
zugunsten ökologisch besserer Lebens- und Produktionsverhältnisse 
für künftige Generationen zahlen sich aber bereits heute aus. Außer-
dem werden die wirtschaftliche Entwicklung und die Lebensqualität 
nachhaltig gesteigert. 

Diese Investitionen sollen gesellschaftliche Bedarfe decken. In der 
aktuellen Situation erfüllen sie aber auch eine konjunkturpolitische 
Funktion. Die derzeit labile Konjunkturentwicklung, die ohne aktives 
Gegensteuern zu einer Rezession führen kann, verlangt nach einer ex-
pansiven Finanzpolitik. Die Lehre aus den positiven Wirkungen einer 
aktiven Finanzpolitik zur Überwindung des weltweiten ökonomischen 
Absturzes im Jahr 2009 ist klar: Eine antizyklische Finanzpolitik ist 
dringend erforderlich. 

Wie in früheren MEMORANDEN dargelegt, ist der Aufbau zusätz-
licher öffentlicher und öffentlich geförderter Arbeitsplätze nach wie 
vor dringend. Zum einen können so Mängel in der Daseinsvorsorge 
und an der Infrastruktur beseitigt sowie gesellschaftlich notwendige 
Investitionen realisiert werden. Zum anderen führt dies auch zu einer 
unmittelbaren Verringerung der Arbeitslosigkeit. 

18 Milliarden Euro sind für die öffentlich geförderte Beschäfti-
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gung, die Arbeitszeitverkürzung im öffentlichen Sektor und die Un-
terstützung von Arbeitszeitverkürzungen in der Privatwirtschaft bei 
kleinen und mittleren Unternehmen vorgesehen. In der neoliberalen 
Entwicklungslogik ist ein Rückbau des Staates das Ziel. Dazu gehört 
vor allem auch ein Abbau der öffentlichen Beschäftigung. Dieser Trend 
muss gestoppt und umgekehrt werden. Der reguläre öffentliche Dienst 
hat sich wieder an der Sicherstellung einer guten öffentlichen Daseins-
vorsorge statt an einem Spardiktat zu orientieren. Zusätzlich muss ein 
öffentlich geförderter Beschäftigungssektor aufgebaut werden, in dem 
jenseits öffentlicher Verwaltungslogik Beiträge zur Befriedigung gesell-
schaftlicher Bedarfe geleistet werden. Auch in diesem Bereich müssen 
ausschließlich sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
mit einer existenzsichernden Entlohnung angeboten werden. 

17 Milliarden Euro werden für die Anhebung der Sätze für das 
Arbeitslosengeld II benötigt. Diese Anhebung verbessert in einem ers-
ten Schritt die soziale Lage der Betroffenen und fördert den privaten 
Konsum. Darüber hinaus muss das System der sozialen Sicherung 
grundsätzlich reformiert werden.

4.2 	 Öffentlichen Sektor stärken – Beispiele Bildung 
	 und soziale Dienstleistungen

Wie erwähnt, muss der öffentliche Sektor in der Lohnpolitik eine 
Vorreiterrolle einnehmen. Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts­
politik hat in der Vergangenheit immer wieder einzelne Bereiche dieses 
Sektors näher analysiert und dargelegt, welcher Handlungsbedarf und 
welche Reformen hier notwendig sind. Im diesjährigen MEMORAN-
DUM wird ausführlich auf den Bereich der Bildungsfinanzierung und 
auf die sozialen Dienstleistungen eingegangen.

Bildungsausgaben erhöhen
Die jährliche Bloßstellung von Mängeln in der deutschen Bildungs
finanzierung durch die OECD führt zu einem immensen Handlungs-
druck in der Innenpolitik. Eine Verbesserung der Bildungsfinanzierung 
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bei gleichzeitigem neoliberalen Entstaatlichungsdruck ist aber eine 
nicht zu lösende Aufgabe. Wie wichtig Bildung dabei für eine Volks-
wirtschaft ist, hat die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
auch in der Vergangenheit immer wieder betont. Das Ziel ist „Gute 
Bildung für alle“. 

Bildung ist ein Instrument zur umfassenden individuellen Entfal-
tung, die Menschen zur gesellschaftlichen, politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Partizipation befähigt. Dieses Verständnis von Bildung 
reflektiert die Beziehung von Mensch und Gesellschaft in ihren verschie-
denen Dimensionen (Demokratie, Gesellschaft, Ökonomie, persönliche 
Entwicklung). Bildung ist aber kein billiger Wachstumsgarant.

Bei schlechter werdenden ökonomischen Zukunftsaussichten setzen 
viele (in Politik, Lobbyismus und Wirtschaftswissenschaft) scheinbar 
auf Investitionen in die Bildung, um Armut und Arbeitslosigkeit zu 
verhindern („Bildungsrepublik“). Viele der damit verbundenen Hoff-
nungen beruhen auf dem Konzept eines „vorsorgenden Sozialstaates“. 
In diesen Vorstellungen werden Bildungsinvestitionen alternativ zu so-
zialstaatlichen Leistungen gesetzt. Es wird zudem die Hoffnung auf 
eine „demografische Rendite“ genährt: Wenn trotz zurückgehender 
Schülerzahlen das Geld im Bildungssystem verbliebe, müssten keinerlei 
Mehrausgaben für Bildung vorgesehen werden, und wirtschaftliches 
Wachstum werde sich allein durch eine bessere Ausbildung einstellen.

Eine solche neoliberale Argumentation leitet sich hauptsächlich aus 
den neueren Wachstumstheorien ab. In diesen Weiterentwicklungen 
der neoklassischen Wachstumstheorie wird Bildung dem Humankapi-
tal gleichgesetzt und als Inputfaktor zur Steigerung der Produktivität 
interpretiert. Dabei wird davon ausgegangen, dass das Arbeitsangebot 
auf eine entsprechende Nachfrage trifft. Das ist empirisch allerdings 
widerlegbar. Das Grundproblem einer auseinanderlaufenden Ent-
wicklung von Arbeitsproduktivitäts- und Nachfragewachstum wird 
durch höhere Bildungsausgaben nicht aufgehoben. Auch das Hoffen 
auf die „demografische Rendite“ zugunsten der öffentlichen Bildungs-
finanzierung ist ein weit verbreiteter Irrglaube. Festzuhalten ist: Um 
die im internationalen Vergleich allgemein anerkannte unterdurch-
schnittliche Leistungsfähigkeit und Unterfinanzierung des deutschen 
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Bildungssystems zu überwinden, müssten jährlich über 50 Milliarden 
Euro Mehrausgaben getätigt werden. Die beispielsweise vom Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) berechnete „demografische Rendite“ 
beträgt dagegen nur 8,8 Milliarden Euro.

Die international vergleichende politikwissenschaftliche Forschung 
zeigt: Wichtig für ein finanziell gut ausgestattetes Bildungssystems sind 
vor allem ein großer Steuerstaat, die Bevorzugung staatlicher Problemlö-
sungsansätze sowie ein gut ausgebauter und frauenerwerbsfreundlicher 
Wohlfahrtsstaat. In Deutschland ist die ausreichende Finanzierung des 
Bildungssektors trotz des im internationalen Vergleich hohen Brut-
toinlandsprodukts nicht gesichert. Vielmehr haben die Bundesländer 
das Vorhaben der Bundeskanzlerin, die Bildungsausgaben auf sieben 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts anzuheben, wegen Nichtfinanzier-
barkeit abgelehnt. Stattdessen wird auf Privatisierung gesetzt. Folglich 
wird die Partizipation am Bildungssystem, die in Deutschland heute 
schon vergleichsweise stark an die Herkunft gekoppelt ist, noch mehr 
von der Einkommenssituation und damit von der sozialen Herkunft 
abhängig. Um dem zu begegnen, müssen der Privatisierungsdruck im 
Bildungsbereich gestoppt und das Sieben-Prozent-Ziel des Bildungs-
gipfels im Jahr 2008 aufrecht erhalten werden.

Soziale Dienstleistungen ausbauen
Eine dauerhafte Expansion und Aufwertung des Staates ist angesichts 
neuer Anforderungen an soziale Dienstleistungen in der Gesellschaft 
notwendig. Bislang hängen Umfang, Reichweite und Qualität der Leis-
tungserbringung wie auch die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen 
der Beschäftigten von der staatlichen Bereitschaft ab, eine qualitativ 
hochstehende und für alle Bürgerinnen und Bürger gleichermaßen gut 
zugängliche Infrastruktur zu schaffen und die laufende Leistungser-
bringung dauerhaft zu finanzieren. Bereits im MEMORANDUM 2009 
hat die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik ausgeführt, dass 
Deutschland bei sozialen Dienstleistungen nicht nur im Vergleich zu 
den skandinavischen Ländern, sondern verglichen mit den mitteleuro-
päischen und angelsächsischen Ländern im Rückstand ist.

Dabei tritt ein grundlegender Widerspruch zutage: Obwohl tradi-
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tionelle Familienmodelle und geschlechtliche Rollenzuschreibungen 
in der Bevölkerung kaum noch Zuspruch finden, bestehen die darauf 
begründeten ökonomischen und gesellschaftlichen Strukturen fort. 
Statt durch eine umfassende öffentliche Infrastruktur der Pflege und 
Betreuung für Jung wie Alt die Gleichstellung der Geschlechter auf 
dem Arbeitsmarkt aktiv zu fördern, gibt es eine gespaltene Agenda. So 
tritt im Bereich der Kinderbetreuung zwar ab Mitte des Jahres 2013 
ein Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für Kinder ab Vollendung 
des ersten Lebensjahres in Kraft. Da aber fast alle Kommunen unter-
finanziert sind und die von Bund und Ländern bereitgestellten Mittel 
die Finanzlücke nicht schließen, hakt es bei der Umsetzung. Das Platz
angebot reicht insbesondere in den westlichen Bundesländern nicht aus. 
Billiglösungen zulasten der Qualität sind daher vorprogrammiert.

Auch bei den geriatrischen Dienstleistungen der Pflege und sozialen 
Betreuung der Generation 65 plus fehlt es am politischen Willen, die 
öffentliche Finanzausstattung am gesellschaftlichen Bedarf auszurich-
ten. Das von der Bundesregierung zum „Jahr der Pflege“ ausgerufene 
Jahr 2011 endete als Flop. Der viel beschworene „Pflegenotstand“ ist 
hausgemacht und trifft die in den Niedriglohnsektor abgedrängten 
Pflegebeschäftigten. Im deutschen Altenpflegesystem sind die Kosten 
überwiegend privatisiert. Informell Pflegende fungieren als Billigstpflege
dienst, und die Erbringung formeller Pflegeleistungen erfolgt hochfrag-
mentiert in zunehmend von privat-gewerblichen Trägern geprägten 
Strukturen.

Zugleich gilt eine engmaschig-bürokratische Leistungsregulierung. 
Diese ist nicht am individuellen Unterstützungsbedarf orientiert. Ganz 
im Gegenteil sorgt ein auf körperliche Defizite eingegrenzter Pflegebe-
griff für hohe Zugangshürden. Im EU- wie im OECD-Vergleich hat 
Deutschland nach Japan zwar die höchste Quote der über 65-Jährigen, 
gleichwohl liegen die öffentlichen Ausgaben für die Pflege mit nur 
0,9 Prozent des Bruttoinlandsprodukts um 0,3 BIP-Prozentpunkte un-
ter dem OECD-Durchschnitt. In Ländern mit Pflegesystemen, die von 
der Bevölkerung wie von den Beschäftigten gleichermaßen gut bewertet 
werden, ist der öffentliche Mitteleinsatz wie auch die Beschäftigungs-
dichte um ein Vielfaches höher. 
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Daraus folgt: Nur mit einer Ausweitung des öffentlichen Finanz-
rahmens in Orientierung an den Ländern, die Maßstäbe setzen – außer 
den skandinavischen Ländern sind hier die Niederlande und Belgien 
zu nennen –, sind substanzielle Verbesserungen bei der Reichweite und 
Qualität der Versorgung wie auch bei den Arbeitsbedingungen der im 
häuslichen und institutionellen Bereich Beschäftigten möglich. 

4.3 	 Gute Arbeit schaffen

Gegen die Prekarisierung des Arbeitsmarktes fordert die Arbeitsgrup­
pe Alternative Wirtschaftspolitik eine umfassende Re-Regulierung: 
Die Einsatzdauer von Leiharbeitenden in einem Betrieb soll zeitlich 
eng befristet und sachlich begrenzt werden. Eine Mindestforderung 
ist die Gleichbehandlung und Gleichbezahlung der Leiharbeitskräfte 
im Betrieb („equal pay“). Noch besser wäre entsprechend dem franzö-
sischen Vorbild ein Flexibilitätszuschlag für Leiharbeitende. Außerdem 
sollen sie der uneingeschränkten Mitbestimmung im Entleihbetrieb 
unterliegen und der Anteil der Leiharbeitenden an der Gesamtbeleg-
schaft im Entleihbetrieb soll mitbestimmungspflichtig werden. Das 
„Synchronisationsverbot“ (Verbot der Koppelung des Arbeitsvertrags 
an Verleiheinsätze) muss wieder eingeführt werden. Außerdem müssen 
Leiharbeitende in verleihfreien Zeiten das Recht auf eine für sie kos-
tenfreie Qualifikation erhalten.

Mini-Jobs müssen abgeschafft werden, das heißt: Für jede Arbeit 
ist ab dem ersten Euro der volle Beitrag zur Sozialversicherung zu ent-
richten. Weiter fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
nach wie vor die Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohnes von zunächst zehn Euro je Stunde, um dem sich ausweitenden 
Lohndumping eine klare Grenze nach unten zu setzen.

Soll der unheilvolle Zustand der Massenarbeitslosigkeit überwun-
den werden, reicht ein Investitionsprogramm nicht aus. Eine wichtige 
Rolle spielt auch die Arbeitszeit. Bei einem langfristig sinkenden Ar-
beitsvolumen müssen auch die Arbeitszeiten zurückgehen. Die aktuelle 
Entwicklung verläuft allerdings völlig gegenläufig und kontraproduk-
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tiv. Eine Arbeitszeitverkürzung gibt es nur in prekärer Form wie Mini-
Jobs und ungewollter Teilzeitbeschäftigung – oder in Form von Arbeits
losigkeit. Vollzeitarbeitskräfte hingegen arbeiten immer länger. 

Problematisch ist insbesondere, dass tarifliche Regelungen zur Ar-
beitszeit häufig nicht greifen. Überlange Arbeitszeiten sind zu einem 
erheblichen Problem geworden. Sie führen zu außerordentlichen ge-
sundheitlichen Belastungen, drücken den tatsächlichen Stundenlohn 
der Beschäftigten und ermöglichen den Einsatz von weniger Perso-
nal. Dieser Trend muss gestoppt werden. Der erste Schritt dazu ist die 
Durchsetzung der tariflichen Arbeitszeit als tatsächliche Arbeitszeit. 
Eine neue Regulierung der Arbeit muss auch Rahmenbedingungen 
setzen, um eine Eingrenzung der Arbeitszeiten besser durchsetzen zu 
können. Perspektivisch fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirt­
schaftspolitik eine „kurze Vollzeit für alle“ in der Größenordnung von 
30 Stunden pro Woche. 

Dabei muss auch die Intensität der Arbeit berücksichtigt werden. 
Bei den Beschäftigten bestehen berechtigte Sorgen, dass die Verkür-
zung der Arbeitszeit mit einer weiteren Arbeitsverdichtung einhergeht. 
Das gilt längst nicht mehr nur für den industriellen Bereich; auch bei 
den Dienstleistungen ist es inzwischen ein dramatisches Problem. Tat-
sächliche Personalaufstockungen durchzusetzen muss mit Schritten zur 
Umsetzung der Arbeitszeitverkürzung einhergehen.

4.4 	 Finanzsektor regulieren und Ursachen 
	 der Finanzmarktkrise eindämmen

Ein zukunftsfähiger Finanzsektor muss wieder auf seine ökonomische 
Dienstfunktion für Wirtschaft und Gesellschaft zurückgestutzt wer-
den. Darüber hinaus muss der massiven Ungleichverteilung von Ver-
mögen entgegengewirkt werden. Zur dauerhaften Überwindung der 
Finanzmarktkrise sind damit nicht nur einzelne regulatorische Schritte 
und eine Gläubigerbeteiligung erforderlich, sondern auch deutliche 
Eingriffe in die Vermögensverteilung. 

Den zentralen Ansatzpunkt bei der Regulierung des Finanzsektors 
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bietet die gesetzliche Beschränkung der Banken auf ihre Kernfunk-
tionen. Dies bedeutet eine massive Schrumpfung des Finanzsektors 
und den Wegfall bestimmter Geschäftsbereiche (z.B. des Eigenhan-
dels). Zudem ist eine Kontrolle des Finanzsystems durch intensive und 
demokratisch beschlossene Regulierung und durch die Mitsprache 
gesellschaftlicher Stakeholder in Finanzunternehmen (z.B. struktur-
politischer Branchenräte und gesellschaftlicher Beiräte) auszuweiten. 
Hinzu kommt die Notwendigkeit einer Zurückdrängung der aus-
schließlich gewinnmaximierenden Eigentumsstrukturen in Form der 
Kapitalgesellschaften in der Finanzbranche. Die öffentlich-rechtlichen 
und die genossenschaftlichen Säulen des deutschen Bankensektors müs-
sen dagegen an Bedeutung gewinnen (Sparkassen sowie Volks- und 
Raiffeisenbanken). Zugleich ist die Macht einzelner Schlüsselakteure 
wie z.B. der Großbanken, Ratingagenturen und großen Versicherungs
unternehmen zu brechen. 

Im Bereich der Finanzprodukte gilt es, gefährliche Praktiken zu 
verbieten und zu verhindern. Geeignete Maßnahmen dazu sind das 
Verbot von Leerverkäufen und des Handels mit ungedeckten Kredit-
ausfallversicherungen (CDS). Die vom EU-Parlament am 15. Novem-
ber 2011 beschlossenen Verbote von Kreditausfallversicherungen ohne 
zugrunde liegende Anleihe („CDS-Wetten“) sowie die beschlossene 
Einschränkung ungedeckter Leerverkäufe von Aktien gehen in die 
richtige Richtung. Notwendig ist darüber hinaus ein Verbot von Fi-
nanzgeschäften außerhalb von geregelten Handelsplattformen (d.h. 
ein Ende des Over-the-Counter-Marktes), ein Verbot hochkomplexer 
spekulativer Finanzinstrumente sowie Weiterverkaufseinschränkungen 
für einfache Derivate. Ebenso ist Finanzinstituten, die Niederlassungen 
in Steuer- und Regulierungsoasen unterhalten bzw. mit Schattenbanken 
zusammenarbeiten, die Lizenz zu entziehen.

Mit der Schaffung eines Finanz-TÜV wird auf der regulatorischen 
Ebene ein Paradigmenwechsel eingeleitet: Finanzdienstleistungen und 
Finanzinstrumente bleiben so lange verboten, wie sie nicht ausdrücklich 
zugelassen sind. Dadurch wird der Wildwuchs auf den Finanzmärkten 
beendet, dem der Gesetzgeber mit Regulierungsversuchen ansonsten 
hoffnungslos hinterherhinkt. Zugleich wird damit der finanzielle Ver-
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braucherschutz ausgeweitet – unterstützt durch die Schaffung einer 
Finanz-Verbraucherschutzbehörde.

Die Einführung einer Finanztransaktionsteuer wird von der Arbeits­
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik ohnehin seit langem gefordert. 
Steuervergünstigungen für die Finanzbranche sind zurücknehmen; 
stattdessen sind die Steuern für diese Branche zu erhöhen (Ende der 
Gewerbesteuerfreiheit von Private-Equity-Fonds, Einführung von Steu-
ern auf Bonuszahlungen etc.). Eine wirkliche Bankenabgabe, gestaffelt 
nach Größe und gesamtwirtschaftlichem Risikopotenzial von Finan-
zinstituten, ist einzuführen. Die Einnahmen fließen in die öffentlichen 
Haushalte als Branchenbeitrag zur Deckung der Kosten der Finanz-
marktkrise.

Der Eurokrise kann kurzfristig nur entgegengetreten werden, wenn 
die Abhängigkeit des Staates und der Gesellschaft von den Finanz-
märkten durchbrochen wird. Zur Durchsetzung dieser Ziele fordert 
die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Möglichkeiten der 
Staatsfinanzierung jenseits der Finanzmärkte (d.h. durch eine Euro-
päische Bank für öffentliche Anleihen) einzuführen. Auch lässt sich 
die Macht der Finanzmärkte gegenüber einzelnen Staaten durch eine 
Solidarität zwischen Volkswirtschaften überwinden. Die Einführung 
von Eurobonds ist dringend geboten. Ebenso notwendig ist die Ent-
wicklung eines fairen und transparenten Entschuldungsverfahrens für 
überschuldete Staaten, falls trotz der vorstehend genannten Maßnah-
men ein einzelner Staat zahlungsunfähig werden sollte.

Wenn aber die tiefer liegenden Krisenursachen – die massiven Un-
gleichgewichte bei der Vermögens- und Einkommensverteilung und 
durch die Exportposition Deutschlands – nicht beseitigt werden, wer-
den die kurzfristigen Maßnahmen ins Leere laufen.

4.5 	 Steuereinnahmen erhöhen – für eine nachhaltige 
	 Finanzierung öffentlicher Ausgaben 

Die Tatsache, dass die Neuverschuldung des Bundes im vergangenen 
Jahr nicht wie geplant 48,4 Milliarden Euro betrug, sondern nur 
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17,3 Milliarden Euro, bestätigt wieder einmal, dass bei der Sanierung 
der öffentlichen Haushalte das Wirtschaftswachstum eine zentrale 
Rolle übernimmt. Wachstumsbedingte Steuermehreinnahmen lassen 
die Neuverschuldung schrumpfen. 

Für die Umsetzung der Forderungen der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik reichen diese Effekte aber nicht aus. Zwar wird der 
Einstieg in das Investitionsprogramm kreditfinanziert, wozu der An-
passungspfad an die Anforderungen der „Schuldenbremse“ exzessiv 
auszureizen ist. Aber spätestens mit der vollständigen Wirkung der 
„Schuldenbremse“ auf Bundesebene im Jahr 2016 ist unter den gege-
benen Bedingungen nur noch die vollständige Steuerfinanzierung der 
Staatsausgaben möglich.

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik fordert deshalb 
Steuererhöhungen für Unternehmen sowie für die Bezieherinnen und 
Bezieher hoher Einkommen und eine grundlegende Reform des Ein-
kommensteuertarifs. Dies nicht nur, weil konjunktur- und wachstums-
bedingte Einnahmeeffekte nicht ausreichen, um die notwendigen In-
vestitionen zu finanzieren, sondern auch aus Gründen einer größeren 
Steuergerechtigkeit. Dazu gehören im Einzelnen: 
•	 Der Spitzensteuersatz wird einheitlich auf 53 Prozent erhöht, und 

die Spitzenbesteuerung beginnt ab einem zu versteuernden Einkom-
men von 67.000/134.000 Euro (alleinstehend/verheiratet).

•	 Der Eingangssteuersatz setzt mit 14 Prozent bei 8.500/17.000 Euro 
(alleinstehend/verheiratet) ein. Vom Eingangssteuersatz bis zum 
Spitzensteuersatz steigt die Steuerbelastung linear an. Dies führt 
dazu, dass beispielsweise alleinstehende Steuerpflichtige bis zu 
einem Bruttoeinkommen von 70.400 Euro entlastet werden; Steuer-
pflichtige mit einem höheren Bruttoeinkommen werden belastet. 

•	 Die derzeit geltende Abschlagsteuer auf Kapitaleinkünfte mit 25 Pro
zent wird abgeschafft und die Einkunftsart nach dem allgemeinen 
Einkommensteuertarif belastet. Für alle Zins- und Dividendenzah-
lungen aus dem In- und Ausland gibt es Kontrollmitteilungen an 
die zuständigen Finanzämter.

•	 Das immer noch geltende Ehegattensplitting, das Alleinverdiene-
rinnen bzw. Alleinverdiener innerhalb der Familie im Bereich des 
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Spitzensteuersatzes bevorteilt, ist nach einer Einrichtung von Über-
gangsregeln schließlich abzuschaffen.

Weitere Maßnahmen des steuerpolitischen Konzepts der Arbeitsgrup­
pe Alternative Wirtschaftspolitik sind:
•	 Der progressiv wirkende Solidaritätszuschlag von 5,5 Prozent auf 

die zu zahlende Einkommensteuer wird beibehalten.
•	 Der Körperschaftsteuersatz für die Kapitalgesellschaften wird von 

derzeit 15 auf 30 Prozent erhöht.
•	 Bei der Mehrwertsteuer sollen existenzwichtige Güter und Dienst-

leistungen (etwa Arztleistungen) nicht mehr oder lediglich mit sie-
ben Prozent besteuert werden – statt mit dem Normalsteuersatz von 
19 Prozent wie bisher. Allerdings muss der Katalog zur Anwendung 
einer abweichenden Besteuerung gegenüber dem Normalsteuersatz 
überprüft und entsprechend reduziert werden. Das Steuerprivileg 
für das Übernachtungsgewerbe ist unverzüglich zurückzunehmen 
und damit wieder der Steuersatz von 19 Prozent anzuwenden. 

•	 Die derzeitige Gewerbesteuer sollte als wichtigste autonome Ein-
nahmequelle der Kommunen in eine aufkommensstarke und stabile 
Gemeindewirtschaftsteuer umgebaut werden. Alle erwerbswirt-
schaftlich Aktiven, also auch die Freiberuflerinnen, Freiberufler und 
Selbstständigen, die vom kommunalen Leistungsangebot profitie
ren, zählen zu den zu besteuernden Unternehmen. Vorzusehen ist 
ein Freibetrag von 30.000 Euro, der bis zu einem Ertrag von 60.000 
Euro wieder abgeschmolzen wird. Für Unternehmen und gewer-
besteuerpflichtige Personen, die der Einkommensteuer unterliegen, 
reduziert sich die Einkommensteuerlast durch Abzug der Gewerbe-
steuer bei der Ermittlung der Einkommensteuer. Damit werden die 
meisten einkommensteuerpflichtigen Unternehmen und Personen 
durch die Gemeindewirtschaftssteuer nicht zusätzlich belastet.

•	 Die durch die jetzige Bundesregierung durchgesetzten Änderungen 
bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer sind wieder rückgängig zu 
machen. Der Spitzensteuersatz soll erhöht werden; die Freibeträge 
sind zu kürzen. Die Kriterien für die Freistellung von der Steuer im 
Falle der Fortführung des Betriebs sind deutlich zu verschärfen. 
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•	 Die Besteuerung aller Finanztransaktionen muss endlich realisiert 
werden. Nach einer Berechnung im Auftrag der EU-Kommission 
wäre bei einem Steuersatz von nur 0,2 Prozent auf Anteile und 
Anleihen sowie von 0,02 Prozent auf Derivatkontrakte (wobei Ver-
käufer und Käufer jeweils die Hälfte der Steuersätze tragen) mit 
Einnahmen im Gebiet der EU im Umfang von 57 Milliarden Euro 
jährlich zu rechnen. Die Finanztransaktionsteuer muss jedoch mit 
Maßnahmen der Regulierung verbunden werden. 

Einmalige Vermögensabgabe jetzt – Vermögensteuer auf Dauer
Während in Deutschland die Konzentration der Vermögen auf die 
Superreichen in den letzten 15 Jahren erheblich zugenommen hat, ist 
die darauf bezogene Besteuerung auch im internationalen Vergleich 
viel zu niedrig. Vermögende profitieren im Vergleich zu den relativ 
stark belasteten Lohnsteuerzahlerinnen und -zahlern von einer Ba-
gatellbesteuerung. Zugleich nehmen die Aufgaben, die der Staat zu 
finanzieren hat, zu. Dabei ist die öffentliche Kreditaufnahme allein in-
folge der 2008 ausgebrochenen Wirtschafts- und Finanzkrise um über 
300 Milliarden Euro gestiegen. Durch die Last der dadurch erzeugten 
Zinszahlungen drohen weitere Kürzungen vor allem im Bereich der 
Infrastruktur, im Sozialbereich und im öffentlichen Dienst. 

Seit Jahren fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
eine dauerhafte Vermögensteuer, die den Bundesländern zufließt. Diese 
Vermögensteuer ist ein wichtiger Bestandteil alternativer Steuerpolitik. 
Gegenüber den massiven Belastungen der öffentlichen Haushalte reicht 
die Vermögensteuer, die für die dauerhafte Finanzierung von Landes-
aufgaben vorgesehen ist, nicht aus. Erforderlich ist eine einmalige, 
spürbare Abgabe auf die Vermögen, die die Vermögenden über einen 
Zeitraum von zehn Jahren aufzubringen haben. Die Vermögensabgabe, 
die zu einer massiven Lastenumverteilung führen muss, unterscheidet 
sich wesentlich von einem Schuldenschnitt bei öffentlichen Anleihen. 
Denn beim Schuldenschnitt werden nur die Vermögenden getroffen, 
die als Gläubiger über Staatsschuldtitel verfügen. 

Die Vermögensabgabe hat den Vorteil, dass alle Arten des Geld-
vermögens sowie die Immobilien und die Betriebsvermögen zielgenau 
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einbezogen werden können. Das Steuersubjekt ist die bzw. der Ver-
mögende, die bzw. der wegen ihrer bzw. seiner vergleichsweise hohen 
ökonomischen Zahlungsfähigkeit zur Finanzierung verpflichtet wird. 
Das Aufkommen aus der Vermögensabgabe wird zum Abbau der 
Staatsschulden, von denen bisher die Vermögenden als Gläubiger auch 
profitiert haben, genutzt. Im Mittelpunkt steht eine massive Umvertei-
lung: Durch die Abgabe der Vermögenden werden die Zinszahlungen 
im Bundeshaushalt, die überproportional durch die Massensteuern 
finanziert werden, reduziert. 

Diese Vermögensabgabe ist mit der Abgabe im Rahmen des Las-
tenausgleichs von 1952 zu vergleichen. Die Bemessungsgrundlage war 
damals auch das Vermögen nach Abzug der Schulden (Nettovermö-
gen). Das Aufkommen wurde zu diversen Entschädigungen für die 
Kriegsfolgen und Wideraufbauhilfen eingesetzt. Der Abgabensatz auf 
das resultierende abgabepflichtige Vermögen betrug 50 Prozent. Dazu 
gehörte auch das „Investitionshilfegesetz“ von 1952. Die gewerbliche 
Wirtschaft hatte mit einer Abgabe von 3,5 Prozent auf den zu ver-
steuernden Gewinn eine Milliarde DM aufgebracht. Die Einnahmen 
dienten der Finanzierung des Wiederaufbaus der Grundstoffindustrie 
(Kohle, Bergbau, eisenschaffende Industrie). Wichtig ist der Hinweis, 
dass das Bundesverfassungsgericht eine Klage gegen dieses Investitions-
hilfegesetz abgewehrt und es für verfassungskonform erklärt hat. 

Eine einmalige Vermögensabgabe durch die Superreichen
Die außergewöhnliche Belastung der öffentlichen Haushalte durch 
die hohen Staatsschulden, die vor allem in der Finanzkrise sprunghaft 
angestiegen sind, verlangt einen Befreiungsschlag durch eine Vermö-
gensabgabe. Dazu gehören die folgenden Elemente:

• 	 Die hier vorgeschlagene Vermögensabgabe erbringt insgesamt ein 
Volumen von mindestens 300 Milliarden Euro. Das Aufkommen 
soll in einen Fonds fließen, aus dem ein Teil der öffentlichen Schul-
den des Bundes, der Länder sowie der Kommunen nach einem 
Schlüssel – der etwa der Verteilung bei der Einkommensteuer 
(42,5/42,5/15 Prozent) entspricht – getilgt werden kann.
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• 	 Die Erhebung der Vermögensabgabe erfolgt zum Stichtag 1.1.2010. 
Damit werden nachfolgende Ausweichreaktionen ausgeschlossen. 

• 	 Die Laufzeit der Erhebung der Vermögensabgabe wird auf zehn 
Jahre gestreckt.

• 	 Der Steuersatz beträgt zwei Prozent auf die Bemessungsgrundlage 
der Vermögensabgabe. 

• 	 Die Bemessungsgrundlage ist das Vermögen nach Abzug der Schul-
den (Nettovermögen). Die Abgabe ist von privaten Personen sowie 
von Betrieben auf der Basis des Betriebsvermögens zu erbringen. 

• 	 Vorgesehen sind persönliche Freibeträge sowie Freibeträge für Kin-
der und das Betriebsvermögen. Bei einem persönlichen Freibetrag 
von einer Million Euro, einem Kinderfreibetrag über 250.000 Euro 
sowie einem Freibetrag auf das Betriebsvermögen von zwei Millio-
nen Euro wäre mit einer Bemessungsgrundlage von ca. 1.840 Mil-
liarden Euro zu rechnen.

• 	 Bei einem Steuersatz von zwei Prozent, der über zehn Jahre jähr-
lich erhoben wird, ist über die gesamte Laufzeit ein Barwert von 
ca. 300 Milliarden Euro zu erzielen. Durch eine Reduzierung der 
hier angenommenen hohen Freibeträge würde die Ergiebigkeit der 
Vermögensabgabe erhöht. 

•	 Die Erhebungs- und Bürokratiekosten liegen deutlich unter fünf 
Prozent.

Dauerhafte Vermögensteuer reaktivieren
Mit dieser Vermögensabgabe werden in Deutschland die Reichsten 
einmalig in die Finanzierung des öffentlichen Sektors einbezogen. 
Dieser Befreiungsschlag muss durch die Einführung einer dauerhaften 
Vermögensteuer ergänzt werden. Die derzeit ruhende Vermögensteu-
er muss daher dringend reaktiviert werden. Die ökonomische Leis-
tungsfähigkeit ist nicht nur von den laufenden Einkommen, sondern 
auch von den Vermögensbeständen abhängig. Dabei richtet sich die 
Vermögensteuer gegen die ungleiche Verteilung der Vermögen und 
damit gegen die Vermögenskonzentration. Die Einnahmen aus dieser 
Vermögensteuer fließen den Bundesländern zu und schaffen einen Fi-
nanzierungsspielraum beispielsweise für Bildungsausgaben. Mit dem 
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Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Juni 1995 ist zu Recht 
die Bewertung des Immobilienvermögens (einschließlich Grund und 
Boden) als verfassungswidrig erklärt worden. Gegenüber den Markt-
werten lag der Besteuerungsbetrag nach den Einheitswerten oftmals 
unter der Hälfte des Marktwertes. Dagegen wurde Geldvermögen zum 
Marktwert versteuert. Deshalb muss bei der Vermögensteuer statt der 
früher eingesetzten Einheitswerte jetzt eine marktnahe Bewertung der 
Immobilien sowie von Grund und Boden gesichert werden. Bei der 
ebenfalls erforderlichen Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
ist diese Veränderung bereits umgesetzt worden.

Die seit 1997 ruhende Vermögensteuer sollte für private Haushalte 
oberhalb eines Freibetrags umgehend reaktiviert werden. Dabei sind 
folgende Eckwerte zu berücksichtigen: 
• 	 Besteuert werden die privaten Haushalte. 
• 	 Dadurch induzierte Verlagerungen von Vermögen in die Betriebe 

sind zu verhindern. 
• 	 Der Steuersatz beträgt ein Prozent. 
• 	 Freibeträge sind vorzusehen. 
• 	 Selbstgenutztes Wohneigentum wird nicht der Besteuerung unter-

zogen.
• 	 Der weitere Freibetrag beträgt für eine Familie mit vier Personen 

500.000 Euro (Ehepaar 300.000 Euro, je Kind 100.000 Euro). 

Bei den Einnahmen aus der Vermögensteuer werden jährlich bis zu 
20 Milliarden Euro erwartet.
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Die Kurzfassung des MEMORANDUM 2012 wurde bis zum 
31.03.2012 von folgenden Personen unterstützt:

Udo Achten, Düsseldorf
Prof. Dr. Eberhard Ackermann,  

Lichtenhagen-Dorf
Tim Ackermann, Bochum
Tom Ackermann, München
Andrea Adrian, Bremen
Susanne Agne, Bad Oldesloe
Annemarie Ahler-Echterhoff, Wuppertal
Michael Ahlmann, Bremen
Jutta Ahrweiler, Oberhausen
Detlef Ahting, Braunschweig
Prof. Dr. Erwin Jan Gerd Albers,  

Magdeburg
Lennard Aldag, Lüneburg
Jan-C. Almoslino, Berlin
Matthias Altmann, Nohra-Obergrunstedt
Prof. Dr. Elmar Altvater, Berlin
Saverio Amato, Stuttgart
Dr. Werner Anton, Merseburg
Lutz Apel, Bremen
Horst Arenz, Berlin
Dr. Helmut Arnold, Wiesbaden
Peter Artzen, Wehrheim
Sylvia Artzen, Wehrheim
Dr. Jupp Asdonk, Bielefeld
Hans Aust, Herzogenrath

Erich Bach, Frankfurt/Main
Klaus Bäck, Hamburg
Siegfried Bägendörfer, Ulm
Ursula Bär, Kall
Roland Bärwald, Herne
Dr. Volker Bahl, Pullach
Bernd Bajohr, Coesfeld
René Balke, Schloß Holte
Berthold Balzer, Fulda
Robert Bange, Oelde
Ulrich Bartetzko, Hannover
Hans Joachim Barth, Wiesbaden
Stephan Bartjes, Fürth
Klaus Bartsch, Zernitz-Lohm
Günter Basten, Greven
Hagen Battran, Heuweiler
Jochen Bauer, Herne
Peter Baumeister, Peine
Herbert Bayer, Frankfurt/Main
Mechthild Bayer, Karlsruhe
Wolfgang Bayer, Berlin
Annette Becker, Uslar
Dr. Johannes M. Becker, Marburg
Helmut Becker, Köln
Stefan Becker, Münster
Wolfgang Becker, Heringen
Friedrich-Karl Beckmann, Pinneberg
Dr. Peter Behnen, Breitnau
Jan-Patrick Behrend, Marburg

Herbert Behrens, Berlin
Prof. Dr. Hermann Behrens, Klein Vielen
Dr. Theodor W. Beine, Isselburg
Anke Beins, Ostermunzel
Rüdiger Beins, Ostermunzel
Dr. Günter Bell, Köln
Ralf Beltermann, Hattingen
Christiane Benner, Frankfurt/Main
Prof. Dr. Benjamin Benz, Recklinghausen
Andreas Beran, Hamburg
Jochen Berendsohn, Hannover
Heike Berger, Ratekau
Dr. Sabine Berghahn, Berlin
Hartmut Bethmann, Braunschweig
Heinrich Betz, Braunschweig
Brigitte Bey, Berlin
Wolfgang Bey, Chemnitz
Detlev Beyer-Peters, Marl
Ortwin Bickhove-Swiderski, Dülmen-

Rorup
Rainer Bicknase, Langen
Prof. Dr. Heinz Bierbaum, Saarbrücken
Monika Bietz, Nieder-Olm
Dr. Fritz Bilz, Köln
Dr. Detlef Bimboes, Berlin
Thomas Birg, Hattingen
Matthias W. Birkwald, Köln
Heinrich Birner, München
Dr. Joachim Bischoff, Hamburg
Prof. Gudrun Bischoff-Kümmel, Hamburg
Dr. Reinhard Bispinck, Düsseldorf
Prof. Dr. Arno Bitzer, Dortmund
Andreas Blechner, Burgdorf
Heinrich Bleicher-Nagelsmann, Berlin
Matthias Blöser, Schotten
Dirk Blotevogel, Troisdorf
Josef Böck, Großenseebach
Dr. Hermann Bömer, Dortmund
Manfred Böttcher, Hannover
Gerd-Uwe Boguslawski, Northeim
Nadine Boguslawski, Darmstadt
Manfred Bohle, Düsseldorf
Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup, Isernhagen
Rudolf Borchert, Waren
Prof. Dr. Dieter Boris, Marburg
Prof. Dr. Gerd Bosbach, Köln
Maren Bracker, Kassel
Giesela Brandes-Steggewentz, Osnabrück
Klaus Brands, Drolshagen
Eberhard Brandt, Hamburg
Monika Brandt, Dortmund
Prof. Dr. Peter Brandt, Hagen
Dietrich Brauer, Oberhausen
Peter Braun, Rödinghausen
Prof. Dr. Karl-Heinz Braun, Magdeburg
Leo Braunleder, Wuppertal
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Klaus Brebaum, Münster
Carsten Bremer, Braunschweig
Hans-Erich Bremes, Hamm
Marlis Bremisch, Ilmenau
Dr. Hans-Peter Brenner, Bonn
Dr. Oskar Brilling, Schwelm
Antonie Brinkmann, Bremen
Karl-Heinz Brix, Tüttendorf
Dr. Olaf Brockmann, Berlin
Fritz Brodrick, Lünen
Theresa Bruckmann, Essen
Dr. Oliver Brüchert, Frankfurt/Main
Sonja Brüggemeier, Hannover
Dr. Klaus Brülls, Herzogenrath
Karin Brugger, Neu-Ulm
Helge Brundtland, Hamburg
Prof. Dr. Günter Buchholz,  

Bad Salzdetfurth
Lars Buchholz, Wollin
Michael Buchholz, Minden
Dr. Wiebke Buchholz-Will, Nordhorn
Wolfgang Buckow, Berlin
Hans-Ulrich Bünger, Baiersbronn
Klaus Bullan, Hamburg
Torsten Bultmann, Bonn
Jürgen Burger, Bremen
Dr. Sylvia Burkert, Düsseldorf
Kai Burmeister, Stuttgart
Dr. Ulrich Busch, Berlin
Günter Busch, Mühlacker
Veronika Buszewski, Herne
Rainer Butenschön, Hannover
Dr. Carolin Butterwegge, Köln
Prof. Dr. Christoph Butterwegge, Köln

Luis Caballero-Sousa, Mainz
Elwis Capece, Karlsruhe
Robert Carls, Bad Homburg
Soumen Chakravarty, Kiel
Markus Chmielorz, Dortmund
Christian Christen, Berlin
Roland Claus, Berlin
Astrid Clauss, Mainz
Martine Colonna, Hamburg
Britta Cordes, Koblenz
Peter-Martin Cox, Frankfurt/Main
Dr. Gregor Czisch, Kassel

Annette Dahms, Nürnberg
Yasar Damar, Bremen
Adelheid Danielowski, Trebel
Holger Dankers, Stade
Fredrik Dehnerdt, Hamburg
Wolfgang Denecke, Leipzig
Prof. Dr. Frank Deppe, Marburg
Herbert Derksen, Kleve
Richard Detje, Ahrensburg
Karsten Deutschmann, Berlin
Theodor Dickmann, Bad Homburg
Raoul Didier, Berlin
Norbert Diebold, Münster

Dr. Andreas Diers, Bremen
Reinhard Dietrich, Bremerhaven
Joachim Dillinger, Berlin
Kirsten Dinnebier, Marburg
Helmut Dinter, Wessobrunn
Martina Ditzell, Northeim
Gloria Dohm, Saarbrücken
Florian Dohmen, Duisburg
Hans-Peter Dohmen, Remscheid
Jochen Dohn, Hanau
Wolfgang Dohn, Hanau
Prof. Dr. Ulrich Dolata, Stuttgart
Waldemar Domanski, Lippstadt
Günter Domke, Düsseldorf
Dr. Hans-Georg Draheim, Leipzig
Werner Dreibus, Hanau
Dieter Dressel, Berlin
Dominik Düber, Köln
Rolf Düber, Erfurt
Dr. Dietmar Düe, Kassel
Jochen Dürr, Schwäbisch Hall
Ulrike Düwel, Wuppertal
Ferdinand Dworsky, Roth

Helga Ebbers, Bremen
Jochen Ebel, Borkheide
Michael Ebenau, Jena
Claudia Eberhard, Hannover
Roman Eberle, Dortmund
Raimund Echterhoff, Wuppertal
Jürgen Egener, Willich
Jutta Ehlers, Berlin
Prof. Dr. Michael Ehrke, Ronneburg
Dr. Kai Eicker-Wolf, Frankfurt/Main
Dr. Joachim Eisbach, Drochtersen
Bernd Eisenbach, Darmstadt
Prof. Dr. Dieter Eißel, Gießen
Uschi Eiter, Sprockhövel
Stephan Elkins, Marburg
Prof. Dr. Wolfram Elsner, Bremen
Erwin Elstner, Frickingen
Gerhard Endres, München
Michael Endres, Ratingen
Dieter Engel, Wiesbaden
Prof. Dr. Gottfried Erb, Hungen
Walter Erb, Darmstadt
Joachim Ernst, Bremen
Prof. Trevor Evans, Berlin

Walter Fabian, Hannover
Robert Fähndrich-Mai, Ravensburg
Thomas Fahsl, Nürnberg
Wolfgang Faissner, Aachen
Annette Falkenberg, Kiel
Gregor Falkenhain, Solingen
Erika Falkenreck, Berlin
Jürgen Falkenstein, Göppingen
Reinhold Falta, Mainz
Frank Fassin, Köln
Nico Faupel, Werder
Josef Fehlandt, München
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Dr. Peter Fehn, Anklam
Wolf-Rüdiger Felsch, Hamburg
Dr. Kurt Fenske, Berlin
Jörg Ferrando, Frankfurt/Main
Herbert Fibus, Übach-Palenberg
Dr. Ulrich Fiedler, Berlin
Harald Fiedler, Friedrichsdorf
Prof. Dr. Klaus Fiedler, Radeberg
Bernd Fiegler, Köln
Dr. Fritz Fiehler, Husum
Adrijana Filehr, Neckargemünd
Josef Filippek, Lüdenscheid
Meinolf Finke, Castrop-Rauxel
Arno Fischer, Peine
Prof. Dr. Dietrich Fischer, Potsdam
Dr. Hans-Ulrich Fischer, Frankfurt/Main
Prof. Dr. Irene Fischer, Berlin
Volker Fischer, Berlin
Heiko Fischöder, Herne-Wanne
Claudia Flaisch, Marl
Kreszentia Flauger, Wildeshausen
Tino Fleckenstein, Aschaffenburg
Hermann Fleischer, Salzgitter
Wolfgang Förster, Speyer
Uwe Foullong, Bottrop
Susann Fräbel, Bensheim
Mathias Frank, Bad Kreuznach
Michael Frank, Hildesheim
Reinhard Frankl, Aschaffenburg
Otfried Frenzel, Chemnitz
Günter Frey, Burgau
Dr. Wolfram Friedersdorff, Raben Steinfeld
Daniel Friedrich, Berlin
Prof. Dr. Gerd Friedrich, Berlin
Klaus Friedrich, Würzburg
Marianne Friemelt, Frankfurt/Main
Rainer Fritsche, Berlin
Edith Fröse, Duisburg
Andreas Frohberg, Aachen
Günter Froschauer, Düsseldorf
Kurt Fussangel, Bremen

Philipp Gabsch, Rostock
Ludger Gaillard, Göttingen
Gabriela Galli, Werther
Dr. Irene Gallinge, Berlin
Prof. Dr. Berthold Gasch, Lauenburg
Thomas Gauger, Essen
Claire Gautier, Bremen
Elmar Gayk, Trebel
Prof. Dr. Klaus Gebauer, Berlin
Jürgen Gebel, Nieder-Olm
Werner Geest, Wedel
Andreas Gehrke, Ronnenberg
Dr. Friedrich-Wilhelm Geiersbach, Hagen
Holger Gensicke, Landesbergen
Roman George, Diez
Dr. Cord-Albrecht Gercke, Geilenkirchen
Dr. Klaus-Uwe Gerhardt, Obertshausen
Renate Gerkens, Hamburg
Prof. Dr. Dr. Thomas Gerlinger, Bielefeld

Axel Gerntke, Frankfurt/Main
Dr. Sabine Gerold, Leipzig
Lisa Gesau, Liebenburg
Dr. Jürgen Glaubitz, Düsseldorf
Heiko Glawe, Berlin
Dr. Sigmar Gleiser, Frankfurt/Main
Christian Gloede-Noweck, Bremen
Renate Gmoser, Neckartailfingen
Horst Gobrecht, Ober-Flörsheim
Ulrike Göking, Neumünster
Dr. Hartmut Goergens, Frankfurt/Main
Dr. Klaus Götzen, Oberursel
Joachim Gogoll, Nottuln
Adi Golbach, Berlin
Dr. Jörg Goldberg, Frankfurt/Main
Prof. Dr. Werner Goldschmidt, Hamburg
Sandra Goldschmidt, Hannover
Andreas Gora, Ahlen
Manfred Gornik, Gladbeck
Arno Gottschalk, Bremen
Prof. Dr. Hanna Grabley, Bad Saarow
Gert Greiner, Frankfurt/Main
Monika Greve, Bielefeld
Dr. Herbert Grimberg, Hamburg
Herbert Grimm, Dortmund
Thomas Grobe, Hannover
Rudolf Grollmisch, Grimmelshausen
Julia Großholz, Hamburg
Christoph Großmann, Salzgitter
Edith Großpietsch, Offenbach
Dr. Rainer Grothusen, Hamburg
Dr. Heiner Grub, Tübingen
Walter Gruber, Salzgitter
Rainer Gryschko, Mainz
Günter Grzega, Treuchtlingen
Dr. Willem Günnemann, Bad Emstal
Wolfgang Günther, Potsdam
Dr. Wolfgang Güttler, Halle
Frauke Gützkow, Frankfurt/Main
Gerrit Guit, Bremen
Prof. Dr. Karl-Diether Gussek, Halle

Gerold Haag, Hannover
Dr. Elsa Hackl, Wien
Dr. Barbara Hähnchen, Panketal
Thomas Händel, Fürth
Wolfgang Haferkamp, Oberhausen
Dr. Thomas Hagelstange, Düsseldorf
Jens-Uwe Hagenah, Bad Schwartau
Eberhard Hahn, Bielefeld
Reinhard Hahn, Frankfurt/Main
Volker Hahn, Bad Gandersheim
Ulf Halbauer, Ilsenburg
Andreas Hallbauer, Berlin
Antje Hamann, Gladenbach
Andreas Hammer, Östringen
Detlef Hansen, Clermont
Christian Harde, Tübingen
Jürgen Hartmann, Wolfenbüttel
Rosmarie Hasenkox, Wuppertal
Rüdiger Hauff, Stuttgart
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Wolfgang Haupt, Renningen
Rosi Haus, Münster
Dr. Gert Hautsch, Frankfurt/Main
Helga Hecht, Bielefeld
Angelika Hecker, Moers
Jörg Heiderich, Hofgeismar
Anny Heike, Fürth
Andreas Heil, Dortmund
Gottfried Heil, Frankfurt/Main
Stefan Heimlich, Falkensee
Michael Hein, Schwelm
Volker Heinemann, Vellmar
Dr. Cornelia Heintze, Leipzig
Klaus-Dieter Heise, Teltow
Dieter Heisig, Gelsenkirchen
Julius Heller, Tübingen
Dr. Fritz Hellmer, Göttingen
Malah Helman, Berlin
Prof. Dr. Fritz Helmedag, Chemnitz
Jürgen Hennemann, Ebern
Prof. Dr. Peter Hennicke, Wuppertal
Peter Henrich, Flemlingen
Dr. Ralf Henrichs, Münster
Dr. Detlef Hensche, Berlin
Renate Henscheid, Essen
Dr. Frank W. Hensley, Dossenheim
Jürgen Hentzelt, Dortmund
Heinz Hercher, Brüggen
Michael Hermund, Bochum
Prof. Dr. Peter Herrmann, Cork/Irland
Alexander Herz, München
Markus Herzberg, Leingarten
Dr. Gerhard Heske, Berlin
Dr. Horst Hesse, Leipzig
Karl L. Hesse, Bendorf
Philipp Hersel-Berzins, Berlin
Andreas Heun, Duisburg
Dr. Ludwig Heuwinkel, Bielefeld
Hermann Hibbeler, Lage
Prof. Dr. Rudolf Hickel, Bremen
Günter Hieber, Marburg
Frank Hiebert, Saarbrücken
Uwe Hiksch, Berlin
Klemens Himpele, Wien
Frank Hinrichs, Kopenhagen
Ros Hinrichs, Ummendorf
Nicolaus Hintloglou, Düsseldorf
Lieselotte Hinz, Düsseldorf
Jörg Hobland, Unterschleißheim
Timo Hodel, Rodenbach
Inge Höger, Herford
Dr. Barbara Höll, Leipzig
Jürgen Hölterhoff, Bielefeld
Heinz-Rudolf Hönings, Solingen
Jonas Christopher Höpken, Oldenburg
Frank Hörnig, Fulda
Prof. Dr. Klaus Hofemann, Köln
Beate Hoffmann, Hanau
Bernhard Hoffmann, Eppelheim
Heinz Hoffmann, Nauwalde
Dr. Heinz-Gerd Hofschen, Bremen

Helmut Holtmann, Bremen
Christine Holzing, Koblenz
Dr. Horst Hoppe, Silberborn
Klaus Horn, Söhrewald
Roland Hornauer, Erlangen
Frank Hornschu, Kiel
Jürgen Horstmann, Berlin
Roswitha Hoyer, Hamburg
Ulrich Huber, Heidenheim
Frank Hühner, Frankfurt/Oder
Doris Hülsmeier, Bremen
Gerd Huhn, Dortmund
Martin Huhn, Mannheim
Prof. Dr. Ernst-Ulrich Huster, Pohlheim

Jayne-Ann Igel, Dresden
Horst Ihssen, Seelze
Tamer Ilbuga, Hamburg
Henry Illy, Kelkheim
Bodo Irrek, Berlin
Maike Irrek, Halle
Frank Iwer, Stuttgart

Prof. Dr. Klaus Jacob, Berlin
Prof. Dr. Johannes Jäger, Wien
Michael Jäkel, Köln
Christoph R. Janik, Wesseling
Dr. Florian Janik, Erlangen
Burkhard Janke, Erkerode
Dr. Dieter Janke, Leipzig
Prof. Dr. Jörn Janßen, London
Reinhold Janßen, Essen
Helmut Janßen-Orth, Hamburg
Jascha Jaworski, Kronshagen
Christoph Jetter, Darmstadt
Christian de Jonge, Bremerhaven
Jürgen Jürgens, München
Dr. Heiner Jüttner, Aachen
Michael Jung, Hamburg
Jörg Jungmann, Wiesbaden

Rainer Kämpf, Waldshut-Tiengen
Ingrid Kagermeier, Erlangen
Prof. Dr. Gisela Kahl, Jena
Dr. Ute Kalbitzer, Berlin
Dr. Irmtraud Kannen, Cloppenburg
Tobias Kaphegyi, Tübingen
Prof. Dr. Anastasios Karasavvoglou,  

Kavala
Bernd Kaßebaum, Frankfurt/Main
Prof. Dr. Siegfried Katterle, Bielefeld
Manfred Kays, Braunschweig
Dr. Andreas Keller, Berlin
Dr. Nebi Kesen, Hamburg
Dr. Klaus Keßler, Detmold
Karin Kettner, Münster
Dr. Gunnar Ketzler, HZ Kerkrade
Thomas Keuer, Duisburg
Sabine Kiel, Laatzen
Werner Kiepe, Düsseldorf
Dierk Kieper, Darmstadt
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Wolfgang Killig, Hamburg
Prof. Dr. Klaus Peter Kisker, Berlin
Bernd Klappenecker, Jagsthausen
Manfred Klei, Bad Salzuflen
Dr. Angelika Klein, Röblingen am See
Prof. Dr. Hans-Dieter Klein, Seegebiet 

Mansfelder Land
Rolf Klein, Remagen
Ansgar Klinger, Krefeld
Helmut Klingl, Amstetten
Lars Klingsing, Garbsen
Pat Klinis, Heidelberg
Hans Klinker, Memmelsdorf
Dr. Larissa Klinzing, Berlin
Jürgen Klippert, Hagen
Alfred Klose, Hannover
Sebastian Klus, Freiburg
Jürgen Klute, Herne
Thomas Knabel, Zwickau
Dieter Knauß, Waiblingen
Werner Kneuer, Passau
Detlev Knocke, Bonn
Prof. Dr. Hans Knop, Schulzendorf
Prof. Dr. Helmut Knüppel, Bielefeld
Dieter Knutz, Elsfleth
Dr. Angelika Kober, Leipzig
Erich Koch, Schieder-Schwalenberg
Hajo Koch, Dortmund
Klaus Thomas Koch, Bad Nenndorf
Maria Koch, Bochum
Horst Koch-Panzner, Bruchköbel
Michael Kocken, Nürtingen
Wolfgang Köcher, Krummhörn
Thomas Köhler, Hagen
Paul Köhler-Schumann, Duisburg
Hans König, Dorschhausen
Otto König, Hattingen
Prof. Dietrich-W. Köppen, Berlin
Ralf Körber, Berlin
Reinhard Körber, Bad Sassendorf
Benjamin Körner, Münster
Kurt Körner, Panketal
Marlis Körner, Panketal
Norbert Koesling, Essen
Dr. Dietmar Köster, Wetter
Jörg Köther, Peine
Roland Kohsiek, Hamburg
Harald Kolbe, Hannover
Joannis Komianos, Lohr
Stefan Konrad, Herne
Prof. Christian Kopetzki, Kassel
Norbert W. Koprek, Hameln
Prof. Dr. Thomas Korenke, Vettweiß
Ina Korte-Grimberg, Kassel
Marion Koslowski-Kuzu, Söhlde
Michael Kotzian, Bottrop
Prof. Dr. Reinhold Kowalski, Berlin
Martin Krämer, Frankfurt/Main
Ralf Krämer, Berlin
Horst Kraft, Düsseldorf
Timo Kramer, Berlin

Oliver Kraps, Waltrop
Lothar Kraschinski, Wuppertal
Dr. Ute Kratzmeier, Bretten
Astrid Kraus, Köln
Dieter Krause, Neustadt
Prof. Dr. Günter Krause, Berlin
Prof. Dr. Jürgen Krause, Erfurt
Erika Krauth-Bromm, Sprockhövel
Stefan Kreft, Essen
Jutta Krellmann, Coppenbrügge
Peter Kremer, Dortmund
Daniel Kreutz, Köln
Hans Jürgen Kröger, Bremen
Tobias Kröll, Tübingen
Ulrich Kröpke, Bielefeld
Dr. Tobias Kronenberg, Aachen
Günter Kronschnabl, Wald
Dr. Stephan Krüger, Berlin
Heinrich Krüger, Berlin
Lothar Krüger, Leipzig
Reinhard Krüger, Nienburg
Heinz-Jürgen Krug, Rüsselsheim
Peter Krug, Bremen
Gerrit Krull, Oldenburg
Bernd Krumme, Kassel
Thomas Krumscheid, Herzogenrath
Werner Krusenbaum, Mülheim
Dieter Kube, Lüdenscheid
Jürgen Kubig, Lübeck
Werner Kubitza, Salzgitter
Michael Kuehn, Münster
Prof. Dr. Berthold Kühn, Dresden
Dr. Hagen Kühn, Stendal
Dr. Wolfgang Kühn, Berlin
Stefanie Kümmel, Neuss
Gisela Küster, Bielefeld
Michael Kugelmann, Neu-Ulm
Marianne Kugler-Wendt, Heilbronn
Lothar Kuhlmann, Bielefeld
Rolf Kulas, Oberhausen
Dr. Roland Kulke, Brüssel
Manfred Kunstlewe, Nottuln
Alfons Kunze, München
Peter Kurbjuweit, Hameln
Prof. Ingrid Kurz, Hamburg
Wilfried Kurtzke, Frankfurt/Main
Rolf Kutzmutz, Potsdam

Winfried Lätsch, Berlin
Wolfgang Lange, Seelze
Knut Langenbach, Berlin
Horst Langmaak, Feldkirchen
Markus Lauber, Köln
Paul Laudenberg, Kall
Bernd Lauenroth, Hattingen
Jörg Lauenroth-Mago, Rätzlingen
Richard Lauenstein, Lehrte
Friedhelm Lavreau, Dinslaken
Klaus-Jürgen Ledebur, Stuttgart
Dr. Angelika Leffin, Bremen
Dr. Steffen Lehndorff, Köln
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Dr. Jürgen Leibiger, Radebeul
Ulrich Leicht, Dortmund
Bruno Leidenberger, Fellbach
Alexander Leipold, Berlin
Dr. André Leisewitz, Weilrod
Rolf Lemm, Berlin
Manfred Lesch, Frankfurt/Main
Dr. Wolfgang Lieb, Köln
Reiner Liebau, Minden
Uwe Liebe, Oldenburg
Christoph Lieber, Hamburg
Kurt Lieberum, Sprockhövel
Georg Liebl, Leidersbach
Hartmut Limbeck, Wittmund
Ulla-Maj Lindberg, Herdecke
Godela Linde, Marburg
Beate Lindemann, Rugensee
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1 	 Zwischen Stagnation und Rezession

Die deutsche Wirtschaft hat den ökonomischen Einbruch von 2009 
unerwartet schnell überwunden. Die Bundesregierung wie die führen­
den Wirtschaftsforschungsinstitute sehen dies als Bestätigung dafür, 
dass das Wirtschaftsmodell Deutschland durch und durch gesund ist 
und deshalb Vorbild für ganz Europa werden sollte. Dabei wird je­
doch völlig übersehen, dass dieses Entwicklungsmodell mit der letzten 
großen Wirtschaftskrise an sein Ende gekommen ist. Bereits vorher 
verzeichnete Deutschland die schwächste wirtschaftliche Entwicklung 
in Europa – die Folge einer einseitigen Exportorientierung und einer 
anhaltenden Schwäche der Binnennachfrage, die auf einer massiven 
Umverteilung von unten nach oben und einer Stagnation bei den Mas­
seneinkommen beruht. Dies hat die außenwirtschaftlichen Ungleich­
gewichte vergrößert, weil auch die Importe unter Druck gerieten. 
Diese Krisenursachen bestehen weiter fort. Die schnelle Überwin­
dung der Krise war demgegenüber das Resultat massiver staatlicher 
Interventionen, vor allem der weltweiten Konjunkturprogramme. 
Insofern stehen auch alle optimistischen Prognosen, die Deutschland 
weiterhin auf einem XXL-Wachstumspfad sehen, auf tönernen Füßen. 
Ohne ein grundsätzliches Umsteuern in Richtung einer Stärkung der 
Binnennachfrage droht eine wirtschaftliche Stagnation oder sogar 
Rezession. 

Überrascht vom schnell einsetzenden und vor allem unerwartet kräf-
tigen Aufschwung nach der Weltwirtschaftskrise, hatte bis zur Mitte 
des Jahres 2011 ein großes Wirtschaftsforschungsinstitut nach dem 
anderen seine zunächst äußerst pessimistischen Wachstumsprogno-
sen nach oben korrigiert. Mit besonderer medialer Aufmerksamkeit 
konnte dabei diejenige Einrichtung rechnen, die eine besonders zuver-
sichtliche Prognose wagte. Damit bestätigten die Institute die zweck-
optimistische Einschätzung des ehemaligen Wirtschaftsministers Brü-
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derle, der Deutschland bereits im Herbst 2010 einen anhaltenden 
XXL-Aufschwung bescheinigte. Am Ende beliefen sich die Wachs-
tumsprognosen für 2011 auf bis zu vier Prozent. Auch 2012 sollte sich 
der Aufschwung weiter fortsetzen. Für dieses Jahr wurde – so etwa 
in der Gemeinschaftsdiagnose der führenden deutschen Wirtschafts-
forschungsinstitute vom Frühjahr 2011 – ein weiteres Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) von zwei Prozent vorausgesagt. 

Zu diesen Prognosen hatten sich die Wirtschaftsforschungsinstitute 
und die in regelmäßigen Abständen veröffentlichten Umfragen, die die 
Stimmungen und Einschätzungen von Unternehmen und Konsumenten 
erheben, offensichtlich gegenseitig aufgeschaukelt. Ein in diesem Zu-
sammenhang wesentlicher auch von den Medien beachteter Indikator, 
ist dabei der so genannte Konsumklimaindex der Gesellschaft für Kon-
sumforschung (GfK). Er gilt als wichtiger Indikator für das Konsum-
verhalten deutscher Verbraucherinnen und Verbraucher und somit als 
Wegweiser für die konjunkturelle Entwicklung Deutschlands. Hierfür 
werden ausgesuchte Personen unter anderem nach ihren Einkommens- 
und Konsumerwartungen für die nächsten zwölf Monate befragt. Bis 
Mitte 2011 erklomm dieser Index immer neue Höchstwerte. Gleiches 
war auch beim so genannten Geschäftsklimaindex zu beobachten, der 
monatlich vom Münchener ifo-Institut erhoben wird. Er fragt die ak-
tuelle Geschäftslage und die Geschäftserwartungen zahlreicher Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes, des Bauhauptgewerbes sowie 
des Groß- und Einzelhandels ab. Auch dieser Index gilt als wichtiger 
Frühindikator für die konjunkturelle Entwicklung Deutschlands. 

Makroökonomische Zusammenhänge, politische Entwicklungen 
und ökonomische Ursachenanalysen spielen bei den Einschätzungen 
allenfalls eine untergeordnete Rolle. Offensichtlich hatte der unerwartet 
schnelle und kräftige Aufschwung nach dem schweren Absturz der 
Wirtschaft 2009 zu einer grundsätzlich optimistischen Stimmung bei 
Unternehmen wie Konsumentinnen und Konsumenten beigetragen, die 
für die Zukunft einfach fortgeschrieben wurde. Zusammen mit einem 
grundsätzlichen Unverständnis der Ursachen des schweren Ab- und des 
schnellen Aufschwungs kam es dann zu den erwähnten überaus posi-
tiven gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprognosen der Wirtschaftsfor-
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schungsinstitute, denen bei genauerer Analyse aber die ökonomische 
Grundlage fehlte. Ohnehin zeigt ein Vergleich der Entwicklung der 
Konsumklima-Indexwerte mit dem Verlauf des Einzelhandelsumsatzes 
die Bedeutungslosigkeit der Konsumklima-Abfragen: Selbst große Ver-
änderungen beim Konsumklima hinterlassen keinerlei Spuren beim 
realen Umsatz im Einzelhandel (vgl. Abbildung unten). 

Von der herrschenden Politik wurden positive Zukunftseinschät-
zungen natürlich gerne aufgegriffen und weiter bestärkt, bestätigten sie 
doch die eingeschlagene Richtung eines grundsätzlichen „Weiter so!“. 
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So konnten auch Debatten im Keim erstickt werden, die sich darum 
drehten, warum Deutschland in der Zeit vor der Krise beispielsweise 
den niedrigsten Wachstumstrend verzeichnete, eine reale Stagnation bei 
den Arbeitnehmerentgelten aufzuweisen hatte und bei der Entwicklung 
der Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen ganz oben im 
europäischen Ranking stand (imk-Studies 4/2009).

Letztlich entscheiden aber nicht Stimmungen und Einschätzungen, 
sondern handfeste wirtschaftliche Zusammenhänge über die tatsäch-
liche Entwicklung. Anders gesagt: Stimmungen und Einschätzungen 
werden früher oder später von der Realität eingeholt, insbesondere 
dann, wenn grundlegende Krisenursachen fortbestehen. Ab Mitte 
2011 wurden die Wolken am Konjunkturhorizont immer dunkler, 
die Stimmungsindikatoren gaben deutlich nach. Gleichzeitig wurden 
die Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute sukzessive wieder 
heruntergesetzt. Inzwischen schwanken die Prognosen für 2012 zwi-
schen einer Stagnation und einem bescheidenden Wachstum des Brut-
toinlandsprodukts von deutlich unter einem Prozent. 

Auch wenn konjunkturelle Wendepunkte schwer zu prognostizie-
ren sind, unterstreicht die große Kluft zwischen den vorherrschenden 
Prognosen und der realen Entwicklung die Fehlerhaftigkeit der ton-
angebenden neoliberalen Ökonomik. Nach wie vor werden die ent-
scheidenden Ursachen sowohl der Krise wie auch des anschließenden 
Aufschwungs verkannt. Hierauf hat die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik bereits in ihren letzten MEMORANDEN hinge-
wiesen. 

1.1	 Internationale Ungleichgewichte als Krisenursache

Der weltwirtschaftliche Einbruch 2009 hatte seine tieferen Ursachen in 
europäischen wie weltweiten wirtschaftlichen Ungleichgewichten, die 
sich über einen längeren Zeitraum herausgebildet hatten. Keineswegs 
war er lediglich Folge der amerikanischen Immobilienpreisblase, deren 
Platzen eine ansonsten weltmeisterliche Entwicklung in Deutschland 
lediglich vorübergehend gestört hat. Vielmehr war dies nur der Aus-
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löser, der sichtbar gemacht hat, dass das Wirtschaftsmodell auf Dauer 
nicht tragfähig ist. 

Wie ausführlich in den MEMORANDEN der letzten Jahre dar-
gelegt, war die spezifische wirtschaftliche Entwicklung hierzulande 
für die Wirtschaftskrise mitverantwortlich. Sie hat nicht nur dazu ge-
führt, dass Deutschland in den Jahren vor der Krise mit das geringste 
Wachstum in der EU aufzuweisen hatte, sondern auch, dass es mit 
einem Einbruch der wirtschaftlichen Leistung in Höhe von 5,1 Pro-
zent besonders hart von der Krise getroffen wurde. Insofern gehört es 
ins Reich der Mythenbildung, dass sich in Deutschland bis zur Krise 
eine fabelhafte wirtschaftliche Entwicklung vollzogen hätte. Statt auf 
binnenwirtschaftlichen Kräften beruhte sie ganz wesentlich auf einer 
völlig einseitigen und damit nicht nachhaltigen Exportorientierung mit 
wachsenden Export- und Leistungsbilanzüberschüssen. 

Dieser Kurs bremste nicht nur die wirtschaftliche Entwicklung 
Deutschlands im Vergleich zu einer binnenmarktorientierten Entwick-
lung, sondern führte auch zur zunehmenden Verschuldung der Länder, 
gegenüber denen Deutschland Exportüberschüsse erzielt hat (vgl. hier-
zu ausführlich Kapitel 6). Insofern sind Leistungsbilanzüberschüsse 
und die steigende internationale Verschuldung zwei Seiten derselben 
Medaille. Die zunehmende Exportlastigkeit ging mit einer massiven 
Nachfrageschwäche am deutschen Binnenmarkt einher, die auch die 
Importentwicklung belastet hat. Ursache für beide Phänomene ist die 
anhaltende Stagnation der realen Arbeitseinkommen und eine massive 
Umverteilung von unten nach oben. Deutschland lebte (und lebt) also 
nicht über, sondern unter seinen Verhältnissen. Produktion und Kon-
sumtion sind zunehmend auseinandergelaufen. Ein wachsender Teil 
der Produktion wurde vom Ausland nachgefragt und über Schulden 
finanziert.

Dieses Entwicklungsmodell war mit dem Platzen der Schulden- und 
Spekulationsblase an sein Ende gekommen. Das Problem war nur, dass 
dies weder von der herrschenden Politik noch von den tonangebenden 
Wirtschaftsforschungsinstituten erkannt oder gar akzeptiert wurde. 
Dies zeigte sich bereits im März 2009, als Angela Merkel in einer Talk-
show bei Anne Will verkündete (und dafür auch breite Zustimmung 
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erhielt): „Ein generelles Umsteuern der deutschen Volkswirtschaft lehne 
ich ab. Mein Ziel ist, dass das Land Exportweltmeister bleibt.“ 

Zunächst schien die reale Entwicklung dem Merkelschen Plädoyer 
eines „Weiter so!“ Recht zu geben. 3,7 Prozent betrug das Wachstum 
im Jahr 2010, noch einmal 3,0 Prozent ein Jahr später. Von einer anhal-
tenden Krise oder der Notwendigkeit eines grundsätzlichen Umsteuerns 
der deutschen wirtschaftlichen Entwicklung wollte kaum jemand etwas 
hören. Völlig übersehen – oder bewusst verschwiegen – wurde jedoch, 
dass dieser Aufschwung alles andere als „selbsttragend“, also den viel-
gepriesenen Marktkräften oder einer wirtschaftlichen Selbststeuerung 
zuzuschreiben war. Ganz im Gegenteil: Er war die Folge einer massiven 
geplanten staatlichen Intervention in die Wirtschaft – national wie 
international. Bis dahin wurden derartige Eingriffe mehr oder weniger 
als der Mottenkiste der Planwirtschaft entstammend gebrandmarkt. 
Vor allem Konjunkturpakete wurden von der neoliberalen Ökono-
mik als weitgehend wirkungslose und lediglich kostspielige Strohfeuer 
abgelehnt. Unter dem Druck der Ereignisse jedoch wurden derartige 
Einschätzungen und Überlegungen ebenso schnell wie gründlich über 
den Haufen geworfen – aber nur vorübergehend. In Deutschland wur-
den zwei Konjunkturpakete mit einem Gesamtvolumen von rund 60 
Milliarden Euro geschnürt. Von wesentlich größerer Bedeutung waren 
allerdings die weltweit aufgelegten staatlichen Maßnahmen zur An-
kurbelung der Konjunktur, die sich auf bis zu drei Billionen US-Dollar 
summierten. Von diesen Programmen profitierte besonders die nach 
wie vor exportfixierte deutsche Wirtschaft. Die Exporte, die zwischen 
Oktober 2008 und Mai 2009 von monatlich rund 85 Milliarden Euro 
auf knapp über 60 Milliarden Euro eingebrochen waren, hatten bereits 
im Oktober 2010 wieder das Vorkrisenniveau erreicht. Wie stark der 
Impuls dieser internationalen Konjunkturprogramme war, zeigt die 
Tatsache, dass die monatlichen Exporte sich bis März 2011 sogar auf 
einen Rekordwert von 90 Milliarden Euro hochschraubten. Damit 
erreichten sie vorübergehend ein Niveau, das jenes der Vorkrisenzeit 
deutlich übertraf. Gegen diese Exportstärke wäre nichts einzuwenden, 
wenn im gleichen Ausmaß auch die Importe gestiegen wären. Leider 
blieb die Entwicklung der Importe jedoch weit hinter der Exportstei-
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gerung zurück. Entsprechend beruhte im ersten Jahr nach der Krise 
das Wachstum in Höhe von 3,7 Prozent zu über 40 Prozent (bzw. 
1,5 Prozentpunkten) auf der Steigerung des Export- bzw. Außenhan-
delsüberschusses, im Jahr 2011 noch einmal zu knapp 30 Prozent (bzw. 
0,8 Prozentpunkten). 

Positiv auf die schnelle Erholung hatte sich in Deutschland auch 
eine weitere politische Intervention ausgewirkt: Die Möglichkeit zur 
Kurzarbeit war nach dem Ausbruch der Wirtschaftskrise im Herbst 
2008 in mehreren Schritten verlängert und attraktiver gemacht wor-
den. Entlassungen wurden dadurch verhindert. Nach der Neuregelung 
zahlte die Bundesagentur für Arbeit (BA) den Kurzarbeiterinnen und 
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Kurzarbeitern bis zu 67 Prozent des wegen der Arbeitszeitverkürzung 
wegfallenden Lohns. Darüber hinaus bekamen Unternehmen in den 
ersten sechs Monaten die Hälfte der fälligen Sozialversicherungsbei-
träge von der BA erstattet, danach sogar die volle Höhe. Ohne diese 
Regelung allein bei der Kurzarbeit hätte es Schätzungen zufolge in 
Deutschland bis zu einer halben Million mehr Arbeitslose infolge der 
Wirtschaftskrise gegeben. Der ohnehin schwache private Konsum wäre 
auf diese Weise weiter unter Druck geraten. So konnte er im Jahr 2010 
wenigstens noch zu gut zehn Prozent (0,4 Prozentpunkte) und ein Jahr 
später zu über 20 Prozent (0,7 Prozentpunkte) zum Wachstum beitra-
gen. Zum Jahresbeginn 2012 sind die krisenbedingten Regelungen zur 
Kurzarbeit allerdings ausgelaufen, und es gilt wieder das Recht von vor 
der Wirtschaftskrise.

Außer dem Außenhandel und dem privatem Konsum waren für 
das Wachstum in den Jahren 2010 und 2011 auch die Anlageinvesti
tionen verantwortlich. Nachdem sie in der Krise des Jahres 2009 massiv 
eingebrochen und, abgesehen vom wegbrechenden Export, hauptver-
antwortlich für den wirtschaftlichen Einbruch waren, legten sie in den 
Jahren 2010 und 2011 deutlich zu. 2010 beruhten knapp 30 Prozent 
(1 Prozentpunkt) und 2011 sogar knapp 50 Prozent (1,4 Prozent-
punkte) des Wachstums auf der Steigerung der Anlageinvestitionen. 
Ursachen für diesen Anstieg der Investitionen nach der Krise waren zum 
einen der Nachholbedarf, nachdem Investitionen in der Krise ausgesetzt 
und massiv nach unten gefahren worden waren, und zum anderen der 
starke Anstieg der Auslandsnachfrage. 

1.2	 Das Dilemma der Prognosen der herrschenden 
	 Ökonomie 

Festzuhalten ist, dass die herrschende Ökonomik das Wachstum zu-
nächst unterschätzt und dann in Zuge der besseren realen Entwick-
lung deutlich überschätzt hatte. Erklären lässt sich dies – außer mit 
der zugrundeliegenden einseitigen angebotspolitischen Sichtweise 
– mit grundlegenden Vorbehalten gegenüber der Wirksamkeit von 
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politischen Eingriffen in den Wirtschaftsablauf. Obwohl die Bundes-
regierung Ende 2008 und Anfang 2009 die bereits erwähnten zwei 
Konjunkturpakete auf den Weg gebracht hatte und die USA sogar das 
größte Hilfspaket in der amerikanischen Geschichte beschlossen hat-
ten, wurde noch im Frühjahr 2009 in der Gemeinschaftsdiagnose der 
großen Wirtschaftsforschungsinstitute für 2010 eine weitere Schrump-
fung der Wirtschaft um 0,5 Prozent prognostiziert. Tatsächlich wuchs 
die deutsche Wirtschaft in diesem Jahr aber um 3,7 Prozent. 

Entsprechend der vorherrschenden Ideologie konnte diese positive 
Entwicklung nicht den massiven politischen Eingriffen in die Wirtschaft 
zugeschrieben werden. Hervorgehoben wurden stattdessen die grund-
sätzlich „gesunde“ wirtschaftliche Basis und die Leistungsstärke der 
deutschen Industrie. Diese Fehlinterpretation verhinderte, die Grenzen 
dieser Entwicklung zu erkennen. Wäre die Bedeutung der nationalen 
wie internationalen Konjunkturprogramme als entscheidende externe 
wirtschaftliche Impulse erkannt worden, hätte auch deren klare zeit-
liche Begrenzung zu Rückschlüssen auf die Dauerhaftigkeit der wirt-
schaftlichen Dynamik führen müssen. Für die deutsche Wirtschaft hätte 
dies bedeutet, dass ein weiteres nennenswertes Wachstum über 2011 
hinaus – also nach dem Auslaufen der nationalen wie internationalen 
Konjunkturprogramme – nur dann zu erwarten sein würde, wenn es 
eine Kompensation für die auslaufenden Konjunkturprogramme gäbe. 
Diese Kompensation kann nur in einer Stärkung der Binnennachfrage 
liegen, da der Außenhandel als Wachstumstreiber aufgrund der inter-
national aufgelaufenen Verschuldungssituation tendenziell nicht mehr 
wie in der Zeit vor der Krise zur Verfügung steht. Für eine derartige 
Kompensation wurden allerdings keinerlei Weichen gestellt. Nach wie 
vor gilt das Diktum von Angela Merkel, wonach ein generelles Umsteu-
ern der deutschen Volkswirtschaft abzulehnen ist. Statt Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Binnennachfrage stärken, wurde sogar das Gegenteil 
getan. Statt mit gutem Beispiel voranzugehen und etwa endlich den 
gesetzlichen Mindestlohn in Deutschland einzuführen, den öffentlichen 
Dienst zur beispielgebenden „Lohnlokomotive“ zu machen und die 
Lohnbremsen der Agenda 2010 über Bord zu werfen, wurden umfas-
sende Kürzungspakete – euphemistisch als „Sparpakete“ bezeichnet –  
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geschnürt, die die Binnennachfrage weiter unter Druck setzen. Damit 
aber nicht genug: Der deutsche Patient erklärt sich sogar zum Vorbild 
für die gesamte Europäische Union und tut alles, um seine Krankheit –  
vor allem die Reallohnsenkung und die Austeritätspolitik im Zuge 
der Umsetzung der „Schuldenbremse“ – mittels neuer verbindlicher 
Vorgaben in der EU zu einer europäischen zu machen. Dass er damit 
sein eigenes exportgetriebenes Entwicklungs- und Wachstumsmodell 
zusätzlich untergräbt, ist offensichtlich nicht einmal ansatzweise er-
kannt worden. 

Europäischer Austeritätskurs hätte verheerende Wirkung

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik hat die Über-
tragung der deutschen „Schuldenbremse“ auf die gesamte EU mit 
Hilfe des makroökonometrischen Modells LAPROSIM durch-
rechnen lassen (Bartsch 2012). Die Ergebnisse sind alarmierend 
und weisen darauf hin, dass alle gegenwärtigen Konjunkturpro
gnosen für Deutschland und natürlich auch für die EU rasch 
zur Makulatur würden, sollte sich die rigide Austeritätspolitik 
europaweit als Leitlinie fiskalpolitischen Handels durchsetzen. 
In diesem Fall ist zu erwarten, dass das exportgetriebene deut-
sche Wachstumsmodell endgültig kollabiert; schließlich gehen 
deutsche Exporte zu rund 60 Prozent in die EU. Würde die Bun-
desregierung dann, veranlasst durch die dann zu erwartenden 
Einnahmeausfälle, auch noch auf die „Schuldenbremse“ treten 
und so einen deutlich verschärften Austeritätskurs verfolgen, so 
wäre das Rezept für eine Krise erstellt, welche jene von 2008 
und 2009 bei Weitem in den Schatten stellen würde. 

Nach den Modellrechnungen wären dann über drei Jahre 
Wachstumsverluste gegenüber dem Referenzfall („Schulden-
bremsen“ kommen nicht zur Anwendung) von fünf bis sieben 
Prozent denkbar. Auch langfristig könnte das Niveau des realen 
Bruttoinlandsprodukts um mehr als zehn Prozent unter dem 
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Referenzniveau verharren. In diesem Fall wäre mit einem An-
stieg der registrierten Arbeitslosigkeit um über 3,5 Millionen 
Menschen in der Spitze zu rechnen. Die Sockelarbeitslosigkeit in 
Deutschland würde sich dauerhaft um mehr als zwei Millionen 
erhöhen. Damit einher ginge eine zusätzliche deutliche Vermin-
derung der tariflichen Verhandlungsmacht der Gewerkschaften. 
Die Wirkung wäre ein weiterer massiver Reallohnverfall, ver-
knüpft mit starken Nachfrageausfällen sowohl beim privaten 
Konsum als auch bei den Wohnungsbauinvestitionen. 

Die Ergebnisse zeigen auch, dass der Einsatz der „Schul-
denbremse“ zum Zweck der Haushaltskonsolidierung völlig 
kontraproduktiv ist. Massive Sparmaßnahmen würden mittel- 
und unmittelbar erhebliche Nachfrage- und damit fiskalische 
Einnahmeverluste nach sich ziehen. Die in den Artikeln 109 und 
115 des Grundgesetzes verankerten Ausnahmeregelungen von 
der „Schuldenbremse“ würden permanent wirksam werden; 
die Ausnahme würde zur Regel. Letztlich lägen die realisier-
ten staatlichen Defizitquoten trotz – oder besser wegen – der 
„Schuldenbremse“ mittel- und langfristig über den Niveaus 
des Referenzpfades. In der Folge und in Kombination mit dem 
erheblich niedrigeren Niveau des nominalen Bruttoinlandspro-
dukts wäre in diesem Fall auch mit einem erheblichen Anstieg 
der Brutto-Staatsschuldenquote zu rechnen, die heute bei gut 
80 Prozent liegt.

1.3	 Ohne Kurswechsel kaum Aussicht auf anhaltendes 	
	 Wachstum

Um eine fundierte Einschätzung der künftigen Wachstums- und Ent-
wicklungschancen zu ermöglichen, ist ein Blick auf die einzelnen Kom-
ponenten des Wachstums – die Entwicklung des privaten und des 
staatlichen Konsums, der Anlageinvestitionen sowie des Außenhan-
dels – notwendig. 
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Was den Außenhandel betrifft, müssen dessen künftige Beiträge 
zum Wachstum als außerordentlich begrenzt eingestuft werden. Es ist 
sogar davon auszugehen, dass der Außenhandel zukünftig tendenziell 
keinen Beitrag zum Wachstum mehr liefert oder sich mittelfristig sogar 
dämpfend auf das Wachstum auswirkt. Ersteres ist bereits dann der 
Fall, wenn der Außenhandelsüberschuss (Außenbeitrag) – also Exporte 
minus Importe – auf dem gegenwärtigen hohen Niveau bleibt, aber 
nicht mehr weiter zunimmt. Zum Wachstum des BIP trägt der Außen-
handel nämlich nur dann bei, wenn die Außenhandelsüberschusse im 
Vergleich zur jeweiligen Vorperiode steigen. Diese lagen in den ersten 
zehn Jahren nach der deutschen Einheit bei deutlich unter 30 Milliarden 
Euro pro Jahr, stiegen dann in der Zeit zwischen der Einführung des 
Euro und der Weltwirtschaftskrise auf über 150 Milliarden Euro rasant 
an und brachen schließlich in der Krise auf knapp 120 Milliarden Euro 
ein. Dank der weltweiten Konjunkturprogramme stieg der Überschuss 
aber bereits im Jahr 2010 wieder auf 135 Milliarden Euro und konnte 
deshalb entscheidend zum Nachkrisenwachstum beitragen. 

Auf Betreiben der deutschen Regierung ist es jedoch zum obersten 
Ziel der EU geworden, nationale Verschuldungen nicht nur nicht weiter 
zu erhöhen, sondern sogar abzubauen. Eine „Schuldenbremse“ nach 
deutschem Vorbild soll in allen Euro-Ländern installiert werden. Zwi-
schenzeitlich sind umfassende Konsolidierungs- bzw. Kürzungspakete 
europaweit auf den Weg gebracht worden und zwingen die Wirtschaft 
in den angeschlagenen Südländern bereits in die Knie. Da die deutschen 
Exporte aber zu rund 60 Prozent in die 26 übrigen EU-Länder gehen, 
darunter zu gut 40 Prozent in die übrigen 16 Euro-Länder, und die 
Überschüsse hier erzielt werden, wird das hohe Niveau des deutschen 
Exportüberschusses kaum zu halten sein. Der deutliche Rückgang bei 
den Exporten im Dezember 2011 um 4,3 Prozent – der stärkste bei den 
monatlichen Werten seit der Krise – lässt sich als erstes Anzeichen dieser 
Entwicklung interpretieren. Eine Kompensation durch entsprechende 
Steigerungen der Exporte in die USA (bislang knapp zehn Prozent 
Anteil am Gesamtexport) oder nach Asien (bislang rund 14 Prozent) 
wird kaum möglich sein. Zum einen sind die USA selbst zunehmend 
mit Finanzierungsproblemen infolge einer sich auch dort zuspitzenden 
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Schuldensituation konfrontiert, zum anderen wurden auch für China 
und andere Schwellenländer die Wachstumsprognosen zurückgenom-
men. Ohnehin darf der chinesische Markt als universeller Absatzmarkt 
nicht überschätzt werden: Zuletzt gingen nur knapp sechs Prozent der 
deutschen Ausfuhren nach China und nicht einmal zehn Prozent in den 
gesamten asiatischen Raum (zu den Perspektiven von Exporten in die 
Schwellenländer vgl. MEMORANDUM 2011, S. 171ff.).

Hinzu kommt, dass im Zuge des Abbaus internationaler Ungleich-
gewichte und der tendenziellen Stärkung der Binnennachfrage die 
deutschen Importe eher zu- als abnehmen werden, sodass auch von 
dieser Seite ein Druck auf die Reduzierung des deutschen Außenbei-
trags ausgeht. 
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Jeder Rückgang des Außenbeitrags bedeutet aber einen negativen 
Wachstumsimpuls für die deutsche Wirtschaft. Insofern spricht einiges 
dafür, vom Außenhandel vorläufig tendenziell keinen Beitrag mehr 
zum Wachstum zu erwarten. Das bedeutet freilich nicht, dass es auch 
in Zukunft keine Zeiten geben wird, in denen der Außenbeitrag stei-
gen wird. Langfristig ist jedoch von einem Rückgang und damit von 
negativen Wachstumsimpulsen auszugehen. 

Diese Überlegungen zur Entwicklung des Außenhandels werden 
durch die vorherrschenden Prognosen bestätigt. Alle gehen für die 
nächsten Jahre von einem mehr oder weniger deutlichen Rückgang 
des Exportüberschusses aus, vor allem durch einen Anstieg der Importe. 
Das Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) 
prognostiziert für 2012 einen negativen Wachstumsimpuls des Außen-
handels in Höhe von –0,6 Prozentpunkten – nach 0,8 Prozentpunkten 
im Jahr 2011 und sogar 1,5 Prozentpunkten im Jahr 2010. 

Der wichtigste Wachstumstreiber kann und muss jedoch der private 
und öffentliche Konsum sein. Schon Adam Smith, der Begründer der 
Ökonomik, hatte dessen herausragende Bedeutung unterstrichen, als 
er ihn bereits 1776 in seinem Hauptwerk zu Recht als „einziges Ziel 
und Zweck der Produktion“ adelte. 

In Deutschland ist der Konsum allerdings zum Stiefmütterchen un-
ter den Wachstumstreibern verkommen, obwohl der private Konsum 
etwa 60 Prozent der gesamten Nachfrage ausmacht. Im Durchschnitt 
der letzten zehn Jahre trug er nur 0,3 Prozentpunkte zum jeweiligen 
jährlichen BIP-Wachstum bei, der staatliche Konsum sogar nur 0,2 Pro-
zentpunkte. Dies ist eine der wesentlichen Ursachen für die anhalten-
de Schwäche der Binnennachfrage. Deren Stärkung – und somit eine 
Wende von der export- zur binnenmarktgetriebenen wirtschaftlichen 
Entwicklung – würde eine Stärkung des privaten und des staatlichen 
Konsums voraussetzen. Ersteres würde eine massive Umkehr in der 
Lohnentwicklung und bei den staatlichen Transfers erfordern, um 
die Masseneinkommen zu stärken, Letzteres eine Kehrtwende in der 
Steuerpolitik, um zu höheren Einnahmen des Staates durch eine stär-
kere Besteuerung von hohen Einkommen, Gewinnen und Vermögen 
zu gelangen. Auf diese Weise würde eine expansive Ausgabenpolitik 



zwischen stagnation und rezession

71

ermöglicht, ohne die in der Verfassung verankerte Schuldenregel zu 
brechen. 

Hinsichtlich der Lohnentwicklung besteht jedoch gegenwärtig im-
mer noch wenig Anlass für Optimismus. Von 1996 bis zur Krise haben 
die Lohnsteigerungen nicht mehr den verteilungsneutralen Spielraum 
ausgeschöpft. Gestiegen sind nur noch die Gewinn- und Vermögensein-
kommen (vgl. Kapitel 3). Es deutet sogar alles darauf hin, dass sich in 
Bezug auf die Löhne, die Lohnstückkosten und die Ausbreitung eines 
Niedriglohnsektors die Entwicklung der Vergangenheit mehr oder we-
niger fortsetzen wird (vgl. IMK Report 70, Januar 2012, S. 9). Das ist 
kein Wunder, denn die schwarz-gelbe Regierung hat nichts unternom-
men, um die Lohnentwicklung politisch zu unterstützen und den Nied-
riglohnsektor einzudämmen: kein gesetzlicher Mindestlohn, bislang 
keine lohnpolitische Vorreiterrolle durch die Einkommensentwicklung 
im öffentlichen Dienst, keine Rücknahme lohnpolitischer Dämpfungs-
maßnahmen als Folge der Agenda 2010. Bestehen diese Bedingungen 
fort, dann spricht wenig dafür, dass der Konsum in Deutschland den 
wegbrechenden Wachstumstreiber Außenhandel ersetzen kann. Dies 
schlägt sich auch in der Prognose des IMK nieder, nach der der private 
Konsum mit mageren 0,4 Prozentpunkten im Jahr 2012 lediglich einen 
stärkeren Wachstumseinbruch verhindern wird. 

Die Anlageinvestitionen schoben 2010 das Wachstum um 1,0 Pro-
zentpunkte und 2011 sogar um 1,4 Prozentpunkte nach oben. Aller-
dings hängen Investitionen stark von der Konsum- und Exportentwick-
lung ab. Eine dynamische Entwicklung dieser Bereiche bietet starke 
Investitionsanreize. Im Endeffekt sind Investitionssteigerungen daran 
gebunden, dass eine steigende Konsumnachfrage (oder Auslandsnach-
frage) – besagtes „einziges Ziel und Zweck der Produktion“ – neue 
bzw. zusätzliche Produktionskapazitäten auch auslastet. In der Vergan-
genheit hat sich dies immer wieder gezeigt: Ein starker Anstieg bei den 
Investitionen ging in der Regel mit einem Anstieg beim Exportüber-
schuss und/oder beim privaten wie staatlichen Konsum einher. Da beide 
Komponenten sich in Zukunft aller Voraussicht nach eher schwach 
oder sogar rückläufig entwickeln werden, ist auch kein besonderer 
Wachstumsimpuls durch die Anlageinvestitionen zu erwarten. Diese 
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Einschätzung deckt sich mit der Prognose des IMK für 2012, in der kein 
Wachstumsimpuls durch die Investitionsentwicklung gesehen wird. 

Dabei besteht in Deutschland mit Blick auf die erforderliche Ener-
giewende ein großer Investitionsbedarf. Ohne hohe Investitionsaufwen-
dungen in der Energiewirtschaft selbst und in den vor- und nachgelager-
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ten Bereichen ist diese Wende nicht zu erreichen. Dies ist aber nicht im 
marktwirtschaftlichen Selbstlauf zu erreichen, sondern erfordert eine 
zentrale und in der Breite wirksame Strategie einer nationalen ökolo-
gischen Industrie- und Dienstleistungspolitik (vgl. dazu ausführlich das 
MEMORANDUM 2010, S. 177–212). 

Die Zusammenschau und Analyse der einzelnen Wachstumskom-
ponenten zeigt, dass ohne eine Wende in der Fiskal, Steuer- und Ta-
rifpolitik die weiteren Wachstumsaussichten insgesamt als schlecht 
bis sehr schlecht einzustufen sind. Kein Wachstumstreiber ist in Sicht, 
der in nennenswertem Umfang zum Wachstum beitragen könnte. Da 
der Außenbeitrag im Zuge eines überfälligen Abbaus internationaler 
Ungleichgewichte voraussichtlich sogar zurückgehen, also einen ne-
gativen Wachstumsimpuls ausüben wird, droht in der Tendenz sogar 
eine Stagnation des BIP. Das IMK geht für 2012 von einer leichten 
Schrumpfung des BIP um 0,1 Prozent aus. 

Ohne durchgreifende Änderungen bei den Masseneinkommen 
– Deutschland ist das einzige Land in der EU, in dem die Reallöhne 
pro Kopf im Zeitraum zwischen 2000 und 2011 gesunken sind – und 
bei den staatlichen Steuereinnahmen, die dann Grundlage einer expan-
siven Binnenmarktentwicklung werden könnten, droht auch über 2012 
hinaus eine anhaltend stagnative oder sogar rezessive wirtschaftliche 
Entwicklung. 
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2	 Prekärer Aufschwung am Arbeitsmarkt

Der Arbeitsmarkt in Deutschland hat im Jahr 2011 von einem relativ 
hohen Wachstum und einer schwachen Produktivitätsentwicklung 
profitiert. Die Zahl der Arbeitslosen ist gesunken, die Zahl der Er­
werbstätigen und das Arbeitsvolumen sind gestiegen. Die konjunk­
turellen Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt verschlechtern sich in 
diesem Jahr deutlich. Es ist wieder eine Zunahme der Arbeitslosen zu 
befürchten. Unabhängig von den Konjunkturschwankungen bleibt 
das zentrale Problem des Arbeitsmarktes die Prekarisierung. Vor allem 
prekäre Jobs nehmen zu, die Langzeitarbeitslosen profitieren dagegen 
kaum von der guten Konjunkturentwicklung. Die Agenda der Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik zur Bekämpfung der Arbeits­
losigkeit bleibt aktuell: Öffentliche Investitionen für den ökologischen 
Umbau, eine Re-Regulierung des Arbeitsmarktes, die Einführung 
eines öffentlichen Beschäftigungssektors und eine Arbeitszeitverkür­
zung sind weiterhin notwendig.

2.1	 Arbeitsmarkt profitiert von günstiger 
	 Konjunkturentwicklung 2011

Der Arbeitsmarkt in Deutschland profitierte 2011 von einer unge
wöhnlichen Konstellation: Das Wirtschaftswachstum fiel für deutsche 
Verhältnisse mit drei Prozent ausgesprochen hoch aus, die Produkti-
vitätsentwicklung je Erwerbstätigenstunde blieb dagegen mit 1,3 Pro-
zent recht schwach. Nach dem kräftigen Einbruch der Produktivität in 
der Krise des Jahres 2009 hat sie sich damit noch längst nicht erholt, 
obwohl das BIP wieder das Vorkrisenniveau erreicht hat. Die Beschäf-
tigungsschwelle liegt damit sehr niedrig. In der Zeit von 2000 bis 2011 
betrug das durchschnittliche jährliche Wachstum dagegen 1,4 Prozent, 
wie auch die Zunahme der Arbeitsproduktivität. Durch das Wachstum 
wurden jedoch keine zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen.
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Angesichts der aus Beschäftigungssicht günstigen makroökono-
mischen Konstellation im vergangenen Jahr stieg die Zahl der Erwerbs-
tätigen mit 541.000 oder 1,3 Prozent (auf 41,09 Millionen) nur gering. 
Neben Arbeitstageeffekten im Jahr 2011 war dafür die verlängerte Ar-
beitszeit verantwortlich; das Arbeitsvolumen stieg nämlich um 1,6 Pro-
zent. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten stieg mit 
2,4 Prozent sogar stärker als die Zahl der Erwerbstätigen. Damit hat 
sich der Anteil der SV-Beschäftigten an allen Erwerbstätigen kurzfristig 
erhöht. Dies darf aber über drei Dinge nicht hinwegtäuschen:
•	 Erstens fällt der Anteil im langfristigen Trend. 1992 lag er noch bei 

76,8 Prozent, im Jahr 2000 bei 70,7 Prozent und im vergangenen 
Jahr bei nur noch 69,1 Prozent.

•	 Zweitens ist eine SV-Beschäftigung nicht immer mit einem gesicher-
ten, ordentlich bezahlten Arbeitsplatz gleichzusetzen. Auch Leih-
arbeitsplätze und befristete Beschäftigungsverhältnisse unterliegen 
häufig der Sozialversicherungspflicht, stellen aber in der Regel eine 
höchst prekäre Arbeitssituation dar.

•	 Drittens nimmt der Anteil der – häufig nicht freiwilligen – Teilzeit 
zu. So stieg die Anzahl der SV-Teilzeitarbeitsplätze im Jahr 2011 um 
5,2 Prozent, die der Vollzeitarbeitsplätze hingegen nur um 1,7 Pro-
zent.

Bei den Mini-Jobs war die Entwicklung nicht einheitlich. Die Zahl der 
ausschließlich geringfügig Beschäftigten blieb mit 4,89 Millionen ge-
genüber dem Vorjahr praktisch unverändert (–0,5 Prozent). Dagegen 
nahm die Zahl der Mini-Jobs als Nebentätigkeit zusätzlich zu einer 
SV-Beschäftigung wie in den Vorjahren kräftig zu. Ihre Zahl hat sich 
2011 um 5,7 Prozent auf 2,49 Millionen erhöht. 

Mit dem Aufschwung ist auch der Boom der Leiharbeit zurück-
gekehrt. Beim Beschäftigungszuwachs nach Wirtschaftszweigen liegt 
die Arbeitnehmerüberlassung (Leiharbeit) nach dem Verarbeitenden 
Gewerbe und den wirtschaftsnahen Dienstleistungen mit 114.000 neu-
en Arbeitsplätzen auf dem dritten Platz (Werte für Juni 2011) aller 
Wirtschaftsbereiche.

Die zunehmende Beschäftigung und eine leichte demografische 
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Entlastung (Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials) haben zu 
einem Rückgang der Arbeitslosenzahl geführt. Im Jahr 2011 waren 
2,976 Millionen Menschen bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) als 
arbeitslos registriert. Im Vergleich zu den letzten Jahren ist das zwar 
ein deutlicher Rückgang, aber am Zustand der seit Mitte der 1970er 
Jahre bestehenden Massenarbeitslosigkeit ändert es nichts. Von einer 
Vollbeschäftigungssituation ist Deutschland mit drei Millionen regis-
trierten Arbeitslosen und einer erheblich größeren Beschäftigungslücke 
weit entfernt. Arbeitslosigkeit bleibt der größte soziale Missstand in 
diesem Land.

Die Arbeitslosenquote bezogen auf die abhängigen zivilen Erwerbs-
personen belief sich im Jahr 2011 auf 7,9 Prozent (2010: 8,6 Prozent). 
In Westdeutschland betrug die Quote 6,7 Prozent, in Ostdeutschland 
12,6 Prozent. Damit ist die Arbeitslosigkeit in Ostdeutland über zwan-
zig Jahre nach der Wende immer noch fast doppelt so hoch wie in 
Westdeutschland.

Die Langzeitarbeitslosen konnten bisher von der guten Konjunk-
tur nur unterdurchschnittlich profitieren. Zwar ist ihre Zahl ebenfalls 
zurückgegangen, aber ihr Anteil an allen Arbeitslosen hat sogar von 
32 auf 33 Prozent zugelegt. Vor allem relativ „arbeitsmarktnahe“ Ar-
beitslose profitieren von den etwas günstigeren Arbeitsmarktzahlen. 
Die Abgehängten und Ausgegrenzten bleiben nach wie vor auf der 
Strecke.

Auch die Unterbeschäftigung nach der Definition der BA ist rück-
läufig. 2011 belief sie sich noch auf 4,15 Millionen (ohne Kurzarbeit) 
bzw. 4,21 Millionen Personen (einschließlich Kurzarbeit). Damit ist die 
Unterbeschäftigung stärker zurückgegangen als die Arbeitslosigkeit. 
Grund dafür ist der weitere Abbau der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Die
se entlastet den Arbeitsmarkt inzwischen kaum noch. Als Instrument 
zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit ist sie von der Politik inzwischen 
weitgehend aufgegeben worden.

Bei der Unterbeschäftigung ist zu beachten, dass die Zahlen der 
BA nicht die gesamte Beschäftigungslücke erfassen. Bisher hatte die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik ein eigenes Konzept für 
die Erfassung der gesamten Beschäftigungslücke. Die Definition war 
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umfassender als im Konzept der BA. Im Jahr 2010 betrug die Unter
beschäftigung nach der Definition der BA 4,38 Millionen Menschen, die 
Beschäftigungslücke in der Abgrenzung der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik dagegen 4,9 Millionen Menschen. Leider kann die-
se Darstellung nicht mehr fortgeführt werden, da die entsprechenden 
Daten nicht mehr veröffentlicht werden. 

2.2	 Fragile Konjunktur trübt Aussichten

Die gute Konjunkturentwicklung in den Jahren 2010 und 2011 ist kein 
bundesdeutscher Normalfall. Wachstumsraten von drei Prozent und 
mehr sind die absolute Ausnahme in der neueren deutschen Historie. 
Sie erklären sich vor allem aus dem Nachholprozess nach dem starken 
Kriseneinbruch. Im Verlauf des Jahres 2011 hat sich das Wachstum 
abgeschwächt, das vierte Quartal weist gegenüber dem dritten ein 
leichtes Minus auf. Es ist unklar, ob es eine weiche Landung geben 
wird oder ob die europaweiten Sparprogramme und die Turbulenzen 
der Finanzmarkt- und Eurokrise in eine neue Krise führen.

Die wirtschaftlichen Rahmendaten für den Arbeitsmarkt werden 
sich wahrscheinlich verschlechtern. Die Arbeitsmarktprognose des IAB 
sieht in der schwächsten Variante (BIP 2012: –0,2 Prozent) wieder 
einen Anstieg der Zahl der Arbeitslosen um 18.000. Die Vollbeschäf-
tigungsfantasien einiger Politikerinnen und Politiker werden sich als 
realitätsfern erweisen.

Die demografische Entwicklung wird über längere Zeiträume nur 
geringe Entlastungen für den Arbeitsmarkt bringen. Wie im MEMO-
RANDUM 2011 ausführlich dargestellt, hängt die Arbeitsmarkt-
entwicklung natürlich entscheidend von den Größen Produktivität, 
Wachstum und Arbeitszeit ab. Werden diese Parameter in realistischen 
Größenordnungen gewählt, dann führt die demografische Entwicklung 
auch bis zum Jahr 2025 nicht zu einem Verschwinden der Massen
arbeitslosigkeit.
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2.3	 Prekarisierung bleibt zentrales 
	 Arbeitsmarktproblem

Das zentrale Problem auf den Arbeitsmarkt bleibt die Prekarisierung. 
Dahinter stehen langfristige Entwicklungslinien, von denen zwei be-
sonders hervorstechen:
1.	 die Deregulierung des Arbeitsmarktes, die in erster Linie die Zahl 

der so genannten atypischen Arbeitsverhältnisse in die Höhe schnel-
len lassen hat: 400 Euro-Jobs, Teilzeit, Befristungen, Leiharbeit;

2.	 Hartz IV mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe. Damit wurden die Leistungen für Langzeitarbeitslose gesenkt 
und die Zumutbarkeitsregelungen für die Aufnahme einer Arbeit 
verschärft.

Beide Entwicklungen führten zu einem politisch gewollten Niedrig-
lohnsektor, von dem Ex-Kanzler Schröder stolz behauptete, er sei der 
beste in Europa. Mit der Deregulierung des Arbeitsmarktes ist zwar 
die Zahl der Erwerbstätigen gestiegen – aktuell auf den Rekordstand 
von knapp mehr als 41 Millionen –, aber das Ziel, mehr Arbeit zu 
schaffen, wurde verfehlt. Heute ist das gesamtwirtschaftliche Arbeits-
volumen mit rund 57 Milliarden Stunden im Jahr genau so hoch wie 
im Jahr 2002 vor der Deregulierung des Arbeitsmarktes und auf dem 
gleichen Niveau wie in den 1990er Jahren. 

Die Zunahme der atypischen Arbeitsverhältnisse geht einher mit 
dem Rückgang der versicherungspflichtigen Vollzeitstellen. Vor allem 
Leiharbeit, Teilzeit und geringfügige Beschäftigung haben stark zuge-
legt, sodass die durchschnittliche Jahresarbeitszeit pro Kopf im Jahr 
2010 nur noch bei rund 1.323 Stunden im Jahr lag.

Auch 2009 und 2010 – nach dem zwischenzeitlichen „Ende der 
Finanzkrise“ und dem von Politik, Wirtschaftsverbänden und Medien 
ausgerufenen „Beschäftigungswunder“ – ist das Arbeitsvolumen also 
kaum gestiegen. Die Beschäftigungszunahme ging dabei dem Statisti-
schen Bundesamt zufolge zu drei Vierteln auf Leiharbeit zurück. Aktuell 
(d.h. im Januar 2012) sind knapp eine Million Leiharbeiterinnen und 
Leiharbeiter unter Vertrag. 
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Niedriglöhne wiederum sind nicht nur ein Problem für Teilzeit
beschäftigte oder 400-Euro-Jobberinnen und -Jobber. Auch unter den 
versicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten ist ihr Anteil seit 1998, 
dem Beginn der rot-grünen Koalition, deutlich gestiegen. Nach Be-
rechnungen des IAQ bezogen im Jahr 2010 7,92 Millionen abhängig 
Beschäftigte einen Niedriglohn, also einen Lohn, der unter 9,15 Euro 
die Stunde liegt. Das ist ein Anteil von 23,1 Prozent an allen Beschäf-
tigten. Im Jahr 2000 betrug die Zahl der Niedriglohnbeschäftigten 
dagegen noch 6,63 Millionen oder 20,6 Prozent an allen abhängig 
Beschäftigten. 
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Niedriglöhnerinnern und Niedriglöhner sind nicht durchweg 
schlecht qualifiziert. 71 Prozent von ihnen verfügen vielmehr über 
eine abgeschlossene Berufsausbildung und 10,6 Prozent über einen 
Hochschulabschluss. Die Fragmentierung des Arbeitsmarktes, die seit 
20 Jahren zu beobachten ist – Rückgang der unbefristeten Vollzeitstel-
len, mehr Teilzeit und Befristung –, ist durch die Agenda-Politik noch 
verschärft worden. 

An diesen grundlegenden Problemen hat auch die relativ gute Ent-
wicklung der letzten beiden Jahre nichts geändert. Ein erheblicher Teil 
der positiven Arbeitsmarktbilanz ist darauf zurückzuführen, dass durch 
die Arbeitsmarktreformen Arbeitzeitverkürzungen durchgesetzt wur-
den, die durch geringere Arbeitszeiten bei der Teilzeit – hier vor allem 
bei Mini-Jobs – und ohne Lohnausgleich zustande kamen. Zudem ha-
ben Leiharbeit, Werkverträge und Befristungen die Einkommen und 
die Lebensperspektiven massiv verschlechtert. Jeder zweite neue Ar-
beitsvertrag ist inzwischen ein befristetes Arbeitsverhältnis. In Kapitel 7 
(Pflege in der Krise) wird die besondere Situation im Pflegebereich, in 
dem prekäre Beschäftigung eine besondere Bedeutung hat, ausführlich 
dargestellt.

Neuere Studien zeigen, dass Mini-Jobs auf gesetzeswidrige Wei-
se (Diskriminierungsverbot) zum Drücken der Einkommen genutzt 
werden. Das gilt in besonderer Weise für Arbeitslose, die einer gering
fügigen Tätigkeit nachgehen. Ihr Stundenlohn betrug im Jahr 2007 im 
Durchschnitt gerade einmal 5,93 Euro und im Jahr 2009 6,08 Euro 
(vgl. Dingeldey/Sopp/Wagner in WSI-Mitteilungen 1/2012). Aber auch 
die übrigen Mini-Joberinnen und -Jobber lagen mit 7,84 Euro und 
8,16 Euro im Bereich von Armutslöhnen. Durch diese geringe Bezah-
lung werden die Mini-Jobs für Arbeitgeber interessant und profitabel. 
Ansonsten hätten sie keine Vorteile, da die Abgaben zwar gering sind, 
aber pauschal nur von der Arbeitgeberseite bezahlt werden.
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2.4	 Dauerbrenner Fachkräftedebatte

Trotz der weiter bestehenden hohen Arbeitslosigkeit hat sich die ge-
sellschaftliche Debatte weitgehend verschoben. Der Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit findet nicht nur real nicht statt, er ist auch weitge-
hend aus dem politischen Zielkatalog verschwunden. Arbeitslosig-
keit wird nicht nur ignoriert, sie wird wegdefiniert. Die vermeintliche 
Arbeitsmarktherausforderung ist der Fachkräftemangel, es gibt also 
zu wenig Arbeitskräfte. Die Wirtschafts-, Unternehmens- und Arbeit-
geberverbände sowie insbesondere auch die Kammern haben diesen 
Paradigmenwechsel vorangetrieben und versuchen gleichzeitig, diese 
Entwicklung für sich zu nutzen. Der Begriff des Fachkräftemangels ist 
tendenziell zum Synonym dafür geworden (BDA-Papier: „Fachkräf-
temangel bekämpfen“). Auf der Basis von Unternehmensbefragungen 
(beispielsweise vom IW und von der DIHK), die stark subjektiven 
Einschätzungen unterworfen sind und von der konjunkturellen Ent-
wicklung geprägt werden, werden Horrorszenarien über schon jetzt 
oder in Zukunft fehlende Fachkräfte an die Wand gemalt. Große Teile 
von Politik, Medien und Wissenschaft haben sich diese Sichtweise 
ohne kritische Prüfung der Fakten zu Eigen gemacht.

Die Wahrnehmung wird zudem durch die Situation an einzelnen 
Teilarbeitsmärkten geprägt. Einzelne Arbeitsplätze sind tatsächlich 
nicht zu besetzen. Das kann viele Ursachen haben, beispielsweise eine 
schlechte Bezahlung oder unattraktive Arbeitsbedingungen. Es gibt 
aber auch erhebliche Mismatch-Probleme am Arbeitsmarkt. Das be-
deutet: Regional und für einzelne Berufsgruppen gibt es tatsächlich 
Engpässe bei der Versorgung mit Fachkräften. Diese Probleme sind 
gleichwohl lösbar, und sie verweisen zum Teil auf Versäumnisse der 
Unternehmen. Wo immer Fachkräfteengpässe auftauchen, beginnt ihre 
Bewältigung im Bildungs‑ und Ausbildungssystem. Über die immer 
noch unzureichende Erstausbildung hinaus sind vor allem die Weiter-
bildungsaktivitäten der Unternehmen gering.

Nach der Erhebung des IAB-Betriebspanels bieten nur 44 Prozent 
der Betriebe überhaupt eine betriebliche Weiterbildung an. Dieser An-
teil hat sich seit 2008 (49 Prozent) sogar noch verringert. Die Weiter-
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bildungsquote beträgt 26 Prozent. Das heißt, jede bzw. jeder vierte 
Beschäftigte hat von betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen profi-
tiert. Keine Informationen gibt es darüber, wie umfangreich diese Ak-
tivitäten jeweils waren. Theoretisch kann eine einstündige Einweisung 
in eine neue Maschine bereits als betriebliche Weiterbildung deklariert 
worden sein.

Eine weitere Handlungsebene zur Sicherung von Fachkräften be-
steht darin, Menschen, die heute vom Arbeitsmarkt ausgegrenzt wer-
den, stärker in diesen zu integrieren. Arbeitslose – vor allem Lang-
zeitarbeitslose – werden bei Stellenbesetzungen immer noch massiv 
diskriminiert. Natürlich haben gerade bei Langzeitarbeitslosen De-
qualifizierungsprozesse eingesetzt. Aber nicht immer sind es lediglich 
fehlende Qualifikationen, die eine Berücksichtung von Arbeitslosen 
verhindern. Vielmehr gilt Arbeitslosigkeit bei Personalchefs immer noch 
als persönliches Stigma.

Auch Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund könnten 
wesentlich stärker in den Arbeitsmarkt integriert werden. Die Schaf-
fung ausreichender Kinderbetreuungsmöglichkeiten und familien-
freundlichere Arbeitszeiten – für Frauen und Männer – würden vielen 
Frauen den eigentlich gewünschten Weg in die Erwerbstätigkeit ebenen. 
Bei Frauen gibt es zudem ein zusätzliches, ungenutztes Arbeitskräf-
tepotenzial. Viele von ihnen arbeiten unfreiwillig Teilzeit oder wür-
den zumindest lieber länger Teilzeit arbeiten. Im Falle eines Mangels 
an Arbeitskräften könnte dieses Arbeitsvolumen relativ schnell und 
unproblematisch genutzt werden. Bei Menschen mit Migrationshin-
tergrund wiederum hapert es vielfach an der Anerkennung von Berufs
abschlüssen, um sie gemäß ihren Fähigkeiten am Erwerbsleben teil
haben zu lassen. Ein weiteres, ungenutztes Potenzial liegt bei Menschen, 
die unterhalb ihrer Qualifikation beschäftigt sind; ein Beispiel dafür ist 
der Handwerksmeister am Autofließband. Zahlen zur Quantifizierung 
dieses Phänomens liegen allerdings nicht vor.

Ein Blick auf die aktuellen Arbeitsmarktdaten zeigt aber eindeu-
tig: Momentan kann von einem umfassenden, allgemeinen Fachkräf-
temangel aufgrund fehlender vorgehaltener Qualifikationen keine Rede 
sein. Derzeit übersteigt die Zahl der registrierten Arbeitslosen das ge-
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samtwirtschaftliche Stellenangebot etwa um das Dreifache. Wird die 
gesamte Beschäftigungslücke berücksichtigt (einschließlich der stillen 
Reserve), dann beträgt das Verhältnis eins zu vier. Es dauert zwar kon-
junkturbedingt wieder etwas länger, eine freie Stelle zu besetzen. Die 
Dauer liegt aber mit 27 Tagen auf dem gleichen Niveau wie im Jahr 
2000 (Stand: viertes Quartal 2010).

Diese Einschätzung wird auch von der Bundesagentur für Arbeit 
geteilt: „Die Entwicklung der Vakanzzeit und die Relation von Arbeits-
losigkeit zu gemeldetem Stellenangebot in 2011 erlauben es nicht, von 
einem generellen Kräftemangel zu sprechen. Auf 100 gemeldete Stel-
len für sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse kamen 
immer noch 689 Arbeitslose.“ (Bundesagentur für Arbeit 2012: Der 
Arbeits- und Ausbildungsmarkt in Deutschland, S. 27)

Auch die Erhebungen aus dem IAB-Betriebspanel zeichnen keine 
dramatische Situation. Zwar waren danach 21 Prozent der zu beset-
zenden Fachkräftestellen im Jahr 2010 nicht besetzt. Aber diese Zahl 
spiegelt letztlich den Fluktuationsprozess wider und sagt nichts darüber 
aus, ob diese Stellen wieder besetzt werden können. Bezogen nicht nur 
auf die neu zu besetzenden, sondern auf alle Fachkräftestellen ist der 
Anteil zudem mit etwa 1,2 Prozent verschwindend gering. Produkti-
onsausfälle durch fehlende Fachkräfte können nach diesen Zahlen je-
denfalls ausgeschlossen werden. Die Zahlen zeigen auch keinen Anstieg 
nicht besetzter Stellen. Der Anteil der unbesetzten Fachkräftestellen 
an den zu besetzenden Stellen ist mit 21 Prozent so groß wie 2008. Im 
Jahr 2000 lag er mit 26 Prozent deutlich höher.

Die immer noch bestehende Massenarbeitslosigkeit, die in der 
Regel problemlose Neubesetzung von Stellen sowie die bisher unge-
nutzten Möglichkeiten bei der Qualifizierung von Beschäftigten und 
bei der Integration weiterer Menschen in den Arbeitsmarkt machen 
die Anwerbung von Arbeitskräften aus anderen Ländern überflüssig. 
Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik ist für eine offene 
Welt und Reisefreiheit. Es ist aber weder human noch ökonomisch 
gerechtfertigt, Arbeitslosen keine Arbeitsperspektiven zu bieten und 
stattdessen Fachkräfte aus anderen Ländern abzuwerben. Für den 
heimischen Arbeitsmarkt hat das oftmals nur eine verstärkte Konkur-
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renzsituation für Arbeitskräfte zur Folge und damit einen weiteren 
Druck auf die Löhne. 

Der Arbeitsmarkt in den Ursprungsländern wiederum hat dadurch 
vielfach einen einschneidenden Verlust an Qualifikationen zu beklagen, 
der die wirtschaftliche Entwicklung bremst. Insbesondere in den süd-
europäischen Ländern hat bereits eine Abwanderungswelle eingesetzt. 
Getrieben von der Perspektivlosigkeit ist dieses Verhalten individuell 
nur zu verständlich, aber es verschärft zugleich die wirtschaftlichen Pro-
bleme in den Krisenländern weiter. Dies ist ein weiteres Beispiel für die 
verheerenden Folgen der von der EU aufgezwungenen Kürzungspolitik 
und zeigt die Dringlichkeit einer anderen Politik auf.

2.5	 Abbau der Massenarbeitslosigkeit braucht 
	 öffentliche Investitionen, Regulierung 
	 und Arbeitszeitverkürzung

Die Arbeitslosigkeit wird weder im Selbstlauf noch durch die demo-
grafische Entwicklung verschwinden. Die Forderungen der Arbeits­
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik liegen seit Jahren vor und sind 
unverändert aktuell. Zu ihnen gehört jene nach einem öffentlichen 
Investitions-, Beschäftigungs- und Umbauprogramm im Umfang von 
110 Milliarden Euro jährlich. 75 Milliarden Euro davon sind für öf-
fentliche Investitionen vorzusehen. Schwerpunktinvestitionen sind: 
das Bildungssystem, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die 
Energiewende zur Stärkung alternativer Energiequellen, der Städte-
bau, das öffentliche Verkehrsnetz sowie die soziale Infrastruktur. Eine 
solche Ausgabenpolitik würde zwar dafür sorgen, dass die Staats-
ausgaben stärker wachsen würden als die Gesamtwirtschaft. Die In-
frastrukturinvestitionen zugunsten ökologisch besserer Lebens- und 
Produktionsverhältnisse für künftige Generationen zahlen sich aber 
bereits heute aus. Außerdem würden die wirtschaftliche Entwicklung 
und die Lebensqualität nachhaltig gesteigert.

Diese Investitionen sollen gesellschaftliche Bedarfe decken. In der 
aktuellen Situation erfüllen sie aber auch eine konjunkturpolitische 
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Funktion: Die derzeit labile Konjunkturentwicklung, die ohne aktives 
Gegensteuern zu einer Rezession führen kann, verlangt nach einer ex-
pansiven Finanzpolitik. Die Lehre aus den positiven Wirkungen einer 
aktiven Finanzpolitik zur Überwindung des weltweiten ökonomischen 
Absturzes 2009 liegt auf der Hand: Eine antizyklische Finanzpolitik 
ist dringend erforderlich. 

Soll der unheilvolle Zustand der Massenarbeitslosigkeit überwun-
den werden, dann reicht ein Investitionsprogramm nicht aus. Eine 
wichtige Rolle spielt auch die Arbeitszeit, das heißt: Bei einem im 
langfristigen Trend sinkenden Arbeitsvolumen müssen auch die Ar-
beitszeiten zurückgehen. Die aktuelle Entwicklung verläuft allerdings 
völlig gegenläufig und kontraproduktiv. Arbeitszeitverkürzung gibt 
es nur in prekärer Form mit Mini-Jobs und immer kürzerer Teilzeit
arbeit. Vollzeitarbeitskräfte arbeiten dagegen immer länger. Nach 
den Berechnungen des IAB lag die durchschnittliche Wochenarbeits-
zeit bei Vollzeitarbeitskräften im dritten Quartal des Jahres 2011 bei 
38,17 Stunden. Seit der Krise ist sie kräftig angestiegen. Der Abbau von 
Kurzarbeit, das Auffüllen von Arbeitszeitkonten und bezahlte Über-
stunden haben wieder zugenommen. 

Tarifliche Regelungen zur Arbeitszeit greifen häufig nicht. Den Un-
ternehmen ist es gelungen, die gewerkschaftliche Gestaltungsmacht in 
diesem Punkt erheblich zu schwächen. Viele Arbeitsstunden werden 
von der Arbeitzeiterfassung noch nicht einmal berücksichtigt. Oft ken-
nen nicht einmal die Betriebsräte vor Ort die tatsächliche Arbeitszeit. 
Überlange Arbeitszeiten sind zu einem erheblichen Problem geworden. 
Sie führen zu außerordentlichen gesundheitlichen Belastungen, drücken 
den tatsächlichen Stundenlohn der Beschäftigten und ermöglichen den 
Einsatz von weniger Personal. Dieser Trend muss gebrochen werden. 
Die Gewerkschaften haben die Initiative ergriffen, um zu erreichen, dass 
keine Arbeitsstunde oberhalb der tariflichen Zeit mehr ohne Zeit- oder 
Geldausgleich erfolgen darf. Dies ist ein erster wichtiger Schritt, um 
die tatsächlichen Arbeitszeiten zu reduzieren, und eine Voraussetzung 
dafür, dass weitere Schritte zur Arbeitszeitverkürzung gegangen werden 
können. 

Dabei muss auch die Intensität der Arbeit berücksichtigt werden. 



prekärer aufschwung am arbeitsmarkt

87

Bei den Beschäftigten bestehen berechtigte Sorgen, dass die Verkür-
zung der Arbeitszeit mit einer weiteren Arbeitsverdichtung einhergeht. 
Das gilt längst nicht mehr nur für den industriellen Bereich; auch bei 
den Dienstleistungen ist es inzwischen ein dramatisches Problem. Die 
Durchsetzung von tatsächlichen Personalaufstockungen muss mit den 
Umsetzungsschritten der Arbeitszeitverkürzung einhergehen. Allerdings 
darf auch nicht übersehen werden, dass gewinnorientierte Unterneh-
men immer versuchen werden, zur Profitsteigerung die Arbeitsprozesse 
maximal zu verdichten, auch ohne eine Verkürzung der Arbeitszeit. 
Kürzere Arbeitszeiten erlauben aber eine weitere Verdichtung, ohne 
Einschränkungen bei der Qualität der Arbeit befürchten zu müssen.

In der neoliberalen Entwicklungslogik ist ein Rückbau des Staates 
das Ziel. Dazu gehört vor allem auch ein Abbau der öffentlichen Be-
schäftigung. Dieser Trend muss gestoppt und umgekehrt werden. Der 
reguläre öffentliche Dienst hat sich wieder an der Sicherstellung einer 
guten öffentlichen Daseinsvorsorge statt an einem Spardiktat zu orien-
tieren. Zusätzlich muss ein öffentlich geförderter Beschäftigungssektor 
aufgebaut werden, in dem jenseits der öffentlichen Verwaltungslogik 
Beiträge zur Befriedigung gesellschaftlicher Bedarfe geleistet werden. 
Auch in diesem Bereich dürfen ausschließlich sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigungsverhältnisse zu existenzsichernder Entlohnung ange-
boten werden. Der Aufbau zusätzlicher öffentlicher und öffentlich ge-
förderter Arbeitsplätze verringert unmittelbar die Arbeitslosigkeit. Die 
Arbeitsgruppe Alernative Wirtschaftspolitik fordert 18 Milliarden Euro 
für öffentlich geförderte Beschäftigung, eine Arbeitszeitverkürzung im 
öffentlichen Sektor und die Unterstützung von Arbeitszeitverkürzungen 
in der Privatwirtschaft bei kleinen und mittleren Unternehmen.

Die aktive Arbeitsmarktpolitik ist am Ende. Nicht nur, dass ihre 
Instrumente in den letzten Jahren immer mehr an der Lösung des Pro-
blems vorbeigegangen sind – auch ihre Reichweite wird stetig geringer. 
Mit den letzten Kürzungsbeschlüssen der Bundesregierung wird die 
Situation immer dramatischer. Dabei zeigt die hohe Zahl an Langzeit-
arbeitslosen den dringenden Bedarf in diesem Bereich. Auch wenn es die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik schon mehrfach gefordert 
hat: Die aktive Arbeitsmarktpolitik braucht einen völligen Neuanfang. 
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Vielleicht können die Folgen des Kahlschlags das Problembewusstsein 
wieder erwecken.

In jedem Fall werden zur Bekämpfung der Prekarisierung wieder 
Regeln für den Arbeitsmarkt benötigt. Deshalb fordert die Arbeits­
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik:
•	 Die Dauer des Einsatzes von Leiharbeitenden in einem Betrieb soll 

zeitlich eng befristet und sachlich begrenzt werden (Leiharbeit als 
befristeter Flexibilitätspuffer und nicht als unbegrenzt einsetzbare 
Kostensenkungsmethode).

•	 Mindestforderung ist die Gleichbehandlung und Gleichbezahlung 
der Leiharbeitskräfte im Betrieb. Noch besser ist entsprechend dem 
französischen Vorbild ein Flexibilitätszuschlag, der mit einer hö-
heren Bezahlung die zusätzlichen Belastungen aus den häufigen 
Betriebswechseln für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
kompensiert und diese Beschäftigungsart für die Unternehmen nur 
als „letzte Option“ vor der Neueinstellung möglich macht.

•	 Tarifverträge der Leiharbeitsbranche sollen sich ausschließlich auf 
überlassungsfreie Zeiten bzw. den Einsatz in Unternehmen beziehen, 
die keine oder nur unzureichende tarifliche Regelungen haben.

•	 Leiharbeitende sollen der uneingeschränkten Mitbestimmung im 
Entleihbetrieb unterliegen und das aktive Wahlrecht bei der Wahl 
der Arbeitnehmervertretung haben.

•	 Der Anteil der Leiharbeitenden an der Gesamtbelegschaft im Ent-
leihbetrieb soll mitbestimmungspflichtig werden.

•	 Das „Synchronisationsverbot“ (Verbot der Koppelung von Arbeits-
verträgen an Verleiheinsätze) muss wieder eingeführt werden.

•	 Leiharbeitende sollen in verleihfreien Zeiten das Recht auf für sie 
kostenfreie Qualifikation erhalten.

Mini-Jobs müssen abgeschafft werden. Ab dem ersten Euro ist für jede 
Arbeit der volle Beitrag zur Sozialversicherung zu entrichten. Nur so 
kann die ausufernde Prekarisierung gestoppt werden.

Weiter fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik die 
Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohnes von zehn 
Euro pro Stunde. 
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Die endlose Debatte um eine kümmerliche Erhöhung der ALG-II-
Sätze um fünf Euro im Monat war geradezu beschämend. Gleiches 
gilt für den Tatbestand, dass viele ALG-II-Bezieherinnen und -Bezieher 
selbst ihre geringen Ansprüche erst auf dem Gerichtsweg durchsetzen 
können. Über eine Verlängerung des ALG-I-Bezuges auf mindestens 
24 Monate hinaus darf sich die Bemessungsgrundlage des ALG II nicht 
länger am Ausgabeverhalten von Niedriglöhnerinnen und Niedriglöh-
nern orientieren, die erst durch den Lohndruck von Hartz IV überhaupt 
so wenig – und immer weniger – verdienen. Die Arbeitsgruppe Alter­
native Wirtschaftspolitik fordert 17 Milliarden Euro für die sofortige 
Anhebung der Sätze beim Arbeitslosengeld II. Mittelfristig müssen die 
Leistungen oberhalb der Armutsgrenze liegen. Armut von Menschen ist 
in einer so reichen Gesellschaft nicht zu akzeptieren. Überdies braucht 
es ein entbürokratisiertes und transparentes Verfahren zur Beantragung 
der Leistungen. Niemand darf zudem dazu gezwungen werden, eine 
Arbeit unterhalb seiner Qualifikation oder zu einer Bezahlung unter-
halb des üblichen Tarifniveaus anzunehmen. 
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3	 Zunehmende Verteilungsprobleme

3.1	 Schwache Lohnentwicklung

Die Fokussierung auf Wettbewerbsfähigkeit ist eine wesentliche 
Grundkonstante der deutschen (Wirtschafts-)Politik. Sie hat bereits 
in den 1980er Jahren mit der Standortdebatte ihren Ausgangspunkt 
gefunden. Mit dem Zusammenbruch des sozialistischen Lagers, dem 
Maastricht-Vertrag, der Einführung des Euro und der Agenda 2010 
wurde diese Grundausrichtung in den letzten Dekaden weiter ver-
schärft. Instrumente dafür sind: die Senkung von Steuern und Abga-
ben, die Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge und die De-
regulierung des Arbeitsmarktes. Zugleich wurden die Gewerkschaften 
von den einzelnen Regierungen mehr oder weniger deutlich dazu auf-
gefordert, auf erhebliche Lohnerhöhungen zu verzichten, um somit 
– vermeintlich – für mehr Beschäftigung zu sorgen. Schutzmaßnahmen 
für die Beschäftigten wurden mit der Begründung eingeschränkt, mehr 
Flexibilität (für die Arbeitgeber) auf dem Arbeitsmarkt ermuntere die 
Unternehmer, mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Die politisch gewünsch-
te Lohnmäßigung und das Mehr an Flexibilität (für die Unternehmen) 
hatte gravierende verteilungspolitische Folgen: Unternehmen sowie 
Gutverdienerinnen und Gutverdiener wurden begünstigt; Beschäftigte, 
Arbeitslose sowie Transferempfängerinnen und -empfänger wurden 
und werden weiter belastet. Die internationale Standortkonkurrenz 
und die Renditekonkurrenz der Finanzmärkte begünstigte weiter stei-
gende Gewinne. Die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen betrugen im Jahr 2011 644 Milliarden Euro. Sie sind damit 
seit dem Jahr 2000 um 49,9 Prozent gestiegen. Dagegen stiegen die 
Arbeitsentgelte lediglich um 18,8 Prozent. Nach dem neoklassischen 
Lehrbuch müsste ein solcher Gewinnanstieg zu mehr Investitionen 
und damit zu Wachstum und Arbeitsplätzen führen. Tatsächlich ist der 
Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt von 
21,5 Prozent im Jahr 2000 auf 18,2 Prozent im Jahr 2011 gesunken.
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Die Verteilung des Volkseinkommens zwischen Kapital und Arbeit 
zeigt sich in der Entwicklung der Gewinn- und Lohnquoten. Von 2000 
bis 2007 ist ein dramatischer Absturz der Lohnquote zu erkennen. 
(Komplementär dazu steigt die Gewinnquote.) In der Krise steigt die 
Lohnquote wieder etwas an – denn Gewinne „reagieren“ schneller auf 
eine Krise als Löhne. Trotzdem bleibt der Gewinnanteil vergleichsweise 
hoch: Der Anteil der Gewinne am Volkseinkommen lag auf dem Kri-
sentiefpunkt 2009 immer noch höher als 2003. Eine Trendumkehr bei 
der Verteilung ist deshalb aus der Entwicklung der Verteilungsrelation 
seit 2008 nicht zu erkennen. 
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Die schwache Entwicklung der Lohnquote hat verschiedene Ur-
sachen. Da in die Quote die Lohnsumme einfließt, spielt erstens die 
Beschäftigungsentwicklung eine Rolle. Das über viele Jahre sinkende 
Arbeitsvolumen, das von 2000 bis 2011 faktisch stagnierte, hat den 
Anstieg der Lohnsumme begrenzt. 

Zweitens ist es den Gewerkschaften unter den oben beschriebenen 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen immer seltener gelungen, Ta-
rifabschlüsse zu vereinbaren, die den kosten- und verteilungsneutralen 
Spielraum ausschöpfen. Dieser so genannte verteilungsneutrale Spiel-
raum zeigt, um wie viel Prozent die Löhne steigen können, ohne die 
Verteilung des Volkseinkommens zwischen Kapital und Arbeit zu ver-
ändern. Der verteilungsneutrale Spielraum setzt sich aus dem Anstieg 
der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität und der Preisentwick-
lung der privaten Konsumausgaben zusammen. Im Durchschnitt der 
Jahre 2000 bis 2007 lagen die Tarifabschlüsse um 1,1 Prozent unter 
dem verteilungsneutralen Spielraum. 

Der dritte Einflussfaktor sind die zurückbleibenden Effektivlöhne. 
Bei einer abnehmenden Tarifbindung der Beschäftigten sowie einer 
massiven Deregulierung und Prekarisierung des Arbeitsmarktes kommt 
es zu einer negativen Lohndrift. Die tatsächlich gezahlten Löhne und 
Gehälter weichen von den tariflich vereinbarten ab. Sinkende bzw. 
stagnierende Löhne erhöhen aber auch die Gewinnspannen der Unter-
nehmen. Die größte negative Lohndrift gab es im Jahr 2006 mit 4,3 Pro-
zent. Lediglich im Krisenjahr 2009 lagen die effektiven Lohnzahlungen 
um 5,1 Prozent über dem gesamtwirtschaftlichen verteilungsneutralen 
Spielraum. 2012 dürfte sich durch umfangreiche Sonderzahlungen in 
vielen Betrieben ebenfalls eine positive Lohndrift ergeben. Da diese 
Sonderzahlungen aber eine einmalige Angelegenheit sind, stellen sie 
keine Umkehrung des Trends dar.
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Tabelle 1: Arbeitsproduktivität, Löhne und Preise (jährliche Entwicklung 

2000-2011)

Jahr

Arbeits-
produkti-

vität 
je Std.

Inflations-
rate

Vertei-
lungs- 

neutraler 
Spiel-
raum

Brutto
löhne je 
Arbeit-

nehmer-
stunde

Differenz 
zum 

vertei-
lungs-

neutralen 
Spiel-
raum

Tariflohn-
index 

Stunden-
basis

 Jahr Prozent 
2000  2,7  1,4  4,2 2,7 - 1,4  2,4* 
2001  2,5  1,9  4,4 3,0 - 1,4  2,1* 
2002  1,4  1,5  2,9 2,0 - 0,9  2,7* 
2003  0,9  1,0  1,9 1,5 - 0,4  2,0 
2004  0,9  1,7  2,5 0,6 - 1,9  0,8 
2005  1,2  1,5  2,7 0,7 - 2,1  0,9 
2006  3,6  1,6  5,2 1,0 - 4,3  0,9 
2007  1,7  2,3  3,9 1,3 - 2,6  1,2 
2008 - 0,1  2,6  2,5 2,3 - 0,2  2,8 
2009 - 2,5  0,4 - 2,1 3,0  5,1  2,0 
2010  1,4  1,1  2,5 0,0 - 2,5  1,6 
2011  1,2  2,3  3,5 2,8 - 0,7  1,7 

*Tariflohnindex für Monatsentgelte. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserien 17 und 18.

Unter dem Fachausdruck negative Lohndrift versteht man das 
Zurückbleiben der tatsächlich bezahlten Löhne gegenüber den 
tariflich vereinbarten Entgelten. 

Die Ursachen für diese Lohndrift sind vielfältig:
•	 Tarifliche Öffnungsklauseln: Das „Pforzheimer Abkommen“ 

ist ein diesbezügliches Beispiel aus der Metall- und Elek-
troindustrie. Diese Vereinbarung lässt Abweichungen vom 
Tarifvertrag nicht nur in Krisensituationen zu, sondern auch 
dann, wenn z.B. Investitionen geplant sind.
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•	 Lohnkürzungen nach Drohung der Unternehmen mit Schlie-
ßung oder Abwanderung von Betrieben.

•	 Die Tarifbindung hat seit 1990 massiv abgenommen. Unter-
nehmen treten aus den Arbeitgeberverbänden aus, andere 
sind nur noch ohne Tarifbindung Mitglied im Arbeitgeber-
verband. Vor allem Unternehmensgründer sind oft nicht 
mehr bereit, einem Arbeitgeberverband beizutreten, weil 
sie so den Flächentarifvertrag umgehen wollen. Das gilt vor 
allem für Gründungen im IT-Sektor, bei High-Tech-Unter-
nehmen oder bei den Erneuerbaren Energien. Aber auch in 
vielen traditionellen Branchen und Wirtschaftszweigen ist 
die Abneigung gegen eine Tarifbindung groß bzw. größer 
geworden, so z.B. im Handwerk, bei sozialen Dienstleistun-
gen oder im Handel.

•	 Zunahme prekärer Beschäftigung: Die politisch gewollte 
Prekarisierung von Arbeit und Arbeitsplätzen, ganz nach den 
Wünschen der Unternehmer, trägt ebenfalls zur negativen 
Lohndrift bei, wenn vormals tariflich geregelte Arbeitsver-
hältnisse in nicht tariflich geregelte Beschäftigung umgewan-
delt werden. 

•	 Unentgeltliche Mehrarbeit: Unter den hier beschriebenen 
Bedingungen ist es für viele Unternehmen relativ einfach, 
Überstunden ohne entsprechende Bezahlung von den Be-
schäftigten zu erpressen.

3.2	 Staatliche Umverteilung zulasten der abhängig 
	 Beschäftigten

Im Gegensatz zu den Einkommen abhängig Beschäftigter, deren Be-
lastung durch Steuern und Abgaben im Zeitraum zwischen 2000 und 
2010 konstant blieb, wurden Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen durch massive Steuersenkungen seit den 1990er Jah-
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ren erheblich begünstigt. Insbesondere hohe Einkommen und große 
Vermögen wurden deutlich entlastet. So wurde der Spitzensteuersatz 
von 56 Prozent in den 1970er Jahren bzw. 53 Prozent ab 1998 auf 
42 Prozent (45 Prozent für Einkommen ab 250.000 Euro/Jahr) ge-
senkt (jeweils zuzüglich Solidaritätszuschlag). Die Vermögensteuer 
wurde ausgesetzt, und Vergünstigungen bei der Erbschaftsteuer wur-
den eingeführt. Die Körperschaftsteuer, die von Kapitalgesellschaften 
zu entrichten ist, liegt jetzt nicht mehr bei 40 Prozent, sondern bei 
15 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag) und damit auf osteuropä-
ischem Niveau. Für Kapitaleinkünfte gilt nicht mehr der persönliche 
Steuersatz, sondern ein einheitlicher Satz von 25 Prozent, was faktisch 
dazu führt, dass Kapitaleinkünfte geringer besteuert werden als viele 
Arbeitseinkommen.

Finanziert wird diese Entlastung der Unternehmen sowie der Ver-
mögensbesitzerinnen und -besitzer zum Teil durch steigende Umsatz- 
und Verbrauchsteuern sowie durch eine erhöhte Mineralöl- bzw. Ener-
giesteuer. Der Anteil dieser Steuerarten am gesamten Steueraufkommen 
erhöhte sich von 42,5 Prozent im Jahr 2000 auf 45,7 Prozent im Jahr 
2010. Betroffen von diesen Steuererhöhungen sind vor allem die Bezie-
herinnen und Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen, da sie einen 
höheren Anteil ihres Einkommens für den Konsum aufwenden. Das 
hat mit den damit verbundenen Verbraucherpreissteigerungen dazu 
beigetragen, dass innerhalb von etwa einem Jahrzehnt von 2000 bis 
2011 die realen Nettomonatslöhne der Beschäftigten in Deutschland 
um ca. vier Prozent gesunken sind. 

Durch die umfassenden Steuerrechtsänderungen seit 1998, die vor 
allem Steuererleichterungen für Reiche und Unternehmen gebracht 
haben, verbuchten Bund, Länder und Gemeinden in den letzten Jah-
ren massive Einnahmeausfälle, die sich von 2000 bis 2010 auf rund 
334 Milliarden Euro summierten. Seit 2010 fehlen durch die Steuersen-
kungen in jedem Jahr rund 50 Milliarden Euro an Steuereinnahmen.

Diese Einnahmeausfälle führen auf allen staatlichen Ebenen zu einer 
Einschränkung staatlicher Leistungen, von denen insbesondere die ein-
kommensschwachen Bevölkerungsteile betroffen sind. Die Regierungen 
haben sich also selbst ärmer und damit handlungsunfähiger gemacht, 
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ohne dass in der politischen und wissenschaftlichen Diskussion die 
dazugehörigen Ursachen thematisiert wurden. Im Gegenteil: In den 
öffentlichen Debatten wird der Eindruck verbreitet, „wir“ lebten „über 
unsere Verhältnisse“. 

3.3	 Ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung 

Bestätigt wird die durchgehend schwache Einkommensentwicklung 
der abhängig Beschäftigten in der jüngsten Vergangenheit durch de-
taillierte Untersuchungen des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin). 2011 stellte das Institut zusammenfassend 
fest: „In der letzten Dekade haben die Bruttostundenlöhne lediglich 
stagniert. Betroffen waren nicht nur einzelne Gruppen von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, vielmehr war die Lohnentwicklung 
übergreifend schwach. Das gilt sowohl hinsichtlich der Entgelte für 
Männer als auch der für Frauen, für Vollzeit- wie für Teilzeitbeschäf-
tigte, und sowohl für einfache Arbeit als auch für Tätigkeiten, für 
deren Ausübung ein Studium erforderlich ist. [...] Mit Blick auf die 
Stunden- und Monatslöhne waren in der ersten Hälfte des letzten Jahr-
zehnts noch die Bezieher geringer Entgelte die eindeutigen Verlierer. 
In den letzten fünf Jahren blieben auch die Empfänger mittlerer und 
höherer Entgelte mit ihren Gehaltssteigerungen hinter der Teuerung 
zurück. Die in Deutschland stark auf die Bezieher niedriger Entgelte 
fixierte Lohndebatte ist daher zu einseitig ausgerichtet, da sie ausblen-
det, dass die Entgelte der Arbeitnehmer allgemein hinter dem Anstieg 
der Wirtschaftsleistung zurückblieben.“ (Brenke/Grabka 2011, S. 3)

Diese Einkommensentwicklung schlägt sich in einer stärker wer-
denden Betroffenheit von Armut innerhalb der Bevölkerung nieder. 
Armut beginnt nach international vereinbarten Normen, wenn die 
Einkommen nur 60 Prozent des Medianwertes aller Einkommensbe-
zieherinnen und -bezieher und weniger betragen. In den Jahren 2007 
bis 2009 lag die so berechnete Armutsquote für die Gesamtbevölkerung 
bei 12,6 Prozent. Das bedeutet, dass in diesem Zeitraum jede achte 
Person in der Bundesrepublik unter der Armutsschwelle lebte. Sieben 
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Jahre zuvor betrug die Quote „nur“ 11,4 Prozent. In besonderem Maße 
von Armut betroffen sind Arbeitslose (Armutsquote: 53 Prozent), Per-
sonen ohne Hauptschulabschluss (26 Prozent) und gering qualifizierte 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Tabelle 2: Betroffenheit von Einkommensarmut in Deutschland nach 

ausgewählten Bevölkerungsgruppen 	

2007-2009 2000-2002
Armutsquote in Prozent

Bevölkerung insgesamt 12,6 11,4
   davon: männlich 11,9 10,5
                   weiblich 13,3 12,2
ohne Migrationshintergrund 10,8 9,5
mit Migrationshintergrund 20,5 20,0
Bevölkerung über 18 Jahre 12,5 10,7
   darunter: Arbeitslose 53,3 37,6
   Hauptschule ohne Abschluss 25,8 20,9
   Un- bzw. angelernte Arbeite- 
   rinnen und Arbeiter

16,7 13,6

Armutsquote: Anteil an Bevölkerung bzw. am Bevölkerungsteil unterhalb 

der Armutsschwelle.

Quelle: Destatis/WZB 2011.

Die ungleiche Einkommensentwicklung und -verteilung bleibt nicht 
ohne Auswirkungen auf die Fähigkeit, Ersparnisse und damit Vermögen 
zu bilden. Mehr als die Hälfte aller Haushalte in der unteren Einkom-
menshälfte kann es sich angesichts ihrer geringen Einkommen nicht 
leisten, überhaupt zu sparen. Im Gegensatz dazu sparte das reichste 
Zehntel der Haushalte im Jahr 2009 monatlich 798 Euro, das sind rund 
15 Prozent seiner Nettomonatseinkommen (vgl. Brenke 2011).

Nur den reichsten zehn Prozent aller in Deutschland Lebenden ist es 
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in den Jahren 2002 bis 2007gelungen, ihr individuelles Nettovermögen 
zu steigern. Ihr Anteil am gesamten Nettovermögen in Deutschland 
lag 2007 bei 61,1 Prozent. Im Gegensatz dazu waren die ärmsten zehn 
Prozent der Bevölkerung verschuldet. 

Betrachtet man die Vermögensposition nach beruflicher Stellung der 
Personen, so verwundert es nicht, dass fast 50 Prozent der Arbeitslosen 
und der Nicht-Erwerbstätigen kein oder sogar ein negatives Vermögen 
(Schulden) besitzen. 
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Tabelle 3: Äquivalenzgewichtete Monatseinkommen von Haushalten in 

Deutschland

Jahr

Mittelwerte
Abweichungen vom 

mittleren Einkommen 
Niedrige

Ein
kommen

Mittlere
Ein

kommen

Hohe
Ein

kommen

Niedrige
Ein

kommen

Hohe
Ein

kommen
2000 680 1.287 2.569 - 607 1.282
2001 690 1.300 2.561 - 610 1.262
2002 664 1.279 2.669 - 616 1.389
2003 669 1.300 2.690 - 631 1.390
2004 657 1.264 2.583 - 607 1.319
2005 659 1.269 2.567 - 610 1.298
2006 650 1.255 2.626 - 605 1.370
2007 651 1.251 2.569 - 601 1.318
2008 645 1.252 2.538 - 607 1.287
2009 677 1.311 2.672 - 634 1.360

Entwicklung 
2009 : 2000  
in Prozent

99,6 101,9 104,0 X X

Quelle: Goebel/Gornig/Häußermann 2010.

Die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher 
Größe und Zusammensetzung wird durch Umrechnung in 
so genannte Äquivalenzeinkommen – das sind unter Bedarfs
gesichtspunkten modifizierte Pro-Kopf-Einkommen – vergleich-
bar gemacht. Dazu werden die Haushaltseinkommen unter Ver-
wendung einer von der OECD vorgeschlagenen Skala umge-
rechnet. Dabei erhält der Haushaltsvorstand ein Gewicht von 1; 
weitere erwachsene Personen haben jeweils ein Gewicht von 0,5 
und Kinder eines von 0,3. Als Kind gilt, wer das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat.
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3.4	 Auswirkungen dieser Politik auf den deutschen 
	 Außenhandel

Obwohl auch in der Exportwirtschaft der Druck auf die Löhne in 
den zurückliegenden Jahren stark war, blieb der Unterschied bei den 
Stundenlöhnen zwischen der Industrie und den Dienstleistungen in 
Deutschland im Vergleich mit anderen EU-Ländern sehr hoch. Soweit 
die Industrie Vorleistungen aus dem Dienstleistungssektor bezieht, 
drückt das ihre Kosten. Zusätzlich führten Verlagerungen in Niedrig-
lohnländer, die Ausgliederung von Betriebsteilen in Branchen mit nied-
rigeren Tarifen oder mit geringer Tarifbindung und der zunehmende 
Einsatz von Leiharbeit und Werkverträgen zu weiter sinkenden Kosten 
in der exportierenden Industrie.

Lohnsteigerungen in der Industrie orientieren sich am gesamtwirt-
schaftlichen Produktivitätsanstieg. Dieser ist deutlich niedriger als in 
der Industrie. Selbst bei einer Ausschöpfung des verteilungsneutralen 
Spielraums kommt es deshalb zu immer geringeren Lohnanteilen, wenn 
nicht in den Dienstleistungsbereichen der entsprechende Spielraum 
ebenfalls ausgeschöpft wird. 

Für die Orientierung an der gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts-
rate gibt es gute Gründe: So sollen allzu große Unterschiede bei der 
Lohnentwicklung zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen verhin-
dert und ganze Branchen mit ihrer Kaufkraft nicht abgehängt werden. 
Die Lohnentwicklung in anderen produktivitätsschwächeren Branchen 
erfolgt dann idealerweise im „Geleitzug“. Leider funktioniert dies im-
mer weniger, die Einkommen im Dienstleistungssektor fallen zurück.

Die effektiven Stundenverdienste der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sind im stark exportorientierten Verarbeitenden Gewerbe 
im Vergleich zur Gesamtwirtschaft deutlich kräftiger gestiegen; die 
Lohnstückkosten hingegen – also die Entgelte im Verhältnis zur Pro-
duktion – legten im Verarbeitenden Gewerbe deutlich geringer zu als 
in der Gesamtwirtschaft. Dies lag daran, dass die Produktivität – also 
der Output je Stunde – in der Industrie erheblich stärker stieg als in 
der Gesamtwirtschaft. Das heißt: Kräftige Lohnsteigerungen bringen 
keine Kostensteigerungen für die Unternehmer mit sich, wenn die Pro-
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duktivität gleich stark oder stärker steigt. Real sind die Lohnstückkos-
ten im Verarbeitenden Gewerbe in Deutschland seit 2000 sogar um 
6,75 Prozent gesunken. In Frankreich und in Italien hingegen sind sie 
im gleichen Zeitraum um knapp 20 bzw. gut zwölf Prozent gestiegen. 
Auch gegenüber der gesamten Eurozone, in der die Lohnstückkosten 
real nahezu gleich geblieben sind, hat sich das Verarbeitende Gewerbe 
in Deutschland über die Löhne Kostenvorteile verschafft. 

Allerdings spielen Lohnstückkosten als vermeintlicher Exportmotor 
eine zunehmend geringere Rolle, und zwar aus zwei Gründen:
1. 	Die Angebotsstruktur deutscher Waren (Ausfuhren) ist sehr spe-

ziell, bisweilen sogar einzigartig. (Preis-)Vergleiche mit anderen 
Ländern sind für Abnehmer daher nur schwer möglich. Dies zeigt 
sich insbesondere in den wichtigen Exportsegmenten wie dem Au-
tomobil- (Porsche, Mercedes-Benz, BMW und Audi) und dem Ma-
schinenbausektor. Gerade die deutschen Premiumanbieter im Au-
tomobilsektor bedienen ein spezielles Marktsegment, wie auch im 
Maschinenbau die hochgradig auf die jeweiligen Kundenwünsche 
entwickelten und konstruierten Einzelfalllösungen. Daher sind bei-
de Gütergruppen auf dem Weltmarkt nur begrenzt einem direkten 
Preisvergleich (geringe Preiselastizität) und allgemeinen Wettbewerb 
unterworfen, zumal viele Unternehmen nur noch wenige Wett
bewerber haben. Auf dem Gebiet der industriellen Wäschetechnik 
teilt sich beispielsweise das deutsche Unternehmen des Gesamtme-
tallpräsidenten Kannegiesser den Weltmarkt mit nur einem weiteren 
Anbieter. Etwas anders sieht es bei deutschen Massenherstellern wie 
VW und Opel aus. Aber auch hier gilt: Nur wenige Konkurrenten 
teilen sich, weltweit betrachtet, diesen Markt.

2. 	Seit Jahren sinkt der Lohnanteil am Umsatz in der Metall- und Elek-
troindustrie. Die Bedeutung der Löhne als Kostenfaktor nimmt also 
tendenziell ab. Andere Kostenaspekte hingegen gewinnen deutlich 
an Bedeutung (Rohstoffe, Energie, Markterschließungen etc.).

Exporte sind nichts per se Schlechtes, sondern vielmehr das Ergebnis 
guter, gefragter Produkte in einer hochgradig arbeitsteilig organisier-
ten Weltökonomie. Dies zeigt sich daran, dass nur wenige deutsche 
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Industriebranchen massive Überschüsse verzeichnen. Der, zugegeben 
etwas saloppe, Lösungsansatz könnte lauten: Andere Länder, andere 
Produkte (und Dienstleistungen). Ein Ausgleich bestehender Handels
ungleichgewichte sollte nicht über eine Exportreduzierung (d.h. eine 
Schwächung der jeweiligen Ökonomie und eine damit verbundene 
Absenkung ihres Wohlstandes), sondern durch eine Erhöhung der 
Importe erfolgen. Die hierfür notwendigen Lohnsteigerungen müssen 
erkämpft und verteidigt werden.

Richtig ist: Dauerhaft auseinanderstrebende Handels- bzw. Leis-
tungsbilanzen führen stets zu weltwirtschaftlichen Problemen. Nicht 
umsonst ist im deutschen Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967 



kapitel 3

104

unter den vier Punkten des „Magischen Vierecks“ eine ausgeglichene 
Leistungsbilanz zu finden. Insbesondere die Handelsbilanz ist jedoch 
seit Jahren nicht mehr ausgeglichen. Der Außenbeitrag (Netto-Exporte 
von Waren und Dienstleistungen) steigt in Deutschland seit Jahren 
an und trägt maßgeblich zum Wirtschaftswachstum bei. Der staat-
liche und private Konsum ist in Deutschland „traditionell“ schwach 
entwickelt – ein Ergebnis der oben beschriebenen Politik, die durch 
Lohnzurückhaltung und Steuersenkungen die private und öffentliche 
Nachfrage senkt.
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4 	 Steuergerechtigkeit statt Sparzwang

4.1 	 Die Austeritätspolitik belastet die Gesamtwirtschaft 	
	 und verschärft die Eurokrise

Die Lehren, die man aus der schnellen Überwindung des ökono-
mischen Absturzes in Deutschland ziehen konnte, wurden im propa-
gandistischen Klima eines sich selbst tragenden XXL-Aufschwungs 
rasch wieder verdrängt. Der Rückzug des Staates aus der gesamt-
wirtschaftlichen Führungsrolle wurde erneut von großen Teilen der 
Politik und in den Mainstream-Medien propagiert. Getreu der neo-
liberalen Doktrin vom sich selbst antreibenden Aufschwung konzen
trierte sich die Finanzpolitik auf zwei Schwerpunkte: Erstens wurde 
die „Schuldenbremse“ auf der Bundes- und der Länderebene ohne 
entschiedene Berücksichtigung konjunktureller Einflüsse zur Richt-
schnur staatlicher Haushaltspolitik. Einsparungen in den öffentlichen 
Haushalten – vor allem bei den Sozial- und Personalausgaben – stan-
den im Vordergrund. Zweitens rückten mit der Beschwörung eines 
konjunkturell stabilen Aufschwungs wieder Forderungen nach Lohn-
zurückhaltung und Steuersenkungen in den Vordergrund. Der Bund 
schwenkte auf die durch die „Schuldenbremse“ vorgegebene Route 
ein: In der Finanzplanung des Bundes steht ab 2012 das Ziel im Zen-
trum, die strukturelle Neuverschuldung bis 2016 auf 0,35 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts zurückzufahren. Mittelfristige Einsparungen 
sind programmiert. Die Länder haben im letzten Jahr zudem damit 
begonnen, auf den Pfad zu wechseln, der bis 2020 zu einer Abschmel-
zung der strukturellen Neuverschuldung auf null führen soll. Die not-
wendige Finanzierung eines öffentlichen Sektors zur Sicherung einer 
nachhaltigen Entwicklung wird zunehmend verunmöglicht. 

Dabei feiert die Bundesregierung das Jahr 2011 als Widerlegung 
der Kritik, durch Kürzungen öffentlicher Ausgaben werde die Kon-
junktur kaputt gespart. Die finanzpolitischen Eckdaten scheinen diese 
Widerlegung auf den ersten Blick zu bestätigen: Gegenüber der Planung 
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der ohnehin schon reduzierten Nettokreditaufnahme beim Bund mit 
48,4 Milliarden Euro zeigt der vorläufige Ist-Wert im letzten Jahr einen 
Rückgang um 31,1 auf 17,3 Milliarden Euro. Die entscheidende Ursa-
che wird bei den Einsparungen im Bereich der Staatsausgaben, die 2011 
allerdings gegenüber dem Vorjahr kaum gestiegen waren, um 9,6 auf 
296,2 Milliarden Euro gesehen. Allerdings bleiben die zusätzlichen Be-
lastungen aus den Sondervermögen „Investitions- und Tilgungsfonds“ 
(ITF), mit dem die beiden Konjunkturprogramme abgewickelt wer-
den, „Finanzmarktstabilisierung“ (SoFFin) zur Bankenrettung sowie 
„Energie- und Klimafonds“ (EKF) zur Umsetzung der Energiewende 
unberücksichtigt. Würden die Sonderfonds hinzugerechnet, so stiegen 
die durch den Bund getätigten Staatsausgaben gegenüber dem Nor-
malhaushalt deutlich. 

Tatsächlich ist die gegenüber dem geplanten Umfang nach dem 
vorläufigen Ist-Wert um mehr als 31 Milliarden Euro reduzierte Neu-
verschuldung maßgeblich auf die sprudelnden Steuereinnahmen im 
Jahr 2011 zurückzuführen, die um mehr als 19 Milliarden Euro stie-
gen. Dieses Mehr an Steuereinnahmen ist eindeutig auf das immer 
noch vergleichsweise hohe Wirtschaftswachstum von drei Prozent 
im vergangenen Jahr zurückzuführen. Diese Expansion der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion ist jedoch nicht wegen, sondern trotz der 
Ausgabenkürzungen zustande gekommen: Zum einen schlagen sich 
die durch die Unternehmen zeitlich verzögerten Steuerzahlungen aus 
dem Aufschwungjahr 2010 nieder, zum anderen wurden im Verlauf 
des Jahres 2011 Steuermehreinnahmen aufgrund der Produktions- und 
Wachstumszuwächse realisiert. 

Diese sehr expansive Steuerentwicklung, die zu einem Abbau der 
Neuverschuldung geführt hat, verliert in diesem Jahr an Kraft; die 
Anfang 2012 vorgelegten Prognosen erwarten ein Wirtschaftswachs-
tum zwischen –0,1 und 0,7 Prozent. Dabei behaupten die Wirtschafts
forschungsinstitute mit einer auffälligen Penetranz, ein „Nullwachs-
tum“, ja, eine sich beschleunigende Rezession sei nicht zu erwarten. 
Damit wird auch versucht, die Notwendigkeit dringlicher Maßnahmen 
zum konjunkturellen Gegensteuern zu leugnen. Ob eine Rezession je-
doch eintritt, hängt maßgeblich von der Entwicklung der Binnenwirt-
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schaft ab. Diese wird einerseits durch die Masseneinkommen bestimmt, 
bei denen die Löhne und Gehälter besonders in Gewicht fallen. Ande-
rerseits wird die gesamtwirtschaftliche Entwicklung durch die Finanz-
politik bestimmt. Eine restriktive Finanzpolitik mit den Instrumenten 
massive Ausgabenkürzungen und Steuersenkungen trägt dazu bei, den 
ökonomischen Abschwung zu beschleunigen. Austeritätspolitik führt 
zu Wachstumsverlusten und am Ende zu ausfallenden Steuereinnah-
men. Deshalb muss die Binnenwirtschaft durch eine antizyklische Fi-
nanzpolitik sowie durch die Ausweitung der Masseneinkommen über 
eine expansive Lohnpolitik, Mindestlöhne, einen Abbau von Leiharbeit 
sowie eine Anhebung der Leistungen aus den sozialen Sicherungssyste-
men gegen Armut gestärkt werden. Dies wäre zugleich ein Beitrag, das 
relative Gewicht der Außenwirtschaft gegenüber der Binnenwirtschaft 
zu reduzieren. 

In der internationalen Debatte nehmen die Forderungen zu, 
Deutschland müsse endlich zu einer expansiven Finanzpolitik zuguns-
ten der Stärkung der Binnenwirtschaft und der Finanzierung von Zu-
kunftsinvestitionen wechseln. Der Internationale Währungsfonds sowie 
die OECD befürchten als Folge der aktuellen Austeritätspolitik einen 
Verlust an Wachstumsdynamik. Die negativen Folgen blieben nicht auf 
Deutschland beschränkt.

Aus dem öffentlichen Zukunftsinvestitionsprogramm (ZIP), das 
die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik vorgelegt hat, soll-
ten deshalb Schwerpunktinvestitionen vorgezogen werden: in das 
Bildungssystem, insbesondere die Ganztagsschulen, die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, die Energiewende zur Stärkung alternativer 
Energiequellen, den Städtebau, das öffentliche Verkehrsnetz sowie in 
die soziale Infrastruktur. Diese mittelfristige Finanzpolitik würde dafür 
sorgen, dass die Staatsausgaben stärker wüchsen als die Gesamtwirt-
schaft, die Staatsquote also stiege. Infrastrukturinvestitionen zuguns-
ten auch ökologisch besserer Lebens- und Produktionsverhältnisse für 
künftige Generationen zahlen sich heute bereits aus. Die wirtschaftliche 
Entwicklung würde nachhaltig gesteigert. Die Folge wären steuerliche 
Mehreinnahmen, mit denen öffentliche Bedarfe finanziert werden soll-
ten. Die Steuermehreinnahmen dürften aber nicht für Steuergeschenke 
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missbraucht werden, von denen hauptsächlich die höheren Einkom-
mensbezieherinnen und -bezieher profitieren würden. 

4.2 	 Eine Kritik der „Schuldenbremse“ als ökonomisches 	
	 Entwicklungshindernis für Deutschland und 
	 die Europäische Union ist unvermeidlich

Die „Schuldenbremse“ für den Bund und die Bundesländer ist zum 
Bestandteil des Grundgesetzes geworden. Abgesehen von einer rech-
nerisch umstrittenen konjunkturellen Komponente ist ab 2016 die 
strukturelle Neuverschuldung beim Bund auf 0,35 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts zu begrenzen. Die Bundesländer dürfen sich ab 2020 
gar nicht mehr strukturell verschulden. Die Schuldenaufnahme wird 
auf das Ausmaß der Tilgung von Altschulden begrenzt. Mittlerweile 
haben die betroffenen Gebietskörperschaften diese Schrumpfvorgaben 
in ihre mittelfristige Finanzplanung eingebaut. So wurden durch die 
Bundesländer Mittel und Wege definiert, mit denen sie ihr strukturelles 
Defizit bis 2019 auf null zurückfahren wollen. Die „Schuldenbremse“ 
wird von einem breiten Konsens in der Politik sowie der Wirtschafts-
wissenschaft getragen. Dabei ist sie wirtschaftswissenschaftlich höchst 
zweifelhaft: Die wirtschaftlichen Risiken sind groß; starke Steuer-
einbrüche könnten die Ziele schnell Makulatur werden lassen. Auch 
ist mit Versorgungsengpässen bei öffentlichen Dienstleistungen zu 
rechnen, oder aber es werden Massensteuern zum Ausgleich der Ein-
nahmeausfälle erhöht. Über diese Risiken wird derzeit allerdings nicht 
ernsthaft diskutiert. Es entsteht vielmehr der Eindruck, dass niemand 
auf derartige Fehlentwicklungen vorbereitet ist. Kritikern wird allen 
Ernstes mangelnde Verfassungstreue vorgeworfen. Als Antwort auf 
die öffentlichen Haushaltsprobleme in den Euroländern ist die „Schul-
denbremse“ auf dem EU-Gipfel im Januar 2012 sogar zum finanzpoli-
tischen Exportgut gekürt worden. Dabei ist jetzt schon klar, dass ihre 
Umsetzung in der gesamten Eurozone zu einer gesamtwirtschaftlichen 
Schrumpfökonomie führen wird.

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik hat in mehreren 
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Memoranden die „Schuldenbremse“ wegen ihrer gesamtwirtschaft-
lichen und allokativen Risiken kritisiert – zuletzt ausführlich im ME-
MORANDUM 2011. Zunächst seien noch einmal die wesentlichen 
Punkte der deutschen „Schuldenbremse“ wiederholt:
• 	 Öffentliche Haushalte müssen ohne Einnahmen aus Krediten ausge-

glichen sein. Ausgaben dürfen im Prinzip nur über Steuereinnahmen 
finanziert werden. 

• 	 Die strukturelle Verschuldung des Bundes wird ab 2016 auf 0,35 Pro
zent des Bruttoinlandsproduktes beschränkt. Auf der Basis der der-
zeitigen Nettokreditaufnahme des Bundes würde der Zielwert in 
diesem Jahr bei zehn Milliarden Euro liegen. 

• 	 Zugelassen wird eine konjunkturell bedingte Neuverschuldung. 
Dabei gibt es bis heute keine Einigung über das Berechnungsver-
fahren. 

• 	 Bei einer konjunkturbedingten Erhöhung der Kreditaufnahme in 
Abschwungphasen muss ein Ausgleich in Aufschwungphasen ge-
sichert werden (zyklischer Ausgleich).

• 	 Die Abweichungen der tatsächlichen Kreditaufnahme gegenüber der 
zulässigen werden durch ein Kontrollkonto mit maximal 1,5 Pro
zent des Bruttoinlandsprodukts beschränkt.

• 	 Nur bei Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen gesamtwirt-
schaftlichen Notsituationen ist eine Ausnahmeregelung vorgesehen, 
die dann aber mit einem Tilgungsplan verbunden sein muss. 

• 	 Ein gemeinsamer Stabilitätsrat soll drohende Haushaltsnotlagen 
frühzeitig erkennen und bei Fehlentwicklungen verhängte Sanie-
rungsprogramme kontrollieren. 

Durch den Verfassungsstatus der „Schuldenbremse“ soll die Kritik 
daran verstummen. Dies darf jedoch nicht zu einem Denkverbot 
führen. Schließlich hätte es gute Gründe gegeben, die Aufnahme der 
„Schuldenbremse“ in das Grundgesetz zu verhindern. Die Kritik der 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik konzentriert sich dabei 
auf gesamtwirtschaftliche, allokative und ökologische Kriterien (vgl. 
MEMORANDUM 2011, S. 134ff.):
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1. 	Die Begrenzung der strukturellen Verschuldung des Bundes bis 
2016 auf 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts wird die fiska-
lische Lage belasten und die konjunkturelle Steuerungsfähigkeit 
einschränken. Die Senkung von Staatsausgaben und/oder Steuerer-
höhungen werden erzwungen. Ziel der neoliberalen Finanzpolitik 
ist es, im Ausmaß der Schuldensenkung die Staatsausgaben und 
damit die Staatsquote zu reduzieren. 

2. 	Die Abschmelzung der strukturellen Neuverschuldung der Länder 
bis 2020 auf null erhöht die fiskalischen Probleme dramatisch. Es 
ist davon auszugehen, dass Zuweisungen an die Gemeinden ge-
kürzt werden müssen. Daran ändern die Sanierungshilfen für die 
Bundesländer mit extremer Haushaltsnotlage (Schleswig-Holstein, 
das Saarland, Sachsen-Anhalt sowie die Stadtstaaten Bremen und 
Berlin) in Höhe von jährlich 800 Millionen Euro zwischen 2011 
und 2019 grundsätzlich nichts. 

3. 	Auf der Ebene der EU werden durch die „Schuldenbremse“ die im 
„Stabilitäts- und Wachstumspakt“ vom Sommer 1997 für die EU 
festgelegten Schuldengrenzen verschärft.

4. 	Die Separierung zwischen konjunkturell und strukturell bedingten 
Ursachen der Neuverschuldung ist immer noch ungeklärt. Je nach 
Methode kann die Höhe der strukturellen Neuverschuldung stark 
schwanken. Die methodische Problematik einer rationalen, klaren 
Unterscheidung zwischen dem strukturellen und dem konjunktu-
rellen Anteil der Neuverschuldung ist unübersehbar. Schließlich 
lösen anhaltende konjunkturelle Krisen strukturelle Verwerfungen 
aus. 

5. 	Unbestritten ist, dass die „Schuldenbremse“ den antizyklischen 
Handlungsspielraum stark einschränkt. Insoweit kann es zur pro-
zyklischen Verstärkung der wirtschaftlichen Entwicklung kommen. 
Vor allem bei Abschwüngen besteht die Gefahr, dass die „Schul-
denbremse“ ein dringend erforderliches Gegensteuern unmöglich 
macht. 

6. 	Bei der „Schuldenbremse“ wird unterstellt, dass ohne sie eine wu-
chernde öffentliche Kreditaufnahme privatwirtschaftliche Investi
tionen verdrängen würde. Dieses „Crowding out“ soll über stei-
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gende Zinssätze auf den Kapitalmärkten erzeugt werden. Dabei 
wird ein knappes Angebot gegenüber einer durch staatliche Ansprü-
che erzeugten Übernachfrage nach Kapitalmitteln unterstellt. Doch 
weder theoretisch noch empirisch ist dieser Zusammenhang belegt. 
Wenn durch schuldenfinanzierte öffentliche Ausgabenprogramme 
die Wirtschaft an Schwung gewinnt, steigt auch das Kapitalangebot. 
Empirisch zeigt sich, dass die Kapitalmarktzinsen trotz wachsender 
Staatsverschuldung in Deutschland gesunken sind. Die These von 
der Verdrängung privatwirtschaftlicher Investitionen durch einen 
mächtigen Staat als Nachfrager auf den Kapitalmärkten trifft nicht 
zu. Aus neoliberaler Sicht hätten die Kapitalmarktzinssätze auf-
grund der staatlichen Nachfrage nach Krediten steigen müssen. Dies 
war aber nicht der Fall. Hohe Staatsverschuldung geht vielmehr mit 
niedrigen Kapitalmarktzinsen einher. 

7. 	Behauptet wird, die Staatsschulden von heute belasteten künftige 
Generationen und lieferten einen entscheidenden Beitrag zur Gene-
rationenungerechtigkeit. Entscheidend ist jedoch die Verwendung 
der öffentlichen Kredite. Wenn damit Infrastrukturprojekte für bes-
sere Umweltverhältnisse und die Bildung finanziert werden, dann 
profitieren davon künftige Generationen. Dies wäre ein sinnvolles 
Erbe, das künftigen Generationen zugute käme. Da auch die Vermö-
gen vererbt werden, wäre nur die Vererbung des Verteilungskonflikts 
(im Rahmen der Zinszahlungen) an die künftigen Generationen kri-
tisch, denn diese finanzieren die Zinsen, die an die Eigentümer von 
Staatsschuldtiteln überwiesen werden. Um die infrastrukturellen 
und gesamtwirtschaftlichen Vorteile staatsschuldenfinanzierter 
Infrastrukturprojekte zu nutzen, sollte dieser Verteilungskonflikt 
entschärft werden. Entsprechende Überlegungen zur Einbindung 
der Europäischen Zentralbank (EZB) in die Staatsfinanzierung hat 
die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik an anderer Stelle 
vorgeschlagen (vgl. Kapitel 5.16).

8. 	Die gesamtwirtschaftliche Analyse zeigt, dass der Staat einen ratio
nalen Beitrag leistet, wenn mit der öffentlichen Kreditaufnahme 
überschüssiges Geldvermögen im privaten Sektor abgeschöpft wird. 
Private Haushalte bilden im Zuge ihrer Ersparnisse jährlich über 
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150 Milliarden Euro an Geldvermögen. Dahinter stehen Einkom-
men, die mit der ökonomischen Produktion entstanden sind. Es 
stellt sich die Frage, wie dieses Geldvermögen per Nachfrage an 
anderer Stelle der Produktionswirtschaft wieder zufließt. Die großen 
privatwirtschaftlichen Produktionsunternehmen sind diesbezüglich 
in den letzten Jahren mehr oder weniger ausgefallen. Wegen der 
hohen Eigenmittel, aus denen die Eigenfinanzierung von Investi
tionen möglich ist, finanzieren sich diese kaum noch über die Kapi-
talmärkte. Ein wichtiger Gläubiger ist das Ausland. Dadurch wird 
jedoch die Transformation der inländischen Ersparnisse in Produk-
tionsnachfrage unsicher. Diese saldenmechanische Betrachtung im 
Rahmen der Finanzierungsrechnung belegt, dass der Staat gleichsam 
als „Lückenbüßer“ einspringen und die Geldvermögensüberschüsse 
der anderen Sektoren abschöpfen muss. 

Fakt ist, dass die „Schuldenbremse“ konjunkturell, allokativ und in-
tergenerativ Fehlentwicklungen auslösen kann. Am Ende wird sie zur 
Bremse für eine nachhaltige Entwicklung. Deshalb setzt sich die Ar­
beitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik für eine – allerdings streng 
kontrollierte – Nutzung der öffentlichen Kreditfinanzierung ein. Dabei 
stehen die gesamtwirtschaftliche Steuerung sowie die Finanzierung öf-
fentlicher Investitionen zur Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung 
im Vordergrund. Abgelehnt werden Steuersenkungen, die am Ende 
die Staatsschulden nach oben treiben. Deshalb muss die Forderung 
nach einer Steuersenkungsbremse in der öffentlichen und politischen 
Debatte Vorrang haben. 
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4.3 	 Steuersenkungen sind gesamtwirtschaftlich und 	
	 finanzpolitisch falsch: Die Propaganda mit dem 
	 Abbau der heimlichen Progression in der 
	 Einkommensteuer

Steuersenkungsbremse erforderlich
Die Finanzpolitik der Bundesregierung bietet sich im Doppelpack an: 
Zum einen wird, wie beschrieben, die „Schuldenbremse“ in Deutsch-
land mit Inbrunst beschworen und allen Mitgliedsländern der EU 
aufgezwungen. Zum anderen ist die Absicht virulent, Steuersenkungen 
in breitem Umfang durchzusetzen. Allerdings sind im Koalitionsstreit 
die radikalen Steuersenkungsfantasien der wirtschaftsliberalistischen 
FDP glücklicherweise gestoppt worden. Übrig geblieben ist mit Blick 
auf die Bundestagswahl 2013 ein Miniabbau der „heimlichen“ bzw. 
„kalten Progression“ im Einkommensteuertarif. 

Vielfach sind Steuersenkungen fiskalisch und gesamtwirtschaftlich 
unsinnig. Theoretisch lässt sich zeigen, dass Steuersenkungen zugunsten 
von Unternehmen nicht durch die Ausweitung der Sachinvestitionen 
und eine zusätzliche Nachfrage nach Beschäftigten belohnt werden. 
Der neoliberale Grundirrtum geht davon aus, dass es die zu gerin-
gen Gewinne nach Steuern und die unzureichenden Renditen nach 
Steuern sind, die die Investitionsbereitschaft hemmen. Immer noch 
beherrscht die primitive Laffer-Kurve die Regierungspolitik: Werden 
die Steuersätze gesenkt – so die Annahme –, dann steigen dadurch die 
Investitionen und damit die gesamtwirtschaftliche Produktion, die zu 
Steuermehreinnahmen führt. Theoretisch und empirisch ist diese Be-
schwörungsformel längst widerlegt. 

Die theoretische Kritik zeigt: Weil die Investitionsbereitschaft we-
niger von sinkenden Steuersätzen als vielmehr von der erwarteten pri-
vaten und staatlichen Nachfrage abhängig ist, kommt es am Ende zu 
Steuerausfällen. Dadurch werden Einsparungen in den öffentlichen 
Haushalten erzwungen. Diese belasten die Binnenwirtschaft und damit 
auch die unternehmerischen Gewinnerwartungen. So wäre es doch 
fatal zu hoffen, dass der ökonomische Absturz 2009 in Deutschland 
durch reduzierte Unternehmenssteuern hätte verhindert und bekämpft 
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werden können. Stattdessen ist es nur mit einer expansiven Finanz
politik nach keynesianischem Muster gelungen, diesen Absturz schnell 
zu überwinden. 

Empirisch ist unbestritten: Die Maßnahmen zur massiven Senkung 
vor allem der Unternehmenssteuern seit 2003 haben nicht zu Steuer-
mehreinnahmen über höheres Wirtschaftswachstum geführt. Die Ka-
pitalgesellschaften beispielsweise haben die mehrfache Senkung der 
Körperschaftsteuer nicht mit höheren Sachinvestitionen belohnt. Alle 
Maßnahmen zur Reduzierung der Steuern bei den Unternehmen und 
den privaten Haushalten haben nach einer Berechnung des IMK von 
2000 bis 2011 zu kumulierten Einnahmeausfällen im Umfang von 
390 Milliarden Euro geführt. Allein bei den Bundesländern belief sich 
der Aderlass kumuliert auf 188 Milliarden Euro. Durch diese umfang-
reichen Steuersenkungen sind die öffentlichen Haushalte schwer belas-
tet worden. Zum einen wurde mit Kürzungen bei den Staatsausgaben 
reagiert und damit die binnenwirtschaftliche Nachfrage um ein Viel-
faches verknappt. Zum anderen musste kurzfristig mit der Aufnahme 
von öffentlichen Krediten reagiert werden. 

Unverantwortliche Politik mit der „heimlichen Progression“
Die ursprünglich durch die Bundesregierung angekündigten massiven 
Steuersenkungen sind in dieser Legislaturperiode ausgeblieben. Die 
wichtigsten Gründe dafür sind die Prekarität der öffentlichen Haus-
halte und vor allem die zu erwartende Ablehnung von Steuergeschen-
ken durch die Bevölkerung. Umfragen zeigen, dass eine Mehrheit die 
Reduktion der Steuern und damit absehbare Ausgabenkürzungen 
ablehnt. Denn es ist bekannt, dass Steuersenkungen am Ende nur das 
finanzpolitische Debakel vertiefen. 

Übrig geblieben ist ein Miniprogramm. Abgebaut werden soll in 
zwei Stufen die „heimliche Progression“. Mit dieser als soziale Tat 
angepriesenen Maßnahme sollen die unteren Lohnsteuerzahlerinnen 
und -zahler entlastet werden. Anfang Dezember 2011 Jahr beschloss 
das Bundeskabinett: Der Grundfreibetrag, bei dem keine Steuer zu 
zahlen ist, wird in zwei Stufen erhöht: Zum 1.1.2013 erfolgte eine 
Erhöhung von derzeit 8.004 Euro (Alleinstehende, Grundtabelle) um 
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126 Euro. Ab 2014 ist eine erneute Anhebung um 224 Euro geplant. 
Für Verheiratete verdoppeln sich die Beträge. Insgesamt verschiebt sich 
die Steuerkurve ab dem Eingangssteuersatz für die zu versteuernden 
Einkommen über den gesamten Verlauf um 4,4 Prozent. Die erwar-
teten Steuerausfälle werden mit insgesamt über sechs Milliarden Euro 
angegeben. 

Zur Bewertung der Verteilungswirkungen dieses minimalen Abbaus 
der „heimlichen“ bzw. „kalten Progression“ der Einkommensteuer vor 
allem bei den unteren Lohnsteuerzahlerinnen und -zahlern lohnt sich 
der Blick auf den derzeit geltenden Steuertarif:
• 	 Bis zu einem zu versteuernden Einkommen von 8.004 Euro/16.008 

Euro (Alleinstehende/Verheiratete) wird keine Lohnsteuer fällig. 
• 	 Ab dem Eingangssteuersatz von 14 Prozent steigt bis zum Spitzen-

steuersatz von 42 Prozent die Grenzsteuerbelastung an. Das heißt, 
im Prinzip erhöht sich der Steuersatz, der auf einen zu versteuernden 
zusätzlichen Euro zu bezahlen ist (steigender Grenzsteuersatz). 

• 	 Durch eine auf den damaligen Bundesfinanzminister Theo Waigel 
zurückgehende Tarifkorrektur ist noch heute der so genannte Wai-
gel-Buckel erkennbar. Vom Grundfreibetrag bis zu einem zu ver-
steuernden Einkommen von 13.469 Euro steigt der Grenzsteuersatz 
von 14 Prozent um zehn Prozentpunkte sehr schnell auf 24 Prozent. 
Danach verläuft der Belastungsanstieg bis zum Spitzensteuersatz 
von 42 Prozent flacher. 

• 	 Ab einem zu versteuernden Einkommen von 52.882 Euro (Allein-
stehende) gilt der Spitzensteuersatz. Bei 105.746 Euro setzt mit 
45 Prozent die so genannte Reichensteuer ein. 

Der Progressionsverlauf zwischen dem Eingangs- und dem Spitzen-
steuersatz führt dazu, dass bei steigenden Einkommen bzw. Löhnen 
die Belastung wächst. Dieser konstante Anstieg der Grenzsteuersätze 
verbirgt sich hinter dem Begriff „linearer Progressionsverlauf“. Mit 
wachsendem Einkommen nimmt der Grenzsteuersatz, der auf einen 
zusätzlich verdienten Euro zu leisten ist, konstant zu. 

Ein Beispiel: Das Bruttoeinkommen beträgt 30.000 Euro. Die Steu-
erlast liegt im Jahr bei 600 Euro und monatlich bei 50 Euro. Steigt 
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der Lohn um zwei Prozent, also um 600 Euro, dann kommt es zu 
einer steuerlichen Mehrbelastung von jährlich 160 Euro (monatlich 
13 Euro). Der Nettolohn nimmt gegenüber dem Bruttolohnzuwachs 
von zwei Prozent nur um 1,6 Prozent zu. Die Differenz fließt dem 
Staat zu. Wären die Einkommen nur im Ausmaß der Inflation um 
zwei Prozent gestiegen, also real unverändert geblieben, dann wäre 
die Steuerbelastung ausschließlich inflationsbedingt gestiegen. Das 
Nettorealeinkommen schrumpft aber nach Abzug der Inflation. Die 
Etikettierung als „heimliche“ oder „kalte Progression“ besagt: Ohne 
dass der Steuertarif gesetzlich geändert wird, profitiert der Staat über 
den Tarifverlauf in der linear progressiven Zone automatisch von der 
Einkommenserhöhung. Das führt dazu, dass bei einem Anstieg der 
Lohnsumme um ein Prozent das Aufkommen der Lohnsteuer dem Fis-
kus mehr als 1,8 Prozent einbringt. 

Oftmals wird die Zone der linearen Progression fälschlicherweise 
als „Mittelstandsbauch“ bezeichnet. Da sich der Belastungsanstieg zwi-
schen dem Grundfreibetrag und dem Knick bei 13.469 Euro zu versteu-
erndem Jahreseinkommen abspielt, sind die untersten Lohnsteuerzah-
lerinnen und -zahler die Belasteten. Von einem „Mittelstandsbauch“ 
kann also nicht die Rede sein. Zur Bewertung der Verteilungswirkungen 
dieser Steuerbelastung ist das bei der Einkommensteuer geltende Prin-
zip der Grundentlastung wichtig. Auch die Spitzenverdienerinnen und 
-verdiener profitieren von diesem Grundfreibetrag sowie den beiden 
Zonen der linearen Progression. Wird also der Grundfreibetrag erhöht, 
so führt das auch zu Entlastungen bei ihnen.

Kurzum: Die Entlastung ist bei den unteren Lohnsteuerzahlerinnen 
und -zahlern extrem gering; den Spitzenverdienerinnen und -verdienern 
wird in absoluten Zahlen der größte Vorteil eingeräumt. Bei einem zu 
versteuernden Jahreseinkommen von 10.000 Euro beträgt die durch 
die Bundesregierung geplante jährliche Entlastung 19 Euro. Das sind 
monatlich 1,58 Euro an zusätzlichem Nettoeinkommen. Ab einem steu-
errelevanten Jahreseinkommen von 54.000 Euro liegt der Steuervorteil 
konstant bei 116 Euro (monatlich knapp zehn Euro). 

Diese gesamte Entlastung wird nicht zu einer ausreichenden Erhö-
hung der Nettolohnposition und damit nicht zu einer Stärkung der Bin-
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nenwirtschaft führen. Am Ende versickern diese Entlastungen. Bund, 
Länder und Kommunen verlieren allerdings insgesamt sechs Milliarden 
Euro an Einnahmen, wodurch der Einspardruck erhöht wird. Es ist 
damit zu rechnen, dass am Ende die Einkommensschwachen durch 
den Abbau von öffentlichen Dienstleistungen zu den echten Verlierern 
zählen. Statt einer solchen peinlichen Entlastungssymbolik muss der 
gesamte Steuertarif grundlegend reformiert werden. 

4.4 	 Leistungsgerechte Reform des 
	 Einkommensteuertarifs

Seit Jahren fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli­
tik eine grundlegende Reform der Einkommensteuer. Deren Belas-
tungsverlauf entspricht schon lange nicht mehr dem Prinzip der öko-
nomischen Leistungsfähigkeit („ability to pay“): Der Spitzensteu-
ersatz ist auch im internationalen Vergleich zu niedrig und setzt zu 
früh ein. Der heutige Progressionsverlauf belastet viel zu stark die 
unteren Lohnsteuerzahlerinnen und -zahler. Schließlich ist mit der 
Einführung einer Abgeltung von 25 Prozent auf die Kapitaleinkünf-
te das Prinzip der einheitlichen Besteuerung aller Einkommensarten 
durchbrochen worden. Dagegen wird immer wieder eingewendet, die 
oberen Einkommensteuerpflichtigen trügen heute schon ein viel zu 
große, überproportionale Last. Tatsächlich trug das oberste Zehntel 
der Einkommensbezieherinnen und -bezieher 2010 mit 54,6 Prozent 
zum Gesamtvolumen der Einkommensteuer bei. Dagegen bezahlen 
die unteren 20 Prozent der Einkommensteuerpflichtigen praktisch 
keine Steuer. Dazu ist jedoch anzumerken: Da das obere Zehntel auch 
über 37,1 Prozent aller zu versteuernden Einkommen verfügte, ist es 
zum einen der Sinn des Spitzensteuersatzes, die Einkommensstarken 
stärker zu belasten. Zum anderen nimmt mit der Ausbreitung des 
Niedriglohnsektors die Zahl der Beschäftigten zu, die mit ihrem zu 
versteuernden Jahreseinkommen unter den Grundfreibetrag fallen und 
damit keine Steuer zahlen. 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik fordert deshalb:



kapitel 4

118

• 	 Beim Einkommensteuertarif wird der Spitzensteuersatz ab einem zu 
versteuernden Einkommen von 67.000 Euro/134.000 Euro (Allein-
stehende/Verheiratete) einheitlich auf 53 Prozent angehoben. Der 
steuerfreie Grundfreibetrag wird mit 8.500 Euro/17.000 Euro (Al-
leinstehende/Verheiratete) festgeschrieben. Vom Eingangsteuersatz 
mit 14 Prozent aus steigt der Grenzsteuersatz kontinuierlich linear 
bis zum Spitzensteuersatz von 53 Prozent an. Der bisherige Knick 
(„Waigel-Buckel“), der zum schnellen Belastungsanstieg der unteren 
Lohnsteuerzahlerinnen und -zahler führt, wird abgeschafft.

• 	 Die Abgeltung mit derzeit 25 Prozent auf die Kapitaleinkünfte wird 
abgeschafft. Alle Einkunftsarten der Einkommensteuer unterliegen 
einem einheitlichen Tarifverlauf. Bei Dividenden wird wieder eine 
Vollanrechnung bei der Ermittlung der Einkommensteuerschuld 
vorgesehen. Für alle Zins- und Dividendenzahlungen aus dem In- 
und Ausland gibt es Kontrollmitteilungen an die zuständigen Fi-
nanzämter.

• 	 Das derzeit immer noch geltende Ehegattensplitting, das Alleinver-
dienerinnen und -verdiener innerhalb der Familie im Bereich des 
Spitzensteuersatzes bevorteilt, ist nach der Einrichtung von Über-
gangsregeln schließlich abzuschaffen. 

4.5 	 Weitere Schwerpunkte einer nachhaltigen 
	 Finanzierung der öffentlichen Haushalte 
	 durch Steuerpolitik 

• 	 Auch im internationalen Vergleich ist der Körperschaftsteuersatz 
in Deutschland zu niedrig. Kapitalgesellschaften, die von staatli-
chen Leistungen profitieren, müssen stärker in die Finanzierung des 
Staates einbezogen werden. Der derzeitige Steuersatz muss dazu von 
15 auf 30 Prozent angehoben werden. Zusammen mit der zu einer 
Gemeindewirtschaftsteuer umgebauten Gewerbesteuer ergäbe sich 
für Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit (insbesondere 
AG und GmbH) ein Steuersatz von durchschnittlich 40 Prozent. 
Einkommensteuerpflichtige Unternehmen könnten den größten 



steuergerechtigkeit statt sparzwang

119

Teil der Gemeindewirtschaftsteuer bei der Ermittlung der Steuer 
absetzen. Dadurch ergäbe sich unabhängig von der Rechtsform eine 
angemessene steuerliche Gleichbehandlung der Unternehmen. 

• 	 Immer wieder wird die Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
gefordert. Nach dem 1991 mit einem Steuersatz von 7,5 Prozent 
eingeführten „Soli“ werden seit 1998 5,5 Prozent auf die Einkom-
men- und Körperschaftsteuerschuld erhoben. 2011 nahm der Bund 
mit dem „Soli“ 12,15 Milliarden Euro ein. Ursprünglich wurde 
dieser Zuschlag mit der Absicht eingeführt, die Einnahmen zur 
Finanzierung der spezifischen Transferzahlungen an die ostdeut-
schen Bundesländer zu nutzen. Da im deutschen Steuersystem das 
Prinzip der Non-Affektation gilt, ist eine direkte Zuweisung zu 
diesen Aufgaben jedoch niemals erfolgt. Insgesamt führt der Soli-
daritätszuschlag zu einer gerechten Lastverteilung, denn die unteren 
Lohnsteuerzahlerinnen und -zahler sind von ihm befreit. Vor allem 
die Besteuerungsbasis führt dazu, dass die mit wachsendem Ein-
kommen zunehmende Steuerschuld stärker belastet wird. Allerdings 
ist eine allgemeine Belastungsobergrenze eingebaut: Der „Soli“ darf 
nicht mehr als zwei Prozent der Differenz zwischen Steuerschuld 
und Freigrenze betragen. Die Arbeitsgruppe Alternative Wirt­
schaftspolitik fordert die Beibehaltung des Solidaritätszuschlags. 
Die dadurch erzielten Einnahmen verbessern die Möglichkeit einer 
Finanzierung von Anpassungsleistungen in Ostdeutschland aus dem 
Bundeshaushalt. 

• 	 Angesichts der finanziellen Entwicklung der Kommunen ist eine 
Stärkung der wirtschaftsbezogenen Einnahmebasis zu ermöglichen. 
Denn die gestiegenen Einnahmen aus der Gewerbesteuer im letz-
ten Jahr können und sollten nicht über die fiskalische Misere der 
Kommunen hinwegtäuschen. Zum einen erreicht die konjunktu
relle Erholung, die sich im letzten Jahr durchgesetzt hat, nicht 
alle Kommunen gleichermaßen. Die Schere zwischen armen und 
reichen Städten öffnet sich vielmehr weiter. Erschreckend ist die 
Tatsache, dass mehr als 40 Milliarden Euro an Kassenkrediten zu 
verzeichnen sind. Sie stellen die viel zu große Lücke zwischen den 
Einnahmen und den Ausgaben dar. Die Arbeitsgruppe Alternative 
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Wirtschaftspolitik wiederholt daher ihren Vorschlag: Die Gewerbe
steuer muss durch eine einnahmenstabile und ergiebige Gemein­
dewirtschaftsteuer ersetzt werden. Sie ist eine eigenständige Steuer 
der Kommunen und gibt diesen das Recht, den Hebesatz festzu-
legen. Im Vordergrund steht die äquivalenzbezogene Begründung. 
Da alle unternehmerisch nachhaltig Tätigen von den Leistungen 
der jeweiligen Kommune profitieren, sind auch alle steuerpflichtig. 
Der Steuer werden deshalb auch die Selbstständigen sowie die Frei
beruflerinnen und Freiberufler unterzogen. Um zu verhindern, dass 
Kommunen mit einem Null-Steuersatz um die Ansiedelung von 
Unternehmen werben können, bleibt es in Deutschland bei dem 
Mindesthebesatz von 200 für alle Kommunen. Die Steuerbasis sind 
die Gewinne aller Unternehmen, besteuert wird der gesamte Ertrag. 
Die Entgelte für betrieblich genutztes Kapital – wie Dauerschuld-
zinsen sowie die Finanzierungsanteile für Mieten, Pachten, Lizenzen 
und Leasingraten – werden zum im Rahmen der Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer ermittelten Gewinn hinzugerechnet. Der Steuer
satz auf den erweiterten Ertrag beträgt drei Prozent. Vorzusehen 
ist ein Freibetrag von 30.000 Euro, der bis zu einem Ertrag von 
60.000 Euro wieder abgeschmolzen wird. Für Unternehmen und 
gewerbesteuerpflichtige Personen, die der Einkommensteuer unter-
liegen, reduziert sich die Einkommensteuerlast durch den Abzug 
der Gewerbesteuer über die Anrechenbarkeit des Steuermessbetrags 
mit dem 3,8-Fachen bei der Ermittlung der Einkommensteuer. Da-
mit werden die meisten einkommensteuerpflichtigen Unternehmen 
und Personen durch die Gemeindewirtschaftsteuer nicht zusätzlich 
belastet. Dies führt zugleich zu einer Angleichung des Steuersatzes 
zwischen Kapitalgesellschaften und einkommensteuerpflichtigen 
Unternehmen. Die derzeitige Gewerbesteuerumlage, die dazu 
führt, dass 19 Prozent an den Bund (4,6 Prozent) und die Länder 
(14,4 Prozent) fließen, wird stufenweise abgeschafft. 

• 	 Immer wieder wird die Reform der Mehrwertsteuer gefordert. Aus 
der Finanzwissenschaft kommt der Vorschlag, einen einheitlichen 
Steuersatz einzuführen. Damit soll auch dem unüberschaubaren 
Wirrwarr bei den Gütern und Dienstleistungen, die derzeit nicht 
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zum Normalsatz versteuert werden, ein Ende gesetzt werden. Die 
Politik, die immer wieder vollmundig den Abbau von Steuerprivi-
legien verspricht, hat provokanterweise den Normalsteuersatz für 
die Dienstleistung „Übernachtung in der Hotelbranche“ auf sieben 
Prozent gesenkt. 

		  In der Tat gibt es bei der Mehrwertsteuer großen Reformbedarf 
in Bezug auf die Beseitigung von ökonomisch und sozial nicht zu 
rechtfertigenden Ausnahmen gegenüber der vollen Besteuerung. 
Deshalb muss dringend eine rigorose Überprüfung aller Fälle er-
folgen, für die ein ermäßigter Steuersatz vorgesehen ist. Hier gibt 
es derzeit viele nicht zu rechtfertigende, ja, geradezu skurrile Privi-
legierungen (etwa bei den Umsätzen für Schnittblumen und Tier-
nahrung). Der dem Beherbergungsgewerbe seit 2009 eingeräumte 
ermäßigte Steuersatz von sieben Prozent ist wieder auf die regulären 
19 Prozent zu erhöhen. Dagegen sollten Arzneimittel, bei denen der 
Eigenanteil an der Finanzierung über die Bagatellpräparate auch 
bei Einkommensschwachen zunimmt, nicht mehr mit 19 Prozent, 
sondern nur noch mit sieben Prozent versteuert werden. Auch für 
Dienstleistungen des Handwerks sollte zur Stärkung dieses Bereichs 
der ermäßigte Steuersatz gelten. Und schließlich müssen wirksame 
Maßnahmen gegen die Steuerhinterziehung im Rahmen des Vor-
steuerabzugs bei bestimmten Unternehmensgeschäften (z.B. den so 
genannten Karussellgeschäften) ergriffen werden. Das Potenzial an 
Missbrauch mit der Mehrwertsteuer durch grenzüberschreitende 
Umsätze von Unternehmen innerhalb der EU wird auf über 15 Mil-
liarden Euro geschätzt. Da gegenwärtig eine Veränderung des Be-
steuerungsverfahrens nicht EU-einheitlich durchsetzbar ist, müssen 
diese Karussellgeschäfte mit noch strengeren Kontrollen durch die 
Finanz- und Zollämter unterbunden werden. 

		  Der Anteil der Mehrwertsteuer am gesamten Steueraufkommen 
liegt mit 33 Prozent mittlerweile vor dem Lohnsteueranteil an der 
Spitze. Damit bestätigt sich der Trend zu einer Verschiebung von der 
direkten zur indirekten Besteuerung. Nicht die an die ökonomische 
Leistungsfähigkeit anknüpfende Einkommen-, sondern die am priva
ten Konsum ansetzende Verbrauchsteuer gewinnt an Bedeutung. 
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		  Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik lehnt einen 
einheitlichen Mehrwertsteuersatz von derzeit 19 Prozent bzw. da
rüber hinaus weiterhin ab. Zudem ist der ermäßigte Steuersatz von 
sieben Prozent auf die für die Existenzsicherung wichtigen Güter 
und Dienstleistungen zu konzentrieren. Auch die Nichtbesteuerung 
(„unechte“ Besteuerung durch steuerbefreite Umsätze) sollte aus-
schließlich für den Grundbedarf genutzt werden. Dazu gehören z.B. 
medizinische Leistungen sowie die Vermietung von Wohnungen. 

		  Die Nullbesteuerung und der ermäßigte Steuersatz tragen maß-
geblich dazu bei, der regressiven Belastungswirkung, also einer 
relativ hohen Belastung der unteren Einkommensgruppen, entge-
genzuwirken. Nach den Daten aus der Einkommens- und Verbrau-
cherstichprobe von 2003 werden – bezogen auf das verfügbare 
Einkommen – die unteren fünf Prozent der Nettoeinkommens
bezieherinnen und -bezieher mit neun Prozent belastet, während 
die oberen fünf Prozent der Einkommenshierarchie lediglich eine 
Belastung von 4,5 Prozent zu tragen haben.

• 	 Die Änderungen der Erbschaft- und Schenkungsteuer durch die 
schwarz-gelbe Bundesregierung müssen revidiert werden. Weiter-
gehende Reformen sind unvermeidbar. Es ist der Eigentumswechsel, 
der einen leistungslosen Zufluss von Vermögen darstellt und daher 
diese Besteuerung rechtfertigt. Sie bringt den Vorteil, im Zuge der 
Erbschaft und Schenkung das Vermögen nachhaltig umzuverteilen. 
Den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, bei den Immobilien 
sowie bei Grund und Boden künftig nicht mehr die viel zu niedrigen 
Einheitswerte, sondern mindestens 80 Prozent des Verkehrswerts 
anzusetzen, ist mittlerweile entsprochen worden. Die derzeitigen 
persönlichen Freibeträge sowie die nach Verwandtschaftsgrad und 
Vermögenshöhe vorgenommene Staffelung der Steuersätze sind in 
der Großen Koalition zugunsten der Erben sehr günstig gestaltet 
worden. Die derzeit viel zu hohen persönlichen Freibeträge vor allem 
in der Steuerklasse I (unmittelbare Verwandte) sollten reduziert wer-
den, und der Spitzensteuersatz von derzeit 30 Prozent, der erst ab 
einem zu versteuernden Erbe von 25 Millionen Euro einsetzt, sollte 
bereits bei Erbschaften von über fünf Millionen Euro gelten.
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		  Die durch die gegenwärtige Bundesregierung noch ausgeweitete 
steuerliche Sonderbehandlung der Vererbung bzw. Schenkung eines 
Unternehmens bei einer Betriebsfortführung fällt viel zu großzügig 
aus. Die Privilegierung der Erben bzw. Nutznießer von geschenktem 
Betriebsmögen ist insbesondere bei erfolgreichen Unternehmen un-
gerechtfertigt. Hier wird die Ungleichbehandlung der Vermögen 
erhöht, und es werden Gestaltungsanreize gesetzt, um diese neue 
Steuervergünstigung auszuschlachten. 

• 	 Zur Eindämmung hochspekulativer Finanztransaktionen, die maß-
geblich die jüngste Finanzmarktkrise vorangetrieben haben, muss 
endlich eine Finanztransaktionsteuer durchgesetzt werden, die über 
die Tobin-Steuer (nur auf Devisentransaktionen) hinausgeht. Das 
WiFo-Institut in Wien hat die Einnahmen bei unterschiedlichen 
Steuersätzen geschätzt: Selbst bei einem geringen Steuersatz von 
0,05 bis 0,1 Prozent würden sich für Deutschland auf der Basis der 
Transaktionsdaten von 2007 Einnahmen im Umfang von jährlich 
27 Milliarden Euro mobilisieren lassen. Dabei ist der durch diese 
Steuer erwartete Rückgang der Finanztransaktionen geschätzt und 
berücksichtigt. 

		  Die Kontroverse über die Finanztransaktionen hat 2011 einen 
neuen Akzent erhalten: Der französische Präsident fordert seitdem 
die Steuer auf den Handel mit Finanzmarktprodukten. Auch die 
Bundesregierung hat zumindest erklärt, sich für das Projekt einzu-
setzen. Allerdings gilt die Voraussetzung, dass alle Länder innerhalb 
der EU mitmachen müssen. Dies scheitert vor allem an Großbri-
tannien. Dort werden Gefahren für die Finanzplätze gesehen. Das 
Projekt muss also erst einmal ohne das Vereinigte Königreich vo-
rangetrieben werden. Dessen ungeachtet hat die EU-Kommission 
Ende September 2011 unter dem Titel „Finanztransaktion: Der 
Finanzsektor wird zur Kasse gebeten“ einen fundierten Vorschlag 
zur Einführung einer Finanztransaktionssteuer vorgelegt. Die 
Steuer soll demnach nur auf Finanztransaktionen zwischen den 
Finanzinstituten erhoben werden. Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen beispielsweise werden bei der Vergabe eines Kredits 
von der Besteuerung ausgeschlossen. Für Anteile und Anleihen wird 
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der Steuersatz mit 0,2 Prozent und bei anderen Transaktionen wie 
Derivatkontrakten mit 0,02 Prozent angesetzt, wovon Käufer und 
Verkäufer jeweils die Hälfte bezahlen. Erwartet wird ein jährliches 
Volumen von 57 Milliarden Euro. Ein Teil der Einnahmen soll der 
EU als Eigenmittel zufließen, der Rest wird unter den Mitgliedslän-
dern aufgeteilt.

		  Die Finanztransaktionssteuer ist ein wichtiges Instrument, um 
die Preise beim Handel von Finanzmarktprodukten zu erhöhen 
und die Umsätze zu reduzieren. Allerdings muss diese Steuer mit 
regulatorischen Maßnahmen verknüpft werden: Der außerbörsliche 
Handel („Over the counter“) muss zugunsten der Transparenz und 
Kontrollierbarkeit aufgehoben werden. Wichtig sind auch Gebote 
und Verbote für besonders gefährliche Finanzmarktprodukte. Der 
Verzicht auf Einnahmen aus der Transaktionssteuer ist die logische 
Folge eines Verbots der hochgefährlichen ungedeckten Leerverkäu-
fe. Regulierungen und die Besteuerung müssen sich ergänzen. 

• 	 Zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung ist die Zahl der Betriebs
prüferinnen und -prüfer zu erhöhen. Zudem müssen Staaten, die 
Auskünfte bei einem Verdacht auf Steuerhinterziehung verweigern 
bzw. restriktiv handhaben, als Steueroasen geächtet werden. Und 
schließlich sollten die Bedingungen der Selbstanzeige verschärft 
sowie die zugesicherte Straffreiheit bei Selbstanzeigen (§ 371 Ab-
gabenordnung) aufgehoben werden. 

4.6 	 Einmalige Vermögensabgabe jetzt – 
	 Vermögensteuer auf Dauer

Während in Deutschland die Konzentration der Vermögen auf die Su-
perreichen zugenommen hat, ist die darauf bezogene Besteuerung auch 
im internationalen Vergleich viel zu niedrig. Vermögende profitieren, 
verglichen mit den relativen stark belasteten Lohnsteuerzahlerinnen 
und -zahlern, von einer Bagatellbesteuerung. Dabei nehmen die Ausga
ben, die der Staat zu finanzieren hat, zu. Im Mittelpunkt steht derzeit 
die hohe Belastung, die die öffentlichen Haushalte zur Finanzierung 
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ihrer Staatsschulden aufzubringen haben. Dabei ist die öffentliche 
Kreditaufnahme allein infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise seit 
2007 um über 300 Milliarden Euro gestiegen. Durch die daraus resul-
tierende Mehrbelastung drohen weitere Kürzungen vor allem im Be-
reich der Infrastruktur, im Sozialbereich und im öffentlichen Dienst.

Seit Jahren fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli­
tik eine dauerhafte Vermögensteuer, die den Bundesländern zufließt. 
Sie ist ein wichtiger Bestandteil alternativer Steuerpolitik. Gegenüber 
den massiven Belastungen der öffentlichen Haushalte reicht die Ver-
mögensteuer, die für die dauerhafte Finanzierung von Landesaufga-
ben vorgesehen ist, inzwischen nicht mehr aus. Erforderlich ist eine 
einmalige, spürbare Abgabe auf die Vermögen, die die Vermögenden 
über einen Zeitraum von zehn Jahren aufzubringen haben. Diese 
Vermögensabgabe, die zu einer massiven Lastenumverteilung führen 
muss, unterscheidet sich wesentlich von einem Schuldenschnitt. Bei 
diesem werden nur die Vermögenden getroffen, die als Gläubiger über 
Staatsschuldtitel verfügen. Die Vermögensabgabe hat demgegenüber 
den Vorteil, dass alle Arten des Geldvermögens sowie die Immobilien 
und die Betriebsvermögen zielgenau einbezogen werden können. Das 
Steuersubjekt ist die bzw. der Vermögende, die bzw. der wegen ihrer 
bzw. seiner vergleichsweise hohen ökonomischen Zahlungsfähigkeit 
zur Finanzierung verpflichtet wird. 

Laut Berechnungen des Bundesverbandes Deutscher Banken betrug 
das Nettovermögen der privaten Haushalte in Deutschland (Geld- und 
Immobilienvermögen abzüglich Kreditschulden) im Jahr 2011 rund 
8,2 Billionen Euro. Das entspricht fast dem Vierfachen der deutschen 
Staatsverschuldung in Höhe von knapp 2,1 Billionen Euro. Dieses Ver-
mögen ist höchst ungleich verteilt, und die Ungleichverteilung wächst 
weiter: Nach Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW) ist der Anteil des reichsten Zehntels der Bevölkerung 
allein im Zeitraum zwischen 2002 und 2007 um 3,2 Prozentpunkte 
auf über 61 Prozent angestiegen. Demgegenüber sank der Anteil der 
untersten 70 Prozent im gleichen Zeitraum um rund 1,5 Prozentpunkte 
auf unter neun Prozent.

Die wachsende Kluft bei der Vermögensverteilung zeigt sich auch bei 
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der Entwicklung der Zahl der Euro-Vermögensmillionäre in Deutsch-
land: Mit 829.000 Millionären erreichte sie laut dem von der Liechten-
steiner Valluga AG veröffentlichten D.A.CH-Vermögensreport 2011 im 
Jahr 2010 einen neuen Rekord. Die Millionäre verfügten im Jahr 2010 
über ein Gesamtvermögen in Höhe von rund 2.200 Milliarden Euro 
(ohne eigengenutzte Immobilien), was einem Anstieg um 8,8 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr entspricht. Im Schnitt konnten Millionäre in 
Deutschland seit 2003 ihr Vermögen um acht Prozent pro Jahr steigern, 
Milliardäre sogar um zehn Prozent. Die seit 2008 tobende Finanzkrise 
hat am Trend immer reicher werdender Superreicher nichts geändert, 
im Gegenteil: Sie hat ihn sogar beschleunigt.

Zur wachsenden Ungleichverteilung des Vermögens hat auch die 
steuerliche Privilegierung der Reichen beigetragen, nicht zuletzt durch 
die Aussetzung der Vermögensteuer seit 1997. Kaum ein Staat erzielt 
bei den vermögensbezogenen Steuern (Grund-, Vermögen-, Erbschaft- 
und Schenkungs- sowie Vermögensverkehrsteuern) so geringe Einnah-
men wie Deutschland.

Im Mittelpunkt der Einführung einer Vermögensabgabe stünde die 
Korrektur dieser massiven Umverteilung der letzten 15 Jahre. Betroffen 
wären vor allem die Millionäre.

Das Aufkommen aus der Vermögensabgabe würde zum Abbau der 
Staatsschulden, von denen bisher sowohl die Vermögenden als auch die 
Gläubiger profitiert haben, auf allen Ebenen der Gebietskörperschaften 
genutzt werden.

Diese Vermögensabgabe ist mit der Abgabe im Rahmen des Las-
tenausgleichs von 1952 zu vergleichen. Die Bemessungsgrundlage war 
auch damals das Vermögen nach Abzug der Schulden (Nettovermögen). 
Das Aufkommen wurde zu diversen Entschädigungen für die Kriegs-
folgen und Wiederaufbauhilfen eingesetzt. Der Abgabensatz auf das 
abgabepflichtige Vermögen betrug 50 Prozent. Gleichzeitig hatte mit 
dem Investitionshilfegesetz von 1952 die gewerbliche Wirtschaft mit 
einer Abgabe von 3,5 Prozent auf den zu versteuernden Gewinn eine 
Milliarde DM aufgebracht. Die Einnahmen dienten der Finanzierung 
des Wiederaufbaus der Grundstoffindustrie (Kohle, Bergbau, eisen-
schaffende Industrie). Wichtig ist, dass das Bundesverfassungsgericht 
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eine Klage gegen dieses Investitionshilfegesetz abgewehrt und es für 
verfassungskonform erklärt hat. 

Eine einmalige Vermögensabgabe durch die Superreichen
Zu der hier vorgeschlagenen Vermögensabgabe gehören die folgenden 
Merkmale und Elemente:
• 	 Sie erbringt insgesamt 300 Milliarden Euro.
• 	 Die Einnahmen aus der Vermögensabgabe, die an den Bund flie-

ßen, werden in den „Fonds zum Abbau der Staatsverschuldung“ 
eingebracht. Zur Nutzung dieses Fonds wird für die Gebietskörper-
schaften der Verteilungsschlüssel der Einkommensteuer zugrunde 
gelegt: 42,5 Prozent Bund, 42,5 Prozent Bundesländer, 15 Prozent 
Kommunen.

• 	 Die Erhebung der Vermögensabgabe erfolgt zum Stichtag 1.1.2010. 
Damit werden nachfolgende Ausweichreaktionen ausgeschlossen. 

• 	 Die Laufzeit der Erhebung der Vermögensabgabe wird auf zehn 
Jahre gestreckt.

• 	 Der Steuersatz beträgt zwei Prozent auf die Bemessungsgrundlage 
der Vermögensabgabe.

• 	 Die Bemessungsgrundlage ist das Vermögen nach Abzug der Schul-
den (Nettovermögen). Die Abgabe ist von privaten Personen sowie 
von Betrieben auf der Basis des Betriebsvermögens zu erbringen. 

• 	 Vorgesehen sind persönliche Freibeträge sowie Freibeträge für Kin-
der und das Betriebsvermögen. Bei einem persönlichen Freibetrag 
von einer Million Euro, einem Kinderfreibetrag von 250.000 Euro 
sowie einem Freibetrag für das Betriebsvermögen von zwei Millio-
nen Euro wäre mit einer Bemessungsgrundlage von ca. 1.840 Mil-
liarden Euro zu rechnen.

• 	 Bei einem Steuersatz von zwei Prozent, der zehn Jahre lang jähr-
lich erhoben wird, ist über die gesamte Laufzeit ein Barwert von 
ca. 300 Milliarden Euro zu erzielen. Durch eine Reduzierung der 
hier angenommenen hohen Freibeträge würde die Ergiebigkeit der 
Vermögensabgabe erhöht.

• 	 Die Erhebungs- und Bürokratiekosten liegen deutlich unter fünf 
Prozent. 
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Vermögensteuer dauerhaft reaktivieren
Mit dser Vermögensabgabe werden die Reichsten Deutschlands ein-
malig in die Finanzierung des öffentlichen Sektors einbezogen. Dieser 
Befreiungsschlag muss durch die Einführung einer dauerhaften Vermö­
gensteuer ergänzt werden. Die derzeit ruhende Vermögensteuer muss 
also dringend reaktiviert werden. Die ökonomische Leistungsfähigkeit 
ist nicht nur von den laufenden Einkommen, sondern auch von den 
Vermögensbeständen abhängig. Dabei richtet sich die Vermögensteuer 
gegen die ungleiche Verteilung der Vermögen und damit gegen die 
Vermögenskonzentration. Die Einnahmen aus dieser Vermögensteuer 
fließen den Bundesländern zu und schaffen Finanzierungsspielraum 
beispielsweise für Bildungsausgaben und Zuweisungen an die Kom-
munen. Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Juni 
1995 ist zu Recht die geltende Bewertung des Immobilienvermögens 
(einschließlich Grund und Boden) für verfassungswidrig erklärt wor-
den. Denn gegenüber den Marktwerten liegt der Besteuerungsbetrag 
nach den Einheitswerten oftmals unter der Hälfte des Marktwertes. 
Dagegen wird Geldvermögen zum Marktwert versteuert. Deshalb 
muss bei der Vermögensteuer an die Stelle der früher eingesetzten 
Einheitswerte jetzt eine marktnahe Bewertung der Immobilien sowie 
von Grund und Boden treten. Bei der ebenfalls erforderlichen Reform 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer ist diese Veränderung bereits 
umgesetzt worden. Die seit 1997 ruhende Vermögensteuer sollte aber 
auch für private Haushalte oberhalb eines Freibetrags umgehend re-
aktiviert werden. 

Dabei sind folgende Eckwerte zu berücksichtigen: 
• 	 Besteuert werden die privaten Haushalte. 
• 	 Dadurch induzierte Verlagerungen von Vermögen in die Betriebe 

sind zu verhindern. 
• 	 Der Steuersatz beträgt ein Prozent. 
• 	 Freibeträge sind vorzusehen. 
• 	 Selbst genutztes Wohneigentum wird nicht der Besteuerung unter-

zogen. 
• 	 Der weitere Freibetrag beträgt für eine Familie mit vier Personen 

500.000 Euro (Ehepaar 300.000 Euro, je Kind 100.000 Euro). 
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• 	 Bei den Einnahmen aus der Vermögensteuer werden bis zu 20 Mil-
liarden Euro erwartet. 

• 	 Zur Ermittlung der marktnahen Werte für Immobilien, Grund und 
Boden lassen sich durchaus unbürokratische und kostenminimie-
rende Verfahren auf elektronischer Basis anwenden. 
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5 	 Epizentrum Finanzsektor

Die Probleme im Finanzsektor sind nach wie vor nicht gelöst. Im Vor­
feld der Finanzkrise wurde dieser Sektor zur Umverteilung genutzt. 
Ein Schlagwort ist hier nicht nur die zunehmende Privatisierung der 
Altersvorsorge, die Milliarden in den Finanzmarkt spülte. Vielmehr 
ließen sich im Finanzsektor für Vermögende Renditen erwirtschaf­
ten, die weit über den realwirtschaftlichen Zuwachsraten lagen. All 
das hat sich kaum geändert. Der Finanzsektor bleibt das Epizentrum 
für krisenhafte Entwicklungen. Finanzpolitik ist daher entscheidend 
für den nachhaltigen gesamtwirtschaftlichen Erfolg – nicht nur in 
Deutschland.

Dieses Kapitel beginnt mit einer Bestandsaufnahme der neueren 
Entwicklungen im Finanzsektor. Der Fokus wird dabei auf die Entste­
hung immer größerer Banken, die mangelhafte Eigenkapitalausstat­
tung insbesondere der Groß- und Landesbanken, die Schattenbanken 
und einzelne Reformvorhaben gerichtet, vor allem auf die die Banken­
abgabe und den damit gespeisten „Bankenrettungsfonds“ (zur Lage im 
europäischen Bankensektor siehe EuroMemorandum 2011).

Aus der Analyse wird ein Forderungskatalog abgeleitet, dem ein 
Leitbild für einen grunderneuerten Finanzsektor zugrunde liegt. Nach 
einer Auflistung längst überfälliger Regulierungen im Finanzbereich 
wird skizziert, welche Rolle der Staat in Zukunft als Aufseher und 
Eigentümer im Bankensektor übernehmen soll. Diese Rolle ist mit 
Formen gesellschaftlicher Finanzmarktkontrolle abzusichern. Darüber 
hinaus werden Möglichkeiten aufgezeigt, wie Staaten als Kreditnehmer 
aus der Umklammerung der Finanzmärkte befreit werden können.

Die Bedeutung eines leistungsfähigen Finanzsektors leitet sich aus 
den Funktionen ab, die Banken und Kapitalmärkte für die Gesamtwirt­
schaft übernehmen. Da der Finanzsektor entscheidend für die Funk­
tionsfähigkeit des Geldsystems ist, wird er oftmals als Herzstück von 
Marktwirtschaften begriffen. Geraten große Banken in eine massive 
Krise, so kann das Vertrauen in das gesamte System erschüttert wer­
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den. Das macht Regierungen erpressbar. Aus dieser Gefahrenlage ist 
die Bereitschaft einzelner Staaten zu erklären, das jeweils existierende 
Finanzsystem mit Steuergeldern in Milliardenhöhe zu stützen.

Tatsächlich lassen sich die Kosten der umfangreichen Banken­
rettungsprogramme immer noch nicht abschließend beziffern. Aus 
diesen unübersichtlichen Kosten erwächst zunehmend die Gefahr von 
Finanzierungskrisen für weitere Staaten. Die bisherigen Finanzierungs­
krisen einzelner europäischer Staaten sind inzwischen zur Eurokrise 
geworden. Diese wiederum ist auch nach den jüngsten Gipfeltreffen 
alles andere als überstanden. 

Drei Jahre staatliche Krisenbewältigungsprogramme haben vor 
allem eines gezeigt: Der Staat ist ein Teil des gesamten Problems. Denn 
bislang wurde durch diese Programme kein einziges der bekannten Re­
gulierungsprobleme im Finanzsektor abschließend gelöst. Es blieb bei 
einzelnen Regulierungsverschärfungen. Die Einzelmaßnahmen waren 
vielfach nicht koordiniert. Dies gilt für die nationale, die europäische 
und die internationale Ebene.

Dabei schien in der akuten Krise weitgehende Einigkeit darüber 
zu herrschen, dass massive Einschnitte in die Geschäftspraktiken 
international agierender Finanzintermediäre notwendig sind, um so 
die Stabilität des Finanzsystems zu sichern. Tatsächlich war aber kein 
einziger Staat bereit, eine Vorreiterrolle bei der tiefgreifenden Reform 
der Finanzmärkte zu übernehmen. Die Politik hat so ihren eigenen 
Gestaltungsspielraum beschnitten und setzt weiterhin auf das die Vor­
krisenzeit beherrschende neoliberale Staatsverständnis.

5.1	 Banken werden immer größer

Das Verhältnis der Bilanzsumme des Bankensystems zum Brutto
inlandsprodukt ist ein Indikator für die gesamtwirtschaftliche Bedeu-
tung des Bankensektors in einer Volkswirtschaft. In Deutschland ist 
der Wert dieses Indikators im Zuge der internationalen Finanzkrise 
leicht gestiegen; Ende 2011 lag er bei 8.466 Milliarden Euro und da-
mit bei deutlich mehr als dem Dreifachen des Bruttoinlandsprodukts. 
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Die Anzahl der Kreditinstitute und Filialen hingegen sinkt seit vielen 
Jahren. Im Jahr 2010 gab es in Deutschland 2.093 Kreditinstitute 
mit 38.183 Zweigstellen; vor der Finanzkrise – also 2007 – waren 
es 2.277 Institute. Die Zahl der privaten Banken wiederum wächst 
entgegen dem allgemeinen Trend. Dies geht auch darauf zurück, dass 
ausländische Banken den deutschen Markt entdeckt haben. 

Der Konzentrationsprozess geht weniger auf Insolvenzen und Ban-
kenschließungen als vielmehr auf Fusionen zurück. Die Größe einer 
Bank wird oftmals mit der so genannten systemischen Relevanz eines 
Instituts gleichgesetzt. Prinzipiell wächst das Ausmaß der Verflechtung 
mit anderen Finanzintermediären und damit das Ansteckungsrisiko 
innerhalb des Finanzsektors mit der Größe eines Instituts. Von der 
Schieflage – Illiquidität oder Insolvenz – einer großen Bank geht au-
ßerdem eine Signalwirkung für Anleger aus, die zu einem Banken-Run, 
also dem panikartigen Abheben von Bargeld, führen kann. Dieses Phä-
nomen kann dann den gesamten Finanzsektor betreffen. 

Die Fusionen im Bankensektor gehen mit einem deutlichen Per-
sonalabbau einher: Ende 2010 waren im Bankensektor insgesamt 
641.450 Menschen beschäftigt. Zum Vergleich: Im Jahr 2007 – also 
vor dem Ausbruch der Finanzkrise – waren es noch knapp 660.000. 
Der stärkste Personalabbau zeigt sich im Bereich der privaten Banken, 
obwohl deren Anzahl steigt. Hier fanden sich im Jahr 2010 gerade 
einmal noch 179.000 Beschäftigte; im Jahr 2007 waren es noch über 
190.000 – ein Rückgang um 5,8 Prozent.

5.2	 Eigenkapitaldecke weiterhin dünn

Der Bilanzsumme des deutschen Bankensektors von 8.466 Milliarden 
Euro steht eine Eigenkapitaldecke von 353 Milliarden Euro gegenüber 
(Stand: Ende 2011). Dabei handelt es sich um 116 Milliarden Euro 
gezeichnetes Kapital; der Rest sind Rücklagen. Dem Eigenkapital 
kommt im Bankgeschäft eine besondere Bedeutung zu: Entsprechend 
den Baseler Regularien bestimmt die Eigenkapitaldecke zusammen mit 
den Risikogewichten, die einzelnen Forderungen der Bank zugerech-
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net werden, das maximale Geschäftsvolumen einer Bank. Wird die 
vorgegebene Eigenkapitalquote dauerhaft nicht erreicht, so ist – nach 
den gültigen Regularien – der betroffenen Bank die Lizenz zu entzie-
hen. Damit ist eine ausreichende Eigenkapitalausstattung existenziell 
für jede Bank.

Eigenkapital, Rekapitalisierung, Bankenrettung

Bankgeschäfte dürfen nur in einem bestimmten Verhältnis zum 
Eigenkapital getätigt werden. Einen Kredit von 100 Euro bei-
spielsweise muss die Bank, die ihn vergibt, zu einem bestimm-
ten Prozentsatz „mit Eigenkapital unterlegen“. Unterlegung 
bedeutet, dass der entsprechende Teil des Eigenkapitals durch 
die Kreditgewährung gebunden ist und nicht mehr zur Vergabe 
andere Kredite verwendet werden darf. Es ist gesetzlich fest-
gelegt, wie hoch der Prozentsatz der Eigenkapitalunterlegung 
ist. Gleichzeitig sind die Kriterien und Verfahren vorgegeben, 
nach denen Banken bei unterschiedlicher Bonität der Schuldner 
oder unterschiedlichen Arten von Krediten (z.B. Konsumenten- 
versus Immobilienkredit) die Prozentsätze der Unterlegung ver-
ändern dürfen. Bei einer angenommenen Unterlegungspflicht 
von zehn Prozent bindet ein Kredit von 100 Euro also zehn 
Euro Eigenkapital. Bei 1.000 Euro Eigenkapital kann die Bank 
entsprechend maximal 10.000 Euro an Krediten vergeben. Die 
Höhe des Eigenkapitals begrenzt also das Kreditvolumen ei-
ner Bank. Macht eine Bank in einer Finanzkrise Verluste (z.B. 
durch spekulative Papiere oder vermeintlich sicher geglaubte 
griechische Staatsanleihen), so „verbraucht“ sie Eigenkapital. 
Dies kann bereits dann eintreten, wenn lediglich die Marktwerte 
der von einer Bank gehaltenen Wertpapiere fallen und die Bank 
dies in ihrer Bilanz ausweisen muss. Fällt dadurch das Eigen-
kapital z.B. um 100 auf 900 Euro, so muss die Bank umgehend 
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ihr Kreditvolumen von 10.000 auf 9.000 Euro verringern. Tut 
sie das nicht, würde sie die gesetzlich festgelegten Prozentsätze 
zur Eigenkapitalunterlegung verletzen. 

Die in einem solchen Fall notwendige Reduzierung des Kre-
ditvolumens kann drastische Folgen für die Gesamtwirtschaft 
haben: Wenn in einer allgemeinen Bankenkrise ein großer Teil 
der Banken sein Kreditvolumen reduzieren muss, droht den 
Unternehmen eine „Kreditklemme“, weil sie Altkredite nicht 
verlängern können oder keine neuen Kredite bekommen.

Grundsätzlich kann eine Bank versuchen, das vorhandene 
Eigenkapital durch neues, zusätzliches Kapital aufzustocken 
und somit Verluste zu kompensieren – z.B. durch Ausgabe zu-
sätzlicher Aktien. Findet sich aber niemand, der diese Aktien 
kaufen will, ist dieser Weg verbaut. Um den Zusammenbruch 
einer Bank abzuwenden, kann es in einem solchen Fall aus Sicht 
des Gemeinwesens sinnvoll sein, diese Bank zwangsweise zu re
kapitalisieren, indem der Staat als Kapitalgeber auftritt. Dies gilt 
umso mehr dann, wenn die Alt-Eigentümer – z.B. aufgrund von 
Vereinzelung bei Streubesitz der Aktien – kurzfristig nicht hand-
lungsfähig oder -willig sind und wenn es sich bei der betroffenen 
Bank um eine sehr große und stark vernetzte Bank handelt, de-
ren Insolvenz eine Kettenreaktion von Verlusten und Schieflagen 
bei anderen Banken und Unternehmen auslösen könnte.

In vielen Ländern hat es aus diesen Überlegungen heraus in 
der Vergangenheit immer wieder staatliche Rekapitalisierungen 
von Banken gegeben. Meistens wurden diese Banken nach dem 
Ende der Krisenperiode wieder privatisiert, und mit den Pri-
vatisierungserlösen wurde ein erheblicher Teil der vorherigen 
staatlichen Kapitalspritzen wieder ausgeglichen. Anfang der 
1990er Jahre erlebte Schweden infolge einer geplatzten Immo-
bilienblase eine große Bankenkrise. Die Stützung der Banken 
des skandinavischen Landes durch eine staatliche Rekapitali-
sierung wird von vielen als Erfolgsmodell für eine staatliche 
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Bankenrettung angesehen. Nach dem Ende der Krise blieben 
für die schwedischen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler Re-
kapitalisierungskosten in Höhe von ca. 33 Milliarden Kronen 
(ca. 3,6 Milliarden Euro) übrig. 

Deutlich höher waren die Kosten der Krise der Savings&Loan-
Associations (lokale, oftmals kommunal getragenen Kreditinsti-
tute) in den USA in den 1980er Jahren. Damals gerieten infol-
ge sehr hoher Leitzinsen, einer falschen Deregulierungspolitik 
und der sich daran anschließenden riskanten Geschäfte fast 
alle Savings&Loan-Associations in große Schwierigkeiten. Im 
Verlauf der Krise gingen ca. 1.500 der 3.800 Kreditinstitute in 
die Insolvenz. Zwischenzeitlich hatte die nationale US-Einla-
gensicherung die Einlagen garantiert. Infolge der Serieninsol-
venzen mussten die US-Steuerzahlerinnen und -Steuerzahler für 
die Entschädigung der Einleger ca. 125 Milliarden US-Dollar 
aufwenden.

In Deutschland wurde im Oktober 2008 nach der Pleite der 
US-Bank Lehman-Brothers der Bankenrettungsfonds SoFFin 
(Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung) vom Bund mit einem 
Volumen von 480 Milliarden Euro errichtet, davon entfielen 
400 Milliarden Euro auf Garantien und 80 Milliarden Euro auf 
Eigenkapitalhilfen und Abschreibungen bei Bad Banks (geson-
derte Abwicklungsunternehmen, in die fragwürdige Vermögens-
werte ausgelagert werden, z.B. „Schrottpapiere“ aus Banken).

Der SoFFin durfte nur bis Ende 2010 Beihilfen vergeben, 
anschließend liefen seine Engagements allmählich aus. Im De-
zember 2011 hatte der SoFFin Eigenkapitalhilfen von 19,7 Mil-
liarden Euro für Banken ausstehen. Darüber hinaus gewährte 
er Banken zu diesem Zeitpunkt noch Garantien über 28,2 Mil-
liarden Euro und haftete für Bad Banks im Volumen von bis zu 
223,9 Milliarden Euro. Da die Banken zwischenzeitlich erneut 
immer weniger wagten, sich gegenseitig Geld zu leihen, und 
bei einer Insolvenz Griechenlands möglicherweise zusätzlicher 
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Rekapitalisierungsbedarf entsteht, wurde der SoFFin im Januar 
2012 wieder reaktiviert. 

Das Haftungsrisiko für Bad Banks ist deshalb so hoch, weil 
auch über vier Jahre nach Beginn der Finanzkrise bei vielen 
komplexen Wertpapieren und Krediten unklar ist, zu welchem 
Wert sie jemals verkauft werden können bzw. welchen Rest
erlös sie haben werden. Nach den Regeln der europäischen 
Haushaltsstatistik werden die Haftungsrisiken und Garantien 
in vollem Umfang als Eventualverbindlichkeiten in die Staats-
schulden eingerechnet, obschon es hochgradig unwahrscheinlich 
ist, dass die fragwürdigen Vermögenswerte der Bad Banks alle 
komplett wertlos sind, d.h. einen Verkaufserlös von null Euro 
erbringen werden. Aufgrund dieser statistischen Rechnung kam 
es im Oktober 2011 in der EU-Statistik zu einem bemerkens-
werten Rückgang der deutschen Staatschulden, denn durch eine 
Korrektur bzw. Bewertungsänderung bei Papieren der Bad Bank 
der Hypo Real Estate (heute Deutsche Pfandbriefbank) san-
ken die Eventualverbindlichkeiten des Staates im Moment der 
Bilanzkorrektur um 55 Milliarden Euro, ohne dass der Staat 
deswegen weniger Kredite aufnehmen musste.

Ohne Berücksichtigung des Risikogewichts erreicht das Eigenkapi-
tal aktuell eine Quote von etwa fünf Prozent der Aktiva des Bankensys-
tems. Dies entspricht gerade einmal 16 Prozent der Buchforderungen 
an Banken bzw. zehn Prozent der Forderungen an Nichtbanken. For-
derungsausfälle – wie etwa im Zuge der internationalen Finanzkrise 
– führen zu einer Vernichtung von Eigenkapital. Sinkt aber die Eigen
kapitaldecke unter die regulatorischen Anforderungen, so ist entweder 
das Geschäftsvolumen ad hoc entsprechend zurückzuführen oder aber 
die Banklizenz zurückzugeben. Die Rückführung der Geschäftsaktivi-
täten kann in einer Krise eine gefährliche Abwärtsspirale in Gang set-
zen, denn aktuelle Geschäftsaktivitäten, die wenig Rendite versprechen, 
werden beschnitten. Wenig Rendite wird aber vor allem im klassischen 
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Kreditgeschäft erwirtschaftet. In den letzten Jahren kam es im deutschen 
Geschäftsbankensektor zu einer Aufstockung der Eigenkapitalbasis auf 
immerhin 352 Milliarden Euro; der Vergleichswert lag 2007 noch bei 
306 Milliarden Euro. Auch die aktuelle Eigenkapitaldecke unterschrei-
tet das Volumen des Bankenrettungsschirms SoFFin aus dem Jahr 2008, 
das bei 480 Milliarden Euro lag. Bei der Aufstockung des Eigenkapitals 
wurde vielfach „frisches“ Geld von außen hinzugeführt. 

Einfache Szenarien zeigen, dass etliche Banken ins Wanken gera-
ten würden, wenn es zu einer relativ geringfügigen Neubewertung der 
Wertpapierbestände käme. Als im Jahr 2010 ausgewählte große Institu-
te einem Stresstest unterzogen wurden, war das Ergebnis überraschend: 
Bekannte Krisenkandidaten wie etwa die West LB hätten demnach im 
Ernstfall kaum Probleme mit der Eigenkapitalausstattung zu erwarten. 
Schon dieses Resultat lässt an der damals zugrunde gelegten Methode 
zweifeln. Untersucht wurden dabei die Möglichkeiten einzelner Kre-
ditinstitute, auf einen etwaigen nennenswerten Forderungsausfall zu 
reagieren. Inzwischen ist klar, dass die in den jeweiligen Stresstests 
angenommenen Szenarien die tatsächlichen Probleme im Bankensek-
tor unterschätzen. Angesichts der sich zuspitzenden Lage ist davon 
auszugehen, dass die Geschäftsbanken in den nächsten Jahren erheb-
liche Eigenkapitalspritzen benötigen. Das haben inzwischen auch die 
EU-Staats- und Regierungschefs erkannt und den Banken eine Auf-
stockung des Eigenkapitals verordnet. Diese allein wird jedoch den 
krisengeschüttelten Finanzsektor keineswegs stabilisieren. Vielmehr 
sind hier umfassendere, auch international koordinierte Maßnahmen 
notwendig. 

5.3	 Eigenkapitalrenditen

Die Eigenkapitalausstattung ist zentral bei der Berechnung der Eigen-
kapitalrendite. Tatsächlich erzielen die Banken ihre Renditen nicht 
durch ihr Eigenkapital, sondern vor allem durch Geschäfte mit frem-
dem Geld. Wenn der Zinssatz für die Fremdkapitalfinanzierung unter 
der am Markt von der Bank erzielten Rendite liegt, steigt automatisch 
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die Eigenkapitalrendite – ohne weitere Anstrengung. Da diese Eigen-
kapitalrendite eine zentrale Kennzahl bei der Bewertung des Unterneh-
menserfolges ist, ist die Kombination aus geringem Eigenkapital- und 
hohem Fremdkapitalanteil vielversprechend. Das ist der so genannte 
Leverage-Effekt. Daraus folgt, dass die Anreize zur Erhöhung der 
Eigenkapitalausstattung in „guten“ Zeiten gering sind.

Tatsächlich galt vor der Finanzkrise die Eigenkapitalrendite im 
deutschen Bankensektor im internationalen Vergleich als gering. In der 
Finanzkrise brachen die Eigenkapitalrenditen zudem teilweise kräftig 
ein. 2008 und 2009 verzeichnete der Bankensektor auf der aggregier-
ten Ebene zwei Verlustjahre. Für das Jahr 2010 wurde wieder eine 
Eigenkapitalrentabilität des gesamten Bankensektors von mehr als fünf 
Prozent angegeben. Besonders gute Ergebnisse liefern Genossenschafts-
banken und Sparkassen, die auf eine Eigenkapitalrentabilität von mehr 
als elf Prozent verweisen können. Beide Bankengruppen sind ohne ein 
einziges Verlustjahr durch die Krise gekommen. Damit zeigt sich die 
Tragfähigkeit ihres Geschäftsmodells, das auf kleinteilige Geschäfte 
setzt, die sich an den originären Bankenfunktionen orientieren.

Dennoch müssen auch Genossenschaftsbanken und Sparkassen 
um ihre Zukunft bangen. Bei den Genossenschaftsbanken zeichnen 
sich besondere Gefahren durch das hohe Engagement der DZ Bank in 
griechischen Staatspapieren ab. Wird hier eine massive Entschuldung 
vorgenommen, so ist davon auszugehen, dass diese genossenschaft-
liche Zentralbank unter Druck gerät und Eigenkapitalspritzen benötigt. 
Ähnliches gilt für die Landesbanken. Da sich sowohl diese als auch die 
Sparkassen in der öffentlich-rechtlichen Säule des deutschen Banken-
systems befinden, könnten hier auch besondere Belastungen für das 
unterliegende Einlagensicherungssystem entstehen und ein Nachschuss 
von Eigenkapital für angeschlagene Institute nötig werden.

Dabei hatten die einzelnen Bankengruppen – bis auf die Landes-
banken – durchaus die Chance, aus eigener Kraft die Eigenkapital
decke zu erhöhen. Auch im Durchschnitt der letzten sechs Jahre – also 
unter Berücksichtigung der Finanzkrise – weisen alle Bankengruppen 
eine Eigenkapitalrentabilität aus, die über der gesamtwirtschaftlichen 
Zuwachsrate liegt. Diese Renditen wurden in erster Linie für Gewinn-
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ausschüttungen genutzt. Dass die Gewinnrückgänge der Kreditinstitute 
relativ moderat ausgefallen sind, liegt aber auch an den staatlichen 
Stützungsprogrammen. Damit wiederholte sich das alte Spiel, Gewinne 
zu privatisieren und Verluste zu sozialisieren.

5.4	 Landesbanken – ungelöste Problemfälle

Unter besonderem Druck steht nach wie vor der Landesbankensektor. 
Er war im Jahr 2010 der einzige Bankensektor, der eine negative Ei-
genkapitalrentabilität auswies. Damit zeigt sich: Die Landesbanken, 
die nach Angaben der Deutschen Bundesbank zusammen immerhin 
über etwa 17 Prozent der gesamten Bilanzsumme des deutschen Ge-
schäftsbankensektors verfügen, haben immer noch kein tragfähiges 

Tabelle 4: Eigenkapitalrentabilität deutscher Banken

2005 2006 2007 2008 2009 2010

Bankengruppe

Alle 13,0 9,3 6,6 - 7,7 - 0,8 5,2

Kreditbanken 21,8 11,2 19,1 - 15,5 - 5,8 3,0

Großbanken 31,7 14,0 26,0 - 25,3 - 9,1 2,9

Landesbanken 6,4 11,4 1,5 - 11,1 - 8,2 - 1,5

Sparkassen 10,5 8,9 7,2 4,0 8,5 11,4

Genossenschaftliche 
Zentralbanken 5,3 4,5 - 4,0 4,4 7,2 5,8

Kreditgenossenschaften 13,8 11,0 8,1 5,5 9,0 12,1

Realkreditinstitute 0,9 2,8 1,9 - 15,5 - 8,3 - 0,5

Quellen: Deutsche Bundesbank, eigene Berechnungen.
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Geschäftsmodell gefunden. Tatsächlich sind ihnen im Laufe der Zeit 
wichtige Geschäftsfelder abhanden gekommen. Die Bedeutung der 
Landesbanken als Hausbanken der Bundesländer ist deutlich zurück-
gegangen, und das Fördergeschäft musste auf Druck der EU ausgela-
gert werden. In der Vergangenheit galt: Die Eigentümer der Landes-
banken gehörten auch zu ihren wichtigsten Kunden.

Heute handelt es sich bei den Landesbanken um eine Gruppe he-
terogener Kreditinstitute. Etliche Institute sind massiv angeschlagen. 
Einzelne Landesbanken dagegen erwiesen sich selbst in der Krise als 
weitgehend stabil. Aber auch für diese Banken sind die Folgen der inter-
nationalen Finanzkrise noch keineswegs überwunden. In ihren Bilanzen 
befinden sich weiterhin teilweise erhebliche Bestände von potenziell risi-
koreichen Krediten, etwa aus dem Bereich der Immobilien- und Schiffs-
finanzierung. Andere Landesbanken wie die WestLB sind seit Jahren 
mit Problemen konfrontiert, die vor allem auf Fehlentscheidungen des 
Managements zurückgehen. Eine Insolvenz von Landesbanken war 
angesichts der besonderen Haftungsbedingungen – Anstaltslast und 
Gewährträgerhaftung – bis Mitte 2005 ausgeschlossen.

Ein besonderer Kandidat ist in diesem Zusammenhang die WestLB, 
deren Problemhistorie weit zurückreicht. Eigentümer der WestLB sind 
das Land Nordrhein-Westfalen und die beiden Sparkassenverbände 
NRW. In der Finanzkrise geriet die Bank in eine extreme Schieflage. 
Inzwischen hat die EU Auflagen zur Restrukturierung des Institutes 
gemacht. Diese setzen einerseits auf eine Aufspaltung des Instituts und 
andererseits auf den Verkauf von Geschäftsfeldern. Mit der Aufspal-
tung geht die Schaffung eines Sparkassenverbundsinstitutes einher. Der 
Verkauf und damit die Teilprivatisierung der anderen Geschäftsfelder 
sollen bis Mitte 2012 abgeschlossen sein. Mit diesem Restrukturie-
rungsmodell ist insgesamt eine Rückführung der Bilanzsumme ver-
bunden. Durch die Restrukturierung kommen erhebliche Kosten auf 
die Eigentümer der WestLB zu.

Mit der Ausgliederung des Sparkassenverbundgeschäfts wird ein 
erster Schritt unternommen, um die Funktion der Landesbank als Zen-
tralbank der Sparkassen zu stärken. Tatsächlich jedoch würde eine 
einzige Landesbank in Deutschland ausreichen, um diese Funktion zu 
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übernehmen. Derzeit operieren noch zehn eigentumsrechtlich teilweise 
stark miteinander verflochtene Landesbanken. Hier ist ein weiterer 
Konsolidierungsprozess wahrscheinlich.

Wesentlich für die Zukunftsfähigkeit des Landesbankensektors ist 
die Entwicklung eines tragfähigen Geschäftsmodells. Gelingt dies nicht, 
muss die Politik handeln. Für risikoreiche Geschäfte, die letztlich von 
den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern sowie den Sparkassen zu tra-
gen sind, haben die Landesbanken keinen öffentlichen Auftrag.

5.5	 Der neue Bankenrettungsfonds – eine Farce

Eine Bankenrettung ist risikoreich und oft sehr teuer. Nachdem der 
deutsche Bankensektor mit in die internationale Finanzmarktkrise 
gesteuert ist, sind von Seiten der Politik zahlreiche Initiativen zu seiner 
Stützung ergriffen worden. 

Mit der Schaffung des Finanzmarktstabilisierungsfonds im Jahr 
2008 wollte die Bundesregierung ein klares Zeichen gegen die Verun-
sicherung im Bankensektor setzen. Der Löwenanteil des Sonderfonds 
von 400 Milliarden Euro ist zur Übernahme staatlicher Garantien bei 
Liquiditätsengpässen vorgesehen. Die Laufzeit dieser Garantien liegt 
in der Regel bei 36 Monaten, in Ausnahmefällen bei fünf Jahren. Sol-
che Garantien sind an Bedingungen geknüpft: Einerseits müssen die 
Finanzinstitute, die sie in Anspruch nehmen, Gebühren bezahlen, die 
in der Regel über den Refinanzierungskosten bei der Europäischen 
Zentralbank liegen. Andererseits müssen sie über ein tragfähiges Ge-
schäftsmodell und eine angemessene Eigenkapitalausstattung verfü-
gen. Diese Eigenkapitalausstattung muss jedoch nicht aus eigener Kraft 
gesichert werden. Vielmehr sind auch „Kapitalspritzen“ des SoFFin 
möglich. Denn zur Rekapitalisierung und Übernahme von Risiken ste-
hen weitere 80 Milliarden Euro bereit. Auch hier ist die Vergabe der 
Mittel an Konditionen gebunden, etwa bezüglich der Managergehälter 
und Bonizahlungen. Zudem entstehen bei Inanspruchnahme des Fonds 
nennenswerte Kapitalkosten.

Tatsächlich wurde das zur Verfügung stehende Gesamtvolumen des 
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Finanzmarktstabilisierungsfonds auch in der akuten Krise der Jahre 
2008 und 2009 nicht voll ausgeschöpft. Dies dürfte daran gelegen 
haben, dass aus der Sicht zahlreicher nicht existenziell bedrohter Kredi-
tinstitute kostengünstigere Alternativen zur Überwindung akuter Liqui-
ditätsengpässe zur Verfügung standen – etwa über eine Refinanzierung 
bei der Europäischen Zentralbank.

Mit dem Jahreswechsel 2011/2012 trat das Sanierungs- und Re-
strukturierungsgesetz in Kraft. Formal wurden mit dem neuen Gesetz 
wichtige Konsequenzen aus der Finanzmarktkrise gezogen. Nun sollen 
nicht länger allein staatlicherseits umfassende Mittel zur Bekämpfung 
von Finanzmarktinstabilitäten bereitgestellt werden. Teil dieser Neu
regelung ist die Einführung einer Bankenabgabe, aus der zukünftig 
Mittel für die Sanierung einzelner Banken fließen können. Bereits jetzt 
zeigt sich allerdings, dass diese Bankenabgabe im Ernstfall nicht im Ent-
ferntesten ausreichen wird. Der neue Fonds soll sich aus Beitragszah-
lungen der Kreditwirtschaft speisen. Erstmalig wurden diese Beiträge 
(abhängig von der Bilanzsumme und den Derivatepositionen, maximal 
20 Prozent des Gewinns nach Steuern des Vorjahres) im September 
2011 fällig. Bereits im Vorfeld der Einführung war diese Regelung vor 
allem von den Genossenschaftsbanken und Sparkassen kritisiert wor-
den. Beide Institutsgruppen hatten angeführt, dass sie für das Entstehen 
der Finanzkrise nicht verantwortlich sind.

Insgesamt sollen aus dem Restrukturierungsfonds ähnliche Auf-
gaben finanziert werden, wie sie in der Vergangenheit vom SoFFin 
übernommen wurden. Allerdings soll die Vergabe der Mittel stärker 
als bisher an die Restrukturierung und Sanierung des betroffenen Kre-
ditinstituts gebunden werden. Tatsächlich geht es bei der Schaffung des 
neuen Fonds nicht um die Übernahme der Folgekosten der Finanzkri-
se der Jahre 2008 und 2009, sondern darum, zukünftige Risiken im 
deutschen Bankensektor abzufedern. Schätzungen gingen für 2011 von 
einem Beitragsaufkommen von etwa 1,2 Milliarden Euro aus. Tatsäch-
lich wurden aber nur 590 Millionen Euro erzielt. Zielgröße des Fonds 
ist es, über etwa 70 Milliarden Euro zu verfügen. Bis diese Zielgröße 
erreicht werden kann, werden Dekaden vergehen. Dabei ist davon 
auszugehen, dass es zwischenzeitlich durch krisenhafte Zuspitzungen 
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in einzelnen Kreditinstituten zu Mittelabflüssen kommt. Angesichts der 
immer noch krisenhaften Situation im Finanzsektor, den potenziellen 
Ausfall- und Destabilisierungsgefahren sowie der schwachen Schlag-
kraft und der zu geringen finanziellen Ausstattung des neuen Fonds 
wurde Anfang 2012 die SoFFin wieder reaktiviert. 

Kritik am Restrukturierungsfonds, mögliche Alternativen

Die Stärkung der Haftung von Kreditinstituten für systemische 
Risiken ist ein sinnvoller Ansatzpunkt. Die Finanzierung von 
Restrukturierungsmaßnahmen aus brancheninternen Mitteln 
ist zu prinzipiell zu begrüßen. Es gibt jedoch massive Konstruk
tionsschwächen des Fonds. Dazu gehört zum einen das begrenz-
te Finanzvolumen. Zum anderen können die in einem Reorgani-
sationsverfahren zwangsläufig notwendigen Verfahrensschritte 
nicht gegangen werden, ohne dass hiervon die Gläubiger früh-
zeitig Kenntnis erlangen. Da von diesem Verfahren, das sich am 
Insolvenzplanverfahren orientiert, für die Gläubiger die Gefahr 
ausgeht, am Ende auf Ansprüche gegenüber dem Kreditinstitut 
verzichten zu müssen, werden sie umgehend ihre Mittel von der 
betroffenen Bank abziehen. Dies hätte die sofortige Insolvenz 
zur Folge. Darüber hinaus berücksichtigt das Gesetz nicht, dass 
nicht ohne Weiteres auf das Vermögen rechtlich selbstständiger 
Töchter im Ausland zugegriffen werden kann. Zudem erscheint 
das Sanierungsverfahren unrealistisch, das „Schieflagen weit im 
Vorfeld einer Insolvenz durch frühes und entschiedenes Ein-
greifen auf der Ebene der Geschäftsführung“ bewältigen soll. 
Es setzt implizit eine Selbstbezichtigung der Geschäftsführung 
voraus, die straf- und zivilrechtliche Folgen für die Vorstände 
nach sich ziehen kann. Insgesamt greift die Regelung zu kurz.

Vielmehr ist es erforderlich, das Bankensystems gesetzlich 
flankiert in ein Institutssicherungssystem zu zwingen, wie es 
auf freiwilliger Basis bereits aus dem Sparkassen- und Genos-
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senschaftssektor bekannt ist. Dessen konkrete Ausgestaltung 
muss nicht bis zum letzten Punkt und Komma vom Gesetzge-
ber ausbuchstabiert sein – dies zeigen die bereits bestehenden 
Institutssicherungssysteme. Im Kern muss kaum mehr sicherge-
stellt werden, als dass es künftig keine größeren Institute mehr 
geben darf, als die Mehrheit der Institute vor einer Insolvenz 
zu bewahren bereit ist. Befürchtungen, dass ohne Großbanken 
wichtige Projekte nicht mehr möglich seien, sind überzogen. 
Denn mittels Konsortialfinanzierungen ist einiges an Finanzkraft 
zu mobilisieren.

Die geforderte Institutssicherungseinrichtung wäre relativ 
schnell geschaffen, weil die dazu erforderlichen Instrumente 
im Kern bereits existieren. So hat der Bankenverband schon 
heute eine Prüfungseinrichtung, deren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu den Besten der Branche zählen und die, wenn 
auch in einem anderen System, bereits jetzt ähnliche Aufgaben 
ausführen. Ein weiteres Instrument bietet die schon bestehende 
Liquiditäts-Konsortialbank in Frankfurt, die im Notfall kurz-
fristig entsprechende Finanzierungshilfen bereitstellen könnte. 
Die praktizierten Vorbilder, vorhandene Erfahrung und die In-
strumente sowie das Know-how – all dies gibt es bereits. Es 
kommt nur auf die richtige Nutzung an. 

Die Verpflichtung zur Institutssicherung kann als Eingriff in 
die Eigentumsrechte verstanden werden, allerdings als verhält-
nismäßiger. In vielen Bereichen der Wirtschaft ist es schon seit 
Jahrhunderten üblich, dass sich Branchen wahlweise in Erman-
gelung oder im Auftrag des Staates selbst Spielregeln geben, die 
die Aktivitäten des Einzelnen begrenzen, aber das Gesamtsystem 
stabilisieren. Zudem sind die hier angesprochenen Eingriffe rela-
tiv moderat, gemessen etwa daran, dass in immer mehr Ländern 
mittlerweile Millionen von Menschen quasi per Dekret große 
Teile ihrer Existenzgrundlage entzogen werden, indem ihnen 
handstreichartig die Einkommen gekürzt werden.
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5.6	 Schattenbanken – immer noch keine 
	 durchgreifende Regulierung in Sicht

Der Bankensektor untersteht der Bankenaufsicht und damit einer re-
lativ straffen staatlichen Regulierung. Bei den Schattenbanken handelt 
es sich jedoch um international tätige Kapitalsammelstellen, die zwar 
bankähnliche Aufgaben ausüben, aber nicht der Regulierung für Kre-
ditinstitute unterliegen. Zu ihren Bereichen gehören Hedgefonds, In-
vestitionsfonds und andere Finanzinvestoren, deren Geschäftsvolumen 
in den letzten Jahren deutlich zugenommen hat. Die Regulierungsvor-
schriften für diese Institute sind wesentlich laxer. Geht man davon aus, 
dass die Regulierung den Regulierten kurzfristig Kosten verursacht, 
so haben Schattenbanken einen Kostenvorteil gegenüber klassischen 
Banken und Versicherungen. Insbesondere gibt es keinerlei Auflagen 
bezüglich der Eigenkapitalausstattung; eine Banklizenz ist nicht not-
wendig. Dabei funktionieren die Schattenbanken zunächst einmal 
ganz ähnlich wie der klassische Bankensektor: Durch die Aufnahme 
von Fremdkapital wird eine möglichste hohe Eigenkapitalrendite rea-
lisiert. Angesichts der fehlenden Regulierung fällt es Schattenbanken 
relativ leicht, höhere Risiken einzugehen. Wenn jedoch große Fonds 
unter Druck geraten, können sie den Bankensektor mit in den Sog zie-
hen. Damit das Schattenbankensystem florieren kann, ist es auch auf 
die Existenz von Steuer- und Regulierungsoasen angewiesen. 

5.7	 Ratingagenturen geben den Kurs vor

Negativmeldungen von Ratingagenturen schlagen derzeit hohe Wellen. 
Dabei wird vielfach vergessen, was Ratingagenturen eigentlich sind, 
nämlich – in der jetzigen Form – privatwirtschaftliche Organisationen, 
die gegen Geld die Bonität eines Schuldners einschätzen. Ihr Ziel ist es, 
für ihre Eigentümer Gewinne zu erwirtschaften. In den 1970er Jahren 
wurden die weltweit größten Agenturen, Standard&Poor’s, Moody’s 
und Fitch Rating, in den USA zu staatlich anerkannten Bonitätsprüfern 
erklärt. Das hat ihre Position auf dem internationalen Finanzmarkt 
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und ihre Profitaussichten immens gestärkt. Eigentumsrechtlich stehen 
hinter den Agenturen mit Sitz in New York aber nicht nur US-ame-
rikanische Investoren; auch der französische Finanzkonzern Fimalac 
beispielsweise ist engagiert. Noch heute wird der Markt für Ratings 
jedoch von den drei genannten Akteuren Standard&Poor’s, Moody’s 
und Fitch Rating dominiert. Zwar wurde im Gefolge der internationa-
len Finanzkrise der Jahre 2008 und 2009 eine EU-Ratingverordnung 
erlassen. Eine im Zweifelsfall – etwa bei folgenreichen Fehlbewer-
tungen – hart durchgreifende staatliche Aufsichtsbehörde wurde je-
doch nicht installiert.

Inzwischen gibt es auch mehrere in Europa angesiedelte Rating-
agenturen. Diese sind ebenfalls in privater Hand. Anders als die US-
amerikanischen sind sie jedoch weitgehend unbekannt. 

5.8	 Nichts gelernt – Frauenanteil in Spitzengremien 
	 stagniert

Im Zuge der internationalen Finanzkrise wurden auch in etlichen 
deutschen Banken Vorstands- und Aufsichtsratsposten neu besetzt. 
Bis heute werden die Entscheidungsgremien von Männern dominiert. 
Weniger als vier Prozent aller Vorstandsposten der 100 größten Ban-
ken in Deutschland waren 2011 von Frauen besetzt; der Vergleichs-
wert bei den Aufsichtsräten liegt dem DIW Berlin zufolge bei knapp 
17 Prozent. Der höhere Frauenanteil in Aufsichtsräten geht auch auf 
Mitbestimmungsregeln zurück; die Arbeitnehmerseite entsendet häu-
figer Frauen. 

Eine verfehlte Risikoeinschätzung ist eine der Ursachen von Finanz-
krisen. Obwohl zahlreiche Studien auf unterschiedliches Risikoverhal-
ten von Männern und Frauen hinweisen, wurde hier die Chance zur Di-
versifizierung nicht genutzt. Vielmehr kann die anhaltende „männliche 
Monokultur“ als Symbol für die Rückwärtsgewandheit der aktuellen 
Finanzmarktreformen begriffen werden.
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5.9	 Die Lehren aus der Krise: Bremser 
	 und Grunderneuerer

Spätestens seit 2008 ist der Reformbedarf im Finanzsektor offensicht-
lich. Dabei stehen sich vor allem zwei Lager gegenüber: jenes, das als 
neoklassischer Reparaturbetrieb tiefgreifende Veränderungen ver-
hindern will, und jenes, das eine fundamentale Neuausrichtung des 
Finanzsektors befürworte. Der wohl beste Indikator, um zwischen 
Bremsern und Grunderneuerern zu unterscheiden, ist das jeweilige 
Leitbild für den Finanzsektor. Während die Reformer den Finanz
sektor in der Regel als grundsätzlich wünschenswerten, eigenstän-
digen Wirtschaftszweig erhalten wollen, gehen die Grunderneuerer 
davon aus, dass der Finanzsektor auf seine Infrastrukturfunktion für 
die Gesellschaft und die Realökonomie beschränkt und dazu grund
legend umgestaltet werden muss.

Zwischenzeitlich sind tatsächlich regulatorische Veränderungen 
vorgenommen worden. So gibt es mittlerweile z.B. erhöhte Eigen
kapitalanforderungen an Banken („Basel III“), schärfere Regeln für den 
Finanzverbraucherschutz sowie die Verbote von ungedeckten Leerver-
käufen und Kreditausfallversicherungen (CDS). Diese Reformen gehen 
zwar grundsätzlich in die richtige Richtung, werden der Tiefe der Krise 
und dem bestehenden Veränderungsbedarf aber nicht gerecht. Das gilt 
für einen Großteil der Reformen, welche die Politik in Deutschland und 
in der EU, aber auch auf der internationalen Ebene seit Beginn der Krise 
angekündigt und zum Teil auch auf den Weg gebracht hat.

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik tritt für eine weit 
über die laufenden Reformprozesse hinausgehende Grunderneuerung 
des Finanzsystems ein.

5.10	 Ein neues Leitbild

Die auf den Finanzmärkten umgesetzten Volumen sind in den ver-
gangenen Jahrzehnten – aufgrund der Umverteilung von unten nach 
oben, der Privatisierung der Alterssicherung und der Deregulierung 
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– dramatisch gestiegen. Das im Finanzsektor aktive Kapital wird da-
bei flexibel eingesetzt und folgt der erwarteten Rendite. Die erwähnte 
Umverteilung führt zu einem stetig wachsenden anlagesuchenden 
Kapital und zur Konzentration von Macht. Die Neuordnung des Fi-
nanzsektors muss daher auch demokratische Selbstbestimmung zum 
Ziel haben und von einer Verteilungspolitik flankiert werden, welche 
die Akkumulation von Kapital verhindert. 

Der Finanzsektor tendiert dazu, losgelöst von realwirtschaftlichen 
Fundamentalentwicklungen eine Eigendynamik zu entwickeln und Ver-
mögenspreisblasen auszuprägen. Die damit verbundenen regelmäßigen 
Krisenphänomene, wie etwa platzende Finanzblasen, sind für sich ge-
nommen schon schlimm genug. Sie sind aber umso verhängnisvoller, als 
von den zwischenzeitlich irrational schwankenden Finanzmarktpreisen 
Signalwirkungen auf die anderen Teilmärkte, d.h. auf die Güter- und 
Arbeitsmärkte ausgehen und dort Fehlallokationen bewirken.

In der Philosophie des „Shareholder Value“ werden Unternehmen 
auf die Aufgabe reduziert, die Rendite der Eigentümer zu maximieren. 
Der Managementerfolg wird an Indikatoren wie Aktienkursen und 
Dividenden gemessen. Entsprechend werden Vorgaben und Anreize 
für das Management gegeben. Durch die Leitfunktion der Aktienkurse 
werden die Finanzmärkte, also Finanzanalysten und -investoren, zum 
Schiedsrichter über die Unternehmensführung. Dies führt zum Denken 
in Quartalszahlen und zur Vernachlässigung der langfristigen Innova-
tionsfähigkeit, also beispielsweise zu Einsparungen bei Forschung und 
Entwicklung. Zur Pflege des Aktienkurses und zur Abwehr feindlicher 
Übernahmen werden darüber hinaus Beschäftigte gezwungen, schlech-
tere Arbeitsbedingungen und Löhne zu akzeptieren.

Diese „Shareholder Value“-Orientierung, das Ausufern komplexer 
Finanzprodukte und -dienstleistungen im Glauben an die Effizienz der 
Märkte (wie die Verbriefung von Subprime-Krediten in „strukturierte 
Wertpapiere“ durch Zweckgesellschaften) und die immer weiter vor-
anschreitende Konzentration von Finanzkonglomeraten sind Charak-
teristiken einer spezifischen Phase des Kapitalismus, die dem Primat 
der Finanzmärkte folgt („Finanzkapitalismus“).

Die Finanzbranche neigte in der Vergangenheit dazu, ihre Gesetz-
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mäßigkeiten und Interessen der gesamten Gesellschaft aufzuzwingen 
und zu institutionalisieren. Entsprechend müssen Gesetze geändert und 
Institutionen demokratisiert werden. Das Leitbild des Finanzsektors als 
Infrastruktur und Dienstleistungserbringer erfordert eine gesetzliche 
Beschränkung der Banken auf die Kernfunktionen Zahlungsverkehr, 
Einlagengeschäft und Kreditfinanzierung. Für Versicherungen bedeutet 
es sowohl eine deutliche (Rück-)Verlagerung der privaten Gesundheits- 
und Altersvorsorge in die gesetzliche und solidarische Sozialversiche-
rung mit Umlagefinanzierung als auch die weitere Einschränkung ih-
rer kurzfristigen und spekulativen Anlagemöglichkeiten. Die heutige 
Macht von Schlüsselakteuren wie Großbanken, Ratingagenturen und 
großen Versicherungsunternehmen zu brechen, wäre dabei gleicherma-
ßen Mittel und Zweck der Grunderneuerung des Finanzsektors, z.B. 
indem zukünftig ganze Geschäftsbereiche komplett wegfielen (etwa 
der Eigenhandel der Banken). Dies würde eine massive Schrumpfung 
des Finanzsektors nach sich ziehen. 

5.11	 Besser steuern und regulieren

Ergänzend zu einfachen Verboten bzw. verweigerten Zulassungen 
müssen die Finanzmärkte durch gestalterisches Steuern und Regulie-
ren in die richtigen Bahnen gelenkt werden. Angesichts der Deregulie-
rung der letzten Jahre sind dabei vor allem Restriktionen gefragt, die 
unerwünschte Praktiken und Geschäftsmodelle unattraktiv machen. 

Um „Sand ins Getriebe“ der Finanzmärkte zu streuen, fordert die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik eine Steuer auf Finanz­
transaktionen. Jede Transaktion mit Finanzprodukten muss mit 
einem Satz von mindestens 0,1 Prozent besteuert werden. Geschäfte 
mit realwirtschaftlichem Hintergrund wären durch diesen niedrigen 
Steuersatz kaum belastet, der kurzfristige Handel zum Erzielen von 
Spekulationsgewinnen würde aber deutlich unattraktiver. Die Steuer 
würde kurzfristige Spekulationen eindämmen, sehr wahrscheinlich die 
Preisschwankungen auf den Finanzmärkten verringern und zugleich 
Finanzquellen für globale Aufgaben wie die Armutsbekämpfung und 
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den Umweltschutz erschließen. Indem die Besteuerung nicht am Ort 
der Abwicklung, sondern am Sitzland der Transaktionsparteien oder 
an der Herkunft des Finanzinstruments (wie bei der britischen „stamp 
duty“) festgemacht würde, ließen sich Umgehungsmöglichkeiten wirk-
sam begrenzen.

Angesichts der Gehaltsexzesse in der Finanzbranche wäre auch eine 
Steuer auf Boni und Spitzengehälter angebracht. Darüber hinaus sollte 
die Branche durch eine Bankenabgabe an den Kosten der Finanzkrise 
beteiligt werden. Diese sollte über die Bilanzsumme progressiv nach 
Größe gestaffelt sein und dabei kleinere Institute wie die vorwiegend 
regional tätigen Sparkassen und Genossenschaftsbanken ausnehmen. 
Da die Bilanzsumme der Hauptindikator für die Systemrelevanz ist, 
würde solch eine progressiv ausgestaltete Bankenabgabe zugleich einen 
Sonderbeitrag für systemrelevante und damit besonders privilegierte 
Banken mit sich bringen. Anders als bei der jetzigen Bankenabgabe 
müssen die Einnahmen als Beitrag zu den Kosten der jüngsten Finanz-
krise in den Haushalt fließen. Über diese Maßnahmen hinaus müssen 
Steuervergünstigungen wie die Gewerbesteuerfreiheit für Private-Equi-
ty-Gesellschaften abgeschafft werden.

Zugunsten eines robusteren Finanzsystems müssen darüber hinaus 
die Eigenkapitalanforderungen für Banken im Schnitt deutlich ange
hoben werden (mindestens zehn Prozent Kernkapital). Die Differen-
zierung der Eigenkapitalanforderungen, wie sie Basel II bereits in Form 
von Risikogewichten vorsieht, sollte hinsichtlich der gesamtwirtschaft-
lichen Sinnhaftigkeit der jeweiligen Aktiva überarbeitet werden (z.B. 
niedrige Anforderungen für Mittelstandskredite, hohe Anforderungen 
für Kredite an Hedge-Fonds und Private-Equity-Fonds). Große Ban-
ken müssen darüber hinaus gezwungen werden, mehr Eigenkapital 
vorzuhalten. Der vom Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht vorge-
schlagene Eigenkapitalzuschlag für systemrelevante Banken von bis zu 
2,5 Prozent ist hierfür viel zu bescheiden. Höhere und progressiv mit 
der Bilanzsumme ausgestaltete Eigenkapitalzuschläge würden dagegen 
eine wirksame „Größenbremse“ darstellen.

Geschrumpfte Banken würden das Risiko deutlich verringern, 
dass der Staat sowie die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler von sys-
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temrelevanten Banken erpresst werden. Durch ein internationales 
Insolvenzregime für Banken muss gesichert werden, dass Aktionäre 
und Gläubiger auf Staatskosten in die Pflicht genommen werden. Die 
Verstaatlichung darf dabei nicht die ultima ratio sein, sondern ein prag-
matisches und vergleichsweise kostengünstiges Instrument zur Abwick-
lung oder Neuausrichtung der übernommenen Bank. Ergänzend sind 
auch die Haftungspflichten für Manager von Finanzinstituten und für 
die Mitglieder der entsprechenden Kontrollorgane zu verschärfen und 
Instrumente wie Managerversicherungen zu verbieten.

Verbriefungen dienten häufig dazu, Risiken zu verschleiern und an 
uninformierte Akteure weiterzuverkaufen. Ohne die Möglichkeit der 
Verbriefung und damit des Weiterverkaufs an z.B. die HRE oder die 
Landesbanken wären viele US-amerikanische Häuserkredite an heu-
te Not leidende Schuldner niedriger Bonität (Subprime) nie gewährt 
worden. Um die sorgfältige Risikobewertung zu fördern, fordert die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik daher, den Eigenbehalt 
bei einfachen Verbriefungen auf mindestens 30 Prozent anzuheben und 
damit deutlich zu erhöhen. Komplexe Verbriefungen wären durch einen 
Finanz-TÜV ohnehin ganz zu unterbinden.

5.12	 Finanz-TÜV

Wie und von wem aber soll gemessen werden, ob ein Akteur oder ein 
Finanzinstrument tatsächlich nur eine Infrastrukturfunktion für die 
Realwirtschaft hat und sich nicht verselbstständigt? Dazu bedarf es 
einer neu zu gründenden Institution wie des Finanz-TÜV. Bislang ist 
im Finanzsektor zunächst einmal alles erlaubt, was nicht explizit ver-
boten ist. Ähnlich wie im Straßenverkehr oder bei Arzneimitteln soll 
in Zukunft das Gegenteil gelten: Finanzinstrumente und -praktiken 
müssen solange verboten sein, bis sie eine ausdrückliche Zulassung 
haben. Der Finanz-TÜV soll alle Finanzmarktakteure und -instru-
mente auf Antrag daraufhin untersuchen und bewerten, ob sie gesamt-
wirtschaftlich sinnvoll bzw. zumindest unschädlich, vom Risiko her 
beherrschbar sowie aus Verbrauchersicht verständlich und sicher sind. 
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Wenn diese Bedingungen nicht erfüllt sind, muss der Finanz-TÜV die 
Zulassung des betreffenden Akteurs oder Instruments ablehnen. Die 
Beweislast muss bei den Antragstellern liegen. Wie die Politik in den 
letzten Jahrzehnten eine massive Deregulierung betrieben hat, muss sie 
nun aktiv wieder für Ordnung sorgen. 

5.13	 Gefährliche Praktiken und Instrumente verbieten

Legt man die genannten Kriterien der Nützlichkeit, Beherrschbarkeit 
und Verständlichkeit zugrunde, dürften viele der heute gängigen Prak-
tiken und Instrumente verschwinden. Bei Einführung eines Finanz-
TÜV wären daher absehbar:
•	 ein Ende von Leerverkäufen und ungedeckten Kreditausfallversi-

cherungen (CDS);
•	 ein Ende von Finanztransaktionen außerhalb von geregelten 

Handelsplattformen (wie z.B. Börsen). Dies wäre das Ende des 
so genannten außerbörslichen Handels bzw. Over-the-Counter-
Marktes;

•	 ein Ende hochkomplexer spekulativer Finanzinstrumente, d.h. von 
Derivaten zweiten und höheren Grades, bei gleichzeitigen Weiter-
verkaufseinschränkungen für einfache Derivate. Einfache Derivate 
(z.B. Warentermingeschäfte zur Absicherung von Ernterisiken) kön-
nen durchaus sinnvoll sein, es besteht aber keinerlei Notwendigkeit, 
dass sie auf einem Sekundärmarkt weiterverkauft werden können 
oder dass institutionelle Investoren in Rohstoffderivate investieren. 
Es bedarf zudem einer Standardisierung von einfachen Derivaten 
und der Einführung von Positionsobergrenzen, damit einzelne 
Marktteilnehmer nicht preisbestimmend werden können; 

•	 ein Lizenzentzug für Finanzinstitute, die Niederlassungen in Steu-
er- und Regulierungsoasen unterhalten bzw. mit Schattenbanken 
zusammenarbeiten, damit die vorstehenden Verbote nicht durch 
Verlagerung umgangen werden können. Gleichzeitig muss (ein mög-
lichst geschlossener, EU-weiter) Druck auf andere Regierungen zur 
Schließung von Steuer- und Regulierungsoasen erzeugt werden.
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5.14	 Den Staat als Aufseher und Eigentümer neu denken

Die Finanzkrise hat nicht nur gezeigt, dass ein großer Teil der ver-
heerend wirkenden Finanzmarktpraktiken formal legal waren und 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen daher drastisch verschärft wer-
den müssen. Ebenso offensichtlich wurde seit 2008, dass die staatli-
chen Aufsichtsbehörden sowie die öffentlich-rechtlichen und privaten 
Kontrollgremien im Finanzsektor auch juristisch grenzwertige oder 
ungesetzliche Handlungen kaum verhindern konnten. So mussten 
die deutsche Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
und die Bundesbank nicht selten dabei zusehen, wie Finanzinstitute 
Informationspflichten vernachlässigten oder sich Bankenschieflagen 
mit dem vorhandenen Instrumentarium nur noch beobachten, aber 
kaum mehr beeinflussen ließen.

Eine notwendige Schlussfolgerung daraus ist, die Befugnisse und 
die personellen Ressourcen der Aufsichtsbehörden bzw. deren Qualität 
erheblich auszubauen. Obwohl die BaFin seit 2007 bereits einen 40-
prozentigen Stellenzuwachs zu verzeichnen hat, ist sie nach Ansicht 
ihres im Januar 2012 in den Ruhestand gegangenen Präsidenten Jo-
chen Sanio dennoch nicht in der Lage, eine den internationalen Ver-
einbarungen entsprechende, angemessene Überwachung der großen, 
systemrelevanten Institute sicherzustellen. Zwar könnte der Ehrgeiz 
vieler Aufseher, den Banken genau auf die Finger zu schauen, häufig 
etwas ausgeprägter sein. Nicht zuletzt ist es aber ein Frage der Auf-
sichtskultur, wie weit Gesetzgeber und Regierung deutlich machen, 
dass eine intensive und engagierte Aufsicht – auch gegen die Interessen 
der Finanzbranche – ausdrücklich erwünscht ist. Da Banken und ihre 
großen Anwaltskanzleien bei jeder Regulierung gleich an Umgehungs-
möglichkeiten arbeiten, muss die Aufsicht sich um die Kontrolle der 
Grundintention der Regulierungsmaßnahmen bemühen.

Zweifellos bedarf es auch einer Stärkung der internationalen Zu­
sammenarbeit der Finanzaufsichtsbehörden. Mit den 2011 gegründeten 
Europäischen Aufsichtsbehörden für Banken (EBA) in London, für 
Versicherungen und Pensionsfonds (EIOPA) in Frankfurt/Main und für 
Wertpapiere (ESMA) in Paris wurden institutionell wichtige Vorausset-
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zungen geschaffen, um grenzüberschreitend wirksam einzugreifen. Ins-
besondere die Europäische Bankenaufsicht EBA hat sich durch mehrere 
so genannte Banken-Stresstests im vergangenen Jahr sehr nachdrücklich 
eingemischt. Wie bei vielen Europäisierungsprozessen ist aber auch 
hier Vorsicht geboten. Zwar ist es durchaus wünschenswert, gemein-
same verbindliche europäische Standards zu erreichen. Nicht zuletzt 
aufgrund des starken Einflusses der Großbanken und der Nähe zur 
Londoner City werden jedoch etliche Standards auf den Typus „bör-
sennotierte Großbank“ zugeschnitten. Diese Vorgaben ziehen für eine 
einzelne Sparkasse oder Volksbank bisweilen völlig unangemessene 
Anforderungen nach sich. Ein Ziel der weiteren Ausgestaltung der 
Regelwerke durch die europäischen Finanzaufsichtsbehörden muss es 
daher sein, die Vielfältigkeit und vor allem Kleinteiligkeit europäischer 
Finanzsysteme zu erhalten, statt die Agglomeration von noch mehr 
und noch größeren, übermächtigen Großbanken zu befördern. Hier 
erscheint stattdessen eine Bemessung der Regulierungsschärfe und Auf-
sichtsintensität nach der Größe der Institute und der Risikohaftigkeit 
ihres Geschäftsmodells sinnvoll.

Die bestehenden europäischen Aufsichtsbehörden sollten um eine 
europäische Warenterminhandelsaufsicht ergänzt werden. Diese sollte 
mit starken Durchgriffsmöglichkeiten gegen Marktmissbrauch und bei 
extremen Marktsituationen (z.B. bei Spekulationswellen im Nahrungs-
mittelbereich) ausgestattet sein.

Über die Beaufsichtigung durch staatliche Behörden hinaus wird 
es in Einzelfällen auch nötig sein, dass der Staat die Rolle des Eigen-
tümers übernimmt und in dieser Eigenschaft die Geschäftspraxis z.B. 
systemrelevanter Großbanken drastisch verändert. Wo Banken in eine 
Schieflage geraten und aufgrund ihrer systemischen Bedeutung nicht in 
die Insolvenz geschickt werden können, muss der Staat per Zwangs-
rekapitalisierung das jeweilige Institut übernehmen und sanieren – so-
weit eine Fortführung sinnvoll ist. Ähnliches kann aufgrund des schon 
länger andauernden niedrigen Zinsniveaus bei auch Versicherungen 
erforderlich werden, die die versprochenen Leistungen insbesondere 
bei Lebens- und Rentenversicherungen nicht mehr erbringen können. 
Hier kann es ggf. notwendig und politisch wünschenswert werden, z.B. 
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alle privaten Riester-Rentenversicherungen in einer staatlichen Ren-
tenanstalt zusammenzufassen, um Sicherheit und Rentengarantien zu 
gewährleisten.

Hinsichtlich der Bewertung der Bonität von Finanzmarktteilneh-
mern müssen die Dominanz und das Erpressungspotenzial der drei 
großen privaten Ratingagenturen gebrochen werden. Hier fehlen je-
doch bislang offenbar politischer Mut, Fantasie und Durchsetzungs-
wille. Der übersteigerte Einfluss der Ratingagenturen beruht vor allem 
darauf, dass ihre Noten ein Bestandteil der staatlichen Finanzaufsicht 
sind. Ein konsequenter Schritt wäre es daher, sämtliche Passagen aus 
Gesetzen und Verordnungen zu streichen, in denen auf externe Ratings 
verwiesen wird. Ein weiterer Schritt wäre die Installation einer öffent­
lich-rechtlichen Ratingagentur. Bei der Bundesbank liegt hierfür seit 
der Gründung der EZB ausreichend nutzbare Sachkompetenz brach. 
Die Agentur würde sich teilweise jedoch in Konkurrenz zu den natio
nalen bzw. europäischen Finanzaufsichtsbehörden bewegen. Das ist 
ein unsicherer Boden. In einzelnen Feldern, etwa bei der Bewertung 
von Staatsanleihen, drohen außerdem substanzielle politische Inte
ressenkonflikte. Diese könnten systematisch die Arbeit einer solchen 
Agentur behindern.

5.15	 Der Staat als Banker braucht gesellschaftliche 
	 Kontrolle

Bislang ist nur die staatliche Aufsicht bzw. Kontrollübernahme be-
handelt worden. Die Finanzkrise und insbesondere das Beispiel der 
Landesbanken haben indes gezeigt, dass „staatlich“ im Finanzsek-
tor keineswegs mit dem Begriff „gut geführt“ gleichzusetzen ist. Den 
Negativbeispielen (öffentlich-rechtlicher) Landesbanken und (pri-
vater) Geschäftsbanken stehen jedoch auch Positivbeispiele (öffent-
lich-rechtlicher) Sparkassen und (genossenschaftlicher) Volks- und 
Raiffeisenbanken gegenüber. Diese Gegenüberstellung macht deutlich, 
dass vor allem die Größe der Institute, ihr Geschäftsmodell und das 
Maß ihrer Einbettung in die Gesellschaft den Unterschied ausmachen. 
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Gerade diese gesellschaftliche Einbettung – konkret: die Überwachung 
der Sparkassen über lokal eingebundene Verwaltungsräte und der 
Genossenschaftsbanken über ihre Genossenschaftsmitglieder in den 
Aufsichtsräten – hat, anders als bei den Landes- und Geschäftsbanken, 
für ein Mindestmaß an Bodenhaftung und Seriosität in diesen Insti-
tuten gesorgt. Davon muss die Gesellschaft lernen und nicht nur die 
Geschäftsfelder der Banken gesetzlich eingrenzen, sondern auch die 
Instrumente der gesellschaftlichen Teilhabe und Kontrolle stärken 
und ausbauen. Dies sollte zum einen auf der Ebene der einzelnen Bank 
oder Sparkasse geschehen, indem gesellschaftliche Stakeholder wie 
Bürgerinitiativen, Gewerkschaften, soziale Bewegungen und Umwelt-
verbände stärker in die Kontrollgremien eingezogen werden. Nimmt 
man solche gesetzlichen Einschränkungen des Geschäftsfeldes und die 
gesellschaftlichen Kontrollgremien ernst, dann bleibt vom klassischen 
Freiheitsgrad eines privaten Bankiers nicht mehr viel übrig. Würden 
die genannten Forderungen umgesetzt, dann dürften vom bisherigen 
dreigliedrigen Bankenwesen in Deutschland (privat, öffentlich-recht-
lich, genossenschaftlich) wohl nur noch eine öffentlich-rechtliche und 
eine genossenschaftliche Säule nach den Vorbildern der Sparkassen 
und Volksbanken übrig bleiben. Eine solche Entwicklung wäre für 
sich genommen zweifellos auch ein Beitrag zur Demokratisierung des 
Finanzsektors.

Zum anderen bietet möglicherweise das bürgerschaftliche Engage­
ment einen Ansatzpunkt zur Überwindung der vertrackten Situation. 
Im Sommer 2011 wurde Finance Watch in Brüssel gegründet. Noch 
steckt diese Nichtregierungsorganisation in den Kinderschuhen. Mit 
der Gründung einer solchen europaweit die finanzmarktkritischen 
Kräfte bündelnden Organisation kommt zusätzlich zu den privaten 
Akteuren und dem Staat eine dritte Macht ins Spiel. Langfristig ist 
davon auszugehen, dass der Einfluss der finanzmarktkritischen Nicht-
regierungsorganisationen massiv steigt. Transparency International 
beweist seit Jahren, dass solche Institutionen eine beträchtliche Schlag-
kraft entwickeln können. Hier könnte eine echte Konkurrenz zu den 
vorhandenen „Big Players“ entstehen.
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5.16	 Die Abhängigkeit von den Finanzmärkten 
	 durchbrechen 

Die Entwicklungen in der Eurokrise demonstrieren, wie wenig ver-
lässlich die Staatsfinanzierung über die Kapitalmärkte ist. Die Abhän-
gigkeit von den Märkten ist daher zu brechen, und zwar, indem den 
Staaten neue Finanzierungsquellen eröffnet werden.

Die Direktfinanzierung von Staaten über die Zentralbank ist in 
begrenztem Umfang sinnvoll, aber rechtlich nicht ohne EU-Vertrags-
änderungen möglich. Stattdessen könnte zur Staatsfinanzierung eine 
zwischen der EZB und den Eurostaaten geschaltete „Europäische Bank 
für öffentliche Anleihen“ eingerichtet werden. Diese würde sich zu 
den üblichen Bedingungen bei der EZB finanzieren, könnte damit den 
Staaten günstige Kredite gewähren und sich durch bei der Zentralbank 
hinterlegte Staatsanleihen weiteres Kapital verschaffen. Als ergänzende 
Alternative wären Euro-Anleihen aufzulegen. Durch diese gemeinsam 
von den Eurostaaten verantworteten Anleihen entstände ein hochliqui-
der Markt mit großem Volumen und entsprechenden Zinsvorteilen.

Durch diese Finanzierungsquellen würde es unmöglich, auf den Aus-
fall einzelner Eurostaaten zu spekulieren. Dies würde es hoffnungslos 
überschuldeten Staaten notfalls auch erlauben, mit einer Umschuldung 
ihre Schuldenlast zu senken. Dazu fordert die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik ein faires und transparentes Schiedsverfahren. Dabei 
würde ein Schiedsgericht entscheiden, welche Schulden bei Wahrung 
der sozialen Rechte der Bevölkerung tragfähig sind und auf welche 
Forderungen die Gläubiger verzichten müssen. Die Gläubiger- und 
die Schuldnerseite würden eine gleiche Anzahl von Mitgliedern in das 
Schiedsgericht entsenden und eine zusätzliche Person benennen, um 
Mehrheitsentscheidungen zu ermöglichen.

Die EZB muss eine stärkere Verantwortung für die Stabilität des Fi-
nanzsystems und die gesamtwirtschaftliche Entwicklung übernehmen. 
Dafür muss sie ihre enge Fokussierung auf die Preisstabilität aufgeben, 
und sie benötigt weitere Instrumente. Dazu gehören etwa nationale 
Aktivmindestreserven, d.h. verpflichtende Einlagen bei der Zentral-
bank für bestimmte Vermögenswerte, zur Vorbeugung gegen Vermö-
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genspreisblasen. Damit hätte beispielsweise die spanische Zentralbank 
Möglichkeiten gehabt, die hiesige Immobilienblase zu verhindern oder 
zumindest zu begrenzen.

Eine wichtige Aufgabe der Zentralbanken sollte auch die Stabilisie-
rung von Wechselkursen sein, da die starken Währungsschwankungen 
den weltweiten Handel mit Rohstoffen, Waren und Dienstleistungen 
beeinträchtigen. Anstelle der freien Marktpreise sollten für die großen 
Weltwährungen die Wechselkurse durch Wechselkurszielzonen sta-
bilisiert werden. Dazu würden die Zentralbanken am Devisenmarkt 
intervenieren, wenn die Wechselkurse eine definierte Bandbreite um 
einen gemeinsam vereinbarten Kurs überschreiten. Ein solches Wäh-
rungsregime wäre Teil einer neuer weltweiten Finanzordnung, die eine 
Abkehr vom Dogma freier Finanzmärkte und eines unbeschränkten 
Kapitalverkehrs zum Ziel hätte.
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6 	 Ungelöstes Eurochaos

6.1	 Chronologie einer Krise

Europa befindet sich in seiner größten Integrationskrise seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges. Noch ist unklar, wie der Euro diese Krise 
überleben wird. Ursächlich für sie sind die Prozesse der Umvertei-
lung von Einkommen und Vermögen in den letzten Jahrzehnten, die 
falsche Konstruktion des Maastrichter Vertrages, eine stark ungleiche 
wirtschaftliche Entwicklung der Euroländer sowie entfesselte Finanz-
märkte. 

Die europäischen Staatschefs versuchen nicht nur seit zwei Jah-
ren erfolglos, die Krise der Eurozone einzudämmen; vielmehr hat ein 
schlechtes Krisenmanagement die Krise sogar noch verschärft. Seit 
Anfang 2010 reiht sich ein Krisengipfel an den nächsten.

Als die Finanzierung der griechischen Schuldenkrise selbst in die 
Krise geriet, verweigerte sich Bundeskanzlerin Angela Merkel einer 
europäischen Lösung. Griechenland sollte seine Probleme selbst lösen. 
Erst als klar war, dass eine griechische Staatspleite den gesamten Euro
raum sprengen kann, lenkte die Kanzlerin ein. Im Mai 2010 stützten 
der IWF und die Eurogruppe Griechenland mit 110 Milliarden Euro 
schweren Finanzhilfen. Die Notkredite wurden an ein drakonisches 
Austeritätsprogramm geknüpft. Die Kürzungen vertieften die grie-
chische Krise und ließen den Schuldenberg schnell weiter wachsen. 

Im Sommer 2010 spannten die EU-Staaten einen Rettungsschirm 
(EFSF, European Financial Stability Facility) für die Krisenländer auf. 
Die EFSF sollte Kredite im Umfang von 440 Milliarden Euro durch die 
Ausgabe von Anleihen bereitstellen. Die EU steuert zusätzlich 60 Mil-
liarden Euro, der IWF 250 Milliarden Euro bei. Die Kredite kann die 
EFSF gegen Auflagen an Krisenländer weiterreichen oder damit den 
Aufkauf von Staatsanleihen finanzieren. Der provisorische Rettungs-
schirm soll im Sommer 2012 durch einen dauerhaften Krisenmecha-
nismus (ESM) ersetzt werden.
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Im Herbst 2010 suchte zunächst Irland und im April 2011 auch 
Portugal Schutz unter dem Rettungsschirm. Dieser senkte die Finan-
zierungskosten der hoch verschuldeten Staaten. Eine drohende Pleite 
wurde vorerst abgewendet. In Portugal leiteten jedoch die mit den 
Notkrediten einhergehenden Auflagen wie in Griechenland eine tiefe 
Rezession ein. 

Im Sommer 2011 drohte Griechenland zum zweiten Mal der 
Staatsbankrott. Daraufhin schnürte der Europäische Rat ein neues 
Rettungspaket. Teil dieses Pakets war ein nominell 21-prozentiger 
Schuldenschnitt für von privaten Investoren gehaltene griechische 
Staatsanleihen. Bereits die Ankündigung dieser Maßnahme führte zu 
einer weiteren Eskalation der Krise. Finanzinvestoren spekulierten so-
fort auf die Pleite des hochverschuldeten Euro-Schwergewichts Italien, 
aber auch auf die des weit niedriger verschuldeten Spanien. Die Zin-
sen für die Refinanzierung der Staatsschulden schossen in die Höhe. 
Die Börsenkurse der Finanzaktien gaben drastisch nach. Lediglich die 
massiven Anleihekäufe der Europäischen Zentralbank konnten ein 
Auseinanderbrechen der Eurozone verhindern. 

Seit Mai 2010 kauft die Europäische Zentralbank (EZB) bereits 
Anleihen der Krisenstaaten. Dadurch wurde das Zinsniveau immer wie-
der gesenkt und somit einer Panik entgegengewirkt. Dennoch wurden 
die EZB-Aufkaufprogramme von der Deutschen Bundesbank scharf 
kritisiert. Aufgrund dieser internen Konflikte kann die EZB bis heute 
nicht bedarfsgerecht intervenieren, setzt aber ihren Kurswechsel Schritt 
für Schritt fort. Die deutschen Fundamentalmonetaristen Weber (Chef 
der Deutschen. Bundesbank) und Starke (Chefökonom der EZB) gaben 
daher ihre Ämter auf. 

Im Oktober 2011 suchten die EU-Staatschefs erneut nach einer 
dauerhaften Lösung für die Krise. Drei Maßnahmen sollten endlich 
den Durchbruch bringen. 

Zunächst versuchten Deutschland, Frankreich und einige andere 
Länder vergeblich, die Finanzmittel der EFSF aufzustocken, um auch 
Italien und Spanien im Bedarfsfall Schutz gewähren zu können. Der 
Versuch, die verbliebenen EFSF-Mittel von 250 Milliarden Euro mit 
Hilfe privater Gelder auf über eine Billion Euro aufstocken, scheiterte. 
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Die privaten Investoren scheuten das Risiko. Bis zum heutigen Tag ist 
der Rettungsschirm somit unterfinanziert.

Des Weiteren sollten nach dem Willen der EU-Regierungschefs die 
europäischen Banken darauf vorbereitet werden, hohe Abschreibungen 
auf Staatsanleihen der Krisenstaaten vornehmen zu können. Zu diesem 
Zweck sollten sie ihre Kernkapitalquote auf neun Prozent erhöhen. Dies 
erfordert einen zusätzlichen Kapitalbedarf von über 100 Milliarden 
Euro. Einige Banken kommen deshalb an einer Kapitalaufstockung 
nicht vorbei. Ansonsten besteht die Gefahr, dass sie die neuen Eigen-
kapitalanforderungen dadurch erfüllen, dass sie ihre Kreditvergabe 
einschränken. Bis heute ist aber unklar, ob die geplante Kapitalaufsto-
ckung gelingen wird. 

Die Ergebnisse des Gipfels des Europäischen Rates im Oktober 
2011 hatten die Märkte nicht beruhigt. Die Spekulation gegen die 
Schuldnerstaaten setzte sich fort, nicht zuletzt, weil die schlechte wirt-
schaftliche Entwicklung der Krisenstaaten die Verschuldungssituation 
immer weiter verschärfte. 

Im Winter 2011 entwarfen die deutsche und die französische Re-
gierung mit dem Fiskalpakt ein neues Regelwerk für die nationalen 
Finanzpolitiken im Euroraum. Überall in der EU soll es nun nationale 
„Schuldenbremsen“ geben. Das jährliche konjunkturbereinigte Staats-
defizit darf nicht größer sein als 0,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP). Wer gegen die neuen Haushaltsregeln verstößt, muss hohe Stra-
fen zahlen. Das neue Brüsseler Regelwerk ist damit viel radikaler als 
der alte Stabilitäts- und Wachstumspakt und zwingt die Eurostaaten 
zu konjunkturblinden Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen. 
Aus der geplanten Stabilitätsunion droht eine Stagnationsunion zu 
werden. 

Anfang März 2012 konnte durch politischen Druck eine Insolvenz 
Griechenlands erst einmal abgewendet werden. Es gelang einen Schul-
denerlass für Griechenland zu erreichen, der in seiner Größenordnung 
bislang einmalig ist: Private Gläubiger erklärten sich bereit, Anleihen 
im Wert von rund 172 Milliarden Euro in neue Papiere einzutauschen, 
die deutlich weniger wert sind. Darüber hinaus hatte die Regierung in 
Athen unwillige Gläubiger zum Tausch gezwungen. Insgesamt kamen 
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auf diese Weise mindestens 197 Milliarden Euro zusammen, was über 
95 Prozent der Summe bedeutet, die private Gläubiger an griechischen 
Anleihen halten. Griechenlands Schulden sanken dadurch um 105 Mil-
liarden Euro. Dies war die Voraussetzung dafür, dass ein zweites Hilfs-
paket in Höhe von 130 Milliarden Euro von den Euro-Finanzministern 
freigegeben worden ist. Damit hat Griechenland etwas Luft für einen 
wirtschaftlichen Neubeginn erhalten.

Allerdings kann auch der Schuldenschnitt in Griechenland nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass sich die Politik seit dem Ausbruch der 
Krise als unfähig erweist, die Finanzmärkte umfassend neu zu regu-
lieren. Folglich treiben entfesselte Finanzmärkte die Politik vor sich 
her. Die Staatsfinanzierung liegt in den Händen der Kapitalmärkte. 
Investmentbanken und Hedge-Fonds wetten – beispielweise mit Kredit
ausfallversicherungen – ungehindert auf den Bankrott einzelner Staa-
ten. Dadurch treiben sie die Zinsen in die Höhe. Ratingagenturen setzen 
mit ihren Länderbewertungen die Regierungen unter Druck. Ohne 
einen politischen Umbau der Finanzmärkte ist die Eurokrise nicht in 
den Griff zu bekommen.

6.2	 Irrwege der Eurokrisenpolitik – Euroland spart sich 	
	 zu Tode 

Das Brüsseler und das Berliner Spardiktat haben die Eurokrise ver-
schärft. Das beste Beispiel hierfür ist Griechenland. Dort hat sich die 
Schuldenquote nach Ausbruch der Krise im Frühjahr 2010 fast ver-
doppelt. Im Februar 2012 lag die Schuldenquote bei über 200 Prozent 
des BIP. Ursächlich sind in erster Linie die wachstumsschädlichen 
Sparauflagen, die das BIP massiv schrumpfen ließen, was automatisch 
einen Anstieg der sich ergebenden Schuldenquote zur Folge hatte. 

Kein europäisches Land hat in den letzten 25 Jahren seinen Haus-
halt so radikal konsolidiert wie Griechenland im Jahr 2010. Die Spar-
maßnahmen umfassten für zwei Jahre rund 18 Milliarden Euro oder 
rund acht Prozent der griechischen Wirtschaftsleistung (IMK-Report 
66, 10/2011). Das griechische Haushaltsdefizit sank 2010 um volle fünf 
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Prozentpunkte von 15,4 (2009) auf 10,5 Prozent (2010). Beamtinnen 
und Beamte sowie Angestellte des öffentlichen Dienstes wurden ent-
lassen. Löhne und Renten wurden gekürzt. Die Mehrwertsteuer wurde 
kräftig erhöht. Zudem soll Staateigentum im Wert von 50 Milliarden 
Euro – zwangsläufig zu Schleuderpreisen – verkauft werden.

Die Kürzungspolitik hat dramatische Folgen: Im letzten Jahr hatte 
jeder griechische Haushalt Einkommenseinbußen in Höhe von rund 
5.600 Euro (FTD, 20.10.2011). Damit sank das Pro-Kopf-Einkom-
men um 14 Prozent. Die Einkommenseinbußen drosseln wiederum 
den privaten Konsum. Das BIP schrumpfte 2011 um über sechs Pro-
zent. Die Steuereinnahmen sinken. Die Arbeitslosigkeit ist in zwei Jah-
ren um rund 340.000 Personen gestiegen. Jede sechste Griechin bzw. 
jeder sechste Grieche hatte keine Arbeit. Die Brüsseler Sparauflagen 
haben jegliche Wachstumsperspektiven zunichte gemacht und einen 
wirtschaftlichen Teufelskreis ausgelöst. So wächst der Schuldenberg 
ungehindert weiter.

Die Regierungen der EU, insbesondere diejenigen Deutschlands 
und Frankreichs, stehen vor den Trümmern ihrer eigenen Politik. Die 
Sparpolitik ist gescheitert. Sämtliche Wachstumsziele der Troika wur-
den verfehlt. Ursprünglich sollte Griechenland mit Hilfe des Anpas-
sungsprogramms im Jahr 2014 wieder Zugang zu den Kapitalmärkten 
bekommen. Inzwischen hat die Troika – IWF, EU-Kommission, EZB 
– dieses Ziel kräftig revidiert. Jetzt soll sich Griechenland erst wieder 
2021 selbstständig Geld beschaffen können. 

Es gibt aber keine Einsicht in das Scheitern und seine Gründe, im 
Gegenteil: Als Reaktion auf verfehlte Sparziele erhöht die Troika nun 
die Dosis der falschen Medizin. Denn Schuld an der Misere sind nach 
ihrer Lesart nicht die Sparauflagen, sondern die angebliche Reformun-
fähigkeit der griechischen Regierung und Bevölkerung. Jetzt soll Grie-
chenland bis 2014 weitere 34 Milliarden Euro oder 15 Prozent seiner 
Wirtschaftsleistung einsparen (IMK-Report 66/2011). Zwar werden 
seit dem EU-Gipfel vom Januar 2012 verstärkt wachstumsfördernde 
Maßnahmen „gesucht“ und diskutiert, dies geschieht aber nur als ver-
bale Ablenkung und ohne jedwede Glaubwürdigkeit. Im Gespräch ist 
ein stärker wachstumsorientierter Einsatz der regulären EU-Haushalts-
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mittel, speziell der Regionalfonds. Von einem notwendigen sofortigen 
Investitionsprogramm und einer signifikanten Erhöhung des allgemei-
nen EU-Budgets für den Rechnungszeitraum 2013 bis 2020 ist jedoch 
nicht die Rede. 

Eine vergleichbare Entwicklung vollzieht sich in Spanien, Portugal 
und Italien. Auch dort hat die Kürzungspolitik den konjunkturellen 
Abschwung verschärft. In Portugal umfassen die Konsolidierungsmaß-
nahmen zwischen 2011 und 2013 rund elf Prozent des Sozialprodukts. 
Umgesetzt und geplant sind eine Erhöhung der Mehrwerts- und der 
Immobiliensteuer, Entlassungen und Lohnkürzungen im öffentlichen 
Dienst sowie Kürzungen bei Rente, Arbeitslosengeld und weiteren So-
zialausgaben. Darüber hinaus werden die Zuschüsse für öffentliche 
Unternehmen gekürzt, Staatseigentum (Transport, Energie, Telekom) 
wird privatisiert. 

2011 reduzierte Portugal das strukturelle Defizit um fast fünf Pro-
zentpunkte. Folglich schrumpfte das portugiesische BIP um 1,6 Pro-
zent. Für 2012 wird mit einem Rückgang von mindestens drei Prozent 
gerechnet. In Italien, Spanien und Frankreich kommt das Wirtschafts-
wachstum aufgrund der Sparmaßnahmen ebenfalls nicht vom Fleck. 
Die Arbeitslosigkeit steigt, und die Steuereinnahmen sinken. Die Kür-
zungspolitik droht die EU insgesamt in die Rezession zu treiben. Auch 
die Überschussländer tendieren wegen der rückläufigen Exportnachfra-
ge zu Stagnation und Krise. Das Einzige, was in Südeuropa gegenwärtig 
noch wächst, sind der Schuldenberg und die Armut.

6.3	 Umschuldung

Das Spardiktat lässt den GIPS-Ländern keine Chance, sich aus der 
Schuldenfalle zu befreien. Da die Lage immer aussichtsloser wurde, 
forderten immer mehr Politikerinnen und Politiker sowie Wirtschafts-
wissenschaftlerinnen und -wissenschaftler einen Schuldenschnitt. Nur 
so könne den Schuldnerstaaten geholfen und könnten gleichzeitig die 
Banken an den Krisenkosten beteiligt werden.

Dabei wird häufig übersehen, dass eine Umschuldung große Risiken 
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mit sich bringt. Zunächst einmal besteht eine hohe Ansteckungsgefahr 
für andere Schuldnerstaaten. Wenn Griechenland insolvent wird, wet-
ten die Spekulanten sofort auf die Schwäche Italiens, Spaniens und 
Portugals. 

Ein harter Schuldenschnitt gefährdet zudem das unterkapitalisierte 
europäische Bankensystem. Zwar haben die privaten deutschen Ban-
ken und Versicherungen inzwischen einen Großteil ihrer griechischen 
Anleihen abgestoßen; die deutschen Großbanken saßen zuletzt nur 
noch auf Forderungen in Höhe von rund 15 Milliarden Euro. Doch in 
Frankreich ist die Lage kritisch. Griechenland schuldet französischen 
Geldhäusern nach Angaben der Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich (BIZ) fast 40 Milliarden Euro. Zudem würde ein umfang-
reicher Schuldenerlass für Griechenland sofort die griechischen Banken 
– mit 48 Milliarden Euro größter Gläubiger des griechischen Staates 
– ruinieren. 

Ein Zusammenbruch des griechischen Bankensystems hätte aber un-
mittelbare Folgen für seine italienischen, spanischen, französischen und 
deutschen Geschäftspartner. Es drohen hohe Abschreibungen. Bereits 
heute misstrauen sich die europäischen Banken. Der Interbankenmarkt 
funktioniert nur noch eingeschränkt. Lieber deponieren die Banken ihr 
überschüssiges Geld bei der Europäischen Zentralbank, als es anderen 
Banken kurzfristig zur Verfügung zu stellen. 

Deshalb fordern insbesondere Umschuldungsbefürworterinnen und 
-befürworter eine Rekapitalisierung der europäischen Banken, die mit 
so viel Kapital versorgt werden sollen, dass sie eine Staatspleite überle-
ben können. In kritischen Fällen soll der Rettungsschirm (EFSF) helfen. 
Die EU-Staatschefs haben diese Forderung übernommen. Tatsächlich 
müssen die europäischen Banken sich dringend frisches Kapital be-
schaffen. Die Rekapitalisierung ist aber keine Alternative zur Rettung 
der Staatsfinanzen. Vielmehr muss man das eine tun, ohne das andere 
zu lassen. 

Auf entfesselten Kapitalmärkten ist ein Schuldenschnitt ein Spiel mit 
dem Feuer. Einen Vorgeschmack auf die fatalen Folgen einer solchen 
Maßnahme gab es, als die Bundeskanzlerin im Sommer 2011 eine 21-
prozentige Gläubigerbeteiligung für griechische Staatsanleihen verkün-
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dete. Die Refinanzierungskosten der südeuropäischen Schuldnerstaaten 
nahmen drastisch zu. Italien und Spanien drohte eine Liquiditätskrise. 
Ohne die massive Intervention der Europäischen Zentralbank wäre die 
Situation außer Kontrolle geraten.

6.4	 Austritt aus der Währungsunion

Da die Austeritätspolitik die südeuropäischen Volkswirtschaften er-
drosselt, ist nicht mehr auszuschließen, dass Griechenland oder Por-
tugal oder andere Krisenländer schon bald auf eigenen Wunsch und 
auf Druck der Kernländer die Eurozone verlassen. Schließlich leidet 
der Lebensstandard der Bevölkerung täglich unter dem Brüsseler Spar
diktat. Da liegt es nahe, nach einem Ausweg aus dieser Abwärtsspirale 
zu suchen. Ein Austritt aus der Währungsunion wäre eine solche – al-
lerdings extrem schmerzhafte – Option. 

Durch die Abwertung der neuen Nationalwährung könnte die Ex-
portwirtschaft ihre preisliche Wettbewerbsfähigkeit mittelfristig zwar 
verbessern. Diesem Vorteil stünden aber große Risiken gegenüber. Zu-
nächst würden die Importpreise – hierbei handelt es sich überwiegend 
um Waren des täglichen Bedarfs, hochwertige Konsumgüter (z.B. Au-
tos), Energierohstoffe und Investitionsgüter – dramatisch steigen. Erst 
mittelfristig würde ein Teil der teuren ausländischen Produkte durch 
günstigere heimische Produkte ersetzt werden können. 

Eine Abwertung kann aber auch zu massiver Kapitalflucht führen, 
sofern sie nicht schon im Vorfeld des Austritts stattfindet. Zudem würde 
die in Euro notierte Staatsschuld, die nach dem Eurobeitritt Griechen-
lands begeben worden ist, drastisch zunehmen. Die Kapitalmärkte wür-
den neues Geld nur noch zu Wucherzinsen gewähren. Der Zugang zu 
den internationalen Kapitalmärkten wäre versperrt. Die Staaten müss-
ten ein Schuldenmoratorium ausrufen. Denkbar wäre zwar, dass der 
„Pleitestaat“ neue Kreditgeber – beispielsweise China oder Russland 
– findet. Kurzfristig würden aber auf jedem Fall schwere ökonomische 
und innenpolitische Verwerfungen auf das Land zukommen. Die mittel- 
bis langfristigen Perspektiven hingegen wären unklar. 
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Nach dem Austritt Griechenlands aus der Europäischen Währungs-
union (EWU) würde der ökonomische und politische Druck auf die 
anderen Schuldenstaaten wahrscheinlich massiv steigen. Sollten die 
Euro-Schwergewichte Spanien oder Italien die Eurozone zu verlassen 
gezwungen werden, wäre die Währungsunion in der jetzigen Form 
gescheitert. Übrig bliebe eventuell ein „Nord-Euro“. Für diesen Raum 
wäre der Austritt der Krisenländer mit schrumpfenden Exportmärkten 
verbunden. Das europäische Bankensystem müsste rekonstruiert und 
staatlich massiv gestützt werden. Der gesamteuropäische Integrations-
prozess würde um Jahrzehnte zurückgeworfen. 

Die Irrwege der Euro-Krisenpolitik – Sparpolitik, Umschuldung und 
Austritt – spiegeln auch den traurigen Zustand der deutschen Eliten 
wieder. Die herrschende Politik und die Wirtschaftselite des Landes 
sind mit dem Krisenmanagement hoffnungslos überfordert, obwohl sie 
eigentlich ein ureigenes wirtschaftliches Interesse am Fortbestand des 
gemeinsamen Währungsraumes haben müssten. Die Eliten Deutsch-
lands und anderer EU-Staaten sind Gefangene ihres einzelwirtschaft-
lichen und monetaristischen Denkens und Handelns sowie des daraus 
abgeleiteten neoliberalen Politikentwurfs. Die deutsche Politik setzt 
trotz des erfolgreichen keynesianischen Intermezzos von 2009/2010 
weiter auf reine Kostensenkungsstrategien und eine einseitige Export
orientierung. Dadurch wachsen die ökonomischen Ungleichgewichte 
im Euroland. Hinzu kommt die bornierte nationalstaatliche Ausrich-
tung der herrschenden Euro-Krisenpolitik. 

6.5	 Europa braucht eine solidarische Integration

Die EU muss umfassend reformiert werden. Erforderlich sind eine 
neue ökosoziale Strategie für Beschäftigungswachstum, eine Niedrig-
zinspolitik für die Schuldnerstaaten, eine Reform der Finanzmärkte, 
die Koordinierung der Lohn-, Sozial- und Steuerpolitiken sowie eine 
europäische Wirtschaftsregierung. Kurzfristig braucht die EU eine 
gemeinsame ökologische und soziale Wachstumsstrategie und ein 
europäisches Schuldenmanagement. Griechenland und seine südeuro-
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päischen Nachbarn sind dringend auf Investitionen in Bildung, Wis-
senschaft, Infrastruktur, Technologie und Klimaschutz angewiesen. 

So hat beispielsweise Griechenland große Potenziale in den Berei-
chen maritime Industrien und Dienstleistungen, Tourismus und Phar-
maindustrie. Deswegen sollte jetzt ein umfassender und koordinierter 
Entwicklungsplan für Südeuropa aufgelegt werden. Ein solches In-
vestitions- und Entwicklungsprogramm würde den südeuropäischen 
Beschäftigungsmotor wieder ankurbeln und die hohe Arbeitslosigkeit 
bekämpfen. Das langfristige Ziel muss in einer deutlichen Reduzierung 
des Entwicklungsrückstands der Mittelmeerländer bestehen. Kurzfristig 
kann eine Anschubfinanzierung durch brach liegende Mittel in den EU-
Strukturfonds organisiert werden. Allein Griechenland stehen für den 
Zeitraum von 2007 bis 2013 rund 20 Milliarden Euro zu Verfügung. 
Davon wurden bis 2011 lediglich fünf Milliarden Euro abgerufen. Die 
Mobilisierung dieser Finanzmittel scheitert aktuell an einer verbind-
lichen 50-prozentigen Kofinanzierung durch den griechischen Staat.

Des Weiteren sollte ein „New Deal“ zur Verbesserung der europä-
ischen Infrastruktur und Umwelt (Transportwesen, Telekommunikati-
on, Umweltschutz) weitere Impulse für die wirtschaftliche Entwicklung 
Europas setzen. Zudem ist ein EU-Sofortprogramm zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit in Europa dringend erforderlich.

Letztlich muss die EU zu einer Ausgleichs- und Transferunion wei-
terentwickelt werden. Innerhalb einer Währungsunion sind die Leis-
tungsbilanzüberschüsse der überlegenen Staaten (Regionen) die Leis-
tungsdefizite der schwächeren Länder. Können diese nicht mehr zahlen, 
so bricht ihr Import ein, und folglich schrumpft auch der Export der 
starken Länder (Regionen). In der Bundesrepublik wird dieser Zusam-
menhang durch den horizontalen und vertikalen Finanzausgleich – und 
innerhalb der Bundesländer durch den kommunalen Finanzausgleich 
– reguliert und weitgehend kompensiert. Die zugrunde liegenden Ge-
setzeswerke sind von hohem Verfassungsrang (Art 72, Abs. 2). Es ist 
zudem eine Illusion zu glauben, der EU-Raum insgesamt könne seine 
Leistungsbilanz gegenüber dem „Rest der Welt“ wesentlich steigern. 
Die größten Überschussländer müssen daher zwangsläufig die größten 
Finanziers der europäischen Ausgleichsfonds sein.
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Wachstum in den Krisenländern allein reicht jedoch nicht aus. 
Gleichzeitig müssen die Zinsen für die Schuldnerländer gesenkt wer-
den. Die Entschuldungspolitik der USA und Großbritanniens nach 
dem Zweiten Weltkrieg zeigt die Bedeutung niedriger Zinsen. Durch 
eine staatliche Kontrolle der Zinsen für Staatsanleihen und Ersparnisse 
gelang es beiden Staaten – bei allerdings gleichzeitiger Einschränkung 
des internationalen Kapitalverkehrs –, die Staatsschulden sehr rasch 
zu reduzieren. 

Die Notfallkredite der ESFS bzw. des ESM sollten zu günstigeren 
Konditionen vergeben werden. Zudem muss Brüssel endlich die Schul-
den aller Mitgliedstaaten garantieren und gemeinschaftlich besicherte 
Eurobonds ausgeben. Eurobonds sollten sowohl für die Refinanzie-
rung bestehender Staatsschulden als auch für die Neuverschuldung 
ausgegeben werden. Auf diese Weise würde sich die Bonität der hoch 
verschuldeten Staaten deutlich verbessern, wodurch sie ihre Refinanzie-
rungskosten erheblich senken könnten. Möglicherweise würden dann 
zwar die Refinanzierungskosten der Eurostaaten mit hoher Bonität 
leicht ansteigen. Diese zusätzlichen Kosten wären aber gering im Ver-
gleich zu den möglichen Kosten eines Zusammenbruchs der Eurozone. 
Eurobonds wären ein wichtiger Schritt hin zu einer europäischen So-
lidargemeinschaft. 

Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der Eurobonds gibt es 
unterschiedliche Konzepte (Eurobonds mit gesamtschuldnerischer 
Haftung, Eurobonds mit Schuldengrenze, Eurobonds mit anteiliger 
Haftung der Mitgliedsstaaten). Gemein haben die unterschiedlichen 
Vorschläge die Sorge um mögliche Fehlanreize für die Finanzpolitik. 
Eurobonds sollen nicht zum verantwortungslosen Schuldenmachen 
einladen. 

Für diese Befürchtung gibt es aber in der Eurozone wenig Anlass, 
denn die nationalen Finanzpolitiken haben im letzten Jahrzehnt al-
lenfalls einen moderaten Anstieg der Staatsausgaben verursacht. Die 
Schulden stiegen nicht aufgrund laxer Ausgabenpolitik, sondern we-
gen zu geringer Steuereinnahmen und der Übernahme der Kosten der 
Finanzmarktkrise. Mittelfristig sollten Eurobonds jedoch mit einer 
europäischen Wirtschaftsregierung einhergehen. Eine Vergemeinschaf-
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tung der Verschuldung braucht auch eine Supranationalisierung und 
Demokratisierung der Fiskalpolitik. 

Den skizzierten Sofortmaßnahmen müssen grundlegende Reformen 
der europäischen Institutionen und eine Regulierung folgen. Zentral 
ist zunächst eine Reform der europäischen Finanzmärkte. Entfesselte 
Finanzmärkte und eine drastisch verschlechterte Einkommens- und 
Vermögensverteilung haben die Eurokrise verursacht und verschärft. 
Die Staatsfinanzen hängen am Tropf der Kapitalmärkte.

Der radikalste Schritt zur Euro-Rettung wäre eine Entkoppelung 
der Staatsfinanzen von den Kapitalmärkten in Form einer direkten 
Staatsfinanzierung durch die Zentralbank. Dies ist in den USA, Japan 
und Großbritannien gängige Praxis. Lediglich in der EU verbietet die 
EZB-Satzung die direkte Staatsfinanzierung. 

Aktuell könnte aber der neu geschaffene Rettungsschirm (EFSF) 
mit einer Banklizenz ausgestattet werden. Eine solche Konstruktion 
entspräche der auch von den deutschen Gewerkschaften geforderten 
„Europäischen Bank für öffentliche Anleihen“. Dann könnte die Zen-
tralbank den Rettungsschirm finanzieren und ihn mit hoher Finanzkraft 
ausstatten. Der Rettungsschirm könnte anschließend Staatsanleihen in 
hohem Maße und zu einem niedrigen Zinssatz aufkaufen. Die Spekula-
tion auf die Pleite einzelner Staaten wäre von heute auf morgen beendet, 
die Finanzierung der Schuldenstaaten wäre dauerhaft abgesichert. 

Eine direkte oder indirekte Staatsfinanzierung muss aus Sicht der 
Bundesbank und der deutschen Wirtschaftswissenschaft jedoch um 
jeden Preis verhindert werden. Wer die Geldpresse anschaltet, wird 
Inflation ernten, lautet der zentrale monetaristische Glaubenssatz. So 
weit die graue Theorie. Die Praxis spricht eine andere Sprache: In 
den USA, Großbritannien und Japan finanzieren die Zentralbanken 
seit Jahrzehnten einen Teil des Staatshaushaltes, ohne dass die Preise 
außergewöhnlich stark gestiegen wären. Stabile Preise sind ohnehin 
kein Alleinstellungsmerkmal des Eurolandes. Preise klettern, wenn 
Arbeitskräfte und Produktionsmittel knapp werden, aber nicht, wenn 
Zentralbanker Staatspapiere kaufen. 

Die Gralshüter des Monetarismus haben jedoch noch ein anderes 
Glaubwürdigkeitsproblem: In der großen Finanzmarktkrise warf die 
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EZB für die Banken die Notenpresse an. Die Banken durften ihre nahe-
zu wertlosen Papiere als Sicherheiten hinterlegen. Im Gegenzug gab es 
frische Kredite zu einem niedrigen Leitzins. Die Banken machten von 
diesem Angebot großzügig Gebrauch. Und kurz vor dem Jahreswechsel 
2011/2012 bot die Europäische Zentralbank den Banken 500 Milli-
arden Euro zu einem Zins von einem Prozent und einer Laufzeit von 
maximal drei Jahren an. Die Geldhäuser griffen sofort zu.

Die konservativ-liberale Bundesregierung kann mit diesen Wider-
sprüchen offensichtlich leben, schließlich geht es ihr auch um etwas 
ganz anderes: Sie will die Disziplinierungsfunktion der Kapitalmärk-
te aufrechterhalten. Ein schlanker oder besser sklerotischer Staat ist 
politisch leichter durchsetzbar, wenn private Finanzinvestoren über 
die Höhe der Refinanzierungskosten entscheiden. Personalabbau und 
Privatisierungen können dann als notwendiger Sachzwang verkauft 
werden, um das Vertrauen der Märkte wiederzugewinnen. 

Eine Entkoppelung der Staatsfinanzierung von den Kapitalmärkten 
würde den Sparzwang mindern. Obwohl die Staatsschulden in den 
USA, Großbritannien und Japan höher sind als in einigen Euroländern, 
wettet niemand auf die Pleite dieser Länder. Diese Staaten können sich 
auch weiterhin zu Niedrigzinsen refinanzieren. 

Eine Staatsfinanzierung via Zentralbank ist aber natürlich keine 
Lizenz zum Schuldenmachen. Sie ersetzt keine gute Steuer- und Ver-
teilungspolitik. Auch deshalb sind Vereinbarungen sinnvoll, welche 
die Staatsverschuldung kontrollieren, ohne dass die Länder zu einer 
ökonomisch schädlichen Austeritätspolitik gezwungen werden. Die 
Mitgliedstaaten sollten sich auf eine konjunktur- und verteilungsge-
rechte Konsolidierung der öffentlichen Haushalte verpflichten, die ins-
besondere durch Steuermehreinnahmen erfolgen sollte. Steuerdumping 
darf künftig nicht mehr als Wettbewerbspolitik zulasten anderer Länder 
eingesetzt werden. Im Zentrum muss die Besteuerung von hohen Ein-
kommen und Vermögen stehen.

Es bedarf darüber hinaus auch einer Koordinierung der Lohn-, 
Sozial- und Steuerpolitiken in der EU, denn eine solche Abstimmung 
erschwert Dumpingstrategien. Dadurch würde der Abwärtsspirale bei 
Löhnen, Sozialausgaben und Steuern im System der Wettbewerbsstaa-
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ten entgegengewirkt. So können die Ungleichgewichte in den Handels- 
und Kapitalströmen der Eurozone abgebaut werden. Voraussetzung 
für eine koordinierte Lohnpolitik ist jedoch, dass die Gewerkschaften 
auch in der Lage sind, die nationale Lohnentwicklung zu beeinflussen. 
Dies ist in vielen Euroländern heute nicht mehr der Fall. Hier besteht 
akuter politischer Handlungsbedarf. Mit Hilfe von Mindestlöhnen, 
der Förderung regulärer Beschäftigungsformen und einer Stützung der 
Tarifsysteme würde die Verhandlungsposition der Gewerkschaften po-
litisch gestärkt. 

Es gibt aber auch ökonomisch schädliche Formen der Koordinie-
rung. Beispiele hierfür sind der Stabilitäts- und der Euro-Plus-Pakt. 
Letzter basiert auf der irrtümlichen Annahme, dass die Ungleichge-
wichte zurückgehen, wenn alle Staaten dem deutschen Spardiktat fol-
gen. Es können aber nicht alle Staaten gleichzeitig Überschüsse erzielen. 
Der Pakt verschärft mithin nur die schuldentreibende Deflationspolitik 
in Europa.

Ein zentraler Reformschritt wäre eine europäische Wirtschafts
regierung. Die Währungsunion muss Schritte in Richtung einer poli-
tischen Union unternehmen. Eine demokratisch legitimierte europä-
ische Wirtschaftsregierung könnte künftige Krisen konjunkturpolitisch 
effektiver bekämpfen und zudem die Wettbewerbsfähigkeit Süd- und 
Osteuropas mit Hilfe einer stärkeren europäischen Regional-, Indus-
trie- und Dienstleistungspolitik verbessern. Durch einen umfangreichen 
Finanzausgleich könnten innereuropäische Entwicklungsunterschiede 
verringert werden. Eine europäische Wirtschaftsregierung erfordert 
aber auch eine Stärkung des Europäischen Parlaments.

Nur große Schritte nach vorn können die Europäische Union und 
den Euro dauerhaft stabilisieren. Diese Reform ist im Interesse aller 
europäischen Staaten. Um sie zu realisieren, müssen die Euroländer 
erkennen, dass eine gemeinsame Währung weit mehr braucht als eine 
Europäische Zentralbank. Es bedarf qualitativ neuer Integrationsschü-
be in Richtung einer politischen Union. In früheren Krisen konnte sich 
Europa stets am eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen. Dies war nach 
der Politik des „leeren Stuhls“ von de Gaulle in den Jahren 1965/1966 
möglich: Durch das zeitweilige Fernbleiben der französischen Verhand-
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lungsdelegation konnte mit dem Haager Gipfel von 1969 ein neuer 
Schub im Integrationsprozess erreicht werden. 

Dies war auch 1987 der Fall, als mit der Einheitlichen Europäischen 
Akte und dem Binnenmarktprojekt eine längere Phase des Integrations-
staus überwunden wurde. Leider trug diese Entwicklung aber schon 
stark neoliberale Züge. Die Maastrichter Verträge waren sogar ein 
eindeutiger Fehlschritt. Die Konstruktionsfehler der Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie deren neoliberale Ausrichtung, die auch durch 
den Lissabon-Vertrag nicht geheilt wurden, stürzten Europa in eine 
tiefe Krise. 

Die hier vorgelegten weitgehenden Reformvorschläge für die EU, 
die Euroländer und die EZB sind innerhalb der demokratischen und 
linken politischen Kräfte nicht unumstritten. Es gibt auch gute Gründe 
für den Vorschlag, erst einmal mit „weniger Europa“ neu zu starten. 
Hierzu hat vor allem Andreas Nölke (Blätter für deutsche und in-
ternationale Politik, Nr. 3/2012) weitreichende Vorschläge gemacht: 
Statt weiterer „Supranationalisierung“ mit Fiskalunion, Zugriff der 
Unionsebene auf die nationale Haushaltspolitik und letztlich einem 
„europäischen Finanzminister“ fordert er einen Neustart der „Integra-
tion unterhalb der Ebene einer supranationalen Verfassung“ („Modell 
kooperativer Stabilität“ oder „linker Protektionismus“) mit zwei oder 
mehreren Währungszonen. 

Angesichts der Dimension der europäische Probleme bedarf es zu-
künftig weitergehender Debatten über vorhandene linke Konzepte und 
Strategien für ein Europa, das nicht dem Kapital und den Konzernen 
dient, sondern den Bürgerinnen und Bürgern. Klar ist, dass die EU heute 
erneut die Kraft für umfassende demokratische Reformen braucht. 
Es ist zu hoffen, dass ihr ein solcher Schritt gelingt, der – so oder so 
– mit einer klaren Abkehr von der neoliberalen Wirtschaftsideologie 
verbunden sein müsste. 
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6.6	 Langfristige realwirtschaftliche Stärkung 
	 der Krisenländer 

Die bisherige Reaktion der EU und des IWF auf die Krise besteht 
hauptsächlich aus Maßnahmen zur kurzfristigen Erhaltung der Zah-
lungsfähigkeit (Rettungsschirme und -pakete) sowie aus aufgezwun-
genen Austeritätspolitiken, die davon ausgehen, dass zu hohe staatli-
che Verschuldungsraten die Hauptursache für die Krisen sind. Die Ge-
samtpakete führen zu einer drastischen Reduzierung der öffentlichen 
und privaten Investitionen sowie des privaten Konsums und zur fun-
damentalen Schwächung der öffentlichen Institutionen. Erforderlich 
ist in der jetzigen schweren Krise jedoch das genaue Gegenteil, um eine 
weitere Vertiefung der sozialen Krise zu verhindern.

1. Entwicklungspläne für die Krisenländer
Eine bzw. die Kernursache für die Krise in den betroffenen Ländern ist 
das seit der Einführung des Euro stetig gewachsene Leistungsbilanz-
defizit der Krisenstaaten. Es müssen daher nicht nur ihre Exporte ge-
steigert, sondern auch die Importe verringert (bzw. in einer wachsen-
den Wirtschaft relativ verringert) werden. Im Kern läuft dies auf eine 
Ausweitung der produktiven und möglichst ökologisch orientierten 
Wirtschaft hinaus. Die Expansion der Exporte und die Importsub
stitution durch Eigenproduktion sind unter den Bedingungen einer 
einheitlichen Währung nur als wissensbasierte Neustrukturierung 
möglich, d.h. Forschung und Entwicklung, Ausbildung und Qualifika-
tion müssen gesteigert bzw. verbessert werden, um in den neuen (oder 
zu modernisierenden alten) Industrien und Dienstleistungssektoren 
der Konkurrenz aus dem Norden Paroli bieten und neue Wirtschafts-
zweige aufbauen zu können. Die hohen Mittel aus den EFRE-Fonds, 
die z.B. Griechenland nicht abrufen kann (inzwischen sind es etwa 
15 Milliarden Euro), sollten unbürokratisch zur Verfügung gestellt 
werden, und zwar hauptsächlich für die Wirtschafts- und Regional-
förderung.

Am Beispiel der Energiewirtschaft soll dies verdeutlicht werden: 
Die Substitution der Ölkraftwerke durch regenerative Energieerzeu-
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gung (Wind, Sonne etc.) sollte über die gesamte Wertschöpfungskette 
entwickelt werden, einschließlich der Forschungs-, Entwicklungs-, 
Ausbildungs-, Betriebs- und Wartungskapazitäten. Dafür ist die Grün-
dung zahlreicher neuer Unternehmen und Hochschulfachbereiche er-
forderlich, deren Entwicklung nach dem Vorbild der Universitäten mit 
technischem Schwerpunkt oder der Technologiezentren und -parks im 
Ruhrgebiet bzw. in Ostdeutschland erfolgen könnte (Technopolis-Kon-
zept). Zudem muss die Verkehrspolitik von der Konzentration auf 
Hochgeschwindigkeitsverbindungen von der Peripherie in die europä-
ischen Zentren auf die Entwicklung leistungsfähiger Netze des ÖPNV 
und ÖV innerhalb dieser Länder und zwischen den Peripherieländern 
umgestellt werden.

Die Revolution in der Transporttechnologie und Logistik hat die 
Transportkosten in den vergangenen Jahrzehnten drastisch gesenkt. 
Waren mit hoher Wertschöpfung pro Tonne sind daher zu beinahe 
identischen Kosten überall im Wirtschaftsraum verfügbar. Niedrig-
lohnstrategien, die von den Industrieverbänden, neoliberalen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie Politikerinnen und Politi-
kern empfohlen bzw. gefordert werden, um Krisenregionen nach vorne 
zu bringen, sind daher ein untaugliches Instrument. Niedriglohnstra-
tegien machen eine wissenschafts- und technikintensive Orientierung 
und Entwicklung der Krisenregionen unmöglich. Eine Nord-Süd-Un-
gleichheit, wie sie z.B. seit 150 Jahren in Italien vorherrscht, wäre für 
weitere Jahrzehnte für Gesamteuropa unvermeidlich.

2. EU-Unterstützung
Die bisherige EU-Kohäsions- und Regionalpolitik, wie sie in den Kohä-
sionsberichten der EU beschrieben wird, war nur bedingt erfolgreich. 
Zwar wurden über den Kohäsionsfonds in den Südländern große 
Infrastruktursysteme (Autobahn- und Telekommunikationsnetze, 
Schienenstrecken, Bildungseinrichtungen, Flughäfen, Häfen usw.) 
auf- und ausgebaut, wie dies derzeit auch in den osteuropäischen Mit-
gliedsländern der Fall ist. Damit wurden zugleich die Erreichbarkeiten 
deutlich verbessert, was den Absatz von Industrieprodukten aus dem 
Norden im Süden und Osten stark beschleunigte. 
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Der ungleich schwierigere Part des Aufbaus neuer Industrien sowie 
der Modernisierung und Expansion vorhandener Industrien ist aber 
nur schleppend vorangekommen. Hierfür gibt es viele Gründe: Ei-
nerseits herrschten in der EU-Bürokratie und den Nordländern rigide 
Vorstellungen von Arbeitsteilung vor: Der Norden produziert Autos 
und Maschinen, der Süden vermarktete Strände und Südfrüchte. Nach 
der Aufnahme in die EU bzw. der Wende 1990 übernahmen die Nord-
konzerne die Industriekonzerne des Südens und Ostens. So wurden 
beispielsweise SEAT und SKODA zunächst verlängerte Werkbänke 
des VW-Konzerns. Investitionen von Ford und VW in Portugal, fran-
zösische Aktivitäten in Spanien usw. erfolgten in der Regel ohne die 
Verlagerung von FuE- und Headquarter-Funktionen, was sie äußerst 
volatil machte. Die traditionellen, arbeitsintensiven konsumnahen In-
dustrien (Textil- und Bekleidung, Schuh- und Lederwaren usw.) wurden 
über Nacht von osteuropäischen Standorten niederkonkurriert, sofern 
sie sich nicht mit hohen Designstandards (und den entsprechenden 
Ausbildungskapazitäten) behaupten konnten.

Die Regionalfonds, die für die Entwicklung industrieller und in-
dustrienaher Aktivitäten zuständig sind, hatten es demzufolge ungleich 
schwerer als der Kohäsionsfonds, Erfolge aufzuweisen, ganz abgesehen 
davon, dass sie mit viel weniger Geld ausgestattet waren. 

Die schrittweise Umstrukturierung alter Industrieregionen – z.B. im 
Saarland oder Ruhrgebiet – benötigte bis zu 40 Jahren. Der ostdeut-
sche Umstrukturierungsprozess dauert bislang 20 Jahre, ohne dass ein 
Ende absehbar ist. Insofern wird Ostdeutschland vom bisher geplanten 
Auslaufen des Solidaritätspakts II im Jahr 2019 und von der „Schulden-
bremse“ schwer getroffen werden. Dieser Strukturwandel musste und 
wurde von der EU, vom Bund und von den Sozialversicherungen mit 
einem massiven struktur- und sozialpolitischen Programm begleitet, mit 
Frühverrentungen, breiten Umschulungsprogrammen, staatlichen Stüt-
zungsprogrammen für das kontrollierte Schrumpfen der Altindustrien 
usw. Zugleich mussten neue Strukturen entwickelt werden: Universi-
täten und Fachhochschulen, Technologiezentren, die Attraktivierung 
der Städte, etwa durch ökologische Modernisierung (vgl. Bömer u.a. 
2010). In den nordeuropäischen Ländern verfügt beinahe jede Kreis-
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stadt über eine Fachhochschule mit Abteilungen für Maschinenbau, 
Elektrotechnik, Informatik und auch für die sozialen, wirtschaftlichen 
und städtebaulichen Fächer. Zugleich müssen diese Institutionen mit 
den regionalen Unternehmen und den Einrichtungen für Unterneh-
mensgründungen zusammenarbeiten, ohne sich den kurzfristigen Profit
interessen der Unternehmen zu unterwerfen. Starke Gewerkschaften 
und andere regionale Stakeholder (Städte, Kammern, Umweltverbände) 
sind also notwendig und ein bedeutender Erfolgsfaktor für einen er-
folgreichen Strukturwandel und Umbau der Regionen.

Heute kommen zusätzliche Herausforderungen auf die Entwick-
lung von Krisenregionen zu: Einerseits nimmt der Importdruck billiger 
Waren (mit stetig wachsendem Technikgehalt) aus Asien enorm zu. 
Zweitens intensiviert sich der Konkurrenzdruck zwischen den Me-
tropolen. Sie werden attraktiver, während die Krisenregionen immer 
stärker von Abwanderung und demografischer Schrumpfung betroffen 
sind. Drittens führen die EU-Krise und die neoliberale Austeritätspolitik 
dazu, dass viel weniger öffentliche Mittel für den Aufbau neuer Wirt-
schaftszweige in den Krisenregionen zur Verfügung stehen. Die EU-
Regionalfonds stagnieren bzw. werden sogar reduziert, obwohl sich der 
Konkurrenzdruck radikal verschärft hat. Zudem hat sich das Paradig-
ma der Regionalpolitik mit dem Lissabon-Prozess drastisch verändert. 
Die Mitgliedsländer dürfen die für sie vorgesehenen Regionalmittel 
auch in die Metropolen investieren, getreu dem neoliberalen Motto der 
„Trickle-down-Effekte“: Wenn es den Reichen (reichen Regionen) gut 
geht, fallen ein paar Krümel auch für die Armen (armen Regionen) ab. 
Die theoretische Scheinalternative Wachstums- versus Ausgleichsziel 
wird zugunsten des Wachstums in den Metropolen entschieden, obwohl 
die Empirie eine ganz andere Sprache spricht (vgl. Bade/Eikelpasch 
2011). Unter diesen Bedingungen dürfte es so gut wie unmöglich sein, 
im EWU-Raum die regionalen Disparitäten zu verringern. Zunächst 
werden sie sogar erheblich steigen. Die Angleichungsfortschritte von 
40 Jahren werden durch die aktuelle Krise in kürzester Zeit zunichte 
gemacht.

Die erforderlichen Maßnahmen zur Bekämpfung dieser negativen 
Entwicklung können hier nur schlagwortartig benannt werden: 
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• 	 Die Öffnung der Regionalförderung für die Metropolen ist zurück-
zunehmen.

•	 Es sind große integrierte Entwicklungs- und Investitionsprogramme 
im oben beschriebenen Sinn zu entwickeln und zu fördern. Kern
bestandteile einer solchen Politik sind: Universitäten mit tech-
nischem Schwerpunkt, Forschung und Entwicklung, Bildung, Aus-
bildung, Technologiezentren und -parks, regionale Struktur- und 
Entwicklungsprogramme, intensive Förderung und Beratung von 
KMU.

•	 Eine drastische Erhöhung der Regionalfonds sowie die Bildung von 
Stakeholderallianzen und schlagkräftigen öffentlichen Wirtschafts-
förderungseinrichtungen sind dringend erforderlich.

•	 Ökologische Umbauprogramme in den Krisenregionen und für sie 
müssen entwickelt werden.

•	 Für die Krisenländer und -regionen müssen Schuldensenkungspro-
gramme sowie die Senkung der Schuldenfinanzierungskosten (etwa 
durch Eurobonds) organisiert werden.

•	 Die Krisenländer und -regionen müssen Allianzen bilden, um in der 
EU ihre Interessen stärker artikulieren zu können.
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7 	 Pflege in der Krise 
 

7.1	 Nicht nur ein Problem unzureichender 
	 Arbeitsmarktregulierung 

Um die Dienstleistungsarbeit ist es in Deutschland schlecht bestellt. In 
keinem anderen europäischen Staat besteht bei den Arbeitskosten je 
Stunde zwischen Verarbeitendem Gewerbe und privatem Dienstleis-
tungssektor ein so großes Gefälle wie hierzulande. Im Jahr 2010 lagen 
die Arbeitskosten im privaten Dienstleistungssektor bei 26,70 Euro 
und damit um 19 Prozent unter denen des Verarbeitenden Gewerbes 
von 32,90 Euro. In der EU-27 betrug die Differenz nur knapp ein 
Prozent. Betrachtet man nur die reifen Industrieländer, so ist auch hier 
der Arbeitskostenabstand durchgängig wesentlich geringer. In Belgien, 
Frankreich, Italien, den Niederlanden und Schweden liegt er bei unter 
4,5 Prozent, in Dänemark liegen die Arbeitskosten im privaten Dienst-
leistungssektor mit 38,70 Euro sogar um sieben Prozent über denen 
des Verarbeitenden Gewerbes. Zwar weist der öffentliche Dienstleis-
tungssektor mit 13 Prozent einen geringeren Abstand auf (vgl. Niechoj 
u.a. 2011, Tab. 1); da dessen beschäftigungspolitisches Gewicht in 
Deutschland jedoch nicht halb so groß ist wie in den skandinavischen 
Ländern und auch deutlich unter dem aller anderen reifen europä-
ischen Industrieländer liegt, gehen davon keine ausgleichenden Effekte 
aus. Der Vergleich macht deutlich: Das in Deutschland ausgeprägte 
Zurückbleiben der Arbeitskosten und Löhne für Dienstleistungstätig-
keiten hat mit der Dienstleistungsbeschäftigung per se nichts zu tun. 
Es handelt sich hauptsächlich um ein deutsches Problem. 

Volkswirtschaftlich betrachtet hat der Dienstleistungssektor mit 
Anteilen von jeweils über 70 Prozent sowohl an der Bruttowertschöp-
fung wie am gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungsvolumen auch in 
Deutschland eine erhebliche Bedeutung. Von einer zukunftsgerichteten 
Dienstleistungspolitik kann gleichwohl keine Rede sein. Hohe Aufmerk-
samkeit finden in der Politik die Dienstleistungsbereiche, die man als 
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eine Art Appendix des exportorientierten Produktionssektors begreifen 
kann. Binnenmarktbezogene Dienstleistungen werden grundsätzlich 
weniger geschätzt und soziale Dienstleistungen primär unter Kosten-
gesichtspunkten gesehen. Dass nicht wenige Dienstleistungsbereiche 
zu einem Experimentierfeld für Niedriglohnbeschäftigung und Formen 
der Prekarisierung gemacht wurden (vgl. Bosch/Weinkopf 2011), steht 
damit in engem Zusammenhang. 

Zur Schieflage in der deutschen Dienstleistungspolitik gehört ihre 
einseitige Marktorientierung. Ob die mit Dienstleistungen verbundenen 
Tätigkeiten für die Gesellschaft von Nutzen sind, interessiert kaum. 
Entscheidend ist vielmehr, dass die Leistungserbringung marktförmig 
erfolgt und staatliche Konsumausgaben auf einem im internationalen 
Vergleich sehr geringen Niveau gehalten werden. 

Der Dienstleistungssektor weist eine sehr heterogene Struktur auf, 
weshalb die Fehlentwicklungen entsprechend differenzierter Analysen 
bedürfen. Eine Beschränkung auf die Gegebenheiten am Arbeitsmarkt 
greift dabei zu kurz. Eine unzureichende arbeitsmarktpolitische Re-
gulierung prägt den Bereich der marktorientierten Dienstleistungen 
z.B. im Einzelhandel oder in der Gastronomie. Bei gesellschaftlichen 
Bedarfsfeldern dagegen ist die arbeitsmarktpolitische Regulierung nur 
ein Nebenthema. Hier dominieren tiefer liegende Konfliktlinien mit 
teilweise langer Geschichte. Es geht bei diesen Dienstleistungen im Kern 
um die Rolle, die dem Staat zugemessen wird. Umfang, Reichweite und 
Qualität der Leistungserbringung wie auch die Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen der Beschäftigten hängen hier gleichermaßen von 
der staatlichen Bereitschaft ab, eine qualitativ hochstehende und für 
alle Bürgerinnen und Bürger gut zugängliche Infrastruktur zu schaffen 
sowie den laufenden Betrieb dauerhaft zu finanzieren. Diese Bereit-
schaft ist in Deutschland unterentwickelt. Statt öffentliche Dienstleis-
tungsbereiche bedarfsgerecht weiter zu entwickeln, wurden im Rahmen 
massiver Privatisierungsprozesse seit Anfang der 1990er Jahre mehr als 
zwei Millionen Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst abgebaut, ohne 
dass eine Kehrtwende in Sicht wäre. Die Privatisierung betrifft alle Be-
reiche öffentlicher Daseinsvorsorge und erfolgt in allen Bundesländern 
unabhängig von der Couleur der jeweiligen Landesregierung.
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Bei sozialen Dienstleistungen vereint sich neoliberaler Privati-
sierungseifer mit subsidiärer konservativer Sozialstaatlichkeit. Ein 
grundlegender Widerspruch tritt zutage. Obwohl traditionelle Familien
modelle und geschlechtliche Rollenzuschreibungen in der Bevölkerung 
nur noch geringen Zuspruch finden, bestehen die darauf begründeten 
ökonomischen und gesellschaftlichen Strukturen fort. Eine Dienstleis-
tungspolitik, die dem Wandel bei den Familienleitbildern Rechnung 
trägt, existiert nicht. Stattdessen gibt es eine gespaltene Agenda, bei der 
Modernisierung nur so weit betrieben wird, wie sie nichts kostet und 
zur Zementierung der bestehenden Verhältnisse beiträgt, nicht aber zu 
deren Transformation. Das Festhalten am Ehegatten-Splitting ist hier 
ebenso einzuordnen wie die Geringhaltung des formalen Qualifikations-
niveaus bei frauenaffinen erzieherischen und pflegerischen Berufen. Die 
in Deutschland besonders schlechte Bezahlung dieser Tätigkeiten ließe 
sich bei einer Anhebung des formalen Qualifikationsniveaus schwerlich 
weiter rechtfertigen. Während andere Länder – an erster Stelle sind hier 
die skandinavischen zu nennen – erstens die Regelungen abgebaut ha-
ben, die einer annähernd gleichwertigen Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und Männern entgegenstehen, und zweitens durch eine umfassende öf-
fentliche Infrastruktur der Pflege und Betreuung für Jung wie Alt nicht 
nur die Vereinbarkeit von Familie und Beruf aktiv fördern, sondern 
auch für hochwertige Arbeitsplätze in diesen Bedarfsfeldern sorgen, 
kommt der Aufbau einer derartigen Infrastruktur in Deutschland nur 
schleppend voran. Bei der Kinderbetreuung gab es in Westdeutschland 
jahrzehntelange ideologische Abwehrkämpfe. Nun, nachdem akzep-
tiert ist, dass ein partnerschaftliches Miteinander von familiärer und 
öffentlich verantworteter Erziehung und Betreuung für Gesellschaft 
und Individuen gleichermaßen vorteilhaft ist, tritt Mitte 2013 zwar ein 
Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für Kinder ab Vollendung des 
ersten Lebensjahres in Kraft. Der Ausbau der Infrastruktur hakt jedoch 
so stark, dass das Platzangebot weit hinter der Nachfrage zurückbleibt. 
Billiglösungen zulasten der Qualität sind absehbar.

Im MEMORANDUM 2009 (Kapitel 4: Soziale Dienstleistungen in 
öffentlicher Verantwortung, S. 145–173) hat sich die Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik für eine Anerkennung der Verantwor-
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tung des Staates als Dienstleister im gesellschaftlichen Interesse aus-
gesprochen. Dieser Faden soll nachfolgend mit Blick auf den Bereich 
der Infrastruktur für die Pflege und Alltagsunterstützung der älteren 
Generation weitergesponnen werden. Auch bei der Pflege, Betreuung 
und Alltagsunterstützung älterer Menschen geht es um die Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Die Debatte ist hier, anders als bei der 
Kinderbetreuung, aber noch kaum eröffnet.

7.2	 In jeder Hinsicht rückständig: ein Überblick zu 
	 Fakten und Zusammenhängen im internationalen 	
	 Vergleich

Das Pflegesystem steht paradigmatisch für die Rückständigkeit 
Deutschlands bei der Entwicklung sozialer Dienstleistungen. Es exis-
tiert kein servicebasiertes System mit einer Dominanz professionell 
erbrachter Pflegeleistungen, sondern ein familienbasiertes System, bei 
dem die Last von Pflege und sozialer Betreuung vorrangig bei weib-
lichen Familienangehörigen als besonders billigem Pflegedienst ab
geladen wird. Auf 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner ab 65 Jah-
ren kamen im Jahr 2009 nur knapp 38 vollzeitäquivalent Beschäftigte 
gegenüber 119,5 in Dänemark (nur kommunaler Altenservice). Syste-
me gleichen problematischen Grundtyps wie in Deutschland existieren 
in den mediterranen Ländern sowie in den osteuropäischen EU-Bei-
trittsländern (vgl. Heintze 2012). Was Deutschland von diesen Län-
dern unterscheidet, ist außer einem enger gefassten Familienbegriff ein 
hohes Niveau an öffentlicher Regulierung. Anders als in den service
basierten skandinavischen Ländern (und auch in den Benelux-Staa-
ten) zielt die öffentliche Regulierung aber nicht auf die Sicherstellung 
qualitativ hochstehender Dienstleistungen, die sich am individuellen 
Bedarf pflege- und unterstützungsbedürftiger Menschen ausrichten. 
Das engmaschig-bürokratische deutsche Regulierungssystem ist nicht 
bedarfs-, sondern ausgabengesteuert. Es zielt auf die Minimierung der 
von den Pflegekassen und ergänzend von den Kommunen zu tragenden 
Ausgaben bei gleichzeitig maximaler Kostenprivatisierung. Hinsicht-
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lich dieses Doppelziels ist das System „erfolgreich“, denn obwohl 
Deutschland OECD-weit über den nach Japan und vor Italien und 
Griechenland höchsten Bevölkerungsanteil an ab 65-Jährigen verfügt, 
liegen die öffentlichen Ausgaben für Leistungen der Langfristpflege 
um gut 0,3 BIP-Prozentpunkte unter dem OECD-Durchschnitt (vgl. 
OECD 2011). Die Leistungserbringung erfolgt dabei hochfragmen-
tiert mit zahlreichen Fehlanreizen. Dies ist nicht zuletzt die Folge einer 
zunehmend privat-gewerblich geprägten, auf Wettbewerb gerichteten 
Trägerstruktur bei gleichzeitigem Fehlen übergeordneter öffentlicher 
Steuerung. Die sozialen und gesellschaftlichen Kosten sind hoch. Von 
einem am individuellen Bedarf ausgerichteten, qualitativ hochstehen-
den öffentlichen Pflegesystem, das den Anforderungen des demogra-
fischen Wandels Rechnung trägt, kann keine Rede sein. 

Hauptproblem: Öffentliche Unterfinanzierung 
In der EU haben die Länder mit familienbasierten Systemen niedrigere 
Geburtenraten. Die Alterung der Bevölkerung ist dort in der Konse-
quenz stärker vorangeschritten als in Ländern mit servicebasierten 
Pflegesystemen. So stellt die „Generation 65 plus“ in Deutschland 
ein gutes Fünftel der Bevölkerung (1. Januar 2011: 20,6 Prozent) ge-
genüber Anteilen zwischen 12,3 Prozent (Island) bis 18,5 Prozent 
(Schweden) in Ländern mit servicebasiertem Pflegesystem (vgl. Euro
stat). Die Anzahl gesunder Jahre, die ab 65-Jährige in Deutschland 
erwarten können, ist nach 2005 gegenüber dem Niveau zu Beginn 
des Jahrhunderts bei Männern wie Frauen um mehrere Jahre abge-
sunken und lag 2009 bei Frauen nur noch bei 6,5 Jahren gegenüber 
Werten zwischen 8,9 Jahren (Finnland) bis 14,6 Jahren (Schweden) 
in den servicebasierten Ländern. Abgesehen von Malta liegen alle 
Länder mit familiarisiertem System unter dem EU-27-Durchschnitt 
(Stand: 2009), wobei Deutschland gegenüber den 1990er Jahren so 
weit zurückgefallen ist, dass es nunmehr zu den Schlusslichtern zählt. 
Nur Teile der osteuropäischen Länder (Estland, Lettland, Litauen, 
Slowakei, Ungarn) sowie Griechenland und Portugal schneiden gleich 
schlecht oder noch schlechter ab.

In dieser Negativentwicklung in Deutschland kommen die gesund-
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heitlichen Folgen verschlechterter Beschäftigungsbedingungen für einen 
stark gewachsenen Teil der Bevölkerung ebenso zum Tragen wie das 
Fehlen wirksamer Ansätze der Gesundheitsförderung und Prävention. 
Trotzdem gibt die öffentliche Hand für die Pflege, soziale Betreuung 
und Alltagsunterstützung derjenigen, die nach den engen deutschen 
Kriterien als pflegebedürftig anerkannt sind, nur knapp 0,9 Prozent 
des BIP aus. Berücksichtigt werden muss dabei: Die Pflegeversicherung 
ist keine Altenpflegeversicherung; Ältere stellten im Jahr 2009 mit gut 
83 Prozent lediglich die größte Nutzergruppe. In den servicebasierten 
Ländern belaufen sich die vergleichbaren Ausgaben auf zwischen 1,7 
und 1,8 Prozent des BIP in Frankreich und Finnland sowie auf zwischen 
3,5 und 3,6 Prozent des BIP in den Niederlanden und Schweden. Nach 
einem OECD-Bericht im Jahr 2011 investieren in Europa nur die süd- 
und osteuropäischen Länder (Spanien, Portugal, Polen, Slowakei) noch 
geringere öffentliche Mittel als Deutschland.

Auch die anderen deutschsprachigen Länder sind international im 
Rückstand; die Unterfinanzierung ist allerdings weniger stark ausge-
prägt: Österreich unterhält ein steuerfinanziertes System, bei dem der 
Staat in reine „Nursing“-Leistungen (ohne soziale Betreuung) 1,1 Pro-
zent des BIP investiert und private Pflegeausgaben mit 0,2 Prozent des 
BIP nur halb so hoch ausfallen wie in Deutschland. Die Schweiz leistet 
sich ein im internationalen Vergleich sehr teures System, ohne damit 
jedoch eine flächendeckende Versorgung der Bevölkerung zu erreichen. 
Die Ausgaben allein für medizinisch veranlasste Langfristpflege entspre-
chen mit über zwei Prozent des BIP im Niveau denjenigen Norwegens, 
Dänemarks oder Belgiens, sind aber zu gut 60 Prozent privat finanziert, 
während die private Finanzierung in den skandinavischen Ländern 
wie auch in den Benelux-Staaten mit Anteilen von zehn Prozent und 
weniger nur eine geringe Rolle spielt. 

Enger Pflegebegriff hält die Leistungen gering, geht aber am 
Bedarf älterer Menschen vorbei
Im Jahr 2009 bezogen in Deutschland 7,1 Prozent der ab 65-Jäh-
rigen und 14,5 Prozent der ab 75-Jährigen formelle Pflegeleistungen. 
Die Quote stieg in der zurückliegenden Dekade nur geringfügig (vgl. 
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Tabelle 6). In den skandinavischen Ländern bezieht ein gutes Fünftel 
der „Generation 65 plus“ Leistungen der Pflege, Betreuung und All-
tagsunterstützung. Anders als in Deutschland überwiegen häusliche 
Leistungen mit einem Schwerpunkt auf der sozialen Betreuung und 
praktischer Hilfe. In Dänemark sorgen bei den ab 75-Jährigen flä-
chendeckende präventive Hausbesuche zudem dafür, dass kein älterer 
Mensch unbemerkt vereinsamt. Grundlage der Leistungsgewährung 
sind Assessments, bei denen der individuelle Bedarf anhand von Kri-
terien, die auf den Grad der Selbstständigkeit zielen, festgestellt wird. 
Das Ergebnis können ebenso Leistungspakete von zwei Stunden pro 
Woche sein wie ein täglicher 24-Stunden-Service.

In Deutschland ist im Geltungsbereich der Pflegeversicherung weder 
das eine noch das andere möglich. Grundlage der Leistungsgewährung 
ist ein auf körperliche Defizite verengter Pflegebegriff. Bei der Pflegestufe 
I muss ein täglicher Hilfebedarf bei mindestens zwei Verrichtungen aus 
einem oder mehreren Bereichen der Grundpflege (Körperpflege, Ernäh-
rung oder Mobilität) vorliegen und zusätzlich mehrfach in der Woche 
Hilfe bei der hauswirtschaftlichen Versorgung so benötigt werden, dass 
bei Überwiegen der Grundpflege der tagesdurchschnittliche Hilfebedarf 
mindestens 90 Minuten beträgt. Dieses enge Pflegeverständnis grenzt 
diejenigen aus, bei denen die Einschränkungen aus sozialer Isolation, 
beginnender Demenzerkrankung, gelegentlicher Altersverwirrtheit oder 
einer eingeschränkten Fähigkeit herrühren, den eigenen Alltag zu be-
wältigen. Der eng auf körperliche Defizite bezogene Pflegebegriff steht 
deshalb schon lange in der Kritik, ist jedoch funktional für den sub
sidiären Ansatz des familienbasierten Systems. Ziel ist das Kleinhalten 
des Kreises derjenigen, die alternativ zur Familienpflege professionelle 
Dienste in Anspruch nehmen können, das heißt: ein hoher Grad an 
Kostenprivatisierung. Schätzungen kommen zu dem Ergebnis, dass 
bei den zu Hause lebenden Demenzkranken die Versorgungskosten zu 
80 Prozent privatisiert sind (Schwarzkopf u.a. 2011). 

Pflege, die lediglich auf Grundfunktionen zielt, lässt sich als Minu-
tenpflege durchrationalisieren. Bei den pflegerischen, psychologischen 
und sozialen Unterstützungsleistungen, die Menschen mit reduzierter 
Alltagskompetenz benötigen, ist dies kaum möglich. Da mit der Al-
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Tabelle 5: Pflege der älteren Bevölkerung im Systemvergleich 

Grund- 
system

Familienbasiertes  
Pflegesystem  

(Vorrang der informellen  
Pflege; geringe öffent-

liche Finanzierung)

Servicebasiertes  
Pflegesystem  

(Vorrang der formellen Pflege;  
mittlere bis hohe öffentliche 

Finanzierung)

Varianten

F-1 F-2 S-1 S-2 S-3
Erweiterte 

Familie; pre-
käre Regu-
lierung der 

öffentlichen 
Pflege

leistungen

Kernfamilie;  
enge Regu-
lierung der 

öffentlichen 
Pflege

leistungen

Markt-
Staat-Misch

systeme; 
enge Regu-

lierung 

Große Leis-
tungsdichte; 
gemischte 

Träger
struktur

Universa-
listisches 

öffentliches 
System; 

hohe Leis-
tungsinte-

gration

Länder

Italien, 
Spanien, 

Griechen-
land, Portu-
gal, Polen, 
Slowakei, 

Tschechien 

Deutsch-
land,  

Österreich  
(Slowe
nien1)

Irland, Groß-
britannien, 

Neuseeland, 
Australien 
(Schweiz1)

Belgien,
Niederlande 

(u.a.)  

Dänemark, 
Finnland,  

Island,  
Norwegen, 
Schweden

Professio-
nelle Pflege 

Geringe  
Bedeutung

Mittlere  
Bedeutung

Hohe  
Bedeutung

Hohe  
Bedeutung 

Hohe  
Bedeutung

„Grauer  
Pflege-
markt“

Hohe
Relevanz

Mittlere  
Relevanz

Mittlere  
Relevanz

Geringe  
Relevanz

Geringe  
Relevanz 

Pflegebe-
griff

Enger Pflegebegriff; kein 
ganzheitlicher Ansatz 

Enger Pfle-
gebegriff 

Erweiterter Pflegebegriff 

Professiona-
lisierung

Sehr gering
Gering  

bis mittel
Unter-

schiedlich 
Hoch

Leistungs-
zugang

Hürdenlauf

Schwierig 
(zersplit-

terte Struk-
turen)

Schwierig 
(polarisierte 
Strukturen)

Niedrig-
schwellig

Niedrig-
schwellig

Öffentliche 
Finanzie-
rung (2008)2

< 0,8 % des 
BIP

> 0,8 bis  
< 1,2 % des 

BIP

0,8 bis  
< 1,4 % des 

BIP

> 1,4 bis 
über 3 % 
des BIP

> 1,8 bis 
nahe 4 % 
des BIP

Öffentliche  
Steuerung

Prekär
Ausgaben-
steuerung

Ausgaben-
steuerung 

Bedarfs-
steuerung

Bedarfs-
steuerung 

1) Die Zuordnung von Slowenien wie auch der Schweiz ist nicht eindeu-

tig. In Slowenien liegt ein dominantes öffentliches, auf Sachleistungen 

basierendes System vor, dessen öffentliche Finanzierung (Prozent des 
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BIP) allerdings unterhalb des deutschen Niveaus liegt. Die Schweiz hat 

ähnlich hohe Pflegeausgaben wie Finnland (über zwei Prozent des BIP), 

allerdings mit einer 60-prozentigen Privatfinanzierung. Gleichzeitig ist 

das System familienbasiert. 

2) Bei den F-1-Ländern hat Portugal den geringsten und Spanien den 

höchsten öffentlichen Finanzierungsanteil (0,6 Prozent des BIP). Bei den 

F-2-Ländern nehmen diese Plätze Slowenien (0,7 Prozent des BIP) und 

Österreich (1,1 Prozent des BIP) ein. In der Markt-Staat-Gruppe domi-

niert in der Schweiz die private Finanzierung mit 1,3 Prozent des BIP 

(öffentliche Finanzierung: 0,8 Prozent), während umgekehrt Neuseeland 

1,3 Prozent des BIP über öffentliche Haushalte bereitstellt; die private 

Finanzierung (0,1 Prozent des BIP) spielt kaum eine Rolle.

Quelle: Heintze 2012.

terung wie auch mit der Individualisierung der Gesellschaft der Kreis 
von Menschen stark wächst, für den das deutsche Pflegesystem keine 
Leistungen vorsieht, die auf rechtlich gesicherter Basis flächendeckend 
verfügbar sind, stößt das familiarisierte System zunehmend an seine 
Grenzen. Vor diesem Hintergrund wird schon lange eine Erweiterung 
des engen Pflegeverständnisses des SGB XI gefordert. Ein vom Bun-
desgesundheitsministerium 2006 eingesetzter Beirat hat 2007 einen 
Vorschlag für einen neuen Pflegebegriff und ein geändertes Begutach-
tungsinstrument vorgelegt. Die praktische Erprobung wurde im Ok-
tober 2008 erfolgreich abgeschlossen (vgl. Windeler u.a. 2009). Als 
Maßstab der Pflegebedürftigkeit soll zukünftig die Selbstständigkeit 
einer Person fungieren. Pflegebedürftig wären danach Menschen, deren 
Selbstständigkeit bei alltäglichen Aktivitäten, beim Umgang mit Krank-
heiten oder bei der Gestaltung wichtiger Lebensbereiche dauerhaft 
oder vorübergehend beeinträchtigt ist. Obwohl die Erweiterung des 
Pflegebegriffs breite Zustimmung findet, ist seine Umsetzung fraglich. 
Voraussetzung wäre eine wesentliche Verbreiterung der Finanzierungs-
grundlagen. Dazu fehlt jedoch der politische Willen. 
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Tabelle 6: Entwicklung formeller Pflege in Deutschland 1999 bis 2009: 

Zentrale Merkmale

  1999 2001 2003 2005 2007 2009
Bevölkerung 65+ 
(31.12. d.J., in Tausend) 13.351,3 14.065,7 14.860,0 15.870,1 16.518,7 16.901,7

Leistungsempfängerinnen und -empfänger (in Tausend)
Pflegebedürftige 
insgesamt 2.016,1 2.039,8 2.076,9 2.128,6 2.246,8 2.338,3

dar. ab 65 Jahre 1.610,6 1.646,0 1.689,7 1.751,2 1.861,3 1.944,1
Formelle Pflege
leistungen 898 948 998 1.055 1.116 1.198

dar. ambulante  
Leistungsbezieher 375 393 407 427 456 502

Ambulante Pflege-
quote (ab 65-Jährige) 2,8% 2,8% 2,7% 2,7% 2,8% 3,0%

Stationäre Pflege
quote (ab 65-Jährige) 3,9% 4,0% 4,0% 4,0% 4,0% 4,1%

Pflegequote  
insgesamt 6,7% 6,7% 6,7% 6,7% 6,8% 7,1%

Ausgaben der Sozialen Pflegeversicherung 

Ausgaben am BIP (%) 0,77 0,76 0,77 0,76 0,72 0,81
Ausgaben pro EW 
(Euro) 189,5 194,9 201,6 205,8 212 235,7

dar. formelle Pflege 123,1 131,5 138,4 143,5 149,5 166,1

Ambulante Leistungsempfängerinnen und -empfänger nach Trägern (Prozent)

Frei-gemeinnützig 62,5 60,1 57,2 55,2 52,8 51,2

Privat-gewerblich 35,6 37,9 41 42,9 45,2 47
Öffentlich (Kommu-
nen und andere) 1,9 2 1,8 1,9 2 1,8

Stationäre Versorgung (Betten) nach Heimträgern (Prozent)
Frei-gemeinnützig 64,2 63 62,1 61,3 60,9 57,8

Privat-gewerblich 24,8 26,7 28,8 30,4 32,2 35,7

Öffentlich (Kommu-
nen und andere) 11 10,3 9,1 8,3 6,9 6,5

Beschäftigungsentwicklung (ambulante und stationäre Versorgung, in Tausend)
Beschäftigte  
insgesamt 624,7 664,9 711,8 760,7 809,7 890,3

dar. Teilzeitbeschäf-
tigte 315,5 349,6 396,9 447,2 495,5 559,2

dar. geringfügig  
Beschäftigte 81,9 81,7 91,7 103,2 111,8 121,2

Vollzeitbeschäfti-
gungsquote 43,0% 41,6% 38,5% 34,8% 32,7% 31,3%
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Quellen: Eurostat, Bevölkerungsdaten [demo_gind]) mit Update vom 

19.7.2011; Bundesgesundheitsministerium (http://www.bmg.bund.

de/pflege/zahlen-und-fakten-zur-pflegeversicherung.html; Zugriff am 

6.8.2011); Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 3.3 fortlaufend bis 

Ausgabe von 2010, eigene Berechnungen.

Fragmentierung und kommerzielle Konkurrenz statt Integration 
und Kooperation
An der Nahtstelle zwischen sozialen und gesundheitlichen Diensten 
zeichnen sich gute Pflegesysteme durch ein hohes Maß an Leistungs-
integration und das kooperative Zusammenwirken der Leistungs-
erbringer entlang der Versorgungskette aus. Mit im Detail gewissen 
Abstrichen gelingt die Integration von medizinisch veranlassten Leis-
tungen der Langfristpflege mit sozialen Diensten von der Betreuung 
bis zur praktischen Alltagshilfe in den skandinavischen Ländern recht 
gut (vgl. Heintze 2010 und 2012). Wesentlich dafür ist, dass es sich 
jeweils um kommunale Dienstleistungen handelt; die operative Leis-
tungssteuerung liegt somit weitgehend in einer Hand. Zwar sind die 
Zeiten eines kommunalen Monopols passé; mit Ausnahme von Island 
können die Leistungsberechtigten inzwischen überall zwischen kom-
munalen und privaten Dienstleistern wählen. Schweden unterschei-
det dabei häusliche Dienste nicht direkt nach Trägern, sondern nach 
Managementformen (kommunal contra privat). Beim kommunalen 
Management können sich die Leistungsberechtigten für die eigene 
oder eine Nachbargemeinde entscheiden. Das private Management 
umfasst nicht nur private Dienstleister, sondern auch die informelle 
Pflege z.B. durch Angehörige. 

Der Anteil von Leistungsberechtigten, die sich für kommunale 
Dienste respektive Einrichtungen entscheiden, liegt im institutionellen 
Bereich (Heime, Pflegewohnungen, Tagespflegezentren usw.) aber im-
mer noch zwischen gut 83 Prozent in Schweden und nahe 90 Prozent 
und darüber in Dänemark, Island und Norwegen. Im häuslichen Be-
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reich sind private Dienstleister tendenziell stärker vertreten, bleiben 
aber abgesehen vom 24-Stunden-Service in Finnland bislang deutlich 
unter 20 Prozent. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Bedeutung 
privater Leistungserbringung regional sehr stark streut. In Schweden 
konzentriert sich die Privatisierung der Altenbetreuung auf die Stock-
holmer Region und die benachbarte Region Uppsala. In acht der 21 
schwedischen Regionen dagegen besteht das kommunale Monopol 
faktisch fort (vgl. Heintze 2012). 

Da bestimmte Leistungen (Essensdienste, Fahrdienste, präventive 
Hausbesuche) allein in der Zuständigkeit der Kommunen liegen und 
auch die operative Steuerung hinsichtlich garantierter Wartezeiten etc. 
von dort aus erfolgt, laufen letztlich alle Fäden weiter bei den Kommu-
nen zusammen. Deutschland dagegen ist geprägt durch eine vielfach 
gespaltene Leistungserbringung. Pflege-, Gesundheits- und Sozialdiens-
te stehen jeweils für sich. Die Prävention soll nach dem Pflegeversiche-
rungsgesetz (SGB XI § 5) den Vorrang vor passiven Pflegeleistungen 
haben, findet in der Praxis aber kaum statt. Erheblich erschwert wird 
die Integration durch finanzielle Fehlanreize und eine stark kommer-
zialisierte Trägerstruktur. Zunehmend werden die Leistungen der Pfle-
geversicherung von Einzelunternehmen erbracht, die untereinander im 
wirtschaftlichen Wettbewerb stehen, der nicht selten auf dem Rücken 
der Beschäftigten ausgetragen wird. Dies ist als Baustein der deutschen 
Niedriglohnstrategie politisch gewollt, wobei das Pflegeversicherungs-
gesetz die Begründung liefert („freigemeinnützige und private Träger 
haben Vorrang gegenüber öffentlichen Trägern“, SGB XI § 11). Unter 
neoliberalem Politikvorzeichen begünstigt der doppelte Privatvorrang 
den Vormarsch gewerblicher Träger (vgl. Tabelle 6). Der Anteilsverlust 
nicht-gewerblicher Träger ist besonders dort ausgeprägt, wo Ende der 
1990er Jahre kirchliche und frei-gemeinnützige Träger die ambulante 
Leistungserbringung weitgehend unter sich aufgeteilt haben. In Baden-
Württemberg etwa hat sich der Anteil der gewerblichen Träger an der 
Versorgung von 11,9 Prozent auf 27,4 Prozent mehr als verdoppelt. Bei 
der institutionellen Versorgung (Heime und besondere Wohnformen) 
gab es 1999 noch eine gemischte Struktur mit einem Öffentlichkeitsan-
teil (bezogen auf Heimplätze) von bundesweit 11,2 Prozent. Aufgrund 
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des Rückzugs der Kommunen hat sich dieser Anteil auf 6,5 Prozent fast 
halbiert. Auch die Frei-Gemeinnützigen verzeichnen in allen Bundes-
ländern Anteilsverluste, während die Gewerblichen um fast 40 Prozent 
zulegen konnten. 

Unter den gegebenen Strukturen haben integrative Versorgungs-
konzepte kaum eine Chance. Schon der Versuch, über die Schaffung 
von Pflegestützpunkten wenigstens für Transparenz zu sorgen, geriet 
zum Misserfolg. Dies war absehbar, denn von Kassen und Leistungs-
erbringern, die untereinander im wirtschaftlichen Wettbewerb stehen, 
kann schwerlich erwartet werden, dass sie an unabhängiger Beratung 
mitwirken. Auch in den Niederlanden besteht das Problem fragmen-
tierter Leistungsstrukturen. Die Bedingungen sind allerdings schon in-
soweit günstiger, als gewerbliche Träger eine marginale Rolle spielen; 
die Versorgung erfolgt fast vollständig über gemeinnützige Träger. Diese 
wiederum unterliegen einer strikten öffentlicher Steuerung. Anders als 
die in Deutschland auf regionaler und/oder lokaler Ebene existierenden 
Netzwerke, Pflegekonferenzen etc. basiert das Co-Governance-Regime 
nicht auf Freiwilligkeit und Selbstverwaltung, sondern auf rechtlich 
zugewiesenen Steuerungsaufgaben und den zu ihrer Ausführung be-
nötigten Kompetenzen. 

Zurückbleibende Professionalisierung mit Normalarbeit 
als Ausnahme, Niedriglohn und Teilzeit als Regel 
Die Anforderungen an gute pflegerische Leistungen haben sich deut-
lich erhöht und werden weiter steigen. Während die servicebasierten 
Länder dem im Rahmen einer generalisierten Pflegeausbildung, bei der 
Pflegefachkräfte über einen Sekundarstufe-II-Abschluss mit anschlie-
ßendem Kurzstudiengang von drei bis vier Jahren Dauer verfügen, 
schon länger Rechnung tragen, hält Deutschland an niedrigen Qualifi-
kationsanforderungen fest. Als das seit 1938 bestehende Berufsbild der 
Krankenschwester zum 1. Januar 2004 in das der Gesundheits- und 
Krankenpflegerin überführt und kurz zuvor auch die Berufsausbil-
dung in der Altenpflege über das Altenpflegegesetz – es trat am 1. Au-
gust 2003 in Kraft – erstmals bundeseinheitlich geregelt worden war, 
hätte man beide Reformen verbinden und die Berufsentwicklung auf 
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ein langfristig tragfähiges Fundament stellen können. Diese Chance 
wurde jedoch vertan. Die Bundesgesetze bleiben der überkommenen 
Fächersystematik verhaftet und sind in der Konsequenz strukturell 
wie inhaltlich so unterschiedlich angelegt, dass auf ihrer Basis auch 
perspektivisch gar keine Verzahnung möglich ist. Zwar hat sich die 
Bundesregierung vorgenommen, „die Pflegeberufe in der Ausbildung 
durch ein neues Berufsgesetz grundlegend (zu) modernisieren und zu-
sammenführen“ (Koalitionsvereinbarung, S. 84); beim Ringen um die
se Zusammenführung geht es jedoch weniger um Qualität und fach-
lich gute Lösungen als vielmehr um Status- und Finanzierungsfragen. 
In der EU sind Deutschland und Luxemburg die einzigen Länder, die 
als Zugangsvoraussetzung zur pflegerischen Fachausbildung weiterhin 
nur einen mittleren Schulabschluss voraussetzen. Bei der Altenpflege
ausbildung wurden die Zugangsvoraussetzungen sogar abgesenkt. 
Auch Personen mit Hauptschulabschluss sind zugelassen, wenn sie 
eine anderweitige zweijährige Berufsausbildung nachweisen (§ 6 des 
Gesetzes über die Berufe in der Altenpflege – AltPflG). Die Konsequenz 
daraus ist, dass examinierte deutsche Altenpflegerinnen und Altenpfle-
ger bei einer Arbeitsaufnahme in Dänemark, Finnland oder Schweden 
nicht als Fachkräfte („nurses“) beschäftigt werden, sondern lediglich 
als Sozial- oder Pflegeassistentinnen bzw. -assistenten. 

Die EU-Kommission will die Zugangsvoraussetzung auf Sekun-
darstufe-II-Niveau anheben und startete Ende 2011 eine entspre-
chende Initiative. Bei der Bundesregierung stößt der Vorstoß jedoch 
auf Widerstand. „Eine Akademisierung der Pflegeberufe brauchen wir 
nicht“, erklärte der Vize-Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak
tion, Johannes Singhammer. Es gehe bei den Pflegeberufen weniger 
um Schul- als vielmehr um „Herzensbildung“ (Frankfurter Rundschau 
vom 21.12.2011, S. 3). 

Zwischen der Geringhaltung des qualifikatorischen Niveaus und 
den im Pflegebereich schlechten Arbeits- und Entlohnungsbedingungen 
besteht ein enger Zusammenhang. In den servicebasierten skandina-
vischen Systemen etwa spielen atypische Beschäftigungsverhältnisse 
eine geringere Rolle. So arbeiten in Dänemark im institutionellen Be-
reich neun von zehn kommunalen Kräften in Vollzeit; im privaten 
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Sektor ist die Teilzeitquote doppelt so hoch. In Schweden dominiert 
andererseits zwar die Teilzeitarbeit; die Quote der Vollzeitbeschäftigten 
stieg bei kommunalen Arbeitsgebern jedoch von 38 Prozent (2000) auf 
44,9 Prozent (2005). In Deutschland ist die Entwicklungsrichtung eine 
andere: 1999 war in Heimen noch Vollzeitbeschäftigung die Regel. In 
der Dekade bis 2009 stieg die Teilzeitquote dann um ein Drittel auf jetzt 
fast 60 Prozent und im ambulanten Bereich auf über 70 Prozent. Nicht 
nur geriet Normalarbeit zur Ausnahme (vgl. Tabelle 6); da der Wett
bewerbsvorteil der privat-gewerblichen Träger primär auf Mechanis-
men des Lohndumpings basiert, wurden zudem Niedriglöhne zur Regel. 
Zwar liegen die Gehälter bei tarifgebundenen öffentlichen Trägern 
(TVöD-Tabelle 2011) oberhalb der Niedriglohnschwelle; Pflegehelfer 
beziehen hier monatlich zwischen 1.753 und 1996 Euro brutto und 
examinierte Kräfte 2.050 bis 2.352 Euro. Wegen der marginalen Rolle 
öffentlicher Träger hat dies aber praktisch kaum Auswirkungen. Nach 
einer Sonderauswertung des DGB-Index „Gute Arbeit“ beziehen im 
ambulanten und stationären Altenpflegebereich 48 Prozent der Alten-
pflegerinnen und Altenpfleger trotz Vollzeitarbeit Löhne von monatlich 
weniger als 1.500 Euro brutto (vgl. ver.di 2010).

Seit dem 1. August 2010 existiert nun ein Branchenmindestlohn 
von 8,50 Euro je Stunde in Westdeutschland (inklusive Berlin) und 
7,50 Euro je Stunde in Ostdeutschland. Eigentlich sollten mit dem 
Mindestlohn die Pflegehelferinnen und Pflegehelfer vor weiterem Lohn-
dumping geschützt werden. Es deutet sich jedoch an, dass auch die 
examinierten Pflegefachkräfte häufig nur den Mindestlohn erhalten. 
Das überrascht nicht, denn die gerechtfertigte Einführung des Min-
destlohns hat an der schlechten Finanzausstattung und der zunehmend 
kommerziellen Trägerstruktur rein gar nichts geändert. Damit aber 
kommen Ausweichstrategien zum Tragen – von der Absenkung der 
Qualifikationsstruktur bis eben zur Beschäftigung auch von Fachkräf-
ten zu Mindestlohnbedingungen. Es passt ins Bild, dass die Einhaltung 
der Mindestlohnbestimmungen nur schwach kontrolliert wird und Sta-
tistiken gar nicht erst geführt werden (vgl. Bundesregierung 2010).

Die Entwicklung in Skandinavien und den Benelux-Ländern ist 
von anderen Mustern geprägt. Nicht nur sind die öffentlichen Ausga-
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ben dort um ein Vielfaches höher; zumindest in den skandinavischen 
Ländern wuchsen sie in den zurückliegenden Jahren auch stärker als 
das Bruttoinlandsprodukt (vgl. Heintze 2012). Die am Bedarf ausge-
richtete Budgetplanung schuf finanzielle Spielräume für reale Lohnstei-
gerungen, Leistungsausweitungen und qualitative Verbesserungen. In 
Dänemark etwa (kommunale Arbeitgeber) erzielten die Beschäftigten 
im institutionellen Bereich in der Dekade von 1999 bis 2009 einen 
realen Einkommenszuwachs von durchschnittlich 14,4 Prozent und im 
traditionell schlechter bezahlten häuslichen Bereich gar von 20,5 Pro-
zent. Finnland wiederum weist innerskandinavisch zwar das geringste 
Einkommensniveau auf; gleichwohl ist die Bezahlung dort besser als 
in Deutschland und auch höher als in den Niederlanden, wo die Be-
zahlung mit im Jahr 2008 monatlich zwischen 1.729 und 2.558 Euro 
brutto bescheiden ausfällt und die Arbeitsbedingungen im häuslichen 
Bereich in jüngerer Zeit deutlich unter Druck geraten sind (OECD 
2011, S. 170 und 179f.). Die finnischen Gehälter ähneln im Niveau 
denen in Belgien. Im öffentlichen Sektor („nurses“) lag der Median 
im Jahr 2010 bei monatlich 2.772 Euro brutto. Für den Privatsektor 
liegen keine aktuellen Daten vor. Im Jahr 2008 wurden im Privatsektor 
durchschnittlich (Medianwert) monatlich 2.536 Euro brutto gezahlt 
(vgl. Centre for Economic Development, Transport and Environment 
o.J., S. 15). Als untere Lohngrenze existiert seit dem 1. Januar 2010 ein 
Mindestlohn von monatlich 2.100 Euro. Mit Ausweichreaktionen auf-
grund des anhaltenden Kostendrucks wie in Deutschland ist eher nicht 
zu rechnen. Folgender Vergleich macht dies deutlich: Pro Einwohnerin 
und Einwohner ab 65 Jahren lagen die öffentlichen Ausgaben Finnlands 
im Jahr 1999 um rund 500 Euro über denen Deutschlands; bis 2009 
vergrößerte sich dieser Abstand auf 1.475 Euro (vgl. Heintze 2012).

Große Unzufriedenheit der Beschäftigten mit den 
Arbeitsbedingungen 
Angesichts erheblichen Arbeitsdrucks aufgrund schlechter Perso-
nalausstattung bei gleichzeitig dürftiger Entlohnung kann kaum 
überraschen, dass die Unzufriedenheit der Pflegekräfte mit ihren Ar-
beitsbedingungen ein besorgniserregendes Niveau erreicht hat. Meh-
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rere Studien erbrachten diesbezüglich gleichlautende Ergebnisse. Die 
„Nurses Early Exit Study“ (NEXT) lieferte auf der Basis von Organi-
sationsanalysen und Befragungen, die im Zeitraum von Herbst 2002 
bis Herbst 2004 in elf europäischen Ländern durchgeführt wurden, 
europäische Vergleichszahlen. In Deutschland zeigten sich nur 46 Pro-
zent mit ihren Arbeitsbedingungen zufrieden. Die höchsten Zufrieden-
heitswerte wurden in den servicebasierten Ländern skandinavischer 
und kontinentaleuropäischer Prägung (Belgien, Niederlande) erreicht. 
An der Spitze lag Norwegen mit 85 Prozent Zufriedenheit, gefolgt 
von den Niederlanden mit 80 Prozent. Das im innerskandinavischen 
Vergleich eher rückständige Finnland brachte es immerhin noch auf 
64 Prozent Zufriedenheit.

Das Problem Deutschlands ist die erhebliche Spannweite bei der 
Bewertung der Arbeitsbedingungen. Ein Viertel der Pflegeheime bringt 
es auf nur ein Drittel Mitarbeiterzufriedenheit und weniger, ein Viertel 
am anderen Ende dagegen auf Zufriedenheitswerte von über 60 Pro-
zent. Auch das Image des Pflegeberufs und die beruflichen Perspektiven 
wurden von den Befragten eher negativ eingeschätzt. Jüngere Studien 
(vgl. DBFK 2009; Sonderauswertung des DGB-Index „Gute Arbeit“; 
Schmidt u.a. 2011) kommen zu gleichlautenden Ergebnissen.

Fehlendes Vertrauen der Bevölkerung 
Die Zufriedenheit der deutschen Bevölkerung bewegt sich im europä-
ischen Vergleich auf einem ähnlich niedrigen Niveau wie die der Pfle-
gebeschäftigten mit ihren Arbeitsbedingungen. Aus einer im Herbst 
2007 im Rahmen von Eurobarometer europaweit durchgeführten 
Befragung ergibt sich, dass die Erschwinglichkeit guter Pflege so nega-
tiv beurteilt wird wie sonst nur in süd- und osteuropäischen Ländern. 
Auch die Zweifel an der Pflegequalität sind stärker ausgeprägt als in 
den servicebasierten Systemen. Dittmann (2008, S. 3f.) konstatiert: 
„In der aktuellen Eurobarometer-Umfrage gaben nur 13 Prozent der 
Dänen an, dass sie oder nahestehende Familienangehörige sich statio
näre Pflegedienste finanziell nicht leisten können; ambulante Pflege 
können sich nur vier Prozent der Dänen nicht leisten [...]. In Deutsch-
land werden stationäre und ambulante Pflegedienste häufiger für un-
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erschwinglich gehalten als im EU-Durchschnitt. 55 Prozent der Deut-
schen betrachten ambulante Dienste als zu teuer. Noch dramatischer 
fällt hierzulande der Befund für Pflegeheime aus: Rund 75 Prozent 
der Deutschen halten die stationären Dienste für nicht erschwinglich! 
Eine solche Negativeinschätzung findet sich in keinem anderen Land 
mit vergleichbarem Wohlfahrtstypus.“ Bei der Bewertung der Quali-
tät schneiden zwar die ambulanten Dienste relativ gut ab; die statio-
nären Leistungen dagegen werden von 35 Prozent der Ostdeutschen 
und 42 Prozent der Westdeutschen als „ziemlich schlecht“ oder „sehr 
schlecht“ eingeschätzt. Nur in den osteuropäischen Ländern sowie in 
Griechenland und Italien fällt die Bewertung noch negativer aus.

7.3	 Gegen weitere Privatisierung und für einen 
	 grundlegenden Paradigmenwechsel hin zu einem 	
	 bedarfs- und qualitätsorientierten System 
	 integrierter Leistungen

Die Ergebnisse deutscher (Alten-)Pflegepolitik sind ein Desaster. Dass 
es auch einzelne Beispiele mit zukunftsweisenden Ansätzen für eine 
integrierte Versorgung gibt und Träger, die gleichermaßen gute Dienste 
wie gute Arbeitsbedingungen bieten, ändert daran wenig. Im deut-
schen System sind dies Ausnahmen.

Die Politik versucht, die Defizite und Fehlentwicklungen nach Kräf-
ten zu ignorieren, zu leugnen und klein zu reden. Wiederholt hat sie 
grundlegende Reformen angekündigt. Da es jedoch am Willen fehlt, 
die öffentliche Finanzausstattung am gesellschaftlichen Bedarf statt 
an der Kleinhaltung der öffentlichen Ausgaben auszurichten, endeten 
sie regelmäßig in einem „viel Lärm um nichts“. Das vergangene Jahr 
2011 reiht sich hier ein. Vom ehemaligen Gesundheits- und heutigen 
Wirtschaftsminister Rösler war es zum „Jahr der Pflege“ ausgerufen 
worden. Daraus wurde allerdings nichts. Auf den Weg gebracht hat 
die schwarz-gelbe Koalition lediglich eine Mini-Reform. Der Beitrag 
zur Pflegeversicherung, der derzeit bei Eltern 1,95 Prozent und bei 
Kinderlosen 2,2 Prozent des Bruttolohns beträgt, soll minimal um 
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0,1 Prozentpunkte steigen. Die rund 1,1 Milliarden Euro, die dies für 
die Pflegekassen bringt, sollen für den Ausbau der Versorgung De-
menzkranker verwandt werden. Wirkliche Verbesserungen, gar eine 
Umsetzung des neuen Pflegeverständnisses sowie eine bessere Perso-
nalausstattung und attraktivere Arbeitsbedingungen der in der Lang-
fristpflege Beschäftigten sind mit diesen kärglichen Zusatzmitteln nicht 
zu finanzieren. Die Politik der Koalition zielt in Richtung einer wei-
teren Kostenprivatisierung. Nach dem Vorbild der Riester-Rente – die 
nur denjenigen nutzt, die sie nicht brauchen, und der Versicherungs-
wirtschaft mit öffentlichen Subventionen lukrative Gewinne beschert 
hat – soll es nun auch bei der Pflegeabsicherung eine kapitalgedeckte 
Zusatzsäule geben. Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
lehnt dies als Irrweg ab. Der internationale Vergleich lehrt, dass der 
heutige Einsatz öffentlicher Finanzmittel mindestens verdoppelt und 
dynamisiert werden müsste, um ein halbwegs befriedigendes Niveau an 
geriatrischen Dienstleistungen zu ermöglichen. Dies ist die Messlatte. 
Zu ihrer Realisierung sprechen wir uns für eine deutliche Anhebung 
der Beitragssätze bei einer gleichzeitigen Verbreiterung der Finan-
zierungsgrundlagen im Rahmen einer Bürgerversicherung und einer 
Einbindung auch steuerfinanzierter Leistungen aus. Letzteres ist u.a. 
nötig, um beispielsweise ein verstärktes Engagement der Kommunen 
beim Aufbau integrierter Quartierskonzepte finanziell abzustützen. Die 
Forderungen des Kuratoriums Deutsche Altershilfe (KDA) zur Schaf-
fung von Strukturen der kommunalen Quartiersentwicklung, die einen 
längeren Verbleib betreuungsbedürftiger Menschen in ihrer gewohnten 
Umgebung ermöglichen, unterstützen wir. Das deutsche System setzt 
finanzielle Fehlanreize in Richtung einer stationären Versorgung. Dies 
korrespondiert mit den Renditeinteressen privater Investoren, denn 
mit großen Wohn- und Heimanlagen lassen sich besser Gewinne er-
wirtschaften als mit der Umsetzung häuslicher Versorgungskonzepte. 
Infolgedessen wird die Schaffung von Strukturen, die einen langen 
Verbleib pflege- und betreuungsbedürftiger älterer Menschen in ihrer 
gewohnten Umgebung ermöglichen, vernachlässigt. Zu Recht beklagt 
das KDA diese Fehlsteuerung (vgl. u.a. Kuratorium Deutsche Alters-
hilfe 2011) und fordert ein verstärktes kommunales Engagement für 
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Quartierskonzepte einer alternsgerechten Infrastruktur mit Wohnmög-
lichkeiten und sozialen Angebote (vgl. KDA o.J.).

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik tritt dafür ein, die 
Weichen im deutschen Pflege- und Altenhilfesystem so neu zu stellen, 
dass auf der Basis eines am Grad der Selbstständigkeit älterer Men-
schen ausgerichteten neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs eine qualitativ 
hochstehende integrierte Versorgungsinfrastruktur entstehen kann, die 
zugleich mit besseren Arbeits- und Entlohnungsbedingungen für die 
Beschäftigten einhergeht. Dazu gehört, dass die kirchlichen Sonder-
regelungen, die es den betreffenden Arbeitgebern ermöglichen, ihren 
Beschäftigten grundlegende Arbeitnehmerrechte (Streikrecht, Recht auf 
Bildung eines Betriebsrates usw.) vorzuenthalten, beseitigt werden. Dies 
ist insoweit ein Verfassungsgebot, als Grundrechte – hier Art. 9 III GG 
– den Vorrang vor Korporationsrechten haben. 

Unbestritten stiftet eine gut entwickelte öffentliche Infrastruktur 
der Pflege, Betreuung und Alltagsunterstützung einen hohen gesell-
schaftlichen Nutzen. Dass dies Teil einer Wachstums- und Innovati-
onsstrategie sein kann, die qualitativ hochwertige und gute Erwerbs
möglichkeiten ohne zusätzliche Umweltbelastung schafft, wird ver-
kannt. Dabei zeigen sowohl die skandinavischen Länder wie auch 
die Niederlande, dass Erfolge beim Export und eine qualitativ hoch
stehende Pflegeinfrastruktur gut zusammengehen können. Notwendig 
ist es dazu allerdings, dass vom gesellschaftlichen Bedarf her gedacht 
wird. Die Teilkaskomentalität der Pflegeversicherung, die Kommerzia-
lisierung der Anbieterstrukturen und das Fehlen einer übergeordneten 
öffentlichen Steuerung stehen dem entgegen. 

Unter den derzeitigen Finanzierungsbedingungen, die für die Lang-
fristpflege insgesamt (d.h. inklusive der Pflegeleistungen für Behinderte 
und Menschen unter 65 Jahren) nur öffentliche Ausgaben von rund 
0,9 Prozent des BIP vorsehen, sind keine Verbesserungen zu erwarten. 
Und dies, zumal der Anteil Älterer weiter zunimmt und bei im Durch-
schnitt (noch!) steigender Lebenserwartung – bei Geringverdienerinnen 
und -verdienern sinkt die Lebenserwartung bereits wieder – der Anteil 
gesunder Jahre, den ab 65-Jährige erwarten können, gegenüber den 
1990er Jahren so abgesunken ist, dass Deutschland von einer mitt-
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leren in eine Schlusslichtposition abgerutscht ist. Der internationale 
Vergleich lehrt, dass öffentliche Ausgaben von mehr als 1,5 Prozent 
des BIP erforderlich sind, damit die gravierenden Defizite des deut-
schen Systems wirklich angegangen werden können. Diese betreffen 
nicht nur den Bereich formeller Pflege, sondern auch die informelle 
Pflege durch Familienangehörige oder Freundinnen und Freunde. Die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik tritt für die Verzahnung 
von formeller und informeller Pflege ein, wozu auch gehört, dass das 
Pflegegeld zu einer Lohnersatzleistung weiterentwickelt werden sollte. 
Hier treten wir dafür ein, dass an die Stelle der heutigen Pflegegelder 
Lohnersatzleistungen in Anlehnung an das Elterngeld treten. Die Suche 
nach wegweisenden Lösungen führt erneut zu den skandinavischen 
Ländern, die der Tendenz nach Lohnersatzleistungen bieten. Einzelne 
Kommunen (in Dänemark, Schweden und Norwegen) praktizieren auf 
der Basis spezieller Kontrakte mit informell Pflegenden auch die Schaf-
fung von Ersatzarbeitsplätzen. 

Die öffentliche Finanzausstattung auf ein höheres Niveau zu heben, 
ist unabdingbar, reicht aber nicht aus. Notwendig ist auch ein verstärk-
tes Engagement öffentlicher, zumal kommunaler Träger beim Betrieb 
von Einrichtungen. Dies weniger in Konkurrenz zu frei-gemeinnützigen 
Trägern, wohl aber in Konkurrenz zu privat-gewerblichen Trägern. 
Ohne ein Abrücken vom Kommerzialisierungstrend fehlt eine wesent-
liche Voraussetzung für den Aufbau einer integrierten Versorgungs-
struktur. Hinzutreten muss als weiterer Baustein eine in den Regionen 
angesiedelte übergeordnete öffentliche Steuerung. Letztlich geht es also 
um eine zwischen der Finanz-, der Gesundheits-, der Sozial- und der 
Arbeitsmarktpolitik abgestimmte Politik. Die gerne vorgetragene Be-
hauptung, dies sei finanziell alles nicht leistbar, ist vorgeschoben. Es 
fehlt in Deutschland nicht an der Möglichkeit, den öffentlichen Finanz-
rahmen im gebotenen Umfang zu erweitern, sondern am politischen 
Willen. Die skandinavischen Staaten sowie einzelne Länder aus dem 
mitteleuropäischen Raum zeigen, dass ein am gesellschaftlichen Bedarf 
ausgerichtetes Pflege- und Betreuungssystem, das gleichermaßen gute 
Dienstleistungsqualitäten wie Arbeitsbedingungen bietet, sehr wohl 
finanzierbar ist – und zwar nachhaltig. 
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8 	 Ungenügende Bildungsfinanzierung

Im Folgenden wird die Bildungsfinanzierung im internationalen Ver­
gleich analysiert und ein typisch deutsches Unterfinanzierungsprofil 
nachgewiesen. Anhand der im internationalen Vergleich festzustellen­
den Bestimmungsfaktoren für eine hohe Bildungsfinanzierung wer­
den die Ursachen der mangelhaften deutschen Bildungsfinanzierung 
analysiert und erläutert. Diese Ursachen sind zum einen in institu­
tionellen Gründen wie beispielsweise dem Föderalismus zu suchen 
und zum anderen durch den Bildungsstaatstypus (konservativer bil­
dungsstaatlicher Entwicklungspfad) bedingt. Die Unterfinanzierung 
kommt jedoch auch durch den Schuldenabbau zustande (neoliberale 
Transformation). Sie wird auf der Grundlage einer bedarfsorientierten 
Berechnung des Mangels durch Piltz (2011) quantifiziert, und schließ­
lich wird auf mögliche Verbesserungen der deutschen Bildungsfinan­
zierung eingegangen.

8.1	 Typische Kennzeichen der deutschen 
	 Bildungsfinanzierung im internationalen 
	 Vergleich

Im Jahr 2011 wurden von der OECD zuletzt aktuelle Zahlen zur Bil-
dungsfinanzierung vorgelegt. Danach befindet sich Deutschland im 
internationalen Vergleich der Bildungsausgaben seit Jahrzehnten auf 
den hintersten Rängen: Die Abbildung auf Seite 208 zeigt, dass sich die 
Bundesrepublik bei den Ausgaben für Bildungseinrichtungen (öffent
lich und privat in Prozent des BIP) unter denjenigen OECD-Ländern, 
für die von 1995 bis 2008 Daten vorliegen, auf dem viertletzten 
Platz von 27 Nationen befindet. Gleichzeitig ist erkennbar, dass sich 
die Bildungsfinanzierung in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in 
Deutschland zwischen 1995 und 2008 verringert hat: Der Anteil sank 
von 5,1 Prozent (1995) auf 4,8 Prozent (2008). Der Durchschnitt der 
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Industrieländer liegt bei 5,9 Prozent. Anders als die Bundesrepublik 
haben viele Staaten in den letzten 15 Jahren ihre Bildungsausgaben in 
Relation zum BIP massiv erhöht (siehe vor allem die Ränge 2 bis 6). 

Das Zurückbleiben Deutschlands in der Bildungsfinanzierung liegt 
vor allem an den geringen öffentlichen Bildungsausgaben. Deutschland 
rangiert hierbei, „wohlwollend ausgedrückt, im unteren OECD-Mit-
telfeld“ (Wolf 2010a, S. 345) – seit vielen Jahren. Im Jahr 2008 befand 
sich die Bundesrepublik unter den 27 Industriestaaten, für die Daten 
von 1995 bis 2008 vorliegen, mit 4,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukt 
auf dem fünftletzten Rang (Indikator B4.1, OECD 2011). Damit hat 
sich die öffentliche Bildungsfinanzierung seit 1995 noch einmal um 
ein Prozent verschlechtert. Um bei diesem Ranking beispielsweise zum 
Zweitplazierten (Dänemark) aufzuschließen (7,7 Prozent des BIP), hät-
ten in Deutschland im Jahr 2008 die öffentlichen Bildungsausgaben um 
rund 76 Milliarden Euro höher ausfallen müssen. Besonders auffällig 
an dieser öffentlichen Unterfinanzierung von Bildung ist die Finanzver-
teilung innerhalb der mangelhaften staatlichen Bildungsausgaben. So 
befindet sich Deutschland bei der öffentlichen Finanzierung tertiärer 
Bildung (Hochschulen) noch im Mittelfeld der Industrienationen (2008: 
Rang 15 von 35). Bei der öffentlichen Finanzierung der zusammenge-
rechneten Ausgaben für alle Bildungsstufen unterhalb der Hochschule 
jedoch steht lediglich Rang 31 (von 36) zu Buche. Heintze (2012) 
zeigt eindrucksvoll, dass der im internationalen Vergleich feststellbare 
Mangel an öffentlichen Bildungsausgaben in Deutschland nicht durch 
die von manchen neoliberalen Akteurinnen und Akteuren geforderte 
Veränderung der Bildungsausgabenstatistik (vgl. beispielsweise Klös/
Plünnecke 2006, S. 22) sinnvoll wegzudiskutieren ist. 

Diese Misere hat ihren Grund also keineswegs in den privaten 
Bildungsausgaben: „Deutschland liegt in [...] Analysen der privaten 
Bildungsausgaben nicht wie bei denjenigen der öffentlichen deutlich 
unter, sondern auf oder über der Trendlinie.“ (Wolf 2010b, S. 310) 
Einen konkreten Hinweis liefern die privaten deutschen Ausgaben für 
Bildungseinrichtungen im internationalen Vergleich, die für das Jahr 
2008 bei 0,7 Prozent des BIP liegen (vgl. OECD 2011, S. 280). Damit 
liegt Deutschland unter 30 Ländern auf Rang 14. 
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Die wichtigsten Komponenten der privaten Bildungsfinanzierung 
in Deutschland waren im Jahr 2008 mit knapp 50 Prozent betriebliche 
Aus- und Weiterbildungsausgaben, beispielsweise die Ausgaben der 
Betriebe im dualen System. 2004 lag der Anteil der betrieblichen an 
den privaten Bildungsausgaben noch bei knapp über 60 Prozent. Mit 
größerem Abstand dahinter sind die Ausgaben privater Haushalte für 
Bildungsgüter und -dienstleistungen (z.B. Nachhilfe, Lernmittel usw.) 
auf knapp 18 Prozent (2004: knapp 15 Prozent) angewachsen. Die 
Ausgaben für den Elementarbereich und die Kinderbetreuung (z.B. 
Kita- und Kindergartengebühren) sind seit 2004 von zehn auf knapp 
15 Prozent gestiegen (vgl. Statistisches Bundesamt 2011a, S. 12; Aus-
wertung wie Wolf 2010b, S. 308). In den Ländern, die im Ranking 
der privaten Bildungsausgaben an der Spitze stehen (z.B. Südkorea, 
Chile und die USA), dominieren nicht so sehr die betrieblichen Ausga-
ben, sondern vor allem die Bildungsausgaben der privaten Haushalte: 
„Es dominiert bislang der private Bildungsmarkt, dessen Effizienz im 
Hinblick auf die oft sehr teuren Vorbereitungskurse auf staatliche Prü-
fungen [im Falle von Südkorea, d. Verf.] allerdings in Frage gestellt wer-
den kann. In den USA ist die Preisentwicklung bei den Studiengebühren 
in den jüngsten Jahren geradezu dramatisch.“ (Wolf 2010b, S. 311) 
Die OECD stellt als internationalen Entwicklungstrend fest: „[I]m 
Durchschnitt aller OECD-Länder hat sich der Anteil privater Mittel 
für Bildungseinrichtungen zwischen 2000 und 2008 erhöht.“ (OECD 
2011, S. 281) Dieser konstant schleichende Privatisierungstrend in der 
Bildungsfinanzierung lässt sich auch in Deutschland feststellen. Wäh-
rend der öffentliche Finanzierungsanteil an den Bildungseinrichtungen 
hierzulande zwischen den Jahren 2000 und 2008 von 86,1 Prozent 
auf 85,4 Prozent fiel, stieg der private von 13,9 auf 14,6 Prozent an 
(vgl. OECD 2011, S. 294). Wie oben anhand der Entwicklung der 
betrieblichen Bildungsausgaben dargestellt, gibt es innerhalb der pri-
vaten deutschen Bildungsausgaben einen Trend zur Umlagerung der 
Kosten von den betrieblichen Ausgaben hin zu den Bildungsausgaben 
der privaten Haushalte. Dies illustriert den schleichenden Rückzug der 
Unternehmen aus ihrer traditionell korporatistischen Verantwortung 
für die berufliche Bildung im konservativen Bildungsstaat.
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8.2	 Politökonomische Ursachen der Grundstruktur 
	 der deutschen Bildungsfinanzierung

Das oben beschriebene Bildungsfinanzierungsprofil Deutschlands 
weist eine relative Konstanz auf – nämlich eine negative: Die Bildung 
ist insgesamt stark unterfinanziert. Die öffentlichen deutschen Bil-
dungsausgaben sind katastrophal niedrig; die privaten bewegen sich 
im internationalen Mittelfeld und nehmen tendenziell zu. Noch wer-
den sie aber stärker durch die betrieblichen Ausgaben dominiert als 
– wie in anderen Ländern – durch die Ausgaben der privaten Haus-
halte. Innerhalb des deutschen Bildungssystems ist der Mangel im 
internationalen Vergleich in sehr auffälliger Weise auf die unterschied-
lichen Bildungsstufen verteilt: Die unteren Bildungsstufen werden 
von der öffentlichen Hand stark unterfinanziert, während sich die 
öffentlichen Hochschulausgaben international immerhin im unteren 
Mittelfeld bewegen. 

In einem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten 
politikwissenschaftlichen Forschungsprojekt zur international verglei-
chenden Analyse der öffentlichen Bildungsfinanzierung identifizierte die 
Forschergruppe um den Politologen Manfred G. Schmidt hauptsächlich 
die folgenden wichtigen Faktoren, die die Höhe der öffentlichen Bil-
dungsfinanzierung in kapitalistischen Wohlfahrtsstaaten maßgeblich 
beeinflussen (vgl. Schmidt 2008, S. 260f.): Gibt es einen demografischen 
Nachfragedruck mit einer hohen Beteiligung jüngerer Bevölkerungs-
teile? Gibt es einen „frauenfreundlichen“ Wohlfahrtsstaat mit einer ho-
hen Frauenerwerbsquote? Besteht eine Vorherrschaft staatszentrierter 
Lösungen, und vor allem: Besteht ein großer Steuerstaat mit hohen steu-
erlichen Einnahmen und Gestaltungsmöglichkeiten? Sind die privaten 
Bildungsausgaben eher niedrig? Besteht in der Gesellschaft eine nach 
links geneigte Machtressourcenverteilung (gibt es beispielsweise starke, 
links-egalitär eingestellte Gewerkschaften, regelmäßig linke Mehrheiten 
bei Wahlen usw.?) bzw. eine sozialdemokratische Regierung in einem 
zentral verwalteten Staat? Gibt es eine geringe „Vetospielerdichte“�? 

�	 Unter Vetospielern werden in den Politikwissenschaften institutionelle und 
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Sofern es sich um einen föderal organisierten Staat handelt: Gibt es 
Finanzausgleichssysteme zwischen den Teilstaaten? Besteht innerhalb 
der öffentlichen Haushalte eine geringe Konkurrenz mit anderen Staats-
ausgaben? Wenn diese Fragen in Bezug auf eine Gesellschaft mit einem 
„Ja“ beantwortet werden können, ist eine hohe öffentliche Bildungs
finanzierung dort mit großer Wahrscheinlichkeit gegeben.

Bei den Bestimmungsfaktoren einer hohen öffentlichen Bildungs
finanzierung handelt es sich also um politökonomische Strukturdeter-
minanten, die tief in die Organisation einer Gesellschaft hineinreichen 
und stark miteinander verwoben sind. Des Weiteren können sich diese 
Determinanten über Jahrzehnte gegenseitig stabilisieren und strukturell 
verfestigen. Zugleich sind sie dennoch politisch gestalt- und verän-
derbar. Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, über 
politökonomische Hauptbereiche (institutionell, machtressourcentheo-
retisch und haushaltspolitisch bzw. steuerstaatlich) die oben gestellten 
Fragen für Deutschland zu prüfen.

Welche Rolle spielt das deutsche bildungspolitische 
Institutionengeflecht bzw. welche Rolle spielt der Föderalismus 
in der deutschen Bildungsfinanzmisere? 
Deutschland ist bekanntlich föderal organisiert, und die Gesetz
gebungskompetenzen für die Bildung sowie die Höhe der Bildungsaus-
gaben liegen bei den Bundesländern. Über Möglichkeiten zur Erhöhung 
der Steuereinnahmen hingegen verfügt hauptsächlich der Bund. Damit 
befindet sich die Bildungspolitik in einer „Politikverflechtungsfalle“ 
(Scharpf), die sich negativ auf die Bildungsbudgets auswirkt. „Staaten 
mit hoher Vetospieler- und Mitregentendichte wie Deutschland neigen 
eher zu niedrigeren öffentlichen Bildungsausgabenquoten als Staaten 
mit größerem Manövrierspielraum für die zentralstaatliche Regierung 
wie die nordischen Länder.“ (Schmidt 2008, S. 256) Wie aus den Auf-
zeichnungen des Statistischen Bundesamtes hervorgeht, bewegen sich 
die Bildungsausgaben in Deutschland auf einem konstant niedrigen 

parteipolitische Akteure verstanden, die die Steuerungsfähigkeit eines poli-
tischen Systems einschränken können, z.B. indem sie durch Gesetze initiierte 
politische Reformen direkt verhindern können. 
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Niveau. Dies wird, historisch betrachtet, lediglich in wenigen Jahren 
durch kurzfristige ausgabenintensive Programme unter starker Finan-
zierungsbeteiligung des Bundes durchbrochen, die meistens von sozial-
demokratischen, in besonderen Notlagen aber auch von konservativen 
Bundesregierungen angestoßen werden. Das lässt sich beispielsweise 
am Hochschulbau in den 1970er Jahren oder an den für Bildung vor-
gesehenen Ausgaben des krisenbedingten Konjunkturpakets II in den 
letzten Jahren veranschaulichen. So beginnt die Datenreihe des Statis-
tischen Bundesamtes zu den nationalen Bundesausgaben mit einem 
massiven Ausreißer zu Beginn der 1970er Jahre, der zum größten Teil 
auf den von der zentralstaatlichen Regierung im Bund angestoßenen 
expansiven Hochschulbau in diesem Zeitraum zurückzuführen ist. 
Der Hochschulbau war damals noch eine Gemeinschaftsaufgabe von 
Bund und Ländern nach Artikel 91a GG. Doch schon damals konn-
ten die Länderhaushalte in Bezug auf den gleichzeitigen Aufbau eines 
Lehrpersonalwesens innerhalb der so genannten Bildungsexpansion 
nicht mithalten: Das wissenschaftliche Personal an den Hochschulen 
konnte in den alten Bundesländern (ohne Berlin) zwischen 1975 und 
2003 zahlenmäßig um lediglich 17,3 Prozent gesteigert werden (vgl. 
Wissenschaftsrat 2006, S. 27), wohingegen die Zahl der Studierenden 
alleine im Zeitraum von 1975 bis 1989 um 80 Prozent stieg (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt o.J.). Nach 2003 ist ebenfalls kein Aufholprozess 
erkennbar, da auch in diesem Zeitraum die Zahl der Studierenden 
stärker gewachsen ist als das wissenschaftliche Personal. Über die 
ehemalige Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau oder auch über Son-
derprogramme des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
– wie das unter der rot-grünen Bundesregierung zur Förderung des 
Ausbaus der Ganztagsschulen in Deutschland – ist nun aber seit der 
Föderalismusreform 2006 leider kein zusätzlicher finanzieller Impuls 
durch den Bund mehr möglich. Vor allem konservativ regierte Bundes-
länder plädierten hier für ein Verbot der Beteiligung des Bundes, was 
zu einer fatalen Verschärfung der finanziellen Alleinzuständigkeit der 
Länder im Bildungsbereich führte. 

Die Einflussnahme des Bundes auf die Bildungspolitik ist heute weit-
gehend untersagt (Kooperationsverbot). Dies gilt vor allem für die Bil-
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dungsbereiche unterhalb der Hochschule, obwohl diese dringend mehr 
staatliche Grundmittel benötigen würden. Die Exzellenzinitiative macht 
dagegen deutlich, dass nach Art. 91b GG gemeinschaftlich beschlossene 
„Vereinbarungen“, „Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an 
Hochschulen“ und „Forschungsbauten“ noch gemeinschaftlich geför-
dert werden können, wenn alle Bundesländer damit einverstanden sind. 
Der Verdacht liegt nahe, dass dieses Hintertürchen zur gemeinsamen 
Wissenschafts- und Forschungsförderung von Bund und Ländern durch 
die Politik für „standortrelevanter“ gehalten wurde als beispielsweise 
der weitere Ausbau von Ganztagsschulen. Der Länderfinanzausgleich, 
der im Zuge der Reformen des Föderalismus immer wieder in der Kritik 
steht, sorgt in dieser schwierigen Situation zumindest dafür, dass die 
ökonomischen Strukturschwächen mancher Bundesländer nicht völlig 
auf die Bildungsfinanzierung durchschlagen und die grundgesetzlich 
vorgeschriebene Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Deutsch-
land damit noch stärker einschränken würden.

Welche Rolle spielt die Machtressourcenverteilung in 
Deutschland und damit die Ausrichtung der wohlfahrts- 
und bildungsstaatlichen Politik?
In Deutschland gibt es eine eher konservative Machtressourcenvertei-
lung. In der Nachkriegsgeschichte Westdeutschlands waren sowohl 
im Bund als auch in den Ländern häufig christdemokratische Parteien 
an der Regierung, oftmals als „bürgerlicher Block“ im Verbund mit 
den Liberalen. Die Gewerkschaften waren hierzulande nie so stark wie 
beispielsweise in den skandinavischen Ländern. 

Die Machtressourcentheorie ist in der vergleichenden Wohlfahrts-
staatsforschung einer der wichtigsten Ansätze zur Erklärung von un-
terschiedlichen Ausprägungen kapitalistischer Wohlfahrtsstaaten. Vor 
allem nach dem Zweiten Weltkrieg bis in die 1970er Jahre haben sich 
nach den Modellen von Politikwissenschaftlerinnen und -wissenschaft-
lern in den Industrieländern je nach Machtressourcenverteilung ver-
schiedene wohlfahrtsstaatliche Profile weiterentwickelt und verfestigt. 
In der Politikwissenschaft am stärksten etabliert sind die Vorstellungen 
des dänischen Soziologen Gøsta Esping-Andersen (1990) über verschie-
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dene Typen von Wohlfahrtsstaaten. Hauptsächlich aufgrund einer stär-
ker konservativen (wie beispielsweise in Deutschland), stärker liberalen 
(wie beispielsweise in den USA) oder stärker sozialdemokratischen 
Machtressourcenverteilung (wie beispielsweise in Schweden) prägten 
sich, so Esping-Andersen, unterschiedliche Pfade der wohlfahrtsstaat-
lichen Entwicklung aus, die sich idealtypisch charakterisieren lassen. 
Diese Entwicklungspfade haben auch sehr starke Auswirkungen auf 
das jeweilige Bildungssystem – sprich: auf die spezifische nationale 
Bildungsstaatlichkeit. Sie sind als bildungspolitische Pfade zu verste-
hen, die natürlich längst einer Transformation unterliegen – vor allem 
durch die neoliberale Entstaatlichungs- und Privatisierungspolitik. Die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik hat in den vergangenen 
Memoranden in Anlehnung an diese Wohlfahrtsstaatstypen Grundmus-
ter verschiedener idealtypischer Bildungsstaatlichkeiten entwickelt. In 
Tabelle 7 sind deren wesentliche Kennzeichen zusammengestellt. 

Nach Schmidt (2008) sind für eine gute Bildungsfinanzierung meis-
tens eine demografische Entwicklung ohne niedrige Geburtenraten mit 
vielen Jugendlichen sowie eine frauen- und frauenerwerbsfreundliche 
Politik mitverantwortlich. Es lässt sich aber feststellen, dass im konser-
vativen Wohlfahrts- und Bildungsstaat für eine solche Politik schlechte 
Voraussetzungen bestehen. Durch die konservative Sichtweise auf die 
Familie als idealtypische männliche Ein-Ernährer-Ehe und durch die 
Dominanz der Ideologie, eine Mutter müsse sich als Hausfrau um die 
Kinder kümmern und zu Hause bleiben, haben sich in konservativen 
Bildungsstaaten frauen- und frauenerwerbsfeindliche Strukturen viel 
länger gehalten als in anderen Ländern. Denn im konservativen Bil-
dungsstaat besteht eine wirkmächtige Vorstellung von einer von der 
Erziehung losgelösten Bildung. Erziehung als Formung der Persön-
lichkeit ist vor allem das besondere Recht der Familie (als weiblich 
konnotierte Sphäre) und des Betriebes, während Bildung, so die in 
Deutschland dominierende Vorstellung, als vor allem kognitiver Prozess 
erst ab der Primarstufe in den staatlichen Schulen und Hochschulen 
stattfindet. Das vorherrschende Halbtagsangebot im Bildungsbereich 
(in der Kindertagesbetreuung sowie in Grund- und weiterführenden 
Schulen), das Fehlen von Plätzen in der Tagesbetreuung für Kinder bis 
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Liberaler Bildungs-
staat

Konservativer Bildungsstaat 
(an Deutschland ausgerich-
tete Variante)

Sozialdemokra-
tischer Bildungs-
staat

1. Starke Abhängig-
keit vom Einkommen 
beim Bildungszu-
gang
2. (Quasi-)Märkte als 
Steuerungsmecha-
nismus und verbe-
trieblichte Bildungs-
einrichtungen
3. Starke Beteiligung 
der Kapitalseite an 
der Bildungssteue-
rung
4. Starke Abhängig-
keit zwischen Bil-
dungsergebnis und 
sozio-ökonomischer 
Herkunft
5. Sehr hohe private 
Bildungsausgaben

1. Sehr starke Abhängigkeit 
von der familiären Herkunft 
(sozio-ökonomischer Status) 
beim Bildungszugang und 
im -ergebnis
2. Inputsteuerung des Bil-
dungssystems durch den 
Staat
3. Frühe staatliche Auftei-
lung der Kinder auf ver
schiedene Schultypen
4. Korporatistische Organi
sation der beruflichen Aus-
bildung (duales System)  
und der Weiterbildung
5. Trennung von Erziehung 
(familiärer und betrieblicher 
Bereich) und Bildung in Bil-
dungseinrichtungen
6. Hauptsächlich staatliche 
Bildungseinrichtungen
7. Einrichtungen mit Erzie-
hungsfunktion werden oft 
an nichtstaatliche Akteure 
delegiert
8. Geringe staatliche und 
mittlere private Bildungs-
ausgaben

1. Geringe Abhän-
gigkeit von der fa-
miliären Herkunft 
beim Bildungszu-
gang und bei den 
-ergebnissen
2. Staatliche Steue-
rung des Bildungs-
systems (oftmals 
In- und Output
orientierung ne-
beneinander)
3. Hauptsäch-
lich staatliche 
Bildungseinrich-
tungen
4. Auch beruf-
liche Ausbildung 
hauptsächlich in 
staatlichen Ein
richtungen
5. Vorschulische Bil-
dung gehört zum 
Bildungssystem
6. Hohe staatliche 
und geringe pri-
vate Bildungsaus-
gaben

Beispiele

USA, Vereinigtes Kö-
nigreich, Australien

Deutschland, Österreich Schweden, Finn-
land, Norwegen

Tabelle 7: Kennzeichen idealtypischer Bildungsstaatlichkeiten

Quelle: eigene Darstellung.
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drei Jahre sowie der erst seit den 1990er Jahren begonnene Ausbau 
der vorschulischen Einrichtungen sind Ausdruck dieser Trennung. Er-
ziehung soll explizit vor allem außerhalb des staatlich organisierten 
und kontrollierten Bildungssystems durch die Mütter erfolgen, denen 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf dadurch erschwert wird. Für 
alle Kinder offene und kostenfreie, staatliche Angebote gerade in den 
ersten Jahren nach der Geburt sind nur in geringem Umfang vorhan-
den. Viele Plätze in der Kindertagesbetreuung und in Kindergärten 
werden von so genannten freien (beispielsweise kirchlichen) Trägern 
bereitgestellt. Ihr Anteil belief sich im Jahr 2011 auf 63,3 Prozent und 
stellte damit immer noch die Mehrheit (vgl. Statistisches Bundesamt 
2011b, S. 12). Einrichtungen von nichtstaatlichen Trägern weisen 
oftmals einen eingeschränkten bzw. sozial selektiven Bildungszugang 
auf: Sie kosten Gebühren, sind weltanschaulich orientiert und fördern 
die soziale Selektion durch Profile, die unterschiedliche Bildungs- und 
Einkommensschichten ansprechen. 

Durch die erschwerte Vereinbarkeit von Familie und Beruf in kon-
servativen Wohlfahrts- und Bildungsstaaten haben diese Staaten auch 
mit geringeren Geburtenraten und immer kleiner werdenden Zahlen an 
Jugendlichen zu kämpfen. Dies wirkt sich negativ auf die Bildungsfinan-
zierung aus: „Insbesondere die relative Größe der Schüler- und Studie-
rendenschaft [...] macht einen Unterschied für die Bildungsfinanzen [...]. 
Ist die Nachfrage geringer, etwa in Folge fortgeschrittener Alterung der 
Gesellschaft und durchschnittlicher Bildungsbeteiligung insbesondere 
im tertiären Sektor, wie in Deutschland, reagiert die Politik entspre-
chend zurückhaltender“ (Schmidt 2008, S. 256).

Die Lösung bildungsstaatlicher Probleme wird im konservativen 
Bildungsstaat oftmals an Verbände und gesellschaftliche Akteure dele-
giert, ohne dass die Kontrolle und die Einflussmöglichkeiten des Staates 
komplett aufgegeben werden. Diese Delegation von Aufgaben geschieht 
vor allem in den Bereichen (wie beispielsweise in der vorschulischen 
Bildung), die in Deutschland lange nicht als dem Bildungssystem, son-
dern eher dem Sozial- und Wirtschaftssystem zugeordnet galten. Auch 
hier wird die in Deutschland lange gedachte Trennung von Bildung und 
Erziehung deutlich. Die in gewisser Weise korporatistischen Lösungs-
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möglichkeiten werden also in vielen Bereichen gegenüber staatlichen 
und kommunalen Lösungen bevorzugt. Dies zeigt sich beispielsweise 
am dualen Ausbildungssystem oder an der hohen Anzahl nichtstaat-
licher Träger im Kita-Bereich. Auch hier besteht in Deutschland also 
eine geringere Wahrscheinlichkeit, dass man sich für komplett staats-
zentrierte Lösungen entscheidet (staatliche Träger und Finanzierung 
in öffentlicher Hand), sodass sich die staatlichen Bildungsausgaben 
selbst bei einem Ausbau von Bildungsbereichen (wie derzeit in der 
vorschulischen Bildung) weniger stark erhöhen, als es zu erwarten wäre 
(weniger staatszentrierte Lösungen mit öffentlich Beschäftigten). 

Die fortschreitende neoliberale Transformation des konservativen 
deutschen Bildungsstaates scheint aktuell eine Ausweitung der Zu-
sammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaftsverbänden auch auf die 
„klassischen“ Bildungsbereiche herbeizuführen, in denen Verbände und 
private Akteure bisher eine geringere Rolle spielten (beispielsweise an 
Schulen und Hochschulen). Wobei der Staat, wie momentan im noch 
eher marginalen (da von lediglich rund sieben Prozent aller Schüle-
rinnen und Schüler besuchten), aber ständig wachsenden deutschen 
Privatschulbereich, der Hauptfinanzier bleibt. „Privatschulen“ haben in 
Deutschland zwar private Träger; als so genannte Ersatzschulen werden 
„allgemeinbildende Schulen in privater Trägerschaft“ aber zu annä-
hernd 90 Prozent aus staatlichen Mitteln finanziert (vgl. Weiß 2011, 
S. 7). Auch Hochschulen, mehr und mehr unterfinanziert, werden im-
mer stärker durch Drittmittel gesteuert – während der hauptsächliche 
Geldgeber immer noch der Staat bleibt. Neuerdings sichern sich Kon-
zerne – wie beispielsweise die Deutsche Bank an Berliner Hochschulen 
oder der Bayer-Konzern am Universitätsklinikum in Köln – über Ko
operationsverträge weitgehenden Einfluss auf Bereiche der hauptsäch-
lich immer noch staatlich (unter-)finanzierten Forschung. Aus ihrer ge-
sellschaftlichen Verantwortung für die duale Ausbildung ziehen sich die 
Unternehmen gleichwohl finanziell immer stärker zurück (siehe oben), 
sodass der Staat hier einspringen muss: „Besonders die zunehmende 
Bedeutung des sogenannten Übergangssystems wird als ein Indikator 
für die nachlassende Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft [...] inter-
pretiert“ (Baethge 2011, S. 9). Die bisher vorherrschende und positiv 
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besetzte Tradition der Organisation der dualen Ausbildung verhindert 
noch, dass mehr als ein improvisiertes staatliches Übergangssystem 
bzw. eine zukunftsfähige Reorganisation der beruflichen Ausbildung 
entsteht. Ansätze für eine solche Reorganisation beständen beispiels-
weise in der Einführung einer Ausbildungsplatzumlage oder auch in 
einer Ausbildungsplatzabgabe. Gleichzeitig mit dem schleichenden 
Rückzug der Unternehmen aus der dualen Ausbildung steigen die Bei-
träge und Anteile der privaten Haushalte an den privaten Bildungs-
ausgaben durch Gebühren und Privatisierungen an (siehe oben). Da 
durch den konservativen Bildungsstaat nicht auf allen Bildungsstufen 
allgemeine und offene staatliche Angebote zur Verfügung stehen und 
parallel dazu betriebliche Bildungsausgaben zwar sinken, aber tra-
ditionell immer noch stark sind, verwundert es nicht, dass sich die 
private Bildungsfinanzierung in Deutschland auf einem höheren Level 
bewegt als beispielsweise in skandinavischen Bildungssystemen. Auch 
die steigenden privaten Bildungsausgaben bedingen oftmals geringere 
öffentliche Bildungsausgaben.

Welche Rolle spielen steuerstaatliche und haushaltspolitische 
Gründe in der deutschen Bildungsfinanzmisere? 
Wie beschrieben, gibt es in der konservativen Bildungsstaatlichkeit 
keinen Vorrang für umfangreiche staatszentrierte Lösungen. Das aus-
geprägte Subsidiaritätsprinzip des konservativen Wohlfahrtsstaates 
schlägt sich auch im Bildungssystem nieder (vorschulische Bildung 
soll beispielsweise hauptsächlich in der Familie stattfinden). Von daher 
war der Steuerstaat in Deutschland noch nie so groß wie beispielsweise 
in Skandinavien, und er hatte stets weniger Aufgaben zu bewältigen. 
Hinzu kommt, dass viele Sozialleistungen in Deutschland traditionell 
über Sozialversicherungen und nicht über Steuern finanziert sind. 
Betrachtet man die Staatseinnahmenquote Deutschlands im interna-
tionalen Vergleich, so lag sie zwischen 1971 und 2009 in der Mitte 
zwischen den stark über Steuern finanzierten skandinavischen Wohl-
fahrtsstaaten und den eher marktgesteuerten angloamerikanischen 
Wohlfahrtsstaaten (vgl. Truger 2010, S. 34). 

Die Verschlechterung der finanziellen Einnahmesituation der öf-
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fentlichen Haushalte ging mit der neoliberalen Transformation der 
Wohlfahrtsstaaten seit den 1970er Jahren einher. Zu einer sich ver-
schärfenden Krisenanfälligkeit (sinkende nationale Wachstumsraten, 
steigende Massenarbeitslosigkeit, Polarisierung der Gesellschaften) ge-
sellte sich ein doppelter Angriff der Kapitalseite auf den Wohlfahrtsstaat 
(Entstaatlichung und Privatisierung). Betrachtet man die Entwicklung 
der öffentlichen Bildungsausgaben in Deutschland, so stellt man fest, 
dass sie seit den 1970er Jahren rückläufig sind. Diese Entwicklung ist 
eine Folge der Umverteilungspolitik. Zu dieser Entwicklung trägt seit 
den 1970er Jahren außerdem wesentlich der Einfluss der hegemonialen, 
neoklassischen und neoliberalen Politikberatung durch die Wirtschafts-
wissenschaften bei, sodass die „herrschende Lehre“ auch die „Lehre der 
Herrschenden“ ist (Zinn 2005). Sehr viele Aussagen von Thinktanks 
und von die Politik beratenden neoliberalen Ökonomen deuten darauf 
hin, dass „das Diktat der leeren Kassen“ (Giersch 1991, S. 17) auch als 
eine Strategie zum Abbau des klassischen Wohlfahrtsstaates gedacht 
war. Nach langen Jahren der Opposition greifen in Großbritannien 
und Deutschland auch sozialdemokratische Parteien zeitgenössische 
Elemente der Politikberatung wie das New Public Management, die 
Privatisierung und die Niedriglohnpolitik in ihrer Programmatik auf. 
Sie versprechen sich von solchen hauptsächlich neoliberal interpre-
tierten Elementen der Wirtschafts-, Sozial- und Bildungspolitik eine 
Modernisierung ihrer Agenda („Dritter Weg“, „Agenda 2010“ usw.) 
und eine Rückkehr an die Macht. 

In dieser „Lehre der Herrschenden“ wird empfohlen, auf zurück
gehendes wirtschaftliches Wachstum mit einer „Entfesselung der Markt-
kräfte“ zu reagieren, was für den Wohlfahrtsstaat Steuersenkungen und 
Kürzungen und damit einen Abbau der steuerstaatlichen Finanzierungs-
möglichkeiten bedeutet. Dies führt zu einer immer geringer werdenden 
Beteiligung der Kapitalseite an der über Steuern finanzierten staatli-
chen Daseinsvorsorge, die zunehmend geschwächt wird. Verstärkt wird 
diese Entwicklung durch die Verankerung der „Schuldenbremse“ im 
Grundgesetz und in der Politik der Bundesländer, was den Prozess der 
Aushöhlung der steuerfinanzierten öffentlichen Daseinsvorsorge weiter 
beschleunigt. Aber auch schon vor der „Schuldenbremse“ war Deutsch-
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land zwischen 1998 und 2008 hinter Japan Vizeweltmeister in der Dis-
ziplin „sparsame Ausgabenpolitik“ mit einem realen Wachstumsrück-
gang bei den Staatsausgaben um 0,2 Prozent (vgl. Truger 2010, S. 28). 
Dies schadet natürlich auf extreme Weise auch der Bildungsfinanzie-
rung. Diese steht in den Länderhaushalten in allererster Linie in einer 
Finanzierungskonkurrenz zum Schuldenabbau. Schuldenabbau wird 
zumeist mit einer Kürzungspolitik und nicht mit einer Verbesserung 
der Einnahmenseite des Staates auf Kosten großer Vermögen und von 
Unternehmensgewinnen verknüpft. Auch sozialdemokratische Lan-
desfinanzminister legen aktuell den Schwerpunkt ihrer Politik auf eine 
Profilierung als „Sparkommissare“. Im Kürzungsdiskurs wird sogar 
dieselbe Metaphorik verwendet, wie sie von Lobbyorganisationen der 
Arbeitgeberseite eingeführt wurde. So beruft sich beispielsweise Niels 
Schmid, der baden-württembergische Landesfinanzminister, auf die 
„schwäbische Hausfrau“ – eine Metapher für die Kürzungspolitik, die 
auf Plakaten der „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“ (INSM) zu 
sehen war. Deutlich wird diese Beschränkung der Bildungsfinanzierung 
durch die Finanzierungskonkurrenz mit dem Schuldenabbau anhand 
des Scheiterns des von der Bundeskanzlerin veranstalteten Bildungs-
gipfels im Jahr 2010. Die Bundesregierung konnte sich aufgrund der 
angespannten finanziellen Situation der Bundesländer nicht mit den Mi-
nisterpräsidenten auf einen Weg zur Erhöhung der Bildungsausgaben 
auf zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts einigen. 

8.3	 Was fehlt? Bedarfsorientierte Berechnung des 
	 finanziellen Mangels im deutschen Bildungssystem

Der zunehmend neoliberal transformierten Bildungsstaatlichkeit setzt 
die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik ein Bildungskonzept 
entgegen, dessen Ziel es ist, Kinder zu sozialen, selbstständigen und 
kritikfähigen Menschen zu erziehen. Um die Kosten der Implementie-
rung eines solchen Bildungskonzepts in das bestehende Bildungssystem 
zu schätzen, ist es notwendig, eine bedarfsorientierte Berechnung vor-
zunehmen. Im Gegensatz zu der in den letzten 20 Jahren praktizierten 
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Finanzierung des Bildungssystems nach Kassenlage orientiert sich die 
bedarfsorientierte Bildungsfinanzierung an den Bedürfnissen der am 
Bildungsprozess beteiligten Menschen – also vor allem an den Bedürf-
nissen der Lernenden und der Lehrenden. Würde man das deutsche 
Bildungssystem an den oben genannten Kriterien ausrichten, ergäbe 
sich folgender Reformbedarf (vgl. Piltz 2011).

Im Elementarbereich ist – wie oben bereits beschrieben – die Er-
höhung und Verbesserung der Betreuungsquote für Kinder bis zum 
Schuleintritt von besonderer Bedeutung. Bei den unter Dreijährigen ist 
ein Ausbau der Betreuungsquote in den westlichen Bundesländern auf 
mindestens 35 Prozent dringend geboten. Die Betreuung von Kindern 
über drei Jahren bis zum Schuleintritt bedarf zudem eines Ausbaus ihres 
Umfangs. Die Zahl der Ganztagsplätze liegt in einigen westdeutschen 
Bundesländern derzeit bei deutlich unter 30 Prozent. Zudem sind in 
allen Betreuungseinrichtungen des Elementarbereichs die Personal-
schlüssel zu verbessern, um die Empfehlungen der Europäischen Union 
zu erreichen und einen Personalpuffer aufzubauen, der bei Krankheit 
und Fortbildung die Betreuung ohne Einschränkungen ermöglicht. Ab-
schließend muss nicht nur darauf hingewirkt werden, dass das Recht 
auf eine Ganztagsbetreuung von Kindern bis zum Schuleintritt gesetz-
lich verankert wird, sondern darüber hinaus, dass die Einrichtungen 
ausschließlich durch öffentliche Gelder finanziert werden und somit 
tatsächlich allen Kindern offen stehen. Piltz (2011, S. 5) summiert die 
beschriebenen Qualitätsverbesserungen für den Elementarbereich auf 
Mehrinvestitionen von jährlich 9,4 Milliarden Euro.

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen in den allgemeinbilden­
den Schulen ist zum einen eine konsequente Absenkung der Klassengrö-
ßen auf durchschnittlich 18 Schülerinnen und Schüler pro Klasse und 
zum anderen ein Personalpuffer notwendig. Zudem ist Deutschland 
bei der Versorgung seiner Schülerinnen und Schüler mit Schulsozial
arbeiterinnen und Schulsozialarbeitern, Schulpsychologinnen und 
Schulpsychologen sowie Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen 
bedauernswert schlecht aufgestellt. In Niedersachsen beträgt die Rela
tion zwischen den Schulpsychologinnen und Schulpsychologen und den 
Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 2011/2012 sage und schreibe 
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1 zu 18.103. Damit ist jede Schulpsychologin und jeder Schulpsycho-
loge in Niedersachsen für durchschnittlich 61 Schulen zuständig (vgl. 
Bundesverband der Psychologinnen und Psychologen o.J.). Piltz (2011, 
S. 5) schätzt den Mehrbedarf für eine solche, qualitativ begründete Bil-
dungsreform im allgemeinbildenden Schulbereich auf 27,4 Milliarden 
Euro jährlich. 

Hinzu kommt ein Nachholbedarf bei den Sachmitteln und Inves-
titionen. Zum einen besteht ein dringender Nachholbedarf bei der 
Ausstattung der Schulen, beispielsweise in Bezug auf ein kostenloses 
Schulmittagessen für Schülerinnen und Schüler in Ganztagsschulen und 
hinsichtlich einer echten Lernmittelfreiheit. Zum anderen sind die für 
den Erhalt der Schulen und den Ganztagsschulausbau vorhandenen 
Mittel nicht ausreichend, um alle Schulen in einen adäquaten Zustand 
zu versetzen bzw. sie in einem solchen zu halten. Piltz (2011, S. 105) 
schätzt die einmaligen Investitionskosten, um den Nachholbedarf zu 
decken und die Infrastruktur abzusichern, auf 13,1 Milliarden Euro.

Bei der beruflichen Bildung stehen das Recht auf Ausbildung sowie 
die Abschaffung des so genannten Übergangssystems – in dem fast 
alle Jugendlichen „betreut“ werden, die eine Ausbildung suchen, aber 
keine gefunden haben – im Mittelpunkt. Hierfür muss das Recht auf 
einen Ausbildungsplatz endlich verwirklicht werden, im Zweifelsfall 
durch die Bereitstellung von schulischen Ausbildungsplätzen durch 
die öffentliche Hand. Zudem müssen – analog zu den allgemeinbil-
denden Schulen – die Bedingungen an beruflichen Schulen (z.B. ge-
ringere Klassengrößen) sowie die Förderung von jungen Menschen in 
der beruflichen Ausbildung (Erhöhung der BAföG-Regelsätze und der 
Freibeträge) verbessert werden. Hier summieren sich entsprechende 
Reformen bei Piltz (2011, S. 5) auf 2,5 Milliarden Euro jährlich.

Das Hochschulsystem leidet ebenfalls unter einer chronischen Un-
terfinanzierung: Zum einen hat die Vergrößerung des wissenschaft-
lichen Personals in den vergangenen 40 Jahren nicht mit den steigenden 
Studierendenzahlen Schritt gehalten, was auf die ungenügende finan-
zielle Ausstattung der Hochschulen zurückzuführen ist. Zum anderen 
sind die für den Ausbau der Hochschulen vorgesehenen Ressourcen 
– zur Erhöhung der Studierendenquote auf 40 Prozent eines Jahrgangs 
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– ebenfalls unzureichend. Hieraus ergibt sich ein Nachholbedarf so-
wohl an laufenden Finanzmitteln für Personal und Sachmittel als auch 
für Investitionen in Gebäude und Ausstattung. Für die Erhöhung der 
Studierendenquote müssen zudem die Hürden für Bewerberinnen und 
Bewerber mit niedriger sozio-ökonomischer Herkunft abgeschafft wer-
den. Zu den dafür notwendigen Maßnahmen zählen die Abschaffung 
von Studiengebühren sowie die Reform des BAföG (Erhöhung der 
Regelsätze und der Freibeträge). Die nachzuholenden, hauptsächlich 
baulichen Investitionen an Hochschulen taxiert Piltz (2011, S. 109) 
auf 14,5 Milliarden Euro. Für eine Qualitätsverbesserung der tertiären 
Bildung könnte man sich nach Piltz (2011) an jährlich 10,1 Milliarden 
Euro Mehrausgaben orientieren.

Der Bedarf bei der Weiterbildung gliedert sich in die vier Bereiche 
Verbesserung der betrieblichen und der individuellen Weiterbildung, 
Weiterbildung von Erwerbslosen sowie Aufbau einer Weiterbildungs-
beratung. Zur Verbesserung der betrieblichen Weiterbildung müssen 
so genannte Weiterbildungsfonds eingerichtet werden, in die die Un-
ternehmen einer Branche für jede und jeden Beschäftigten 1,6 Prozent 
der Lohnsumme einzuzahlen haben. Dieser Fonds übernimmt für die 
Unternehmen im Gegenzug die Finanzierung aller Kosten der betrieb-
lichen Weiterbildungsmaßnahmen. Durch die Änderung und Auswei-
tung des Aufstiegsbildungsförderungsgesetzes (AFBG) hin zu einem 
Erwachsenenbildungsförderungsgesetz (EBifG) soll einer größeren 
Zahl von Personen die Möglichkeit einer individuellen Weiterbildung 
– wie das Nachholen einer beruflichen Ausbildung oder eines Studi-
ums – eröffnet werden. Seit dem Jahr 1999 sind die Ausgaben für die 
Weiterbildung von Erwerbslosen – im Rahmen der Hartz-Reformen 
– von 6,8 Milliarden Euro auf 2,0 Milliarden Euro im Jahr 2010 zurück
gegangen. Diese Kürzungen müssen zurückgenommen werden, um die 
Qualität und Quantität der Weiterbildungsangebote für Erwerbslose 
wieder auf das Niveau von 1999 anzuheben. Außerdem ist mit einer 
flächendeckenden Weiterbildungsberatung allen Erwerbstätigen eine 
biografische Planung sowie ein verbesserter Zugang zu Weiterbildungs-
maßnahmen zu ermöglichen, da die hierfür notwendigen Informationen 
für Individuen kaum zu überblicken sind. Für eine verbesserte Weiter-
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bildung wären nach Piltz (2011, S. 5) jährlich 7,5 Milliarden Euro zu 
veranschlagen.

Insgesamt sind zur Umsetzung dieser bedarfsorientierten Bildungs
finanzierung für laufende Ausgaben wie Gehälter und Sachmittel knapp 
2,1 Prozent des Bruttoinlandsprodukts notwendig. Piltz (2011) geht ab-
schließend für den seinen Berechnungen zugrunde liegenden Zeitraum 
davon aus, dass jährlich 56,8 Milliarden Euro fehlen. Dazu kommen 
noch einmal rund zwei Prozent des BIP (45,3 Milliarden Euro) für ein­
malige Investitionen, beispielsweise in Gebäude und Einrichtungen.

8.4	 Ausblick

Wer auf stabile Zuwächse in der Bildungsfinanzierung hofft, muss 
Reformen anstreben, die zum einen Einfluss auf die föderale Politik-
verflechtung bei der Bildungsfinanzierung nehmen und die zum ande-
ren eine Veränderung des Entwicklungspfades des typisch deutschen, 
konservativen Wohlfahrts- und Bildungsstaatsmodells anstoßen. Hier 
muss vor allem die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf vor-
angebracht werden. Erziehung muss als umfassende Staatsaufgabe mit 
der Bildung zusammengeführt werden und darf nicht hauptsächlich 
den Müttern (Erziehung zu Hause) überantwortet bleiben. Die Schu-
len müssen zu Lern- und Lebensräumen mit Ganztagsbetrieb und flä-
chendeckender Schulsozialarbeit ausgebaut werden. Zudem muss eine 
Ausdehnung des Steuerstaates, seiner Aufgaben in der Daseinsvorsorge 
und seiner Einnahmen auf Kosten von Vermögen und Unternehmens-
gewinnen angestrebt werden. Die Daseinsvorsorge muss ausgebaut 
und mit einem öffentlich ausgestatteten und öffentlich getragenen 
Beschäftigungssektor in der Bildung ausgestattet werden. Wer nur auf 
eine „demografische Rendite“ durch den Rückgang der Geburten-
zahlen und der jüngeren Bevölkerung hofft, schießt sich ein Eigentor. 
Denn ohne zahlenmäßig stärker nachwachsende Generationen wird 
die Finanzierung des Bildungssektors gesellschaftlich immer weiter 
marginalisiert werden. Stärkere jüngere Generationen hängen wie-
derum mit dem Um- und Ausbau des Wohlfahrtsstaates zur besseren 
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Vereinbarkeit von Familie und Beruf zusammen. Auch die Hoffnung 
auf einen Ausbau der privaten Beteiligung der Bevölkerung an den 
Bildungsausgaben – beispielsweise durch eine weitere Privatisierung, 
Vermarktung und Kommerzialisierung des Bildungssystems – trügt. 
Denn jetzt schon gilt: „Verpflichtende private Ausgaben zur sozialen 
Sicherung [z.B. Riesterrente, d. Verf.] gehen mit geringeren privaten 
Bildungsausgaben einher. [...] Aus der Literatur zum Verhältnis von 
öffentlichen und privaten Ausgaben [...] erwächst schließlich eine 
ernüchternde Mahnung für all jene, die davon ausgehen, dass private 
Leistungen als funktionale Äquivalente öffentlich finanzierter dienen 
können. Denn tendenziell zeitigen sie, zumindest in ihrer bisherigen 
Ausgestaltung in den OECD-Staaten, deutlich gleichheitsmindernde 
Verteilungswirkungen.“ (Wolf, 2010b, S. 314f.)
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9	 Neoliberale versus Alternative 
	 Wirtschaftspolitik

9.1	 Unterschiedliche wirtschaftspolitische 
	 Konzeptionen im Westen nach dem 
	 Zweiten Weltkrieg

Fasst man losgelöst von ordnungstheoretischen Betrachtungen die 
heute wesentlichen unterschiedlichen und divergierenden Theorien 
zur Wirtschaftspolitik zu einer „Generallinie“ zusammen, so sind 
eine neoklassisch-monetaristische Angebotspolitik und eine keyne-
sianisch orientierte Nachfragepolitik zu differenzieren. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg dominierte zunächst ein staatsintervenierender, 
auf einer Finanz- und Geldpolitik basierender und um Maßnahmen 
der Sozial-, Arbeitsmarkt- und Steuerpolitik zur Korrektur der pri-
mären Marktverteilungsergebnisse bemühter, wohlfahrtsstaatlich 
ausgerichteter Keynesianismus. Auf seiner Grundlage sollten „Markt 
und Plan“ („soviel Markt und Wettbewerb wie möglich, soviel Plan 
wie nötig“ – Karl Schiller) in einer „konzertierten Aktion“ von Staat, 
Verbänden (Arbeitgebern und Gewerkschaften) und Deutscher Bun-
desbank miteinander versöhnt werden, ohne dabei die Systemfrage 
stellen zu müssen. In Westdeutschland wurde mit dem Ausbruch der 
Wirtschaftskrise 1966/1967 im „Stabilitäts- und Wachstumsgesetz“ 
vom 8. Juni 1967 eine im Ansatz keynesianische Nachfragepolitik 
verankert. Demnach ist der Staat (Bund und Länder) verpflichtet, 
eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, die gleichzeitig zur Stabilität 
des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand und zu einem 
außenwirtschaftlichen Gleichgewicht bei einem stetigen und angemes-
senen Wirtschaftswachstum führt („magisches Viereck“). Das Gesetz 
verzichtete aber auf eine explizite Nennung der Verteilungsgerechtig-
keit, und auch Umweltfragen standen Ende der 1960er Jahre noch 
nicht auf der wirtschaftspolitischen Agenda. 

Mit der schweren Weltwirtschaftskrise von 1974/1975, spätestens 
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aber ab Anfang der 1980er Jahre kam es dann zu einem Paradigmen-
wechsel. Zwei Ölkrisen in den 1970er Jahren sowie der Zusammen-
bruch des in Bretton Woods (USA) 1944 vereinbarten Weltwährungs-
regimes auf der Basis fester Wechselkurse und mit dem US-Dollar als 
Leitwährung hatten zu einer Wachstumsschwäche mit einem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit und der Inflation geführt. Das bis dahin unbekann-
te Phänomen der Stagflation konnte nur schlecht bzw. unzureichend mit 
einer keynesianisch orientierten Nachfragepolitik, einem Deficit-Spen-
ding und einer expansiven Geldpolitik bekämpft werden. Die Inflation 
hätte restriktiv angegangen werden müssen, z.B. mit Preiskontrollen, 
und die stagnationsbedingte Arbeitslosigkeit mit fiskalisch expansiven 
Maßnahmen. Auch wurde mit der Stagflation das bis dahin als gültig 
angesehene Phillips-Theorem widerlegt, das einen Trade-off zwischen 
Arbeitslosigkeit und Inflation als wirtschaftspolitische Alternative vor-
gab. Helmut Schmidt (SPD) interpretierte den Trade-off 1972 noch so: 
„Für die Deutschen ist eine Inflationsrate von fünf Prozent zuträglicher 
als eine Arbeitslosenquote von fünf Prozent.“ Letztlich entschied sich 
die Politik einseitig zugunsten der Verwertungsinteressen des Kapitals 
für eine Inflationsbekämpfung durch eine Hochzinspolitik, die dazu 
führte, dass der Zinssatz fast kontinuierlich über der Wachstumsrate 
lag. Dadurch wurde begünstigt, dass die Unternehmer seit dem Beginn 
der 1980er Jahre ihre Aktivitäten von den Real- hin zu den Finanz
investitionen verlagerten. 

Insbesondere mit der Inflationsproblematik stieg die theoretische 
und wirtschaftspolitische Attraktivität einer neoklassisch-monetaris-
tisch inspirierten Angebotspolitik, die auf den US-amerikanischen Öko-
nomen Milton Friedman (1912 – 2006) zurückgeht und von Ronald 
Reagan in den USA sowie von Margret Thatcher in Großbritannien in 
konkrete Wirtschaftspolitik umgesetzt wurde. Dabei waren die ökono-
mischen Beziehungen zwischen der Geldmenge und den Preisen nicht 
vollständig geklärt. 

Gegenstand von Reagans und Thatchers Politik waren im Wesent-
lichen die Belebung der Selbstheilungskräfte des Marktes (auf allen 
Märkten, auch auf Arbeitsmärkten, sollte das Wettbewerbsprinzip 
walten) und die Zurückdrängung staatlicher Interventionen (mit Aus-
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nahme einer Inflationsbekämpfung durch eine restriktive Geldpolitik) 
bei gleichzeitiger Beschneidung des Sozialstaats und Steuersenkungen 
für Einkommensstarke und Vermögende (vgl. Hickel 1981). Thatcher 
setzte dabei zusätzlich auf die Zerschlagung der Gewerkschaften und 
Reagan auf eine Stärkung der militärischen Position der USA. 

Die „Reaganomics“ und der „Thatcherismus“ haben aufgrund der 
konservativen Revolution in der Wirtschaftspolitik die Welt massiv zum 
Negativen verändert, d.h. unsicherer und ungerechter gemacht. „Ihr 
sichtbarstes Prinzip: weniger Steuern für die Wohlhabenden. Wenn die 
Wohlhabenden weniger Steuern bezahlen, erhalten wir ein kraftvolleres 
Wirtschaftswachstum, und jedermann profitiert davon. Im Jahr 1981 
zog die Regierung in Washington bis zu 75 Prozent der Einkommen 
ihrer höher verdienenden Mitbürger als Steuern ein; im Jahr 1989 
betrug der Höchststeuersatz nur noch 33 Prozent In Großbritannien 
war der Höchststeuersatz für Kapitaleinkünfte unter den verschiedenen 
Labour-Regierungen bis auf 98 Prozent angestiegen. Mit Margaret 
Thatcher ging dieser Satz auf 40 Prozent zurück.“ (Albert 1992, S. 3)

Allgemein gilt hier der Staat wieder, wie bei den Liberalen im 
19. Jahrhundert, als „Störenfried“ und der Sozialstaat im Besonde-
ren nur noch als „Kostgänger“ der privaten Wirtschaft. Die Gewerk-
schaften werden als wettbewerbsfeindliches „Tarifkartell“ angesehen, 
dessen Macht beschnitten werden müsse, um wettbewerbsorientierte 
Löhne zur Herstellung von Vollbeschäftigung an den Arbeitsmärk-
ten durchzusetzen. Der Staat wiederum müsse auf Rahmen gebende 
Funktionen beschränkt werden, also sozusagen zum liberalem „Nach-
wächterstaat“ (Ferdinand Lassalle) werden. Marktinterventionen 
werden als kontraproduktiv gegeißelt. Der Glaube an die so genann-
ten Selbstheilungskräfte des Marktes, ob auf Güter-, Arbeits- oder 
Finanzmärkten, wurde auch hier wiederbelebt. „Konkret handelt es 
sich bei den ‚Empfehlungen‘ um eine Politik der Haushaltsdisziplin, 
eine wettbewerbsorientierte Reform öffentlicher Auf- und Ausga-
ben, um Steuersenkung, Inflationsbekämpfung, kompetitive Wechsel
kurse, eine Handelsliberalisierung, die Förderung ausländischer Di-
rektinvestitionen, die Privatisierung öffentlicher Unternehmen, die 
Deregulierung der Wirtschafts- und Sozialsysteme und die Sicherung 
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von Eigentumsrechten. Im Kern zielen die aufgeführten Prinzipien –  
zuweilen wird auch von den ‚Zehn Geboten‘ neoliberaler Entwick-
lungs- und Entschuldungspolitik gesprochen – darauf, mutmaßliche 
Modernisierungsblockaden zu überwinden und die verschuldeten 
Ökonomien für ausländische Kapitalzuflüsse attraktiv zu machen.“ 
(Bieling 2006, S. 235f.)

Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991, nicht zuletzt 
verursacht durch den Rüstungskurs der USA (vgl. Schneider 1992, 
S. 279ff.), und dem damit einhergehenden Wegfall der Systemkonkur-
renz kam es schließlich zu einer weltweiten politisch-ökonomischen 
und militärischen Hegemonie der USA. Aus dieser Hegemonie zogen 
die Amerikaner in den 1990er Jahren bis zum Zusammenbruch der 
„New Economy“ im Jahr 2000 beträchtliche ökonomische Vorteile. 
Bei jeder bis dahin auftretenden Finanzkrise flüchtete das international 
vagabundierende („scheue“) Finanzkapital in den sicheren Hafen des 
US-Dollars, in die Weltleitwährung also, und wertete den Dollar so 
trotz hoher Importüberschüsse der USA auf. „Das Vertrauen in die 
Stabilität des Dollar konnte sich dabei zwar nicht auf wirtschaftliche 
Tatsachen stützen; im Gegenteil, die hohen Leistungsbilanzdefizite hät-
ten wohl gegen jede andere Währung eine massive Spekulationswelle 
ausgelöst. [...] [Es] dürfte vielmehr vor allem auf die politische und 
militärische Vormacht der USA in der Welt zurückzuführen sein, die 
dem Dollar eine einzigartige Rolle in der Weltwirtschaft verschafft. 
Nur diese Stellung kann erklären, weshalb entgegen konventioneller 
Theorie das Leistungsbilanzdefizit der USA nicht zur Abwertung des 
Dollars führte.“ (Huffschmid 2000, S. 1262)

Dem im Jahr 2000 erfolgenden Absturz der „New Economy“ 
waren in den 1990er Jahren Fortschritte in der Informations- und 
Kommunikationstechnologie, der Datenverarbeitung und der Biotech-
nologie vorweggegangen, die insbesondere in den USA in zahlreiche 
Unternehmensgründungen auf den überall etablierten „Neuen Märk-
ten“ mündeten. „Sie wurden zum Kern einer New Economy erklärt, 
die ein ganz neues Zeitalter technologiegetriebenen wissensbasierten 
Wachstums einläuten sollte. Dazu kamen Hunderte von ‚Start-ups‘, 
die im Wesentlichen aus einem Marketing-Gag oder aus schierem Bluff 
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bestanden, in der allgemeinen Goldgräberstimmung gleichwohl phan-
tastische Marktbewertungen erreichten. Große Konzerne wurden vom 
Fusionsfieber erfasst, verbanden sich mit anderen großen Konzernen, 
kauften Konkurrenten auf, um Märkte zu besetzen. Es war die Zeit der 
Investmentbanker, als graue Eminenzen hinter den Börsen und ‚Masters 
of the Universe‘. Sie bereiteten Übernahmen vor und organisierten 
Abwehrschlachten gegen Übernahmen. Die Zahl der Fusionen und der 
dabei umgeschlagenen Aktienwerte stieg in den USA und in Europa auf 
historische Rekordhöhen. Hinter vielen Zusammenschlüssen steckte 
weder eine technologische noch eine ökonomische Rationalität. Sie 
waren getrieben von Konkurrenzdruck, der Besessenheit, größer sein 
zu müssen als die anderen, nicht zuletzt von Gier und Größenwahn der 
Vorstände, die sich als Herrscher der Welt verstanden und oft auch so 
benahmen.“ (Huffschmid 2002, S. 12)

Gleichzeitig musste ab Anfang der 1990er Jahre mit der Auflösung 
der Sowjetunion, des Warschauer Pakts und des Rates für Gegensei-
tige Wirtschaftshilfe (COMECON) – kurz: aufgrund des Wegfalls der 
ordnungstheoretischen und vor allem realen Systemkonkurrenz – das 
weltweit agierende Kapital keine sozialen Rücksichten mehr nehmen. 
Dieser wesentliche Aspekt verstärkte sich noch in Anbetracht einer 
fast zeitgleich umgesetzten, neoliberal praktizierten Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion. Auch hier wurde und wird von der 
Politik einseitig bis heute das Kapital bevorzugt, ja, geradezu hofiert. 
Mit dem bis Mitte der 1970er Jahre praktizierten „sozial temperierten 
Kapitalismus“ (Nell-Breuning) war es damit zu Ende, ja, er wurde sogar 
ins Gegenteil, nämlich in einen finanzmarktgetriebenen „Raubtierkapi-
talismus“ (Helmut Schmidt) verwandelt. Außer dem Shareholder-value-
Prinzip (vgl. Rappaport 1986) wurden Vorstellungen von effizienten 
Finanzmärkten (vgl. Fama 1970, S. 383ff.) und der Ansatz rationaler 
Erwartungen entwickelt (vgl. Lucas 1981). 

In diesen Kontext reiht sich auch der „Washington Consensus“ ein, 
der vom US-amerikanischen Ökonomen John Williamson 1989 als 
Hintergrundpapier für eine Konferenz am Institute for International 
Economics in Washington D.C. formuliert worden war. 
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9.2	 Die neoliberale Wende in der Bundesrepublik

Auch in der Bundesrepublik wurde in den 1980er Jahren mit der Re-
gierungsübernahme durch Helmut Kohl und seine rechtsliberale Koa
lition aus CDU/CSU und FDP eine wirtschaftspolitische Wende in 
Richtung einer neoliberal ausgerichteten Politik eingeleitet. Vorbereiter 
für den Bruch der sozialliberalen Koalition bzw. den Putsch der FDP 
gegen die SPD war hier das „Lambsdorff-Memorandum“ des FDP-
Bundeswirtschaftsministers Otto Graf Lambsdorff (1926 – 2009), das 
die Eckpunkte eines künftig rein marktorientierten Systems aufzeigte. 
Alle Politikbereiche, einschließlich der Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit, werden hier an die Regeln und Gesetze marktwirtschaftlichen 
Handelns gebunden. Bereits von 1974 bis 1982 hatte es unter der 
Kanzlerschaft von Helmut Schmidt (SPD) Einschnitte ins soziale Netz 
gegeben, und auch die Bundesbank war ab 1973 auf einen rein mo-
netaristischen Geldkurs umgeschwenkt, mit dem entgegen dem „Sta-
bilitäts- und Wachstumsgesetz“ von 1967 nur noch einseitig über 
eine Geldmengensteuerung auf eine Inflationsbekämpfung gesetzt 
wurde. Nun wurde der Kurs noch einmal deutlich verschärft (vgl. 
Hickel 2001, S. 20). Unter der Parole „Leistung muss sich wieder 
lohnen“ zogen 1982 die CDU/CSU und auch die FDP insbesondere 
gegen Sozialleistungen und einen angeblich „überbordenden Sozial-
staat“ zu Felde. 

Das augenfälligste und zugleich gravierendste Ergebnis dieser ne-
oliberalen Wende war die drastische Erhöhung der Arbeitslosigkeit. 
Die registrierte Arbeitslosigkeit stieg zwischen 1980 und 1990 um 
111,8 Prozent von 889.000 auf 1,883 Millionen Arbeitslose an. Zu 
den registrierten Arbeitslosen kamen noch 1,164 Millionen verdeckte 
Arbeitslose (Stand: 1990) und eine stille Reserve hinzu, sodass die 
Beschäftigungslücke insgesamt bei gut drei Millionen Menschen lag. 
Das reale Wirtschaftswachstum (BIP) war zwischen 1980 und 1990 
mit einer jahresdurchschnittlichen Wachstumsrate von 2,0 Prozent in 
Relation zur Produktivitätsrate, die ebenfalls jahresdurchschnittlich 
um zwei Prozent zulegte, zu schwach, weshalb das Arbeitsvolumen 
konstant blieb. Gleichzeitig nahm jedoch das gesamtwirtschaftliche 
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Arbeitsangebot aufgrund der an die Arbeitsmärkte drängenden gebur-
tenstarken Jahrgänge beträchtlich zu. 

Nach dem neoliberalen Paradigma muss die Staatsquote drastisch 
zurückgefahren und zugleich die Staatsverschuldung abgebaut werden. 
Dies gelang aber nur bedingt. Zwar ging die Sozialleistungsquote von 
28,2 Prozent im Jahr 1980 auf 25,6 Prozent im Jahr 1990 zurück, und 
auch die gesamte Staatsquote reduzierte sich von 46,9 Prozent (1980) 
auf 43,6 Prozent (1990). Die Staatsverschuldung, bezogen auf das 
Bruttoinlandsprodukt, stieg jedoch im selben Zeitraum von 30,0 Pro-
zent auf 41,0 Prozent. Dies resultierte insbesondere daraus, dass, wie 
es von den Neoliberalen beabsichtigt war, die gesamtwirtschaftliche 
Steuerquote überwiegend zum Vorteil der Besitzeinkommen (Gewinn, 
Zinsen, Miete und Pacht) von 23,8 Prozent (1980) auf 21,6 Prozent 
(1990) abnahm. Besonders erfolgreich war die neoliberale Politik bei 
der Veränderung der Verteilungsstruktur des Volkseinkommens bzw. 
des primären Markteinkommens. Hier ging die Bruttolohnquote von 
73,2 Prozent im Jahr 1980 auf 67,8 Prozent im Jahr 1990 zurück. Es 
kam damit zu einem entsprechenden Anstieg der Profitquote im selben 
Zeitraum von 26,8 Prozent auf 32,2 Prozent. 

Mit der deutschen Wiedervereinigung stiegen in den 1990er Jah-
ren die jahresdurchschnittlich registrierten Arbeitslosenzahlen sogar 
noch einmal drastisch an, nämlich von 2,602 Millionen (1991) bis 
auf 3,89 Millionen (2000). Die Beschäftigungslücke lag nun sogar bei 
gut 6,5 Millionen fehlenden Arbeitsplätzen. Das reale Wirtschafts-
wachstum schwächte sich von 1991 bis 2000 auf jahresdurchschnitt-
lich 1,6 Prozent ab. Die Produktivitätsrate lag im selben Zeitraum 
bei 2,0 Prozent, sodass das Arbeitsvolumen um 0,4 Prozentpunkte 
zurückging. Bei einem, demografisch bedingt, noch ansteigenden Ar-
beitsangebot musste so die Arbeitslosigkeit ohne eine entsprechende 
Arbeitszeitverkürzung stark zunehmen. Sie stieg von 1991 bis 2000 
um 49,5 Prozent. Die Staatsquote stieg zunächst bis 1996, um dann 
aber ab 1997 bis 2000 auf 47,6 Prozent zu sinken. Durch die Folgen 
der Wiedervereinigung und die hohe Arbeitslosigkeit nahm in den 
1990er Jahren auch die Sozialleistungsquote von 27,7 Prozent (1991) 
auf 31,2 Prozent (2000) zu. Ebenso stieg die gesamtwirtschaftliche 
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Steuerquote von 22,0 Prozent (1991) auf 23,5 Prozent (2000). Dieser 
Anstieg war aber viel zu gering, um die massive Ausgabenerhöhung 
nach der Wiedervereinigung finanzieren zu können. Infolgedessen legte 
die Staatsverschuldung, überwiegend wiedervereinigungsbedingt, von 
38,8 Prozent (1991) auf 59,7 Prozent (2000) kräftig zu.

Die auf den Lohn drückende Reservearmee zeigte danach zuneh-
mend ihre Wirkung. Zwar stiegen in Ostdeutschland die Löhne stark 
an, und die gesamtwirtschaftliche Bruttolohnquote machte aufgrund 
der in Ostdeutschland weit über der Produktivität liegenden Reallöhne 
zunächst einen Sprung nach oben. Danach blieb sie bis zum Jahr 2000 
weitgehend stabil. Die inverse Profitquote lag 2000 bei 27,9 Prozent. 
Im Ergebnis hat damit in den 1990er Jahren im Gegensatz zu den 
1980er Jahren keine wesentliche Umverteilung von den Arbeits- zu den 
Unternehmer- und Vermögenseinkommen stattgefunden. 

Von 2001 bis 2010 jedoch ging die jahresdurchschnittliche Wachs-
tumsrate stark auf nur noch 0,9 Prozent zurück, und das Wachstum der 
Produktivitätsrate lag mit 1,1 Prozent um lediglich 0,2 Prozentpunkte 
darüber, sodass das Arbeitsvolumen entsprechend sank. Gleichzeitig 
stieg die registrierte Arbeitslosigkeit bis 2005 auf einen Spitzenwert 
von 4,9 Millionen Arbeitslosen dramatisch an. Die Beschäftigungs-
lücke lag 2005 sogar bei fast 6,9 Millionen fehlenden Arbeitsplätzen. 
Anschließend gingen die amtlich ausgewiesenen Arbeitslosenzahlen 
bis 2010 auf 3,2 Millionen zurück, was die Politik zum Jubeln ver-
anlasste. Man sprach von einem „Beschäftigungswunder“ und einem 
„Frühling am Arbeitsmarkt“ sowie von der segensreichen Wirkung 
der Hartz-IV-Reformen, an denen bis heute festgehalten wird. Der 
Rückgang der Arbeitslosenzahlen war aber weder ein Wunder noch 
ein Frühling; vielmehr lag der Grund dafür in einer enormen Zunahme 
von Teilzeitarbeit und prekärer Beschäftigung. Im Jahr 2010 waren von 
insgesamt 36 Millionen abhängig Beschäftigten nur 22,3 Millionen 
vollzeitbeschäftigt und 12,7 Millionen teilzeitbeschäftigt. Außerdem 
waren von den 36 Millionen Erwerbstätigen 7,4 Millionen so genannte 
geringfügig Beschäftigte unterhalb der Versicherungspflicht mit einem 
Monatseinkommen von 400 Euro. Auch 2010 lag die Beschäftigungs-
lücke noch bei vier Millionen fehlenden Arbeitsplätzen.
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Das schwache Wirtschaftswachstum ließ außerdem die Staatsver-
schuldung noch einmal kräftig ansteigen, nämlich von gut 1,2 Billionen 
Euro (2001) auf gut 1,9 Billionen Euro (2010). Davon entfielen infolge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise, die mit hohen Zahlungen und Bürg-
schaften zur Bankenrettung einherging (vgl. auch S. 144f.), allein fast 
400 Milliarden Euro auf den Zeitraum zwischen 2008 und 2010. Die 
Schuldenstandsquote stieg im Jahr 2010 bis auf 83,2 Prozent. Auch die 
Staatsquote, die zwischenzeitlich (nämlich im Jahr 2007) auf 43,5 Pro-
zent zurückgegangen war, stieg bis 2010 wieder auf 47,9 Prozent. Die 
Sozialleistungs- und die Steuerquote blieben dagegen relativ konstant 
auf einem mit den 1990er Jahren vergleichbaren Niveau. Die gesamt-
wirtschaftliche Steuerquote lag im Jahr 2010 bei 22,2 Prozent und die 
Sozialleitungsquote bei 31,7 Prozent.

Kräftig rückläufig war dagegen von 2001 bis 2010 die Bruttolohn-
quote, die um 5,3 Prozentpunkte abnahm und zu einer gigantischen 
Umverteilung von unten nach oben führte. Wäre die bereinigte Quote 
im genannten Zeitraum konstant geblieben, so wären 2010 die Arbeits-
nehmerentgelte in diesem Zeitraum um 725,3 Milliarden Euro höher 
ausgefallen. Und auch nach der staatlichen Umverteilung durch Steuern 
und Abgaben war ein Rückgang der (Netto-)Lohnquote zu verzeichnen 
und gab es eine Umverteilung zugunsten der Besitzeinkommen. Lag die 
Nettolohnquote im Jahr 2001 noch bei 39,1 Prozent, so ging sie bis 
2010 auf 36,3 Prozent zurück. Im Jahr 1960 mit einer Vollbeschäfti-
gung lag sie noch bei 43,7 Prozent (vgl. Schäfer 2011, S. 678f.).

Die enorm starke Umverteilung des Volkseinkommens basiert außer 
auf einer massiven Lohndumpingpolitik und der Verweigerung einer 
antizyklischen Konjunkturpolitik auch auf einer neoliberalen Umkeh-
rung der Logik zur Gewinnbestimmung. Im unternehmerischen Normal
fall ist der Gewinn ein Residuum bei der Verteilung der arbeitsteilig 
generierten unternehmerischen Wertschöpfung, und Lohn, Zins so-
wie Miete bzw. Pacht sind vorab zu zahlende kontraktbestimmte Ein
kommen mit einem Doppelcharakter. Unter dem neoliberalen Regime 
und der Ägide des Finanzmarktkapitalismus mit Massenarbeitslosigkeit 
gilt dies aber nicht mehr. Um die von den Finanzinvestoren an den 
Kapitalmärkten verlangten Profitraten zu realisieren, werden die Kon-
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trakteinkommen zu Restgrößen degradiert und der unternehmerische 
Gewinn zu einer ex-ante bestimmten (festgelegten) Größe gemacht. 
Zins-, Miet- und Pachteinkünfte sind dabei allerdings von den Mana
gern in den produzierenden Unternehmen nur wenig beeinflussbar und 
machen in der Regel an der unternehmerischen Wertschöpfung auch 
nur einen kleinen Teil aus. Was bleibt, sind die Arbeitsentgelte (d.h. 
die Lohnsummen) innerhalb der Wertschöpfung. Diese mit aller Härte 
zu minimieren, ist die vordringliche Aufgabe des Managements. Hier-
bei greift man auf das gesamte Instrumentarium eines destruktiven 
Personalmanagements zurück: Lohnkürzungen direkt und indirekt 
durch Arbeitszeitverlängerungen ohne Lohnausgleich, Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen, insbesondere durch eine massive Inten-
sivierung der Arbeitsprozesse, schließlich Personalabbau – nicht selten 
verbunden mit Massenentlassungen.

Die Umverteilung des Volkseinkommens zu den Besitzeinkommen 
hat dabei natürlich auch Auswirkungen auf die Vermögensbestände. 
„Das gesamte Bruttovermögen in Deutschland betrug im Jahr 2007 
gut acht Billionen Euro und somit 1,5 Billionen Euro mehr als 2002. 
Dem standen Verbindlichkeiten der privaten Haushalte von rund 1,4 Bil
lionen Euro gegenüber (2002: 1,1 Billionen Euro). Das gesamte Netto-
vermögen lässt sich somit auf 6,6 Billionen Euro beziffern (2002: rund 
4,5 Billionen Euro). Nur zum Vergleich: die öffentliche Verschuldung 
der Bundesrepublik liegt bei etwa 2 Billionen Euro.“ (DGB 2011, S. 41) 
Vom Nettovermögen besitzen die reichsten 30 Prozent der Deutschen 
(älter als 17 Jahre) über 90 Prozent und die reichsten zehn Prozent 
über 60 Prozent (vgl. Bach 2010; Frick/Grabka 2009). Dennoch wer-
den die Wiedereinführung der 1997 ausgesetzten Vermögensteuer und 
die Einführung adäquater Erbschaftsteuersätze von den herrschenden 
neoliberalen Kräften im Land vehement verweigert. Das Erbschaft
steueraufkommen betrug 2010 bei einem vererbten Vermögen von rund 
200 Milliarden Euro gerade einmal 4,4 Milliarden Euro (vgl. Deutsche 
Bundesbank 2011, S. 54). Dies entspricht einem durchschnittlichen 
Erbschaftsteuersatz von lediglich 2,2 Prozent.
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9.3	 Realitätsfremde neoklassische Arbeitsmarkttheorie 

Anders als in der neoklassischen Theorie spielt der im Arbeitsprozess, 
im über den Markt und die Konkurrenz vermittelten Prozess der Ka-
pitalverwertung und in der kapitalistischen Akkumulation befind-
liche Mensch in den Veröffentlichungen der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik eine herausragende Rolle. Der Austausch der Ware 
Arbeitskraft ist an den Arbeitsmärkten nicht, wie neoliberale Ökono-
minnen und Ökonomen behaupten, mit jeder anderen Ware gleichzu-
setzen. Die sich verkaufende Arbeitskraft ist vielmehr eine besondere, 
vom Kapital abhängige und fremdbestimmte Ware. Durch diese Be-
sonderheit kommt es in der Realität regelmäßig zu einer strukturellen 
Unterlegenheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenüber 
den nachfragenden Unternehmen, die in und mit ihrem laufenden 
Geschäftsbetrieb wesentlich länger auf eine Anstellung warten können 
als die Arbeitskraftanbieterin und der Arbeitskraftanbieter, die bzw. 
der lebensnotwendig ein Einkommen benötigt und darüber hinaus 
auch noch mit anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern um 
eine freie Stelle konkurrieren muss. 

Die neoklassisch-neoliberale Theorie beachtet diese entscheidenden 
Zusammenhänge des Arbeitsmarktes überhaupt nicht. Sie verlangt bei 
Arbeitslosigkeit vielmehr eine Reduzierung der Löhne, bis an den Ar-
beitsmärkten ein neues markträumendes Gleichgewicht erreicht ist. 
Hier wird rein partialanalytisch und mikroökonomisch versucht, Ar-
beitslosigkeit immanent, d.h. aus den Arbeitsmärkten heraus zu er-
klären und in der Folge auch dort zu therapieren. Sowohl das Arbeits
angebot als auch die Nachfrage der Unternehmen nach Arbeit sind in 
der neoklassisch-neoliberalen Theorie durch den Reallohn determiniert: 
Die Unternehmer fragen demnach im Sinne der Gewinnmaximierung 
bei einer sinkenden Grenzproduktivität der Arbeit nur dann mehr Ar-
beit nach, wenn der Reallohn sinkt, und die Arbeitskraftanbieterinnen 
und -anbieter wägen das Arbeitsleid und das daraus resultierende Ein-
kommen mit den Opportunitätskosten entgangener Freizeit ab. Dabei 
bieten sie zusätzliche Arbeit nur bei einem steigenden Reallohn an, der 
die Opportunitätskosten übersteigt. Im Arbeitsmarkt-Gleichgewicht 
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finden alle Arbeitskraftanbieterinnen und -anbieter zum sich hier 
einstellenden Reallohn Arbeit und alle Unternehmer die gewünschte 
Menge an Arbeit. Arbeitslosigkeit kann demnach nur durch einen zu 
hohen Reallohn verursacht sein. „Die Dauerberieselung der Öffent-
lichkeit mit dieser Predigt gleicht inzwischen einer Gehirnwäsche.“ 
(Hickel 2006, S. 168) 

Da aber, so die Neoliberalen, Rigiditäten an den Arbeitsmärkten 
durch Gewerkschaften und ein einschränkendes Arbeits- und Sozial-
recht vorlägen, müsse es zur Beseitigung von Arbeitslosigkeit zu ei-
ner Dezentralisierung und Individualisierung der Tarifpolitik durch 
eine Zerschlagung der Tarifautonomie und eine Verbetrieblichung 
der Kollektivvertragsebene kommen. Außerdem sei eine Reduktion 
der sozialen Sicherungssysteme (Höhe und Dauer der Lohnersatzleis-
tungen) herbeizuführen, um die Suchintensität der angeblich faulen 
Arbeitslosen zu erhöhen; darüber hinaus müssten die Arbeitsmarkt-
regulierungen (z.B. der Kündigungsschutz) eingeschränkt werden, um 
so die Marktmacht der betrieblichen Insider zu brechen. Die von der 
rot-grünen Bundesregierung 2003 in Deutschland umgesetzte Agenda 
2010 zielte genau auf diese neoliberalen Therapien ab. Die negativen 
Ergebnisse sind hinlänglich bekannt: Es kam zu einer massiven anor-
malen Arbeitsangebotsreaktion mit einer dramatischen Zunahme an 
prekären Beschäftigungsverhältnissen in einem Niedriglohnsektor, wo 
Arbeitsentgelte gezahlt werden, die zum Leben zu wenig und zum Ster-
ben zu viel sind. „Der völlige Freispruch der Unternehmen von der Ver-
ursachung der Arbeitslosigkeit erübrigt [...] Vorschläge zur Einbindung 
der Arbeitsplatzanbieter in eine aktive Beschäftigungspolitik. Während 
die Macht der Gewerkschaften völlig übertrieben wird, reden sich die 
Unternehmen trotz ihres Investitionsmonopols zu machtlosen Erfül-
lungsgehilfen der Marktgesetze klein. Das stellt die wirkliche Verteilung 
der ökonomischen Macht auf den Kopf, aber die damit verbundene 
Absicht liegt auf der Hand. Die Deregulierung, die eine ‚Entfesselung 
der Marktkräfte‘ auf den Arbeitsmärkten anstrebt, dient einer gigan-
tischen Umverteilung. Auf der Ebene der monetären Verteilung werden 
die Gewinneinkommen erhöht, die insgesamt ungerechte Einkommens-
verteilung wird also vertieft.“ (Hickel 2006, S. 165)



kapitel 9

244

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik konfrontiert die 
neoklassisch-neoliberale Arbeitsmarkttheorie mit der Realität und 
stellt zunächst einmal fest, dass Arbeitsmärkte immer von den Gü-
ter- und Kapitalmärkten abgeleitete Märkte sind. Wie viele Arbeits-
kräfte nachgefragt werden, entscheidet sich zunächst einmal schlicht 
und ergreifend über die Frage, wie viel Arbeit im Produktions- und 
Realisationsprozess zu verrichten ist. Dies wird bestimmt durch die 
Nachfrage auf den Gütermärkten, durch den Technikeinsatz (Ratio-
nalisierung) und durch den Preis (Zinsen) für den bereitgestellten Ka-
pitalstock (Technik). Die Höhe der Zinsen wird hier an den Geld- und 
Kapitalmärkten determiniert. Sicher spielt in diesem Kontext auch der 
Lohn eine Rolle. Entspricht er aber der Grenzproduktivität, so kommt 
es nicht zu einem Anstieg der Lohnstückkosten, und in Folge müssen 
auch nicht die Preise steigen. 

Tabelle 11: Produktions-Produktivitätslücke (jahresdurchschnittliche 

Veränderungsraten in Prozent)

1960er 

 Jahre

1970er 

 Jahre

1980er  

Jahre

1990er

 Jahre

2000er

Jahre
BIP 4,4 2,9 2,6 1,6 0,9
Produktivitätsrate* 5,2 3,8 2,4 2,0 1,1
Arbeitsvolumen - 0,8 - 0,9 0,2  - 0,4  - 0,2

* Stundenbasis Erwerbstätige

Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Ist dabei das Wachstum kleiner als die Zunahme der Produktivität, 
so sinkt das benötigte Arbeitsvolumen, wie die Werte in Tabelle 11 
zeigen. Kommt es dann nicht zu einer Reduzierung der Arbeitszeit 
je Beschäftigten, so werden weniger Arbeitskräfte benötigt, und es 
entsteht Arbeitslosigkeit. Auf diesen Zusammenhang, der empirisch 
zu beobachten ist, weist die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts­



neoliberale versus alternative wirtschaftspolitik

245

politik seit 1975 hin und fordert als ein wichtiges wirtschaftspoli-
tisches Instrument eine kollektive Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohnausgleich. 

9.4	 Zur Position der Arbeitsgruppe Alternative 
	 Wirtschaftspolitik

Die Konstituierung der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
im Jahr 1975 mit dem ersten vorgelegten MEMORANDUM „Für 
eine wirksame und soziale Wirtschaftspolitik“ ging noch nicht auf 
eine grundsätzliche ordnungstheoretische Debatte ein, sondern war 
in ihrer Kritik rein prozesstheoretisch angelegt. Es ging mehr um eine 
Antwort auf einen Paradigmenwechsel in der Wirtschaftspolitik, der 
durch den Sachverständigenrat (SVR) mit seinem 1974 vorgelegten 
Gutachten eingeleitet worden war, und um die verfehlte Konjunktur-
politik der damaligen sozial-liberalen Bundesregierung unter Helmut 
Schmidt (SPD), die durch einseitig gewinnfördernde Maßnahmen 
– durch eine Umverteilung des Volkseinkommens zulasten der Be-
schäftigten also – die Aktivität der privaten Unternehmen in Rich-
tung Investition, Produktion und Beschäftigung zu erhöhen hoffte. 
Dem lag die neoklassisch-neoliberale Position des SVR zugrunde, 
dass eine binnenwirtschaftliche Nachfrageschwäche ihren Ursprung 
im Reflex gestörter Angebotsbedingungen hat. Deshalb, so der SVR, 
könne Wirtschaftspolitik nicht auf eine Stärkung bzw. Steigerung der 
kaufkräftigen Nachfrage in Form einer keynesianischen Politik ausge-
richtet werden, sondern müsse die Angebotsbedingungen verbessern, 
was bedeute, die Gewinne und Gewinnerwartungen der privaten Un-
ternehmen zu steigern. Dazu müssten die direkten Arbeitskosten und 
die Lohnnebenkosten sowie die Besteuerung der Gewinneinkünfte 
deutlich gesenkt werden. 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik hat immer wie-
der vor der neoklassisch-neoliberalen Irrlehre und ihrer Fehlinterpreta
tionen bezüglich der Arbeitsmärkte, ihrem liberalisierten Wettbewerbs-
wahn, ihrer Deregulierung der Kapitalmärkte und ihrer von Anfang an 
gewollten Umverteilung von den Arbeits- zu den Besitzeinkommen ge-



kapitel 9

246

warnt. Sie hat eine „Alternative Wirtschaftspolitik“ diesen Konzepten 
gegenübergestellt und eingefordert, deren Eckpunkte sie noch einmal 
im MEMORANDUM (vgl. 2003, S. 48ff.) definiert und zusammen 
gefasst hat. 

Überall sind die Lohnquoten gefallen und infolgedessen die Pro-
fitquoten gestiegen. Letzteres geht aber nicht, wie von Neoliberalen 
immer wieder behauptet, mit steigenden Investitionsquoten einher, son-
dern das Gegenteil ist der Fall: Es ist zu einer nachhaltigen Entkopplung 
von Gewinn- und Investitionsquote gekommen (Leaman 2005, S. 1204; 
Priewe/Rietzler 2011). Die neoliberal angelegte und behauptete „G-I-B- 
Formel“ (Gebt den Unternehmern heute mehr Gewinn, dann kommt 
es morgen zu mehr Investitionen und danach zu mehr Beschäftigung) 
ist eine Mär. Der neoliberale Circulus virtuosus von höheren Gewin-
nen und daraus folgenden höheren beschäftigungsschaffenden Real-
investitionen geht in Wirklichkeit nicht auf. Die Unternehmen haben 
aufgrund der Umverteilung und der dadurch ausfallenden kaufkräf-
tigen Konsumnachfrage nur geringe Absatzerwartungen und inves-
tieren ihre Überschüsse lieber an den Finanzmärkten, die mit speku-
lativen hohen Profitraten locken. „Die steigenden Gewinne, die nicht 
produktiv re-investiert werden, fließen auf die Finanzmärkte“, stellte 
Jörg Huffschmid (2007, S. 20) fest. „Dort können sie zu spekulativen 
Blasen führen, deren Platzen dann wiederum negativ auf das gesamt-
wirtschaftliche Wachstum wirkt.“ – „Von 2000 bis 2007 verzeichne-
ten die Unternehmen in Deutschland einen Zuwachs der jährlichen 
Gewinne von 197 Milliarden Euro, wovon sie 84 Milliarden Euro 
zusätzlich ausgeschüttet haben. Der Rest blieb in den Unternehmen. 
Die Aufwendungen für private Anlageinvestitionen haben aber nur um 
14 Milliarden Euro zugenommen. 2007 sind die inländischen Brutto-
investitionen der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften in Höhe von 
250 Milliarden Euro zu 78 Prozent durch Abschreibungen finanziert 
worden.“ (von der Vring 2010, S. 18)

Die so letztlich immer weiter ausfallende Nachfrage nach Konsum- 
und Investitionsgütern – verbunden mit hoher Arbeitslosigkeit, einem 
Anstieg der Armutszahlen und einer Schwächung der Gewerkschaften, 
die in den Tarifverhandlungen den verteilungsneutralen Spielraum aus 
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Produktivität und Inflation nicht mehr ausschöpfen können – bewirkt 
sich gegenseitig verstärkende Tendenzen, die in einem Teufelskreis aus 
Umverteilung, Wachstumsschwäche und Arbeitslosigkeit münden. 

Hinzu kommt noch ein Ausfall an Nachfrage durch die zuneh-
mende Privatisierung der Alterssicherungssysteme. Die Menschen 
sollten, so die Neoliberalen, für das Alter nicht mehr in Form eines 
gesetzlichen solidarischen Umlageverfahrens Vorsorge treffen, sondern 
per Kapitalrücklagen in privaten Kapitallebensversicherungen oder 
Pensionsfonds. Der Wert solcher Altersrücklagen hat sich weltweit 
allein in den Pensionsfonds von 1992 bis 2005 von knapp fünf auf 
20 Billionen US-Dollar mehr als vervierfacht (vgl. Huffschmid 2007, 
S. 21). Dies heizt dann noch zusätzlich die Kapitalmärkte spekulativ an 
und ist wie bei der „Riester-Rente“ letztlich nur ein staatlich hofiertes 
Profitprogramm für Banken, Versicherer und Finanzdienstleister (vgl. 
Hagen/Kleinlein 2011).

9.5	 Das exportgetriebene neoklassische 
	 Wachstumsmodell Deutschlands ist eine 
	 Hauptursache der Eurokrise

Glaubt man der Bundesregierung, dann will sie mit ihrer Wirtschafts-
politik ein hohes Wirtschaftswachstum zur Verringerung der Arbeits-
losigkeit und zur Erhöhung des Wohlstands der Bevölkerung errei-
chen (vgl. hierzu auch das Kapitel 1). Ihre theoretische Grundlage 
ist dabei die neoklassische Angebotstheorie, die davon ausgeht, dass 
das Wachstum vor allem von den Angebotsfaktoren Arbeit und Ka-
pital in Verbindung mit dem technischen Fortschritt bestimmt wird. 
Dazu sollen diese Angebotfaktoren im Interesse hoher Renditen der 
Kapitaleigentümer so günstig wie möglich gestaltet werden. Um hohe 
Investitionen für das Wachstum zu erreichen, müssten, so heißt es, 
vor allem die Lohnkosten einschließlich der Lohnnebenkosten sowie 
die Gewinn- und Kapitalsteuern niedrig gehalten respektive weiter 
gesenkt werden. 

Die Orientierung der Steuer-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
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auf die Verbesserung der Angebotsbedingungen für das Kapital hat in 
Deutschland im Zusammenhang mit der Förderung der Wettbewerbs- 
und Standortbedingungen im internationalen Konkurrenzkampf eine 
besondere Ausprägung und Zuspitzung erhalten. Um die Exportkraft 
der Bundesrepublik – die in hohem Maße von konkurrenzfähigen 
Kosten, vor allem Lohnkosten, und einem fortgeschrittenen techno-
logischen Stand der Erzeugnisse bestimmt wird – zu steigern, wurde 
ein hoher Druck zur Senkung der Lohnkosten und der Kapitalsteuern 
ausgeübt.

War diese Politik erfolgreich, und zu welchen Ergebnissen hat sie 
geführt? Von 1992 bis 2010 stieg der Warenexport Deutschlands auf 
rund 280 Prozent, von 343 auf 952 Milliarden Euro, während das 
Bruttoinlandsprodukt nur auf 150 Prozent wuchs, von 1.648 auf 
2.477 Milliarden Euro. Die jahresdurchschnittliche Zuwachsrate des 
Exports (Spezialhandel) betrug in diesem Zeitraum das 3,6-Fache der 
entsprechenden Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts. Damit er-
höhte sich die Exportquote (der Anteil des Exports am Bruttoinlands-
produkt) von 21 Prozent auf 39 Prozent. Der Exportüberschuss lag in 
allen Jahren ab 2004 bei über 100 Milliarden Euro und erreichte 2007 
einen Spitzenwert von 181 Milliarden Euro.�

Das Wirtschaftswachstum Deutschlands war in den letzten 20 Jah-
ren von einer außerordentlich hohen Exportabhängigkeit geprägt. Dies 
gilt sowohl für die Jahre des Wachstums als auch für konjunkturellen 
Krisen wie in den Jahren 2002/2003 und für die schwerste Krise seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges in den Jahren 2008/2009 mit einem 
Produktionsrückgang von 5,1 Prozent im Jahr 2009. Auch die wirt-
schaftliche Erholung in den Jahren 2010 und 2011 wurde entscheidend 
vom Exportwachstum getragen.

Im Zeitraum zwischen 1991 und 2011 stagnierten die Bruttoreallöh-
ne, während die Nettoreallöhne sogar um vier Prozent zurückgingen. In 
diesen Jahren haben sich die Vermögens- und Unternehmenseinkom-
men real rasant erhöht, allein von 2000 bis 2007 (dem Jahr vor dem 

�	 Diese und die folgenden Zahlenangaben zum Außenhandel und zur Leistungs-
bilanz beruhen auf Angaben des Statistischen Bundesamts und den Monatsbe-
richten der Deutschen Bundesbank.
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Krisenbeginn) um 40 Prozent. Damit fand eine einschneidende Umver-
teilung zulasten der Arbeitnehmereinkommen statt (vgl. Kapitel 3).

Die vorrangig auf die Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen 
der deutschen Wirtschaft gerichtete Angebotspolitik hat zwar eine hohe 
Exportdynamik gefördert, konnte aber die Wirkungen der damit ver-
bundenen Schwächung des Binnenmarkts auf die Gesamtnachfrage 
nicht ausgleichen. Dies zeigt sich deutlich an den Wachstumsraten des 
Bruttoinlandsprodukts, die im Durchschnitt der Jahre 2000 bis 2011 
nur bei 1,2 Prozent lagen. Sie waren damit auch wesentlich geringer 
als in fast allen anderen EU-Staaten.

Die neoliberale Wirtschaftspolitik hat somit ihre Ziele nicht er-
reicht, sondern auf ganzer Linie versagt: Erstens wurde das Wachstum 
wurde nicht erhöht und erhielt auch keine nachhaltig stabile Basis im 
Binnenmarkt; vielmehr ist es zunehmend von unsicheren Prozessen der 
Weltmarktentwicklung abhängig. Zweitens wurde die Einkommens
polarisierung verstärkt – die Anzahl der Millionärinnen und Millio-
näre stieg, während sich gleichzeitig Armutsprozesse verstärkten; die 
Arbeitslosigkeit wurde nicht spürbar gesenkt, und die Prekarisierung 
der Arbeit nahm im erschreckenden Tempo zu. Drittens haben von 
dieser Politik nur die im Export aktiven Unternehmen und ihre Zuliefer
betriebe profitiert. Alle vom Binnenmarkt abhängigen Unternehmen 
– der Einzel- und der Großhandel, das gesamte Handwerk und die 
große Mehrzahl der kleinen und mittelständischen Unternehmen – wa-
ren und sind oftmals die Verlierer. Viertens haben damit die Regionen 
und Bundesländer profitiert, in denen solche Exportunternehmen ins-
besondere in den Branchen Automobil-, Maschinen- und Anlagenbau 
sowie Chemie angesiedelt sind (vor allem Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Teile von Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen). Ande-
re Regionen – darunter die meisten Teile der Neuen Bundesländer – sind 
dagegen durch die stagnierende Binnennachfrage negativen Wirkungen 
ausgesetzt. Allerdings kann diese Politik auf einen „Erfolg“ hinweisen: 
Die Interessen des Kapitals an hohen Renditen konnten wirkungsvoll 
durchgesetzt werden.

Um die notwendigen Schlussfolgerungen für Alternativen ziehen 
zu können, ist es zweckmäßig, die Beziehungen zwischen dem Export-
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wachstum, den Export- und Leistungsbilanzüberschüssen und dem 
Wirtschaftswachstum etwas differenzierter zu analysieren.

Die Export-Import-Beziehungen beeinflussen das mögliche Wirt-
schaftswachstum, indem die Struktur des verfügbaren Produkts ge-
genüber der Struktur des im Inland hergestellten Produkts in Über-
einstimmung mit den Bedarfs- und den Produktivitätsbedingungen 
verändert wird. Dies geschieht insbesondere durch die Nutzung der 
Vorteile der internationalen Spezialisierung und Kooperation – etwa 
durch die Nutzung komparativer Kostenvorteile – sowie durch die 
Bereitstellung der notwendigen Energieträger und Rohstoffe. Dies trägt 
zur Verbesserung und insgesamt zur Sicherung der Angebotsbedin-
gungen für die Aufrechterhaltung und Erweiterung der Produktion 
– d.h. für die einfache und die erweiterte Reproduktion – bei. Dabei 
bleibt offen, inwieweit diese internationalen Austauschbeziehungen, 
die mit erheblichen umweltschädlichen Transporten verbunden sind, 
wirklich notwendig sind. Sie sind zu einem großen Teil vorrangig dar-
auf ausgerichtet, internationale Wertschöpfungsketten zu etablieren 
und auszubauen, um hohe Profite durch die großen transnationalen 
Konzerne zu realisieren. Ein Teil der länderübergreifenden globalen 
Austauschbeziehungen kann durch die stärkere Orientierung auf um-
weltschonende regionale Wirtschaftskreisläufe als Bestandteil des so-
zial-ökologischen Umbaus ersetzt werden. 

Hier geht es jedoch in erster Linie um einen anderen Aspekt des 
Außenhandels, nämlich um die Größe der Export- bzw. Leistungsbi-
lanzüberschüsse respektive -defizite und um deren Rolle für die wirt-
schaftliche Entwicklung eines Landes. Deutschland weist seit langem 
einen hohen – und tendenziell weiter zunehmenden – Exportüberschuss 
(Spezialhandel, d.h. ohne Dienstleistungen) auf. Im Zeitraum zwischen 
1980 und 2011 gab es in jedem Jahr einen Exportüberschuss, der seit 
1985 nur in zwei Jahren unter 30 Milliarden Euro lag. Seit 2002 be-
trug er in jedem Jahr über 100 Milliarden Euro, und 2007 erreichte er 
einen Spitzenwert von 195 Milliarden Euro. Nach einem Rückgang auf 
139 Milliarden Euro im Jahr 2009 kletterte er im Jahr darauf wieder 
auf 155 Milliarden Euro. Der Beitrag des Nettoexports zum Wachs-
tum des Bruttoinlandsprodukt machte im gesamten Zeitraum zwischen 
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2000 und 2008 rund zwei Drittel aus. Im Jahr des Kriseneinbruchs 
2009 entfielen rund 50 Prozent des Produktionsrückgangs um 5,1 Pro-
zent auf die Verringerung des Exports.

Der Exportüberschuss zeigt zunächst an, dass eine zusätzliche Nach-
frage nach Ergebnissen der inländischen Wertschöpfung besteht, die bei 
einer Übereinstimmung der Export- und Importgrößen verschwinden 
würde. Warenexport- und -importbeziehungen umfassen zwar den 
größten Teil, aber nicht die gesamten äußeren Wirtschaftsbeziehungen, 
die die Leistungsbilanz bestimmen. In diese Leistungsbilanz gehen au-
ßer dem Außenhandelssaldo (Spezialhandel) noch die Salden aus den 
Dienstleistungen (dazu gehören als größte Posten der Reiseverkehr/Tou-
rismus und der Transport), den Vermögens- und Erwerbseinkommen 
aus dem bzw. in das Ausland sowie aus den laufenden Übertragungen 
ein. Da die größeren Positionen außerhalb der Außenhandelsbilanz, 
die Dienstleistungsbilanz und die Bilanz der laufenden Übertragungen 
für Deutschland einen Minussaldo aufweisen, ist der Überschuss der 
gesamten Leistungsbilanz für Deutschland geringer als der Überschuss 
der Außenhandelsbilanz. 

In den 1990er Jahren war die Leistungsbilanz Deutschlands haupt-
sächlich infolge der Wiedervereinigung ständig defizitär. Die Export-
überschüsse gingen stark zurück und reichten nicht mehr aus, um die 
hohen Negativsalden der Dienstleistungen und der laufenden Übertra-
gungen auszugleichen. Diese Situation änderte sich ab dem Jahr 2002, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Einführung des Euro und 
den damit verbundenen unveränderlichen Wechselkursen zwischen den 
Ländern der Eurozone, woraus vor allem Deutschland beträchtliche 
Vorteile ziehen konnte. 

Der Saldo der Leistungsbilanz wies seit dem Jahr 2000 folgende 
Entwicklung auf (Angaben in Milliarden Euro):

2000 2001 2002 2004 2007 2009 2010 2011
- 35,2 + 0,4 + 43,0 + 102,8 + 181,2 + 133,7 + 141,5 + 135,9

Quelle: Monatsbericht Deutsche Bundesbank, Februar 2012, Statistischer 

Teil, Tabelle XI.2.
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Deutschland weist nicht nur im Rahmen der EU die bei weitem 
höchsten Leistungsbilanzüberschüsse auf, sondern steht hier auch glo-
bal nach China und vor Japan an zweiter Stelle mit einem Anteil von 
15 Prozent an den globalen Leistungsbilanzüberschüssen (vgl. Prie-
we 2011, S. 37). Daran wird deutlich: Deutschland lebt unter seinen 
wirtschaftlichen Möglichkeiten.

Die einseitige Fixierung der Wirtschaftspolitik der verschiedenen 
Bundesregierungen auf die Forcierung des Exports war nicht nur ein 
bestimmender Faktor für die schon erwähnten Einschränkungen und 
im internationalen Vergleich äußerst negativen Tendenzen in der Ent-
wicklung der Reallöhne sowie der öffentlichen Ausgaben für Sozial-
leistungen und Investitionen. Sie führte im Zusammenwirken mit den 
grundlegenden Konstruktionsfehlern der Verträge zur Einführung der 
Währungsunion zur Verschärfung der Ungleichgewichte in der Zah-
lungsbilanzen der Euroländer, deren Wirkungen erst in der Wirtschafts-
krise mit voller Wucht auftraten und zur ungebremsten Zunahme der 
Staatsschulden mehrerer EU-Länder sowie zur andauernden Finanz- 
und Schuldenkrise des Euroraums führten.

Diese Ungleichgewichte sind insbesondere für die Schuldnerländer, 
aber auch für die Überschussländer negativ. Sie erhöhen die Ungewiss-
heiten und Unsicherheiten in den internationalen Beziehungen, aber 
auch bei der inneren wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der 
einzelnen Länder.

Für eine alternative Wirtschaftspolitik gilt es, daraus Schlussfolge-
rungen zu ziehen. Nicht eine sozial und wirtschaftlich verhängnisvolle 
Austeritätspolitik und die rigorose Anwendung einer „Schuldenbrem-
se“ können die Probleme der EU lösen. Deutschland hat eine besondere 
Verantwortung für eine nachhaltige Lösung der angestauten Finanz- 
und Schuldenprobleme in den südeuropäischen EU-Ländern und in 
Bezug auf die Schaffung stabiler Rahmenbedingungen für eine nachhal-
tige ökonomische und soziale Entwicklung, die zugleich den Anforde-
rungen der sich verschärfenden Umweltprobleme gerecht wird. Dafür 
muss eine solidarische Finanzpolitik in der EU durchgesetzt und die 
Aufnahmefähigkeit des deutschen Binnenmarkts auch für Importe aus 
den Defizitländern verbessert werden. Dies erfordert ein ausgewogenes 
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Konzept zur schrittweisen Verringerung der zu hohen Exportabhän-
gigkeit der deutschen Wirtschaft, vor allem ihres Wachstums, sowie 
die systematische Verringerung des Export- und Leistungsbilanzüber-
schusses in Übereinstimmung mit einer expansiveren Entwicklung des 
Binnenmarkts.

9.6	 Alternative Forderungen zur Einschränkung und 	
	 Überwindung der Dominanz neoliberaler Politik

Ungeachtet des Versagens der neoliberalen, angebotsorientierten Po-
litik bei der Lösung der grundlegenden ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Probleme ist ihre Dominanz bisher nicht gebrochen. 
Damit alternative wirtschaftspolitische Vorstellungen eine stärkere 
Akzeptanz und Unterstützung im öffentlichen Bewusstsein erhalten 
und neoliberale Vorstellungen zurückgedrängt werden können, ist es 
daher wichtig, weiter an einem überzeugenden, attraktiven und vor 
allem realistischen „Gegenleitbild“ zum Neoliberalismus zu arbeiten. 
Dabei kommt den Vorstellungen zur Überwindung des Marktfunda-
mentalismus eine besondere Bedeutung zu. Ein solches Leitbild könnte 
der Rahmen für einen alternativen Wirtschafts- und Entwicklungstyp 
sein. 

Im Folgenden sollen die Schwerpunkte wirtschafts-, sozial- und um-
weltpolitischer Veränderungen skizziert werden, die die Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik vorschlägt. Dabei werden jedoch nicht 
alle Komplexe angeführt, die für eine alternative Wirtschaftspolitik von 
Bedeutung sind, wie beispielsweise die Bildung und die Regulierung der 
Finanzmärkte – die an anderen Stellen dieses MEMORANDUMS be-
handelt werden (siehe Kapitel 5) –, die Veränderung der Eigentumsver-
hältnisse und das Thema Wirtschaftsdemokratie, die Innovationspolitik 
oder die Digitalisierung und ihre Einflüsse auf Arbeit und Leben. 

Die hier behandelten Bereiche lassen sich meist nicht vollständig 
voneinander abgrenzen. Sie sind vielmehr untereinander eng verfloch-
ten und wirken wechselseitig aufeinander ein. So ist z.B. die Entwick-
lung der Humandienstleistungen ein eigenständiger Komplex, der für 
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die Verbesserung der Lebensqualität, für gute Arbeit und für die Ver-
wirklichung der Gleichstellung eine herausragende Rolle spielt. Zu-
gleich bildet der Ausbau der Humandienstleistungen eine unerlässliche 
Bedingung für die Überwindung der Massenarbeitslosigkeit und die 
Schaffung neuer, zukunftsfähiger Arbeitsplätze. 

9.7	 Zukunft der Arbeit – Bekämpfung der 
	 Massenarbeitslosigkeit

Im Zentrum eines alternativen Wirtschaftsprogramms steht die Zu-
rückdrängung der Massenarbeitslosigkeit. Dies ist die notwendige 
Voraussetzung für die Schaffung von Bedingungen, die es jedem Men-
schen ermöglichen, an sinnvoller, existenzsichernder Arbeit teilzu-
haben. Zugleich muss alternative Wirtschaftspolitik dazu beitragen, 
selbstbestimmte, emanzipatorische Arbeit zu fördern und individuell 
differenzierte Interessen und Wünsche, an der Erwerbsarbeit teilzu-
nehmen, stärker zu berücksichtigen sowie die reale Gleichstellung der 
Geschlechter zu verwirklichen. Daraus ergibt sich ihre enge und viel-
fältige Verflechtung mit der Entwicklung der Humandienstleistungen. 
Die für eine lebenswerte Zukunft entscheidende Verwirklichung einer 
„guten Arbeit“ hat eine entscheidende Grundlage in der permanenten 
Produktivkraftentwicklung. Es gilt, die damit verbundenen Verände-
rungen in den Arbeitsverhältnissen und -bedingungen aufzugreifen 
und in innovative Lösungen umzusetzen. 

Für die Schaffung von Arbeitsplätzen gibt es beträchtliche Potenzi-
ale – insbesondere in den Bereichen des öffentlichen Dienstes wie z.B. 
Bildung, Gesundheit, soziale Dienste, Kultur sowie auf den Gebieten 
des ökologischen Umbaus. Gesellschaftliche Fortschritte im 21. Jahr-
hundert sind untrennbar damit verbunden, dass der Anteil dieser 
Bereiche am verfügbaren Arbeitspotenzial und an den Investitionen 
beträchtlich steigt. Dies ist für Deutschland umso vordringlicher, als 
hier gegenüber vielen EU-Staaten und den skandinavischen Ländern 
große Rückstände bestehen. Damit werden in vielerlei Hinsicht wich-
tige Beiträge im Interesse der Menschen geleistet: 1. zur Erweiterung 
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der Arbeitsmöglichkeiten, insbesondere zur Schaffung zukunftsfähiger 
Arbeitsplätze; 2. zur Gleichstellung der Geschlechter hinsichtlich der 
Teilhabemöglichkeiten an der Erwerbsarbeit; 3. zur Verbesserung der 
Lebensqualität, zur Erhöhung des Wohlstands sowie insgesamt zur Ver-
änderung der Lebensweise in Übereinstimmung mit den Bedingungen 
des 21. Jahrhunderts; 4. zur nachhaltigen Verbesserung der Relationen 
zwischen dem Verbrauch knapper Ressourcen auf der einen sowie der 
Wertschöpfung und Bedürfnisbefriedigung auf der anderen Seite; 5. zur 
Stärkung des Binnenmarkts und zur Steigerung der Importe sowie da-
mit auch zum Abbau der Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands; 
6. zur Verbesserung der Einkommenssituation der privaten Haushalte 
sowie zur gleichzeitigen Erhöhung der Staatseinnahmen.

Notwendig sind neue Initiativen zur Verkürzung der Arbeitszeit 
bei vollem Lohnausgleich, zunächst auf 35 und perspektivisch auf 
30 Wochenstunden. Ohne Erhöhung des gesamten Arbeitsvolumens 
können dadurch mehr Arbeitsplätze geschaffen werde. Zugleich ist 
die Arbeitszeitverkürzung ein wichtiges Mittel gegen den erhöhten Ar-
beitsdruck mit häufigen gesundheitlichen Schäden, vorausgesetzt, es 
werden wirksame Maßnahmen ergriffen, um die Arbeitsintensität zu 
verringern. Die erweiterte Freizeit eröffnet zugleich neue Möglichkeiten 
für die Entfaltung und Nutzung der menschlichen Fähigkeiten, darunter 
auch für die Teilnahme an ehrenamtlicher Arbeit.

Eine solche Alternative wendet sich sowohl gegen die These vom 
„Ende der Arbeitsgesellschaft“ als auch und insbesondere gegen die 
neoliberal initiierten Wege zur „Bekämpfung“ der Arbeitslosigkeit: 
unzumutbare Zwangsvermittlung, Niedriglohnsektor, „moderate“ 
Lohnentwicklung, Deregulierung des Arbeitsmarktes, Ich-AG etc. 
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9.8	 Stärkung der Humandienstleistungen – eine 
	 bestimmende Tendenz für das neue Paradigma 
	 einer sozial-ökologisch nachhaltigen Entwicklung 	
	 im 21. Jahrhundert

Die Humandienstleistungen, zu denen vor allem Bildung, Gesundheit, 
soziale Betreuung und Pflege sowie Kultur gehören, gewinnen einen 
immer höheren Stellenwert im Rahmen des gesamtwirtschaftlichen 
Reproduktionsprozesses und für die gesamte volkswirtschaftliche 
Wertschöpfung. Dies ist vor allem auf folgende Faktoren zurück
zuführen:
•	 Humandienstleistungen gehören zu den Grundbedingen der öf-

fentlichen Daseinsvorsorge, zu den „Commons“ oder öffentlichen 
Gütern, die für alle Menschen unabhängig von deren Einkommen 
gesichert werden müssen.

•	 Humandienstleistungen erhalten im Vergleich zu den materiellen 
Konsumgütern eine immer größere Bedeutung für die Bedürfnis-
befriedigung und die Lebensqualität der Menschen (nicht zuletzt 
jener in höherem Lebensalter). Hieraus ergeben sich insbesondere 
höhere Anforderungen an Gesundheits- und Pflegeleistungen.

•	 Humandienstleistungen sind aufgrund ihres im Vergleich zur ma-
teriellen Produktion weit geringeren Einsatzes an natürlichen Res-
sourcen, besonders an Energie und Rohstoffen, ein grundlegender 
Bestandteil der für die nachhaltige Lösung der Umwelt- und Klima-
probleme dringend erforderlichen Veränderungen in der gesamten 
Produktions- und Lebensweise.

•	 Humandienstleistungen sind ein bestimmender Faktor für eine 
höhere Qualität der Arbeit und damit für die Zufriedenheit und 
Selbstbestimmung des Menschen in der Arbeit, für seine stärkere 
Partizipation an Entscheidungen sowie für die Demokratisierung 
gesellschaftlicher Entscheidungsprozesse, speziell für die Verwirk-
lichung der Wirtschaftsdemokratie auf allen Ebenen. Hierfür spielt 
die Bildung einschließlich der ständigen Weiterbildung die entschei-
dende Rolle. 

•	 Humandienstleistungen können wesentliche Beiträge leisten, um 
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sinnvolle und zukunftsorientierte Arbeitsplätze zu schaffen und 
damit die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen.

•	 Humandienstleistungen – insbesondere die soziale Betreuung und 
die Pflege – bilden wichtige Voraussetzungen, um die Gleichstellung 
der Geschlechter real zu gewährleisten.

Vergleiche mit anderen EU-Staaten, insbesondere mit den skandina-
vischen Ländern, zeigen, dass Deutschland hier große Rückstände 
aufweist. Dies wird auf allen relevanten Gebieten deutlich – beim 
Anteil dieser Bereiche an der Beschäftigung, an den Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte sowie an den öffentlichen Investitionen.

Sowohl aus der wachsenden Bedeutung dieser Bereiche der Human
dienstleistungen als auch aus ihrem Zurückbleiben in Deutschland 
folgt die Konsequenz, ihnen in den wirtschafts- und sozialpolitischen 
Alternativen größte Bedeutung zuzumessen. Die genannten Bereiche 
müssen in einem größeren Ausmaß zu Bestandteilen der kommunalen 
Daseinsvorsorge werden. Dabei reicht ihre quantitative Erweiterung 
nicht aus. Dringend notwendig ist vielmehr die gleichzeitige Verbesse-
rung der Qualität ihrer Leistungen durch den verstärkten Einsatz von 
Beschäftigten mit einer guten Ausbildung und Qualifikation.

9.9	 Soziale Sicherheit und bedarfsorientierte soziale 	
	 Grundsicherung

Die soziale Sicherheit und die Verteidigung sowie Weiterentwicklung 
der solidarischen sozialen Sicherungssysteme, wozu eine armutsfeste, 
den Lebensstandard erhaltende Rente gehört, werden immer zu den 
tragenden Bestandteilen eines alternativen wirtschafts- und sozialpo-
litischen Konzepts gehören. Die soziale Sicherung ist mit vielfältigen 
Herausforderungen konfrontiert, für die neue, tragfähige Lösungen 
gefunden werden müssen. Insbesondere gilt es, dem verstärkten Druck 
auf die soziale Sicherheit zu begegnen, der durch Globalisierung, 
Standortkonkurrenz, zunehmende Finanzierungsprobleme des Staates 
und der Sozialversicherungen infolge hoher Massenarbeitslosigkeit, 
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demografische Probleme, geringes Wirtschaftswachstum und eine 
falsche Steuerpolitik ausgeübt wird.

Die Sozialpolitik hat eine Doppelfunktion zu erfüllen: Sie muss 
soziale Gerechtigkeit und Sicherheit herstellen sowie die Integration 
aller Menschen in das gesellschaftliche Leben besser sichern, um ihre 
Teilhabemöglichkeiten daran zu gewährleisten.

Ein zentrales Anliegen alternativer Politik ist die Einführung einer 
bedarfsorientierten sozialen Grundsicherung. Eine solche Grundsiche-
rung, die armutsfest ist und sich an den Maßstäben eines menschen-
würdigen Lebens entsprechend dem erreichten Entwicklungsniveau 
orientiert, muss deutlich über dem gegenwärtigen Hartz-IV-Niveau 
liegen. Sie erfordert beträchtliche Mittel, die in einer Größenordnung 
von drei bis vier Prozent des BIP liegen, und kann deshalb nur schritt-
weise über einen längeren Zeitraum eingeführt werden.

Zu den ersten Schritten einer solchen Grundsicherung gehören: 
gesetzlich geregelte, flächendeckende einheitliche Mindestlöhne, begin-
nend in Branchen mit verbreiteter Niedriglohnarbeit; altersabhängig 
gestaffelte Grundsicherung für Kinder und Jugendliche; die Weiterfüh-
rung der Grundsicherung im Alter auf einem lebensstandardsichernden 
Niveau.

Eine solche Grundsicherung würde auch zur Stabilisierung der Mas-
seneinkommen und damit des Binnenmarktes beitragen. 

9.10	 Sichere und armutsfeste Renten

Die Auseinandersetzungen um die Gestaltung eines zukunftsfähigen 
Rentensystems stehen heute mit im Zentrum gesellschaftspolitischer 
Debatten und sozialer Kämpfe. Auf der einen Seite gibt es die Forde-
rungen nach einer Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre, 
nach einer Einführung eines demografischen Faktors zur Berücksich-
tigung der „Überalterung“, durch den die Rentenleistungen abge-
schmolzen werden, sowie nach einem Ausbau der privaten Rentenver-
sicherung auf der Grundlage einer kapitalgedeckten Rente. Die Wir-
kungen dieser Maßnahmen sind schon heute absehbar: Zunehmende 
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Ängste und Unsicherheiten in Bezug auf das Leben im Alter, denn 
durch eine drastische Verringerung der realen Renteneinkommen für 
die Mehrheit der heute Erwerbstätigen – die Rente wird nach den bis-
herigen Regelungen bis zum Jahr 2030 um rund 30 Prozent entwertet 
werden – wird sich Altersarmut ausbreiten.

Auf der anderen Seite stehen von der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik unterstützte Forderungen nach einer Rente, die ge-
währleistet, im Alter ein menschenwürdiges Leben führen zu können, 
und den erreichten Lebensstandard sichert. Aufgrund der engen Bezie-
hungen zwischen den Einkommen während der Erwerbsarbeit und der 
Höhe der Rente stehen die Überwindung der Massenarbeitslosigkeit, 
eine gute Ausbildung der jungen Menschen, das Zurückdrängen der 
Prekarisierungstendenzen in der Arbeit, die Einführung eines flächen-
deckenden Mindestlohnes sowie die Verbesserung der Bedingungen der 
Erwerbstätigkeit für Frauen im Vordergrund. Notwendig ist die Rück-
nahme der rentenmindernden Reformen der letzten Jahre einschließlich 
der Rente erst ab 67. Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
fordert die Einführung einer armutsfesten solidarischen Mindestrente. 
Der Rentenwert Ost muss über 20 Jahre nach der Wiedervereinigung 
endlich an das Westniveau angeglichen werden. Zugleich gilt es, die 
verschiedenen Möglichkeiten zur Finanzierung der höheren Anforde-
rungen an das Rentensystem umfassend zu nutzen, u.a. mit der Ein-
führung einer allgemeinen Bürgerversicherung unter Auswertung der 
Erfahrungen in der Schweiz. 

9.11	 Gesundheit

Die Auseinandersetzungen um die weitere Entwicklung des Gesund-
heitssystems, seine Finanzierung, seine Organisation und vor allem 
um die weitere Bereitstellung der notwendigen Gesundheitsleistungen 
für alle Menschen unabhängig von ihren Einkommen haben sich ver-
schärft. Eine grundlegende Reform des Gesundheitswesens steht daher 
ganz oben auf der Tagesordnung. 

Das Konzept der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik sieht 



kapitel 9

260

vor, den Weg zur Zwei-Klassen-Medizin zu versperren bzw. wieder 
rückgängig zu machen. Eine qualitativ hochwertige medizinische Ver-
sorgung muss für jede und jeden garantiert werden. Benachteiligungen 
von sozial Schwachen, von Menschen mit Behinderungen und von 
chronisch Kranken aus Gründen der „Sparsamkeit“ dürfen nicht zu-
gelassen werden. 

Die solidarische Finanzierung muss wiederhergestellt und gesichert 
werden. Zur stabilen Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung mit einem breiten Leistungsspektrum, das den Erfordernissen 
eines gesunden Lebens und den größer gewordenen Möglichkeiten der 
Medizin entspricht, ist die Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze 
und die Einbeziehung aller Einkommensarten notwendig. Die weitere 
Kommerzialisierung gesundheitlicher Leistungen, der weitere Ausbau 
der Privatversicherungen zulasten der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung und die Intensivierung des Marktwettbewerbs sind keine geeig-
neten Wege in ein zukunftsfähiges solidarisches Gesundheitswesen.

9.12	 Sozial-ökologischer Umbau

Der sozial-ökologische Umbau ist eine zentrale, unverzichtbare Bedin-
gung für eine zukunftsfähige Entwicklung in Deutschland, in Europa 
und auf der ganzen Welt. Er ist mit allen Feldern alternativer Politik 
eng verzahnt und muss einen wichtigen Platz bei der Ausarbeitung von 
Alternativen für die zukünftige Entwicklung einnehmen. Die Arbeits­
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik kann dabei an eine Tradition 
ihrer Tätigkeit anknüpfen, die in den 1980er Jahren begann und in 
der Forderung nach einer konsequenten Durchsetzung ökologischer 
Kriterien in der Wirtschaft in mehreren MEMORANDEN (u.a. 1990) 
ihren Niederschlag fand. 

Ein zukunftsorientierter, nachhaltiger sozial-ökologische Umbau 
verlangt, wichtige ökonomische und soziale Probleme neu zu durch-
denken und dadurch auch zu neuen Vorstellungen und Vorschlägen 
zu kommen. Das gilt insbesondere für Gerechtigkeits- und Gleichheits
forderungen, die unbedingt darauf gerichtet sein müssen, die unge-
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rechte Verteilung der Verfügungs- und Nutzungsmöglichkeiten von 
Naturressourcen zwischen Nord und Süd zu überwinden und zielstre-
big das gleiche Recht aller Menschen zur Nutzung des natürlichen Um-
weltraums durchzusetzen. Notwendig sind tiefgreifende Veränderungen 
in den Auffassungen zum ökonomischen Wachstum, dessen Fortsetzung 
in der bisherigen Art zwangsläufig zu nicht mehr lösbaren Widersprü-
chen führen würde. Die Lösung der Umweltprobleme erfordert auch 
eine neue Qualität der Globalisierung und der gemeinsamen Suche nach 
den notwendigen Veränderungen und den wichtigsten Schritten, um 
die erforderlichen Zielstellungen auch tatsächlich zu erreichen. Hierzu 
gehören unbedingt die Bemühungen zur Vermeidung kriegerischer Aus-
einandersetzungen und für eine wirkliche Solidarität der ökonomisch 
entwickelten Industriestaaten mit den Ländern der „Dritten Welt“, 
insbesondere den ärmsten Staaten.

9.13	 Zukunftsfähige Haushaltspolitik und sozial 
	 gerechtere Steuerpolitik

Eine zukunftsfähige Haushaltspolitik setzt voraus, dass die Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte nicht auf Kosten der finanziellen 
Möglichkeiten für eine aktive, zukunftsorientierte Wirtschafts-, Be-
schäftigungs-, Sozial- und Umweltpolitik erfolgt. Um einen größeren 
Konsens über die Grundlagen für die Haushalts- und Steuerpolitik 
zu erreichen, sollte eine öffentliche Debatte darüber initiiert werden, 
welche Aufgaben von der Gemeinschaft und welche privat wahrzu-
nehmen sind, um daraus abzuleiten, in welcher Höhe öffentliche Mit-
tel bereitzustellen sind. Dies wäre auch ein wichtiger Schritt, um eine 
notwendige engere Verbindung zwischen Reform- und Haushaltspo-
litik zu erreichen.

Ein alternatives Steuerkonzept als Schritt zu einer höheren Ver-
teilungsgerechtigkeit muss eine Umkehr der Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte in Gang bringen.

In diesem Zusammenhang hat sich die Arbeitsgruppe Alternati­
ve Wirtschaftspolitik mit den langfristigen Überlegungen von John 
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Maynard Keynes im Hinblick auf die Akkumulationsbedingungen in 
hochentwickelten Volkswirtschaften beschäftigt (vgl. Reuter 2000). 
Hier ist die Ersparnis tendenziell höher, als es die in Produktion und Be-
schäftigung fließenden privaten Investitionen sind. Soll die Überschus-
sersparnis (Keynes nannte sie die „räuberische Ersparnis“), nicht durch 
Finanzinvestitionen absorbiert werden, wie es heute der Fall ist, dann 
bleibt nur die Abschöpfung über Steuern zur Finanzierung öffentlicher 
Investitionen, um dadurch öffentliche Güter anbieten zu können, die 
im Gegensatz zu privaten Gütern einem Nicht-Ausschlussprinzip und 
einer Nicht-Rivalität beim Konsum unterliegen. Im MEMORANDUM 
2009 (S. 145ff.) hat die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
hierzu den Ausbau sozialer Dienstleistungen gefordert und im Einzel-
nen dargelegt. Damit würden auch Schritte zu einer grundlegend verän-
derten sozialen und ökologischen Entwicklungsstrategie in Deutschland 
unterstützt werden.

9.14	 Gesellschaftliche Regulierung und demokratische 	
	 Kontrolle 

Die Globalisierung muss im Interesse der Verringerung der Polarisie-
rung in der globalen Verteilung des Reichtums und der Ressourcen 
sowie im Interesse nachhaltiger Entwicklungsstrategien politisch ge-
staltet werden. Im Vordergrund der harten gesellschaftlichen Aus-
einandersetzungen um eine stärkere gesellschaftliche Regulierung im 
Interesse der Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft und der Entschärfung 
der größten sozialen Konflikte sollten konkrete Schritte und Rege-
lungen stehen, die ein breites Spektrum von Maßnahmen umfassen. 
Diese Maßnahmen reichen von der Demokratisierung wirtschaftlicher 
Entscheidungen auf allen Ebenen – im Betrieb und in den Unterneh-
men, bei den Vereinten Nationen und anderen internationalen Insti-
tutionen – über die koordinierte globale Regulierung internationaler 
Finanzmärkte und Kapitalströme bis hin zu wirksamen und verbind-
lichen globalen Programmen zur Erreichung der Klimaziele und zur 
Bekämpfung der Armut. 
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Tabellenanhang





Jahr

Einwohne-
rinnen und 
Einwohner

Erwerbs-
personen-
potenzial

Erwerbstätige
Arbeitsvolumen der

ins-
gesamt

abhängig
Beschäf-

tigte
Erwerbs-
tätigen

abhängig
Beschäf-

tigten
1.000 Personen Mio. Stunden

Deutschland

1991 80.275 42.706 38.621 35.101 59.789 51.907
1995 81.817 43.238 37.802 33.996 57.781 48.879
1998 82.037 43.801 38.148 34.189 57.189 47.948
2000 82.037 44.181 39.382 35.387 57.922 48.650
2005 82.438 44.840 38.976 34.559 55.775 46.325
2006 82.315 44.988 39.192 34.736 55.808 46.488
2007 82.218 44.839 39.857 35.359 56.679 47.363
2008 82.002 44.811 40.345 35.866 57.365 48.036
2009 81.802 44.894 40.362 35.894 55.811 46.508
2010 81.752 44.826 40.553 36.065 57.087 47.725
2011 81.778 44.904 41.100 36.554 58.059 48.602

Früheres Bundesgebiet ohne Berlin 

1991 62.320 32.317 30.153 27.098
1995 64.172 33.702 29.919 26.790
2000 65.027 34.426 31.661 28.437 45.938 38.712
2005 65.698 35.538 31.684 28.165 44.961 37.696
2006 65.667 35.693 31.866 28.329 45.125 37.889
2007 65.664 35.637 32.388 28.813 45.978 38.699
2008 65.541 35.714 32.861 29.287 46.551 39.241
2009 65.422 35.877 32.853 29.303 45.306 38.013
2010 65.406 35.922 33.014 29.462 46.486 39.128

Neue Bundesländer und Berlin 

1991 17.955 10.634 08.468 08.003
1995 17.646 10.308 07.682 07.206
2000 17.232 09.708 07.483 06.950 11.721 10.154
2005 16.740 09.302 07.151 06.394 10.733 08.997
2006 16.648 09.295 07.209 06.407 10.737 08.997
2007 16.554 09.202 07.336 06.546 10.811 09.074
2008 16.461 09.097 07.415 06.579 10.899 09.169
2009 16.380 09.017 07.418 06.591 10.679 08.941
2010 16.326 08.905 07.469 06.603 10.965 09.198

Quelle: Statistisches Bundesamt, Institaut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 
Erwerbstätigenangaben für früheres Bundesgebiet und neue Bundesländer: Be-
rechnungsstand Februar 2011. Erwerbstätigenrechnung Deutschland: Berech-
nungsstand März 2012. Das Erwerbspersonenpotenzial ist die Summe aus Er-
werbstätigen, Erwerbslosen und Stiller Reserve.

Tabelle A 1: Bevölkerung, Erwerbstätigkeit
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Regis-
trierte 

Arbeits-
lose

Arbeitslosen-
quote

Lang-
zeit-

arbeits-
lose

Arbeits-
kräfte-

angebot

darunter:
Stille 

Reserve

Beschäfti-
gungs-
lücke

Jahr
Insge-
samt

dar.
Frauen

1.000
Personen

 Prozent 1.000 Personen

Deutschland

1991 2.602 7,3   8,5   455 42.950 971 4.329

1995 3.612 10,4   11,4   1.125 44.011 2.055 6.410

2000 3.889 10,7   10,9   1.454 44.134 1.185 4.990

2005 4.861 13,0   12,7   1.588 44.840 767 6.005

2006 4.487 12,0   12,0   1.670 44.988 936 5.913

2007 3.760 10,1 10,4 1.371 44.839 775 5.115

2008 3.258 8,7 8,9 1.081 44.811 452 4.535

2009 3.415 9,1 8,6 933 44.894 440 4.623

2010 3.238 8,6 8,1 1.130 44.826 465 4.344
2011 2.976 7,9 7,6 1.052 44.904 561 3.804

Früheres Bundesgebiet ohne Berlin

1991 1.596 6,2   7,0   455 32.317 420 2.164

1995 2.427 9,3 9,2 828 33.702 1.235 3.783

2000 2.381 8,4   8,3   937 34.426 676 2.765

2005 3.247 11,0   10,7   990 35.538 509 3.852

2006 3.007 10,2   10,2   1.120 35.693 627 3.827

2007 2.475 8,4 8,7   891 35.637 487 3.249

2008 2.138 7,2 7,4 693 35.714 224 2.853

2009 2.314 7,8 7,4 616 35.877 224 3.025

2010 2.227 7,4 7,1 776 35.922 302 2.910

2011 2.026 6,7 6,5 729

Neue Bundesländer und Berlin

1991 1.006 10,2   12,3 X 10.634 552 2.166

1995 1.185 14,9 19,3 297 10.308 820 2.626

2000 1.509 18,5   19,3   518 9.708 509 2.225

2005 1.614 20,6   19,8   598 9.302 258 2.153

2006 1.480 19,2   18,8   550 9.295 308 2.086

2007 1.285 16,8   16,8   480 9.202 287 1.866

2008 1.120 14,7 14,5 388 9.097 228 1.682

2009 1.101 14,5 13,5 317 9.017 216 1.598

2010 1.011 13,4 12,3 354 8.905 163 1.434

2011 950 12,6 11,8 323

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, IAB-Kurzberichte. 
Beschäftigungslücke = Arbeitskräfteangebot (Erwerbspersonenpotenzial) minus Zahl der 
Erwerbstätigen. 2012 kann die von der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik bisher 
ausgewiesene Beschäftigungslücke wegen fehlender Daten zur „verdeckten Arbeitslosig-
keit“ nicht mehr ausgewiesen werden.

Tabelle A 4: Arbeitslose und Stille Reserve     
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Jahr

Masseneinkommen Betriebs-
überschuss/

Selbstständigen-
einkommen, 
Vermögens-
einkommen

Verfüg-
bares 
Ein-

kommen

Spar-
quote

Massen-
ein-

kommen
insgesamt

davon:
Netto-
löhne
und

-gehälter

davon:
Monetäre 

Sozial-
leistungen

(netto)

Mrd.  Euro Prozent

1991 714 496 218 325 1.005 13,0

1995 830 546 284 391 1.191 11,2

2000 919 597 322 425 1.301 9,4

2001 954 617 337 440 1.348 9,5

2002 969 621 348 436 1.363 10,1

2003 974 616 358 455 1.395 10,4

2004 987 628 359 467 1.419 10,6

2005 985 626 360 502 1.448 10,7

2006 986 628 358 543 1.481 10,8

2007 1.000 646 354 562 1.502 11,0

2008 1.019 664 355 586 1.543 11,7

2009 1.048 662 387 540 1.531 11,1

2010 1.080 688 392 553 1.576 11,3

2011 1.100 714 386 585 1.627 11,0

Verfügbares Einkommen = 100*

1991 71,0 49,3 21,7 32,4 100,0

1995 69,7 45,8 23,8 32,9 100,0

2000 70,7 45,9 24,8 32,7 100,0

2001 70,8 45,8 25,0 32,7 100,0

2002 71,0 45,5 25,5 32,0 100,0

2003 69,8 44,1 25,7 32,6 100,0

2004 69,6 44,2 25,3 32,9 100,0

2005 68,0 43,2 24,8 34,7 100,0

2006 66,6 42,4 24,2 36,7 100,0

2007 66,5 43,0 23,5 37,4 100,0

2008 66,1 43,0 23,0 38,0 100,0

2009 68,5 43,2 25,3 35,3 100,0

2010 68,5 43,7 24,8 35,1 100,0

2011 67,6 43,9 23,7 35,9 100,0

* Differenz bedingt durch Saldo verschiedener übriger Transferleistungen wie beispielsweise Scha-
densersatzleistungen aus Versicherungen oder Überweisungen Erwerbstätiger im Inland an das 
Ausland. 2012 waren es ca. 60 Mrd. Euro.
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Tabelle A 6: Verteilung der verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte     



Tabelle A 7: Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste von 
abhängig Beschäftigten (Vollzeitbeschäftigte)*

Jahr

Früheres Bundesgebiet Neue Bundesländer 

Vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Insgesamt Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen

Euro

1991 1.987 2.175 1.555 2. 924   2.966   2. 846   

1992 2.108 2.309 1.664  1.213    1.258    1.110   

1993 2.188 2.380 1.749  1.425    1.472    1.305   

1994 2.269 2.467 1.815  1.537    1.583    1.423   

1995 2.358 2.562 1.891  1.652    1.693    1.551   

1996 2.418 2.624 1.967  1.769    1.817    1.696   

1997 2.460 2.660 2.017  1.819    1.865    1.751   

1998 2.518 2.718 2.070  1.866    1.911    1.808   

1999 2.589 2.791 2.136  1.917    1.961    1.862   

2000 2.652 2.848 2.199  1.929    1.959    1.867   

2001 2.718 2.913 2.268  1.982    2.018    1.912   

2002 2.806 3.004 2.344  2.077    2.122    2.006   

2003 2.889 3.087 2.419  2.141    2.186    2.069   

2004 2.954 3.150 2.483  2.191    2.236    2.118   

2005 3.009 3.203 2.537  2.239    2.285    2.165   

2006 3.060 3.256 2.586  2.279    2.325    2.202   

2007 3.134 3.329 2.657  2.344    2.392    2.263   

2008 3.213 3.413 2.724  2.431    2.474    2.357   

2009 3.248 3.436 2.791  2.486    2.519    2.432   

2010 3.338 3.537 2.855  2.547    2.584    2.484   

Entwicklung in Prozent

1995 : 1991  118,7    117,8    121,6    178,8    175,3    183,3   

2000 : 1995  112,5    111,2    116,3    116,8    115,7    120,4   

2005 : 2000  113,5    112,5    115,4    116,1    116,6    116,0   

2010 : 2005  110,9    110,4    112,5    113,8    113,1    114,7   

2010 : 1991  168,0    162,6    183,6    275,6    267,5    293,6   

* Im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich ohne Sonderzahlungen.
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.



Nicht einbezogen werden: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Altersteilzeit sowie solche, 
die ihren Wohnsitz im Inland haben und im Ausland arbeiten; Auszubildende; Praktikantinnen und 
Praktikanten; Personen, die keinen Verdienst für ihre Leistung erhalten; tätige Inhaberinnen und In-
haber; Mitinhaberinnen und Mitinhaber; Familienangehörige ohne Arbeitsvertrag; ausschließlich 
auf Honorarbasis bezahlte Personen; Personen im Vorruhestand und Personen in so genannten 
Ein-Euro-Jobs. Geringfügig Beschäftigte sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die entweder 
einer geringfügig entlohnten oder einer kurzfristigen Beschäftigung nachgehen. Eine geringfügig 
entlohnte Beschäftigung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig 
400 Euro im Monat nicht übersteigt. Quelle: Statistisches Bundesamt.

Bezahlte 
Wochen-
arbeits-
zeit in 

Std.

Bruttostunden-
verdienst in Euro

Bruttomonats-
verdienst in Euro

insge-
samt

ohne
Sonder-

zah-
lungen

insge-
samt

ohne
Sonder-

zah-
lungen

Sonder-
zah-

lungen

Deutschland

Insgesamt
Vollzeitbeschäftigte 39,2 20,35 19,49 3.467 3.322 145
Teilzeitbeschäftigte 24,8 15,98 15,67 1.725 1.690 134
Geringfügig Beschäftigte 2.280

 Männer 
Vollzeitbeschäftigte 39,4 21,58 20,57 3.693 3.520 173
Teilzeitbeschäftigte 25,6 16,59 16,18 1.847 1.801 146
Geringfügig Beschäftigte 2. 272

 Frauen 
Vollzeitbeschäftigte 38,8 17,48 16,99 2.948 2.866 182
Teilzeitbeschäftigte 24,7 15,88 15,58 1.705 1.672 133
Geringfügig Beschäftigte 2. 284

Früheres Bundesgebiet (einschließlich Berlin)
 Insgesamt 

Vollzeitbeschäftigte 39,1 21,15 20,22 3.595 3.347 158
Teilzeitbeschäftigte 24,1 16,51 16,17 1.731 1.695 136
Geringfügig Beschäftigte 2. 286

 Männer 
Vollzeitbeschäftigte 39,3 22,45 21,36 3.832 3.646 187
Teilzeitbeschäftigte 25,1 17,16 16,71 1.872 1.824 148
Geringfügig Beschäftigte 2. 279

 Frauen 
Vollzeitbeschäftigte 38,7 17,96 17,44 3.021 2.934 188
Teilzeitbeschäftigte 24,0 16,40 16,08 1.707 1.674 133
Geringfügig Beschäftigte 2. 291

Neue Bundesländer
 Insgesamt 

Vollzeitbeschäftigte 39,8 15,56 15,15 2.691 2.620 171
Teilzeitbeschäftigte 29,1 13,37 13,15 1.689 1.661 128
Geringfügig Beschäftigte 2. 219

 Männer 
Vollzeitbeschäftigte 40,1 15,78 15,33 2.749 2.669 180
Teilzeitbeschäftigte 28,7 13,54 13,27 1.691 1.657
Geringfügig Beschäftigte 2. 220

 Frauen 
Vollzeitbeschäftigte 39,4 15,15 14,83 2.591 2.536 155
Teilzeitbeschäftigte 29,1 13,35 13,13 1.689 1.662 127
Geringfügig Beschäftigte 2. 219

Tabelle A 8: Verdienste und Arbeitszeiten der abhängig Beschäf-
tigten im Produzierenden Gewerbe und Dienstleistungsbereich, 
drittes Quartal 2011
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